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Dienstleistungen sind in modernen Gesellschaf-
ten die tragende Säule für Wachstum und Be-
schäftigung. Das Gutachten untersucht die Ent-
wicklung des Dienstleistungssektors im Kontext 
wirtschaftlichen Wandels, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Entwicklung der und Debatte 
über die sog. New Economy. Im Ergebnis ist fest-
zustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland 
die nach wie vor bestehende Dienstleistungs-
lücke schließen muss. Die Entwicklung einer 
wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft ist 
der Schlüssel zu Wachstum und Beschäftigung, 
erfordert aber sowohl Strukturreformen wie auch 
eine bessere Koordination zwischen Akteuren 
und Politiken auf regionaler und Branchenebene. 

Die nachfolgenden Thesen ziehen ein zusammen-
fassendes Fazit des Gutachtens, anschließend 
werden die Einzelbeiträge kurz resümiert. 

I. Trotz Aufwertung des Dienstleistungssek-
tors besteht in Deutschland nach wie vor 
eine Dienstleistungslücke. 

Im Zuge der New Economy erleben viele Felder 
des tertiären Sektors einen erneuten Aufschwung. 

Besonders vielversprechend ist die Entwicklung 
bei den unternehmensbezogenen, den sozialen 
und den konsumbezogenen Diensten verlau-
fen, deren Wachstumsraten die Entwicklung im 
industriellen Sektor weit in den Schatten stell-
ten. Die Ursachen dieser Entwicklung sind viel-
fältiger Natur: Die internationale Verflechtung 
der wirtschaftlichen Beziehungen und der tech-
nische Fortschritt spielen hier eine ebenso gro-
ße Rolle wie die Herausbildung neuer post-
materieller Bedürfnisse und die Alterung der 
Gesellschaft. 

• Unternehmensbezogene Dienste sind eine 
wichtige strategische Größe, da Wettbe-
werbsdruck und Umweltkomplexität anstei-
gen. Der Ausbau von FuE-Tätigkeiten dient 
der Entwicklung kundenorientierter Produk-
te, Unternehmensberatungen tragen zur um-
weltgerechten Organisationsentwicklung bei, 
Werbung und Marketing helfen bei der güns-
tigen ‚Platzierung’ eines Produktes. Beson-
ders wichtig sind in diesem Kontext die in-
formationstechnischen Dienstleistungen, z. B. 
Multimedia, Software und Telekommunika-
tion. 

• Unter den personenbezogenen Diensten ist ins-
besondere im Bildungssektor eine steigen-
de Nachfrage zu verzeichnen, denn die New 
Economy ist zugleich auch Wissensökono-
mie. Eine solide Grundausbildung, lebens-



aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áå=ÇÉê=kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

dìí~ÅÜíÉå=ÇÉê=cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

10 

langes Lernen, Innovations- und Teamfähig-
keit sowie Medienkompetenz sind wichtige 
Erfolgsfaktoren für Unternehmen und Be-
schäftigte. Aufgrund der demographischen 
Entwicklung und der Ausweitung der Frei-
zeit steigt außerdem der Bedarf nach Diens-
ten, die die individuelle Lebensqualität er-
höhen. Hiervon profitieren z. B. der Gesund-
heits- und Tourismussektor. 

Trotz der beeindruckenden Entwicklung weist 
die deutsche Dienstleistungsgesellschaft im in-
ternationalen Vergleich eine Beschäftigungs-
lücke auf. Dies gilt sowohl für den Bereich der 
hochqualifizierten Tätigkeiten (z. B. im Bereich 
der unternehmensbezogenen Dienste) wie auch 
für geringqualifizierte Tätigkeiten aus dem Be-
reich der konsum- und personenbezogenen 
Dienste. Die Schließung dieser Lücke wird 
über die zukünftige Arbeitsmarktperformance 
der Bundesrepublik entscheiden. 

• Die deutsche Dienstleistungslücke korreliert 
mit einer niedrigen Frauenerwerbsquote und 

mit einem hohen Anteil an informellen 
Diensten, die im Rahmen von Haushalten 
produziert werden. Es fehlt nicht nur an 
Anreizen zur Aufnahme geringfügiger Be-
schäftigung, sondern auch an einem flä-
chendeckenden Ausbau an personenbezo-
genen Diensten, die als ‚Entlastungsangebo-
te’ für Frauen bereitstehen (Kinderbetreuung, 
Haushaltsdienste). 

• Die Dienstleistungslücke hängt mit Schwä-
chen im Bildungssystem zusammen. So sind 
nur ein Fünftel der anerkannten Ausbildungs-
berufe dem Dienstleistungssektor zuordnen; 
insbesondere in den Wachstumsfeldern der 
personenbezogenen Dienste fehlt es an qua-
lifizierten Berufen. Hinzu kommt, dass die 
akademischen Studiengänge häufig an den 
Erfordernissen der unternehmerischen Pra-
xis ‚vorbei’ bilden. Auch Weiterbildung 
wird nicht so systematisch betrieben, dass 
sie dem Anspruch des ‚lebenslangen Ler-
nens’ gerecht wird. 

^ÄÄK=NW= ^êÄÉáíëäçëÉåèìçíÉI=_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖëèìçíÉ=áã=aáÉåëíäÉáëíìåÖëëÉâíçêI=cê~ìÉåÉêïÉêÄëJ
èìçíÉ=áã=sÉêÖäÉáÅÜG=
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II. Der Einsatz Neuer Medien und die Ent-
wicklung kundenspezifischer Angebote 
sind zentrale Wettbewerbsfaktoren. 

Dreh- und Angelpunkt der New Economy sind 
Neue Medien. So stellt das Wachstum des IT-
Sektors einen tragenden Faktor des konjunktu-
rellen Aufschwungs dar, außerdem spielen die 
spill-over-Effekte der Neuen Medien eine wich-
tige Rolle: Sie ermöglichen die Beschleunigung 
von Leistungsprozessen und sind ein wichtiges 
Instrument für Qualitätsmanagement, Kunden-
orientierung oder Kooperationsvorhaben. Dies 
steigert Attraktivität und Effizienz der angebo-
tenen Dienste, eröffnet aber auch neue Rationa-
lisierungsspielräume. Der rasche Auf- und Aus-
bau einer breitbandigen Telekommunikations-
infrastruktur ist Voraussetzung für die Verbes-
serung der Qualität und Benutzerfreundlichkeit 
netzgestützter Dienstleistungen. 

• Im Handel lässt sich eine zunehmende Digi-
talisierung der Wertschöpfungskette beob-
achten. Über E-Procurement und E-Commerce 
können Beschaffungs- und Vertriebswege bei 
der Produktion effizienter gesteuert werden; 
beim Endkunden hingegen kommen Points-
of-Information (POI) und Online-Shopping zum 
Zuge. Resultat ist die ‚individualisierte Mas-
senproduktion’, in der die technikgestützte 
Kombination unterschiedlicher Produkt- und 
Dienstleistungselemente ein auf einzelne 
Kunden zugeschnittenes Angebot erlaubt. 

• Personenbezogene Dienste galten früher auf-
grund ihrer Arbeitsintensität als technik- und 
rationalisierungsresistent. Neue Medien ver-
ändern dieses Bild: Sie brechen das uno-actu-
Prinzip auf, indem sie Dienstleister und 
Kunden räumlich und zeitlich voneinander 
entkoppeln (z. B. durch virtuelle Vorlesungen, 
Telemedizin und Reisebuchung via Internet). 
Dies ist effizienzsteigernd, eröffnet aber auch 
Rationalisierungsspielräume. Daher kann 
nicht mehr davon ausgegangen werden, dass 
sich Nachfragesteigerungen automatisch in 
Beschäftigungszuwächsen bei den perso-
nenbezogenen Diensten niederschlagen. 

Mit dem steigenden Bedarf nach Dienstleistun-
gen werden auch Leistungsschwächen in den 
Organisationen des Sektors sichtbar. So lässt sich 
bei allen Dienstleistungsfeldern beobachten, 
dass sich Kundenwünsche zunehmend ausdif-
ferenzieren – gleich, ob es sich um private 

Verbraucher oder Organisationen handelt. Zum 
entscheidenden Erfolgskriterium wird daher 
die Entwicklung einer vielseitigen Angebots-
palette, deren einzelne Elemente zu kunden-
spezifischen ‚Paketen’ geschnürt werden kön-
nen. Dies erfordert nicht nur kontinuierliche 
Produkt- und Prozessinnovationen, sondern 
auch Kooperations- und Qualitätsbewusstsein. 

• Im Handel zeigt sich die ‚Paketstrategie’ vor 
allem an der Verknüpfung von Dienstleis-
tung und Produkt. Die Ausdifferenzierung 
der Kundenwünsche erfordert nicht nur an-
spruchsvolle Produkte, sondern auch Dienst-
leistungen, die als Zusatznutzen die Attrak-
tivität des Produktes steigern – z. B. in Form 
von Beratung, Wartung und Lieferung. Über 
solche Paketlösungen oder ‚hybriden Pro-
dukte’ kann das Angebot optimal auf die spe-
zifischen Wünsche des Kunden zugeschnit-
ten werden. 

• Im Tourismus werden zunehmend Angebo-
te für Senioren entwickelt. Dabei muss be-
rücksichtigt werden, dass alte Menschen kei-
ne homogene Zielgruppe darstellen. Je nach 
Alter, Noch-Berufstätigkeit, Familienstruk-
tur und Pflegebedürftigkeit weisen Reisepro-
file große Unterschiede auf. Eine wichtige 
Herausforderung ist die Entwicklung von 
Angeboten, bei denen einzelne Elemente aus 
Freizeit, Bildung, Gesundheit und Transport-
wesen flexibel kombinierbar sind und den 
Bedürfnissen unterschiedlicher Senioren-
gruppen entsprechen. 

III. Old, New und Next Economy: Die Regeln 
von Markt und Wettbewerb gelten nach 
wie vor, aber neuen Organisationsformen 
und Technologien müssen sich nicht nur 
Unternehmen stellen. 

Die New Economy ist nicht auf wenige exklusive 
Akteure (hightech-orientierte Unternehmen und 
start ups) beschränkt: Viele klassische Unterneh-
men der Old Economy eignen sich die Spielre-
geln der Neuen Wirtschaft an, umgekehrt gel-
ten viele Gesetzmäßigkeiten der Alten Ökono-
mie für die Akteure der Neuen Wirtschaft. Ex-
perten sprechen in diesem Zusammenhang von 
einer Next Economy, bei der die Grenzen zwi-
schen beiden Kategorien zunehmend aufwei-
chen. Die Entwicklung vieler Dienstleistungs-
organisationen ist hierfür ein Beispiel. 
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• Outsourcing, human resource management und 
Multimedia gehören mittlerweile auch in 
Krankenhäusern, Schulen und der öffentli-
chen Verwaltung zum Alltag. Dies zeigt, dass 
die New Economy Einzug in viele gesellschaft-
liche Bereiche gehalten hat: Nicht nur klas-
sische Großorganisationen aus den Berei-
chen Handel, Banken und Versicherungen 
modernisieren sich anhand ihrer Leitlinien, 
sondern auch Organisationen, die gemein-
hin überhaupt nicht als Unternehmen im 
wirtschaftlichen Sinne begriffen werden. 

• Umgekehrt machen die Prototypen der New 
Economy Bekanntschaft mit wichtigen Kenn-
zeichen der Alten Ökonomie: Auch die inno-
vativsten start ups unterliegen dem Druck, 
dass Leistungen verkaufbar sein müssen, 
dass damit Nachfrage generiert werden 
muss, und dass das Ausscheiden aus dem 
Markt vorprogrammiert ist, wenn das Ge-
schäftsmodell nicht stimmt. Ebenso gewinnt 
die Frage der Interessensvertretung mit den 
Risiken der New Economy eine neue Popu-
larität, wobei jedoch neue Spielarten die 
klassischen Mitbestimmungsinstitutionen 
teils ergänzen, teils ersetzen. 

• Von einer Überwindung von Konjunktur-
zyklen kann nicht gesprochen werden. Zwar 
deutet sich an, dass mehr Wettbewerb und 
schnellere Innovationszyklen zu einem hö-
heren Produktivitätswachstum führen kön-
nen, aber ebenfalls auch, dass dies im Zu-
sammenwirken mit informatisierten und glo-
balisierten Finanzmärkten zu heftigeren Kon-
junkturumschwüngen führen kann. Antizyk-
lische Geld- und Fiskalpolitiken werden 
damit in besonderem Maße gefordert. 

IV. Dienstleistungspolitik ist nicht traditio-
nelle „Industriepolitik für den Dienstleis-
tungssektor“, sie erfordert sowohl neue 
Rahmenbedingungen für Bildung und 
Arbeitsmarkt als auch regional- und sek-
torspezifische Politiken. 

Auch im Dienstleistungssektor bestätigt sich 
die These von der ‚Glokalisierung’: Einerseits 
nimmt die globale Orientierung von Unterneh-
men zu, andererseits gewinnt die lokale Ebene 
für die Gestaltung von Dienstleistungen eine 
herausragende Bedeutung. Auch wenn nicht 

jede Region ein Drittes Italien oder Silicon Valley 
werden kann: Die Region kann die Ausbildung 
innovativer Milieus anregen, die eine wichtige 
Rahmenbedingung auch für den internationalen 
Erfolg von Dienstleistungsunternehmen darstel-
len. 

• Existenzgründungen vollziehen sich in be-
sonderem Maße im regionalen Kontext, da 
die entsprechenden Personen dort zumeist 
ihre Wurzeln und sozialräumlichen Bindun-
gen haben. Die regionalen Institutionen und 
Organisationen der Wirtschaftsförderung 
können die Bedingungen für ein leistungs-
fähiges Gründerklima positiv beeinflussen 
– nicht nur über Förderleistungen, sondern 
auch über Beratungsleistungen und Einbe-
zug der Bildungsinstitutionen. 

• Eine Profilierung als Gesundheitsregion, Bio-
technologie-Standort oder Medienregion kann 
nur gelingen, wenn bereits spezifische re-
gionale Kompetenzen vorhanden sind und 
systematisch weiterentwickelt werden. Hier-
bei spielt das regionale Bildungs- und For-
schungssystem eine herausragende Rolle: 
Erfolgreiche Regionen zeichnen sich dadurch 
aus, dass über Ausbildung und Forschung 
know-how und human capital bereitgestellt 
wird, welches den Schwerpunkten und Er-
fordernissen der Region entspricht. 

• Bei den sektorspezifischen Politiken geht es 
nicht primär um Förderpolitiken, wie bei 
der traditionellen Industriepolitik, sondern 
um die Koordination der beteiligten Akteu-
re und Politikbereiche. So benötigt z. B. der 
Ausbau der gesundheitsbezogenen Dienst-
leistungen eine Konzertierung unterschied-
licher politischer Maßnahmen. Hierzu zählt 
z. B. die Förderung von Existenzgründungen, 
die Entwicklung von Ausbildungsberufen 
und Studiengängen sowie die Anpassung in-
stitutioneller Rahmenbedingungen durch die 
Gesundheitspolitik. Dabei müssen Maßnah-
men nicht nur in unterschiedlichen Politik-
feldern, sondern auch auf unterschiedlicher 
Ebenen (Bund, Länder, Regionen und Kom-
munen) koordiniert werden. 

Die zukünftige Entwicklung des Dienstleistungs-
sektors wird nicht zuletzt von politischen Steu-
erungsbemühungen abhängen. Bislang sind al-
lenfalls Konturen einer solchen Politik erkenn-
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bar, die die Dienstleistungslücken im deutschen 
Sektor schließen könnte und die Modernisie-
rung durch gezielte Anreize unterstützt. Zu die-
sem Zweck müssten Kompetenzen aus diversen 
Querschnittsbereichen gebündelt werden, z. B. 
aus der Wirtschafts-, Sozial-, Bildungs- und Tech-
nologiepolitik. Entscheidend für die Entwick-
lung des Dienstleistungssektors wird die Besei-
tigung von strukturellen Hemmnissen sein. 

• Die Bildungspolitik muss nicht nur Ausbil-
dungsgänge für alte und neue Dienstleis-
tungsberufe und -branchen schaffen. Sie 
muss außerdem Hemmnisse für Dienstleis-
tungsbeschäftigung durch verstärkte ganz-
tägige Vorschul- und Schulangebote abbau-
en, besser für die Selbständigkeit vorberei-
ten, und auf die Erfordernisse lebenslan-
gen Lernens durch die Modularisierung 
der Erstausbildung und der Weiterbildung 
eingehen. Für die Tarifpartner stellt sich die 
Aufgabe, Anreize für Weiterbildung durch 
Lernzeitkonten zu schaffen. 

• Die Arbeitsmarktpolitik sollte Anreize für 
die Beschäftigung von Geringqualifizierten 
schaffen, etwa durch Kombilohn-Modelle in 
Niedriglohnbereich, die Integration von So-
zial- und Arbeitslosenhilfe, etc. Diese Model-
le sollten so gestaltet sein, dass sie soziale 
Marginalisierung mit Folgen, wie sie etwa in 
den Vereinigten Staaten beobachtbar sind, 
vermeiden. Flankierend sollten viele selbstän-
dige Dienstleistungstätigkeiten dereguliert 
werden. 

OK= bäÉãÉåíÉ=ÉáåÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖëéçJ
äáíáâ=ÑΩê=aÉìíëÅÜä~åÇW=
_Éáíê®ÖÉ=ìåÇ=e~åÇäìåÖëÉãéÑÉÜäìåJ
ÖÉå=áã=§ÄÉêÄäáÅâ=

fK= aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áã=ïáêíëÅÜ~ÑíäáÅÜÉå=
t~åÇÉäW=
píêìâíìêI=t~ÅÜëíìã=ìåÇ=_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=

Der Dienstleistungssektor dominiert in moder-
nen Gesellschaften seit einigen Jahrzehnten Be-
schäftigung und Wertschöpfung. Vor allem die 
Felder der unternehmensbezogenen, sozialen 
und konsumbezogenen Dienste haben eine äu-
ßerst dynamische Entwicklung durchlaufen. Die 
zukünftige Entwicklung des Sektors ist eng ver-
knüpft mit dem Wandel der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen, der unter dem Stichwort 
New Economy diskutiert wird: Die Beschleuni-
gung der Innovationszyklen, die Diversifizie-
rung der Kundenwünsche und der Wandel der 
Organisationsstrukturen steigern einerseits die 
Nachfrage nach Diensten, bringen aber auch 
neue Herausforderungen für die Gestaltung des 
Sektors mit sich. Dies gilt vor allem für die Um-
setzung der Beschäftigungspotentiale. So zeigt 
sich im internationalen Vergleich, dass Deutsch-
land eine Erwerbslücke in nahezu allen Feldern 
des Dienstleistungssektors aufweist. Diese geht 
mit einer niedrigen Frauenerwerbsquote und ei-
nem hohen Anteil an informellen Diensten, die 
in Haushalten produziert werden, einher. 

Handlungsempfehlungen 
1) Arbeitsformen und Lebensstile, die nicht dem 

Normalarbeitsverhältnis und der Normalfamilie 
entsprechen, sind keine unerwünschten ‚Ausnah-
men’, sondern vielmehr die Richtgrößen, an de-
nen sich die Entwicklung der sozialen Sicherung, 
der Mitbestimmung und des Bildungssystem ori-
entieren muss. 

2) Die Einrichtung eines subventionierten Niedrig-
lohnsektors schafft Anreize für die Aufnahme ge-
ringqualifizierter Tätigkeiten und vermeidet gleich-
zeitig working poor-Tendenzen. Es wäre aller-
dings wünschenswert, wenn auch Arbeitgeber 
von der Subventionierung profitieren würden. 

3) Dies sollte mit einer gezielten Ausweitung perso-
nenbezogener Dienste (Kinderbetreuung, Ganz-
tagsschulen, Haushaltsdienste) verknüpft werden, 
um berufstätige Frauen zu entlasten. Auf diese 
Weise wäre auch ein Anreiz für höherqualifizier-
te Frauen gegeben, um stärker am Erwerbsleben 
zu partizipieren – was wiederum zur Entwicklung 
hochqualifizierter Dienstleistungsfelder beiträgt. 

ffK= táêÇ=ÇÉê=hìåÇÉ=àÉíòí=h∏åáÖ\=
_ÉëëÉêÉ=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=aáÖáJ
í~äáëáÉêìåÖ=ÇÉê=tÉêíëÅÜ∏éÑìåÖëâÉííÉ=

Individualisierung, Globalisierung und die In-
formatisierung der Gesellschaft führen zu einem 
neuen Konsumbewusstsein der Kunden, das 
sich in einer qualitativen Steigerung und Diffe-
renzierung der Konsumwünsche äußert. Da-
durch wird eine Anpassung und Flexibilisierung 
der unternehmensbezogenen und distributiven 
Dienste erforderlich. Diese individualisierte Ter-
tiärisierung betrifft also gleichermaßen alle Wert-
schöpfungsglieder, von der Entwicklung, For-
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schung und Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen bis hin zum Einzelhandel. Den IuK-
Techniken kommt dabei eine besondere Rolle 
zu, denn erst durch ihren Einsatz können die 
neuen Anforderung an Dienstleistungen erfüllt 
werden. Es kommt zu einer prinzipiellen Ver-
änderung der Produktions- und Distributions-
prozesse, sprich: Produkte können schneller an 
Marktgegebenheiten angepasst werden. Dem-
nach lässt sich von einer Digitalisierung der 
Wertschöpfungskette sprechen. Für den Kunden 
bedeutet dies eine Ausweitung seiner Auswahl-
möglichkeit, eine größere Markttransparenz und 
– bedingt auch durch den globalen Konkurrenz-
druck und die Möglichkeiten von E-Commerce – 
eine Stärkung seiner Position. 

Handlungsempfehlungen 
4) Verbindliche Regelungen in Bezug auf Daten-

schutz und Zahlungssicherheit sind Vorausset-
zung für den elektronischen Handel. Zwar gibt 
es verschiedene Zahlungssysteme und Modelle 
für digitale Signaturen – ohne eine Standardisie-
rung wird sich aber die Akzeptanz für virtuelle 
Geschäfte nicht erhöhen. Aufgrund der ‚globa-
len’ Dimension des Handels müssen hier Akteu-
re auf internationaler Ebene aktiv werden. 

5) Für Kunden, die sich über Angebote und Preise 
informieren, fallen häufig hohe Zeit- und Koordi-
nationskosten an. Daher kommt dem Aufbau und 
der Pflege von Informationssystemen eine beson-
dere Bedeutung hat. Webseiten müssen regel-
mäßig aktualisiert werden, schnell zu laden und 
problemlos zu drucken sein. Außerdem sollte je-
derzeit ein persönlicher Ansprechpartner für den 
Kunden zur Verfügung stehen. 

6) Für die Teilnahme am digitalen Handel ist ein ge-
wisses Maß an Medienkompetenz Grundbedin-
gung. Die Grundlagen hierfür müssen in Schulen 
und Weiterbildungseinrichtungen geschaffen wer-
den, wünschenswert wäre aber auch eine stärke-
re Präsenz von Computern in öffentlichen Einrich-
tungen (Post, Rathaus, Schulen, Cafés, etc.), wo 
ein kostengünstiger Zugang zum Internet mög-
lich ist. 

fffK= mêçòÉëëÉ=ëÅÜ∏éÑÉêáëÅÜÉê=wÉêëí∏êìåÖW=
a~ë=dêΩåÇìåÖëÖÉëÅÜÉÜÉå=áã=cÉäÇ=ÇÉê=
ìåíÉêåÉÜãÉåëå~ÜÉå=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=

Auf dem Existenz- und Unternehmensgrün-
dungsgeschehen liegen große politische Hoff-

nungen, wenn es um Beschäftigungseffekte, In-
novationen und Marktbelebung geht. Eine he-
rausragende Rolle kommt im Gründungsgesche-
hen den unternehmensnahen Dienstleistern zu, 
denn ihre Anteile am jährlichen Gründungssal-
do sind verglichen mit anderen Wirtschafts-
zweigen die mit Abstand höchsten. Die unter-
nehmensnahen Dienstleister tragen daher in be-
sonderem Maße zum sektoralen und organisa-
tionellen Strukturwandel bei, wobei insbeson-
dere die Rolle der eher wissens- und technikin-
tensiven Dienstleister hervorzuheben ist. Inner-
halb der relativ jungen Unternehmensbasis der 
unternehmensnahen Dienstleister – insbeson-
dere in Branchen, die der New Economy nahe 
stehen – vollziehen sich in jüngerer Zeit jedoch 
Marktbereinigungsprozesse und Selektionen, die 
sich vom durchschnittlichen Fluktuationsgesche-
hen abheben dürften. Der Beitrag verfolgt das 
Ziel, Entwicklungsprozesse und Strukturcha-
rakteristika im unternehmensnahen Dienstleis-
tungssektor nachzuzeichnen. Dies geschieht so-
wohl auf der Makroebene (s.o.), wie auch auf 
der Mikroebene, wo grundsätzliche Charakte-
ristika von Gründungsunternehmen näher be-
leuchtet werden. 

Handlungsempfehlungen 
7) Die formalen Strukturen der Gründungsförderung 

(Finanzierung, Beratung) sind in den letzten Jah-
ren in teilweise vorbildlichem Masse ausgebaut 
worden; dies bestätigen auch internationale Ver-
gleiche. Notwendig ist jedoch die Evaluation be-
züglich Wirksamkeit und Effizienz insbesondere 
bei der regionalen Gründungsförderung 

8) Gründungen im Bereich ‚einfacher’ Dienstleis-
tungstätigkeiten (Haushalt, Reparaturen) müssen 
stärker bei Förderungen berücksichtigt werden, 
da ihre nachhaltigen Bestandschancen bislang zu 
gering sind. 

9) Die Hauptproblematik liegt heute bei personenbe-
zogenen Faktoren (Kooperationsfähigkeit, Durch-
haltevermögen, Einschätzung der eigenen Stärken 
und Schwächen). Bei der Förderung dieser ‚en-
trepreneurial skills’ besteht insbesondere im Bil-
dungs- und Hochschulsystem Handlungsbedarf. 
Die Idee der Selbstständigkeit muss in die Syste-
me der Schul- und Erstausbildung Eingang finden 
und auch kontinuierlich in den Studiengängen 
der Hochschulen präsent sein. 
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fsK= Á=ëçåÇÉêå=ÑΩêÛë=iÉÄÉå=äÉêåÉå=ïáêW=
_áäÇìåÖ=ìåÇ=nì~äáÑáâ~íáçå=áå=ÇÉê=aáÉåëíJ
äÉáëíìåÖëïáêíëÅÜ~Ñí=

Der Dienstleistungssektor ist eingebettet in eine 
Wissensgesellschaft, die hohe Anforderungen an 
Aus- und Weiterbildung, an Wissensgenerierung 
und -management stellt. Für den Einzelnen wird 
‚lebenslanges Lernen’ zu einer wichtigen Voraus-
setzung für die dauerhafte Teilnahme am Er-
werbsleben, während die unternehmerische In-
novationsfähigkeit zunehmend über den Erfolg 
am Markt entscheidet. Die wachsende Bedeutung 
von Bildung und Wissen spiegelt sich in der Ent-
wicklung der Ausgaben für Humankapital und 
in der Beschäftigungsentwicklung bei den Ein-
richtungen des Bildungssystems wieder. Gleich-
zeitig werden aber auch Defizite sichtbar; die 
Bildungswirtschaft der Bundesrepublik ist bis-
lang nur unzureichend auf die Herausforderun-
gen der Wissensgesellschaft vorbereitet. Dies wird 
am Beispiel des Dualen Systems und der Hoch-
schulen aufgezeigt. Im Dualen System geht es 
vor allem darum, anerkannte Ausbildungsgänge 
für den Dienstleistungs- und Informationssektor 
zu entwickeln, bei den Hochschulen sind Maß-
nahmen gefordert, die eine stärkere Praxisori-
entierung in Forschung und Lehre verankern. 

Handlungsempfehlungen 
10) Für viele Zweige der personenbezogenen Diens-

te ist die Entwicklung anerkannter Ausbildungs-
berufe erforderlich. Empfehlenswert wäre z. B. 
die Einrichtung einer ‚Fachkraft für gesundes Le-
ben’ oder eine ‚Fachkraft für Alter’, deren Quali-
fikationsprofile verschiedene Aspekte des Ge-
sundheits- und Sozialsektors bündeln. 

11) Um eine stärkere Durchlässigkeit zwischen ver-
wandten Ausbildungsgängen im Dienstleistungs-
sektor zu ermöglichen, sollte stärker in Modulen 
ausgebildet werden. Neben fachspezifischen Kennt-
nissen müssen Ausbildungsgänge verstärkt kauf-
männische und betriebswirtschaftliche Module 
sowie informationstechnische Module beinhalten. 

12) Hochschulen sollten die Herausforderung ‚le-
benslanges Lernen’ ernst nehmen und sich stär-
ker auf dem Weiterbildungsmarkt profilieren. Die 
Entwicklungen im Bereich der Business Schools 
und Corporate Universities zeigt, dass die Wirt-
schaft einen großen Bedarf an Qualifizierung 
und Weiterbildung hat, der sich nicht auf die Be-
schäftigten beschränkt, sondern auch die Füh-
rungsebenen einschließt. Eine engere Koopera-
tion der Hochschulen und der Unternehmen ist 
deshalb unumgänglich. 

sK= tçÜáå=ÇáÉ=oÉáëÉ=ÖÉÜí\=
båíïáÅâäìåÖëäáåáÉå=áå=ÇÉê=qçìêáëãìëJ
ïáêíëÅÜ~Ñí=

Die Freizeit- und Tourismuswirtschaft hat sich in 
den letzten Jahren zu einem der bedeutendsten 
Felder im Dienstleistungssektor entwickelt. Der 
vorliegende Beitrag zeigt dies anhand ökonomi-
scher Rahmendaten zur Beschäftigung und Wert-
schöpfung auf. Anschließend werden – vorran-
gig für den Tourismussektor – aktuelle Entwick-
lungstrends skizziert und Handlungsoptionen für 
Organisationen und Unternehmen entwickelt. 
Hier geht es vor allem um die Herausforderun-
gen, die sich aufgrund von veränderten Kunden-
bedürfnissen ergeben. Größere homogene Ziel-
gruppen, an denen sich die Angebotsentwick-
lung orientiert, lassen sich kaum noch definieren; 
vielmehr vereinen sich in einem Tourist äußerst 
vielfältige und auch widersprüchliche Reisemo-
tive. Hierzu eignet sich das Konzept der integ-
rierten Produktentwicklung, das anhand eines 
Praxisbeispiels vorgestellt wird. Besonderen Raum 
nimmt auch hier die Entwicklung rund um das 
Thema Net-Economy ein, die zwar gleichermaßen 
für Kunden und Anbieter Chancen eröffnet, aber 
auch eine Herausforderung für Beschäftigte und 
Unternehmen darstellt, da sie mit neuen Quali-
fizierungs- und Kompetenzprofilen einhergeht. 

Handlungsempfehlungen 
13) Die Chancen der Net-Economy sind bislang noch 

unzureichend erschlossen. Der Nutzen der Neuen 
Medien liegt vor allem in der Integration einzel-
ner Produktangebote aus dem Tourismus und be-
nachbarten Dienstleistungsfeldern (Pflege, Bildung, 
Gesundheit). Neue Medien können außerdem ver-
stärkt bei Maßnahmen der Qualitätssicherung zum 
Einsatz kommen (z. B. bei Kundenbefragungen) 
sowie bei Informationssystemen für den Kunden. 

14) Seniorenangebote beziehen sich meist auf die 
Gruppe der ‚fitten Alten’; es mangelt hingegen an 
Angeboten, die Pflegebedürftigkeit und gesund-
heitliche Beeinträchtigungen berücksichtigen. Hier 
ist stärkere Kooperationsorientierung zwischen 
Tourismusanbietern und benachbarten Dienstleis-
tungsfeldern (Pflege, Gesundheit, Transport) gefragt. 

15) Die Branche muss ihr jugendzentriertes Leitbild 
aufgeben! Nicht nur die Kunden werden immer 
älter; aufgrund der demographischen Entwick-
lung kündigt sich auch eine Knappheit an jungen 
Arbeitskräften an. Bei der Personalpolitik muss 
daher zukünftig verstärkt an der Rekrutierung äl-
terer Beschäftigten sowie an einer systematischen 
Weiterbildung gearbeitet werden. 
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sfK= aÉê=dÉëìåÇÜÉáíëëÉâíçêW=
píáÉÑâáåÇ=çÇÉê=ÜáÇÇÉå=ÅÜ~ãéáçå=ÇÉê=
aáÉåëíäÉáëíìåÖëÖÉëÉääëÅÜ~Ñí\=

In der öffentlichen Debatte wurden die Dienst-
leistungssektoren Gesundheit und Soziales über-
wiegend als Kosten- und Belastungsfaktor für 
den Standort Deutschland thematisiert. Die po-
sitive Beschäftigungsentwicklung dieser Felder 
hat jedoch zu einem Imagewandel geführt. Am 
Beispiel des Gesundheitssektors lässt sich nach-
zeichnen, dass insbesondere die Randbereiche 
und Nachbarbranchen (z. B. Medizin- und Ge-
rontotechnik, Biotechnologie, Fitness und Well-
ness) ernst zunehmende Wachstumssektoren 
darstellen, die auch eine wichtige Bedeutung 
für die regionale Ökonomie haben. Die Entwick-
lung dieser Felder ist jedoch eng mit der Ent-
wicklung des sog. Kernsektors verknüpft (am-
bulanter und stationärer Bereich). Hier ist eine 
Veränderung institutioneller Rahmenbedingun-
gen erforderlich sowie organisatorische Strate-
gien (Kooperation, Patientenorientierung, Qua-
litätsmanagement und Einsatz Neuer Medien), 
die die Attraktivität und Effizienz der Dienste 
steigern. 

Handlungsempfehlungen 
16) Beschäftigungs- und Wachstumspotentiale liegen 

vor allem in den Randbereichen des Gesund-
heitssektors, die politisch weniger reguliert sind 
und deren Dienste privat nachgefragt werden. 
Hier zählen Wellness und Gesundheitstouris-
mus, aber auch Medizin- und Biotechnologie. 
Sofern Regionen hier bereits über Kompetenzen 
verfügen, bietet sich ein verstärktes Engagement 
an (z. B. durch Förderung für Existenzgründun-
gen oder die Einrichtung entsprechender Stu-
diengänge). 

17) Die nächste Gesundheitsreform sollte mehr Wett-
bewerbselemente und Effizienzanreize im Ge-
sundheitswesen verankern. Der Wegfall des 
Kontrahierungszwanges für die Kassen, die Ein-
führung sog. Disease-Management-Programme 
und die Stärkung der Prävention sind nicht nur 
unter den Vorzeichen der Kostenbegrenzung im 
Kernsektor wichtige Maßnahmen, sondern kön-
nen auch die Entwicklung der Randsektoren po-
sitiv beeinflussen. 

18) Die Beschäftigungsverhältnisse im Pflege- und 
Gesundheitssektor sind dringend verbesserungs-
bedürftig! Entgelt, Arbeitsbedingungen und Auf-
stiegsmöglichkeiten werden der gesellschaftli-
chen Bedeutung dieses Feldes nicht gerecht, 
entsprechend haben Pflegeeinrichtungen bereits 

 jetzt Schwierigkeiten, qualifiziertes Personal zu 
finden. Notwendig sind Ausbildungsberufe, die 
eine stärkere Durchlässigkeit ‚nach oben’ vor-
sehen, aber auch ein Ausbau der institutionellen 
Mitbestimmung. 

sffK= ła~ë=Äê~ìÅÜÉå=ïáê=åáÅÜí>Ò=
jáíÄÉëíáããìåÖ=áå=ÇÉê=kÉñí=bÅçåçãó=

„Das brauchen wir nicht!” ist eine Aussage über 
Interessenvertretung und Mitbestimmung in der 
New Economy, die sich möglicherweise bald ad 
absurdum geführt hat. Der gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad in der New Economy ist sehr ge-
ring, jedoch zeigen die aktuellen Entwicklun-
gen, dass sich im Rahmen des life cycles der New 
Economy Interessenbündelungen beobachten las-
sen. Das Humankapital als Produktionsfaktor 
gewinnt stärker an Bedeutung; Begrifflichkeiten 
wie Arbeitskraftunternehmer und Wissensarbei-
ter (knowledge worker) zeigen, dass sich hier ein 
neues Arbeitnehmerprofil etabliert. Die Interes-
sensvertretung muss mit diesen Veränderungen 
Schritt halten. Hier spielen neue Modelle der 
Mitbestimmung jenseits klassischer Betriebsrat- 
und Gewerkschaftsarbeit eine wichtige Rolle, 
was jedoch nicht bedeutet, dass die klassischen 
Institutionen überflüssig werden. Ihre Aufgabe 
wandelt sich aber: Sie müssen sich stärker als 
Problemlöser, Berater und vor allem Dienstleis-
ter mit Gestaltungswillen und Visionen versteht. 

Handlungsempfehlungen 
19) Wichtigste Herausforderung ist, neue Gestal-

tungs- und Einsatzformen institutionalisierter In-
teressenvertretung für Unternehmen der New 
Economy zu entwickeln und deren Etablierung 
in den Unternehmen zu unterstützen. Hierzu 
zählen round tables oder Moderatoren. Ent-
scheidend ist hier Experimentierfreudigkeit in 
den Unternehmen, um auch Interessensvertre-
tung jenseits der klassischen Betriebsratsarbeit 
zu verankern. 

20) Empfehlenswert ist die Entwicklung eines Stufen-
modells, welches Ausmaß, Akteure und Verfah-
ren der Mitbestimmung von der Situation des 
Unternehmens abhängig macht. Zu unterschei-
den wären z. B. Informations-, Vermittlungs-, 
Strukturierungs- und Krisenfunktionen. Diese 
Stufung würde das Unternehmen in ‚ruhigen’ 
Zeiten nicht durch bürokratische und personelle 
Beanspruchungen überfrachten, aber in Krisen-
situationen ausreichende Mitbestimmung garan-
tieren. 
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21) Der Bereich der personenbezogenen Dienste 
(z. B. Pflege und Gesundheit) ist bei der institu-
tionalisierten Mitbestimmung unterrepräsentiert. 
Es wäre wünschenswert, wenn das Zugpferd 
ver.di hier verstärkte Informations- und Bera-
tungsarbeit leistet. Dies könnte die Kooperati-
onsfähigkeit der vielen Einzelverbände und -ge-
werkschaften stärken und zu einer höheren 
Durchsetzungsfähigkeit der Mitbestimmung in 
diesen Dienstleistungsfeldern beitragen. 

sfffK= a~ë=j®êÅÜÉå=îçå=e~ëÉ=ìåÇ=fÖÉäW=
aáÉåëíäÉáëíìåÖëéçäáíáâ=áã=wÉáí~äíÉê=ÇÉê=
kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

Obwohl sich der Dienstleistungssektor zum größ-
ten Beschäftigungssektor entwickelt hat, kon-
zentrieren sich die Programme der Wirtschafts- 
und Strukturpolitik nach wie vor auf den in-
dustriellen Sektor. Im internationalen Beschäf-
tigungsvergleich wird jedoch deutlich, dass die 
klassische Industriepolitik durch eine aktivie-
rende Dienstleistungspolitik ergänzt werden 
muss, um die Dienstleistungslücke zu schließen. 
Im Zentrum einer aktivierenden Dienstleistungs-
politik müssen Maßnahmen stehen, die zu einer 
Erschließung der vorhandenen Qualitäts- und 
Effizienzpotentiale im Dienstleistungssektor bei-
tragen. Die Agenda einer aktivierenden Dienst-
leistungspolitik umfasst notwendigerweise eine 
Vielzahl von Maßnahmen und Strategien, die 
den jeweiligen Besonderheiten der einzelnen 
Gestaltungsfelder angepasst werden müssen. In 
diesem Zusammenhang werden nochmals As-
pekte und Empfehlungen der vorangegangenen 
Kapitel aufgegriffen und in den Kontext einer 

aktivierenden Dienstleistungspolitik gestellt, z. B. 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, Bildung und 
Qualifizierung, Vernetzung und Kooperation, 
Förderung der Frauenerwerbstätigkeit, Reform 
des Sozialstaates sowie neue Formen der Mit-
bestimmung. 

Handlungsempfehlungen 
22) Im Unterschied zur klassischen Struktur- und In-

dustriepolitik, die ganze Branchen und Wirt-
schaftszweige nach dem ‚Gießkannenprinzip’ 
förderte, folgt eine aktivierende Dienstleistungs-
politik dem Motto ‚Stärken stärken’. Ziel ist, 
ausgewählte innovative Akteure zu unterstützen, 
denn diese haben eine Leitfunktion und sind 
Ansatzpunkte zur Herausbildung regionaler In-
novationssysteme. 

23) Empfehlenswert ist eine kombinierte Arbeits-
marktstrategie, die neben der Subventionierung 
des Niedriglohnsektors auch die kontinuierliche 
Qualifizierung der Beschäftigten beinhaltet. Denn 
erstens sind qualifizierte Arbeitskräfte Vorausset-
zung für innovative und attraktive Angebote, die 
die Nachfrage nach Dienstleistungen steigern. 
Zweitens eröffnen sich damit für Geringqualifi-
zierte neue Beschäftigungsoptionen und Auf-
stiegschancen. 

24) Die rasche Ausweitung breitbandiger Telekom-
munikationsnetze ist eine Voraussetzung für die 
weitere Entwicklung netzgestützter Dienstleis-
tungen. Insbesondere Dienstleistungen mit einem 
hohen Gehalt an Informationen, medialer Dar-
stellung und Interaktion (z. B. e-learning, Tele-
Medizin, etc.) erfordern hohe Übertragungska-
pazitäten. Politik und Regulierungspraxis für den 
Telekommunikationssektor sollten dem Ausbau 
der entsprechenden Infrastrukturen Präferenz ge-
genüber rein wettbewerblichen Kriterien geben. 
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NK= báåäÉáíìåÖ=

In modernen Gesellschaften verschieben sich Be-
schäftigung und Wertschöpfung zunehmend vom 
Produktions- zum Dienstleistungssektor. Die 
Ursachen dieser Tertiarisierung sind vielfältiger 
Natur: Die internationale Verflechtung der wirt-
schaftlichen Beziehungen, die Herausbildung 
neuer postmaterieller Bedürfnisse und die Ver-
schiebung der gesellschaftlichen Altersstruktur 
spielen eine ebenso wichtige Rolle wie die zu-
nehmende Rationalisierung des industriellen 
Sektors, der die Freisetzung von Arbeitskräften 
und deren Abwanderung in den tertiären Sek-
tor nach sich zieht. Aufgrund dieser Entwick-
lungen sind moderne Gesellschaften mittlerwei-
le als Dienstleistungsgesellschaften zu charak-
terisieren, wenn auch die internationale Aus-
prägung quantitativ und qualitativ höchst un-
terschiedlich ausfallen kann. 

In jüngster Zeit erfährt der Dienstleistungssektor 
einen erneuten Aufschwung. Ursache sind Ver-
änderungen in den wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen, die häufig unter dem Stichwort 
New Economy skizziert werden. Da der Dienst-
leistungssektor eine tragende Säule der Neuen 
Ökonomie darstellt, profitiert er einerseits von 
dieser Entwicklung, wird andererseits aber auch 
nachhaltig in seinen Struktur-, Leistungs- und 
Prozessmerkmalen verändert. Ziel dieses Kapi-
tels ist ein Überblick über die Entwicklung des 
Dienstleistungssektors im Kontext wirtschaftli-
chen Wandels. Dabei wird es zunächst darum 
gehen, die bisherige Entwicklung des Dienstleis-
tungssektors in der Bundesrepublik Deutschland 
zu skizzieren und die Ursachen für den stei-
genden Bedarf nach Dienstleistungen aufzuzei-
gen. Anschließend stehen Merkmale und Begriff-
lichkeiten des wirtschaftlichen Wandels (New 
Economy, Next Economy) sowie seine Auswir-
kungen auf verschiedene Dienstleistungsfelder 
im Mittelpunkt. Abschließend werden Gestal-
tungsanforderungen für eine wirtschafts- und 
bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Dienst-
leistungssektors formuliert, die zu den weiteren 
Beiträgen dieses Gutachtens überleiten. 

OK= ^ìÑ=ÇÉã=tÉÖ=áå=ÇáÉ=aáÉåëíäÉáëJ
íìåÖëÖÉëÉääëÅÜ~Ñí\=

In den entwickelten Industrieländern dominiert 
der Dienstleistungssektor schon seit einigen Jahr-

zehnten das Wirtschaftsgeschehen und stellt sich 
als dynamischer dar als die verarbeitende Indust-
rie. In der Bundesrepublik Deutschland betrug 
sein Anteil am BSP 1998 66,6% und lag damit 
um rund 6% höher als 1988. Im selben Jahr wa-
ren 62,6% der Beschäftigten im Dienstleistungs-
sektor tätig, was einem Anstieg von 6,6% seit 
1988 entspricht. Demgegenüber hatte der Ferti-
gungssektor beträchtliche Einbußen zu verzeich-
nen: Sein Anteil am Bruttosozialprodukt ist im 
selben Zeitraum von rund 38% auf 32,1% ge-
sunken, der Anteil an der Gesamtbeschäftigung 
von rund 40% auf 34,5%.1 Auf den ersten Blick 
erscheint somit das vielzitierte Schlagwort von 
der Dienstleistungsgesellschaft gerechtfertigt, 
allerdings muss dabei nicht nur die heterogene 
Struktur des Sektors, sondern auch seine inter-
national variierende Ausprägung berücksich-
tigt werden. 

OKN= jÉêâã~äÉ=ìåÇ=båíïáÅâäìåÖëíêÉåÇë=
ÉáåòÉäåÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖëÄÉêÉáÅÜÉ=

Wie die nachstehende Tabelle verdeutlicht, sub-
summiert sich unter dem Dienstleistungsbegriff 
ein äußerst heterogenes Spektrum an Katego-
rien. Nach Tätigkeitsschwerpunkten können zu-
nächst produktionsbezogene, distributive, kon-
sumbezogene, soziale und öffentliche Dienste 
unterschieden werden,2 die sich weiterhin (ide-
altypisch) in Funktion, Anbieter- und Nachfra-
geprofil unterscheiden: Staatliche und unter-
nehmensbezogene Dienste haben demnach die 
Funktion, die Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen und Standorten zu erhöhen und wer-
den von Unternehmen nachgefragt, während so-
zial- und konsumbezogene Dienste als Instru-
ment zur Steigerung der Lebensqualität angesehen 
und vor allem von privaten Haushalten in An-
spruch genommen werden. Distributive Diens-
te sind im Schnittfeld anzusiedeln: Sie werden 
sowohl von privaten Haushalten, Staat und Un-
ternehmen nachgefragt und gleichermaßen von 
privaten und öffentlichen Anbietern erbracht. 

                                                           
1 OECD (2000): Statistics on Value Added and Employ-

ment. Paris 
2 Reissert, B./Schmid, G./Jahn, S. (1989): Mehr Arbeits-

plätze durch Dienstleistungen? – Ein Vergleich der Be-
schäftigungsentwicklung in den Ballungsregionen der 
Bundesrepublik Deutschland. WZB-Discussion Paper 
FS 89/14. Berlin 
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Diese Aufteilung vermittelt zwar einen Eindruck 
von den vielfältigen Funktionen, die Dienstleis-
tungen in modernen Gesellschaften erfüllen; die 
Realität wird damit aber nur unzureichend wie-
dergegeben. So wurden im Zuge der Moderni-
sierung des öffentlichen Dienstes viele staatliche 
Leistungen von privaten Anbietern übernommen, 
ebenso wie viele soziale Dienste (z. B. Pflege) 

mittlerweile von privater Hand angeboten wer-
den. Die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
kann heute auch nicht mehr als alleinige Funk-
tion der staatlichen und unternehmensbezoge-
nen Dienste gesehen werden; so sind z. B. die 
Felder Tourismus und Gesundheit nicht nur Ga-
ranten für Lebensqualität, sondern auch ernst-
zunehmende Wirtschaftssektoren. 

^ÄÄK=fKNW= aáÉ=píêìâíìê=ÇÉë=aáÉåëíäÉáëíìåÖëëÉâíçêë=

  Nachfrageseite 
  private Haushalte Unternehmen und Staat 

 
Ange- 
botsseite 

öffentlich soziale Dienste staatliche Dienste 

 privat konsumbezogene Dienste unternehmensbezogene Dienste 

  ↓ ↓ 
 Funktion Lebensqualität Wettbewerbsfähigkeit 

distributive Dienste 

 

Quelle: Institut Arbeit und Technik (IAT) 

Aufgrund dieser Heterogenität erstaunt es nicht, 
dass eine lehrbuchtaugliche Begriffsbestimmung 
bislang nicht formuliert werden konnte. Als ge-
meinsame Klammer, sprich als Definition des-
sen, was eine Dienstleistung ausmacht, ist in 
funktionaler Hinsicht erwähnenswert, dass alle 
Dienstleistungen das Reproduktionsvermögen ei-
ner Gesellschaft steigern, sei es in wirtschaftli-
cher, politischer, oder sozialer Hinsicht.3 In be-
zug auf den Prozess der Dienstleistungserbrin-
gung galt lange Zeit das uno-actu-Prinzip als ge-
meinsamer Nenner, also der Umstand, dass 
Produktion und Konsumtion bei der Dienstleis-
tungserbringung zusammenfallen.4 Dies impli-
zierte eine Reihe von weiteren Merkmalen, wie 
zum Beispiel begrenzte Transport- und Lager-
fähigkeit, eingeschränkte Technisierbarkeit oder 
die Tatsache, dass das Ergebnis der Dienstleis-
tung erheblich von der Mitarbeit des Kunden 
abhängt. Diese Merkmale grenzen die Dienst-
leistung nicht nur von der Güterproduktion ab, 
sondern galten auch als Ursache für die gerin-
gen Produktivitäts- und Rationalisierungspoten-
                                                           
3 Offe, C. (1984): „Arbeitsgesellschaft”: Strukturprobleme 

und Zukunftsperspektiven. Frankfurt a. Main 
4 Vgl. auch Häußermann, H./Siebel, W. (1995): Dienst-

leistungsgesellschaften. Frankfurt a. Main 

tiale des Sektors, die wiederum Fourastié dazu 
veranlassten, ihn als Auffangbecken für Beschäf-
tigung und somit als immerwährende Quelle 
von Wohlstand und Lebensqualität zu sehen.5 
Allerdings weicht auch hier die empirische Ent-
wicklung zunehmend von der Theorie ab. Ins-
besondere der Einsatz Neuer Medien ermög-
licht in vielen Bereichen eine Beschleunigung 
der Arbeitsprozesse und eine Ausweitung der 
Kundenselbstbedienung. Dies gilt vor allem für 
die Felder Handel und Transport sowie Banken 
und Versicherungen, in denen die Rationalisie-
rungsprozesse auch das Beschäftigungswachs-
tum massiv gebremst haben. Aber auch in den 
sozialen, gesundheits- und bildungsbezogenen 
Diensten, die bislang als technikresistent galten, 
spielt der Einsatz Neuer Medien eine zuneh-
mend größere Rolle (z. B. Elektronische Kran-
kenakten, Teleteaching). Der Dienstleistungssek-
tor ist somit kein Auffangbecken mit Beschäfti-
gungsgarantie, sondern erweist sich als ebenso 
rationalisierungsanfällig wie viele Industriesek-
toren. 

                                                           
5 Fourastié, J. (1954): Die große Hoffnung des zwanzigs-

ten Jahrhunderts. Köln 
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Beschäftigungsanzahl 1999 

Anteil an der 
Gesamtbeschäftigung 

 
Wachstum seit 1980 

Produktionsnahe DLS  3.350.907 14,8% 95,2% 

Distributive DLS 4.357.871 19,2% 11,5% 

Konsumbezogene DLS 1.107.011 4,9% 30,8% 

Soziale DLS 3.660.417 16,1% 74,7% 

Staatliche DLS 1.353.396 6,0% 0,7% 

Quelle: Regionaldatenbank ‚Arbeitsmarkt’ des WZB; eigene Berechnungen 

Eine detailliertere Betrachtung der quantitativen 
Beschäftigungsentwicklung zeigt, dass die Ent-
wicklung je nach Dienstleistungsbereich höchst 
unterschiedlich ausfällt. Insbesondere die distri-
butiven und staatlichen Dienstleistungen prä-
sentieren ein eher bescheidenes Bild, wobei es 
bei den staatlichen Diensten die sinkenden öf-
fentlichen Mitteln sind, die die Beschäftigungs-
entwicklung seit einigen Jahren drastisch ab-
bremsen. Die Entwicklung bei den distributiven 
Diensten hingegen ist weniger einer sinkenden 
Kaufkraft der Bürger geschuldet als vielmehr 
der bereits angesprochenen Technisierung von 
Handel und Transport. 

Ein ganz anderes Bild bieten die Felder der un-
ternehmens- und personenbezogenen Dienste, 
die sich als besonders dynamisch erwiesen ha-
ben. Das Beschäftigungswachstum der unter-
nehmensbezogenen Dienste ist eng mit dem wirt-
schaftlichen Strukturwandel verknüpft. Dieser 
verändert klassische Organisations- und Pro-
duktionsstrukturen, wobei nicht nur der Anteil 
der unternehmensinternen Dienstleistungstätig-
keiten wächst, sondern auch die Nachfrage nach 
extern erbrachten Leistungen (Outsourcing). Ein 
großer Teil dieser externen unternehmensbezo-
genen Dienste wird von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMUs) und Selbständigen er-
bracht. Durch diese Spezialisierung ist eine Pro-
fessionalisierung der Dienstleistungserbringung 
zu beobachten, die im volkswirtschaftlichen Sin-
ne zu einer diversifizierten und im Idealfall 
‚wissensintensiveren’ Wirtschaftsstruktur bei-
trägt. In der Globalisierungsdiskussion seit Mit-
te der 90er Jahre spielen die unternehmensbe-
zogenen Dienste eine Schlüsselrolle für wirt-
schaftliche Dynamik und internationale Wett-

bewerbsfähigkeit, wobei im verhältnismäßig in-
dustrieintensiven Wirtschaftssektor der Bun-
desrepublik insbesondere die gelungene Ver-
knüpfung von Produkten und Dienstleistungen 
als entscheidender Beitrag zur Wiedererlan-
gung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
gilt. 

Unter den personenbezogenen Diensten verzeich-
nen insbesondere die sozialen Dienste positive 
Beschäftigungsbilanzen. Ihr Wachstum geht auf 
gesellschaftliche Entwicklungstrends zurück, die 
erstens zu einer Auslagerung von Diensten aus 
dem familiären und häuslichen Bereich führen, 
und zweitens eine Verschiebung von materiel-
len zu immateriellen Bedürfnissen beinhalten. 
So gelten die Alterung der Gesellschaft, der me-
dizinisch-technische Fortschritt, die steigende 
weibliche Erwerbsquote und die zunehmende 
Bedeutung von Wissen und Qualifikation als 
wesentliche Faktoren für das Wachstum der so-
zialen Dienste. Die Nachfrage nach konsum- 
und freizeitbezogenen Diensten hingegen wird 
durch die Ausweitung der Freizeit und die po-
sitive Wohlstandsentwicklung der letzten Jahr-
zehnte begünstigt. Die beeindruckende Beschäf-
tigungsdynamik dieser Felder hat auch einen 
Imagewandel der personenbezogenen Dienste 
zur Folge: Insbesondere die sozialen Dienste 
wurden früher aufgrund ihrer Arbeitsintensität 
und ihrer Rationalisierungsresistenz eher als Be-
lastung für den Standort Deutschland interpre-
tiert; durch die positive Beschäftigungsentwick-
lung rücken nun jedoch auch ihre wirtschaftli-
chen Wachstumspotentiale in den Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit. Soziale, konsum- und frei-
zeitbezogene Dienste gelten demnach nicht nur 
als wesentliches Element zur Steigerung der Le- 
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^ÄÄK=fKOW= ^åíÉáä=ÇÉë=aáÉåëíäÉáëíìåÖëëÉâíçêë=~å=ÇÉê=dÉë~ãíÄÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=NVVU=
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Quelle: OECD (2000): Statistics on Value Added and Employment. Paris. 

bensqualität, sondern auch als neue Impulsge-
ber für Wachstum und Beschäftigung.6 

                                                           
6 Beyer, L. u. a. (2000): Zukunftsbranche Lebensqualität? 

Chancen und Herausforderungen beim Ausbau perso-
nenbezogener Dienstleistungen, in: Institut Arbeit und 
Technik (Hrsg.): Jahrbuch 1999/2000, 28–45 

OKO= aÉê=ÇÉìíëÅÜÉ=aáÉåëíäÉáëíìåÖëëÉâíçê=
áã=áåíÉêå~íáçå~äÉå=sÉêÖäÉáÅÜ=

Insgesamt bestätigen die Daten, dass in moder-
nen Gesellschaften entscheidende Beschäfti-
gungsimpulse vom Dienstleistungssektor aus-
gehen. Dies darf allerdings nicht dahingehend 
gewertet werden, dass die Umsetzung dieser 
Potentiale allein aufgrund gesellschaftlicher Be-
darfslagen einen Selbstläufer darstellt. Dass der 
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Ausbau des Dienstleistungssektors ein gewisses 
politisches und gesellschaftliches Steuerungsver-
mögen benötigt, bestätigt der internationale Ver-
gleich. So zeigt die folgende Tabelle, dass im 
bundesdeutschen Dienstleistungssektor trotz der 
beeindruckenden Beschäftigungsbilanz bei wei-
tem nicht die Potentiale realisiert werden wie in 
anderen Ländern, sein Beschäftigungsanteil liegt 
sogar unter dem OECD-Durchschnitt. 

In der Bundesrepublik wird dieses Defizit unter 
dem Stichwort der sog. Dienstleistungslücke the-
matisiert. Die Vermutungen lauten dahingehend, 
dass diese Lücke sowohl auf ein Defizit einfach 
qualifizierter Dienstleistungen im Freizeit- und 
Konsumbereich zurückgeht als auch auf einen 
Mangel an hochqualifizierten Arbeitskräften im 
Feld der unternehmensbezogenen Dienste. Ähn-
liches spiegelt sich in Tab. I.2 wider. 

q~ÄK=fKOW= ^åíÉáä=ÉáåòÉäåÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖëëÉâíçêÉå=~å=dÉë~ãíÄÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=

Wholesale and retail 
trade, restaurants and 
hotels 

Transport, storage and 
communication 

Finance, Insurance, real 
estate and business 
services 

Education, health, social 
work and other services 

United States (22,6) Denmark (6,6) Netherlands (19,5) Denmark (27,2) 
United Kingdom (21,9) France/Netherlands (6,1) United Kingdom (18,1) France (21,6) 
Netherlands (19,1) United Kingdom (5,7) United States (16,3) Germany (21,3) 
Denmark (18,9) Germany (5,5) France (15,4) Netherlands (20,5) 
Germany (18,8) United States (4,4) Germany (12,6) United States (16,7) 
France (17,2)  Denmark (11,1) United Kingdom (5,1)* 

Anm.: * Der geringe Wert kann darauf zurückzuführen sein, dass in Großbritannien viele personenbezogene Dienste dem staatlichen Sektor zugerech-
net werden, der in dieser Tabelle nicht wiedergegeben wird. 

Quelle: OECD (2000): Services: Statistics on Value Added and Employment. Paris 

Als Ursache für die Dienstleistungslücke wird 
das spezifische institutionelle Ordnungsgefüge 
der BRD angeführt (auch als ‚Rheinischer Kapi-
talismus’ bezeichnet), welches stärker als in an-
deren Ländern am Industrialismus orientiert ist 
und den Ausbau der Dienstleistungswirtschaft 
erschwert. Folgende Merkmale sind in diesem 
Zusammenhang erwähnenswert:7 

• Eine Betriebs- und Arbeitsorganisation, die durch 
vertikal integrierte und hierarchisch organi-
sierte Groß- und Mittelbetriebe geprägt ist. 
Insbesondere im Bereich forschungsintensi-
ver Produktionsdienste, aber auch im Frei-
zeit- und Kultursektor erweisen sich jedoch 
Kleinbetriebe mit flachen Hierarchien und 
Teamstrukturen als vorteilhaft. 

• Ein bestimmtes Arbeitszeit-Regime, das zwar 
als Normalarbeitsverhältnis zur beschäfti-
gungsstrukturellen und gesellschaftlichen 
Norm geworden ist, aber den heterogenen 

                                                           
7 Vgl. auch Baethge, M. (2000): Abschied vom Industria-

lismus: Konturen einer neuen gesellschaftlichen Ord-
nung der Arbeit, in: SOFI-Mitteilungen 28/2000 

Mustern der Zeit- und Arbeitsorganisation in 
Dienstleistungstätigkeiten nicht gerecht wer-
den kann. 

• Eine spezifische, am Facharbeiterprofil aus-
gerichtete Berufsbildung, die zwar in den in-
dustriellen Großbetrieben ein hohes und lang-
fristiges Maß an Integration bewirkte, sich 
aber im Dienstleistungssektor aufgrund der 
heterogenen Tätigkeitsprofile als wenig durch-
lässig und flexibel erweist. 

• Ein schwacher Niedriglohnsektor, der den Aus-
bau geringqualifizierte Dienste aus konsum-
bezogenen und sozialen Feldern erschwert. 

• Ein im wesentlichen auf den männlichen 
Haupternährer abgestellter Familientypus mit 
klarer Rollentrennung zwischen Mann und 
Frau. Dies führt zu einer verhältnismäßig 
niedrigen Frauenerwerbsquote in der BRD, 
die sich auch – da viele Dienstleistungstätig-
keiten ‚Frauenberufe’ sind – in der niedrigen 
Beschäftigungsrate des Sektors niederschlägt. 

• Ein stark produktionistisches Arbeitsverständ-
nis: Arbeit heißt etwas herstellen! 
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Was den Ausbau geringqualifizierter Dienste be-
trifft, so lassen sich aus den ausländischen Ver-
gleichen zweifellos eine Fülle an entsprechen-
den Maßnahmen ableiten. Verwiesen sei hier 
beispielsweise auf die Ausweitung der Teilzeit 
in den Niederlanden, die sich gleichermaßen po-
sitiv auf die Frauenerwerbsquote und die Dienst-
leistungsbeschäftigung auswirkte, oder auch auf 
die workfare-Programme unter Blair in Großbri-
tannien. Der Großteil dieser Konzepte wird je-
doch für deutsche Verhältnisse als unakzepta-
bel angesehen, wobei die Vorbehalte gegenüber 
den angelsächsischen Strategien besonders aus-
geprägt sind. Dort wurde der Weg in die Dienst-
leistungsgesellschaft über eine Absenkung des 
Lohnniveaus beschritten, was zwar die Nachfra-
ge nach geringqualifizierten Dienste in den Be-
reichen Konsum und Freizeit ankurbelte, gleich-
zeitig aber die sozialen Ungleichheiten inner-
halb der erwerbstätigen Gesellschaft massiv ver-
stärkte.8 Ein anderer Vorschlag ist die Absen-
kung des deutschen Sozialhilfeniveaus, was für 
Sozialhilfe- und Lohnersatzleistungsempfänger 
mehr Anreize zur Aufnahme einer niedrig ent-
lohnten Beschäftigung beinhalten würde. Im 
Rahmen einer ‚aktiven’ Arbeitsmarktpolitik ist 
die Androhung von Leistungskürzungen für be-
stimmte Empfänger sicherlich legitim – eine ‚flä-
chendeckende’ Absenkung hätte jedoch mehr 
negative Nebenfolgen als mögliche positive Be-
schäftigungseffekte. 

Überlegenswerter sind u.E. die Konzepte der 
Benchmarking-Gruppe des Bündnisses für Ar-
beit zu einem subventionierten Niedriglohnsek-
tor, bei dem die Lohnnebenkosten für einfache 
Dienstleistungstätigkeiten bezuschusst werden.9 
Zwar ist die Wirkung der bislang durchgeführ-
ten Modelle, insbesondere des Mainzer Modells, 
welches nun auf Bundesebene übertragen wer-
den soll, bislang eher bescheiden. Dies liegt je-

                                                           
8 Auf die schwedischen und amerikanischen Wege in die 

Dienstleistungsgesellschaft und ihre ‚Tauglichkeit’ für 
die Bundesrepublik machte Scharpf bereits in der Mitte 
der 80er Jahre aufmerksam. Vgl. Scharpf, F. (1986): 
Strukturen der postindustriellen Gesellschaft oder: Ver-
schwindet die Massenarbeitslosigkeit in der Dienstlei-
stungs- und Informationsökonomie?, in: Soziale Welt 1, 
S. 3–24 

9 Arbeitsgruppe Benchmarking des Bündnis für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit (1999): Mög-
lichkeiten zur Verbesserung der Beschäftigungschancen 
gering qualifizierter Arbeitnehmer. Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung. Berlin 

doch auch daran, dass das Modell mit konven-
tionellen Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
konkurriert, die sich für Arbeitgeber und Ar-
beitsämter häufig als attraktiver erweisen. Eine 
erfolgreiche Lohnsubventionierung müsste da-
her mit einem Abbau herkömmlicher Maßnah-
men (ABM, Förderung der Unternehmen bei 
Einstellung älterer Arbeitnehmer, etc.) einher 
gehen und auch mit Sanktionsmaßnahmen für 
bestimmte Gruppen an Leistungsempfängern 
(z. B. alleinstehende jüngere Arbeitslose) ver-
knüpft sein. 

Internationale Vergleiche, insbesondere mit dem 
US-amerikanischen Arbeitsmarkt, zeigen außer-
dem, dass die Problematik komplexer ist: So 
hängt die Erwerbslücke nicht nur mit zu gerin-
ger Lohnspreizung zusammen, sondern auch 
mit unterschiedlichen Konsum- und Zeitverwen-
dungsmustern.10 Freeman und Schettkat weisen 
beispielsweise in ihren Untersuchungen nach, 
dass in Europa mehr Güter und Dienste in pri-
vaten Haushalten produziert werden, während 
diese Leistungen in den USA über den Markt 
eingekauft werden (marketization-These).11 Dem-
nach geben sowohl Amerikaner als auch Deut-
sche rund 30% ihres Einkommens für Speisen 
und Getränke aus, aber in den USA fließt die 
Hälfte davon in Restaurants und verwandte 
Dienste, in der BRD hingegen nur ein Viertel; 
der Großteil fließt in Nahrungsmittel, die selbst 
zubereitet werden. Ebenso sind die Ausgaben 
für personenbezogenen Dienste (Körperpflege 
etc.) in den USA mit einem Anteil von 3,5% grö-
ßer als in Deutschland (1,9%). Das unterschied-
liche Konsumverhalten in beiden Ländern ist mit 
unterschiedlichen Zeitmustern verknüpft: Deut-
                                                           
10 Freeman und Schettkat bezweifeln generell, ob die These 

der Lohnspreizung empirisch aufrecht zu erhalten ist. 
So ist nach ihren Analysen erstens kein Zusammenhang 
zwischen den sektorenbezogenen Differenzen der Er-
werbsquote und den Differenzen der Durchschnittsein-
kommen ersichtlich, zweitens entspräche ein hypotheti-
scher deutscher Mindestlohn, der über der Sozialhilfe 
ansetzt (34% des Durchschnittslohns), in etwa dem Min-
destlohn der USA (32%), wobei auch in den USA die 
Anzahl der zum Mindestlohn Beschäftigten relativ ge-
ring ist Andere Studien kommen bekanntlich zu ande-
ren Ergebnissen – eine abschließende Beurteilung kann 
an dieser Stelle nicht vorgenommen werden. Vgl. Free-
man, R./Schettkat, R. (2000): Low Wage Services: Inter-
preting the US-German Difference. Working Paper 7611, 
National Bureau of Economic Research. Cambridge. 

11 Freeman, R./Schettkat, R. (2001): Marketization of Pro-
duction and the US-Europe Employment Gap. London 
School of Economics. 
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sche verbringen 4 Stunden mehr pro Woche mit 
Essen und dem Zubereiten von Mahlzeiten als 
Amerikaner – insbesondere unter Frauen ist der 
Unterschied besonders groß (6,2 Stunden). Ad-
diert man die wöchentlichen Arbeitszeiten auf 
(Beruf, Haushalt und ehrenamtliche Tätigkeit), 
erhält man annähernd gleiche Werte (BRD 54,6 
Stunden; USA 53,6 Stunden), wobei die Ameri-
kaner aber 59% dieser Zeit ihrem Beruf wid-
men, Deutsche nur 48%. Auch hier ist der Un-
terschied bei Frauen besonders groß: Die deut-

sche Frau verbringt ein Drittel mehr Zeit im 
Haushalt und widmet sich ihren Kindern 11 
Stunden mehr als amerikanische Frauen. Diese 
Berechnungen sind auch ein Indikator dafür, 
dass die deutsch-amerikanische Erwerbslücke 
zum großen Teil durch die Differenz zwischen 
den Frauenerwerbsquoten hervorgerufen wird, 
die fast doppelt so hoch ausfällt wie bei der 
männlichen Erwerbsquote und Spitzenwerte in 
der Kategorie der kinderlosen sowie geringqua-
lifizierten Frauen erreicht.12 

q~ÄK=fKPW= bêïÉêÄëèìçíÉåG=áå=ÇÉê=_oaI=rp^=ìåÇ=pÅÜïÉÇÉå=å~ÅÜ=dÉëÅÜäÉÅÜí=Eáå=BF=

 Erwerbstätige Nicht-Erwerbstätige 
 Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt 

BRD 77,2 57,7 67,3 22,8 42,3 32,7 

USA 82,7 68,0 75,6 17,3 32,0 24,4 

Schweden 84,1 81,0 83,2 15,9 19,0 16,8 

Anm.: * Anteil der Erwerbstätigen und der Arbeitslosen an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren 
Quelle: Siebel 1998: 11.13 

Die12Förderung13des Niedriglohnsektors müsste 
dementsprechend mit weiteren Maßnahmen ver-
knüpft werden, die preiswerte Alternativen zur 
Arbeit in den eigenen vier Wänden ermögli-
chen: Ausbau von Kinderbetreuung, Ganztags-
schulen, Förderung der Teilzeitarbeit, Abschaf-
fung der Ladenöffnungszeiten, geringere Ein-
trittsbarrieren für Kleinanbieter von einfachen 
Pflege-, Haushalts- und Handwerksdiensten. 
Damit könnte nicht nur die Lücke in bezug auf 
geringqualifizierte weibliche Erwerbstätigkeit 
geschlossen werden; auch höher qualifizierte 
Frauen würden davon profitieren. Denn in 
Deutschland betrug der weibliche Anteil derje-
nigen, die das 1,66 fache des Durchschnittsein-
kommens verdienten, 1994 nur 0,3% – in den 
USA sind es fast 20%.14 Kostengünstige Dienst-
leistungen, gekoppelt mit einer Reformierung 
der Besteuerung bei ‚Hausfrauenehen’, könnten 
                                                           
12 Freeman/Schettkat 2001, a. a. O. 
13 Siebel, W. (1998): Entwicklung zur Dienstleistungsge-

sellschaft und soziale Ausgrenzung, in: Sozialforschungs-
stelle Dortmund (Hg.): Mit der Sozialberichterstattung 
zur Innovativen Sozialgemeinde: Dokumentation der 
Veranstaltung am 19.12.1997 im Landesinstitut Sozial-
forschungsstelle in Dortmund-Eving, Dortmund: S. 9–
17 

14 Freeman/Schettkat 2001, a. a. O. 

einen wichtigen Anreiz für höher qualifizierte 
Frauen darstellen, stärker am Erwerbsleben teil-
zunehmen. 

Was den Mangel an hochqualifizierten unter-
nehmensbezogenen Dienste betrifft, so kommt 
außerdem der Modernisierung des Bildungs-
systems eine Schlüsselrolle zu. Die Stichwörter 
‚Ausbildungskrise’, ‚Facharbeitermangel’ und 
‚green card’ verdeutlichen, dass die Bildungsin-
stitutionen dienstleistungsorientierte Qualifika-
tionsansprüche derzeit nur unzureichend be-
dienen können (mehr dazu in Kap. 4). Hinzu 
kommt, dass auf die Erstausbildung kontinuier-
liche Weiterbildung aufgesattelt werden muss, 
um den häufig wechselnden Tätigkeitsanforde-
rungen gerecht werden zu können (Stichwort 
‚lebenslanges Lernen’). Auch wenn Weiterbil-
dungseinrichtungen stark zugenommen haben 
und die interne Weiterbildung in den Unterneh-
mensstrategien eine immer größere Rolle spielt, 
sind die Maßnahmen in diesem Punkt noch zu 
willkürlich und punktuell, da sie häufig von der 
Motivation einzelner Mitarbeiter oder Unter-
nehmen abhängen. Wer allerdings ausschließ-
lich den Bildungssektor für den Mangel an an-
spruchsvollen Diensten verantwortlich machen 
will, übersieht, dass auch die deutsche Arbeits-
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markt-, Wirtschafts-, Forschungs- und Techno-
logiepolitik den Dienstleistungssektor lange Zeit 
als Betätigungsfeld vernachlässigt hat! 

Auch wenn alle genannten Konzepte zur Aus-
weitung des Dienstleistungssektors Stolperstei-
ne beinhalten, so sind viele doch zumindest ei-
nen Versuch der Anwendung wert. In diesem 
Zusammenhang drängt sich die Frage auf, wa-
rum sich Deutschland mit konkreten Maßnah-
men so schwer tut. Anscheinend hat das insti-
tutionelle Arrangement des Industrialismus hier 
eine besonders nachhaltige Macht- und Interes-
senstruktur mit entsprechenden Leitbildern und 
Deutungsmustern geschaffen, die nur schwer 
aufzubrechen ist. Baethge fasst den Sachverhalt 
dieser Blockade folgendermaßen zusammen: 

„Die positiven Erfahrungen und Sicherheiten mit dem 
industriegesellschaftlichen Modell wirken in Deutsch-
land nach, und alle institutionellen und personellen Ak-
teure haben ihre Handlungskonzepte entlang den vor-
gestanzten Mustern des Industrialismus ausgebildet. 
Dies gilt für die großen Tarifparteien ebenso wie für die 
Organisationen der sozialen Sicherung und der Arbeits-
marktregulation.“15 

Dabei fügt er hinzu, dass wohl niemand ernst-
haft an der Abschaffung des institutionellen Ar-
rangements interessiert ist. Entsprechende Maß-
nahmen zur Ausweitung des Dienstleistungs-
sektors werden aber nur greifen können, wenn 
es ein Stück weit aufgebrochen und an die neu-
en Realitäten angepasst wird. 

Ziehen wir ein erstes Fazit: Zusammenfassend 
lässt sich sagen, dass Beschäftigungsimpulse nur 
durch eine Ausweitung des Dienstleistungssek-
tors zu erwarten sind, da in der verarbeitenden 
Industrie (von einigen aufstrebenden Industrie-
sektoren abgesehen) von einem weiteren Ver-
lust an Arbeitsplätzen auszugehen ist. Die de-
taillierte Betrachtung zeigte außerdem, dass der 
‚Hoffnungsträger’ Dienstleistungssektor auf-
grund seiner Heterogenität differenziert be-
trachtet werden muss: Eher negativ fällt die Ent-
wicklung bei den distributiven und staatlichen 
Diensten aus; beeindruckende Wachstumsraten 
weisen hingegen die unternehmens- und perso-
nenbezogenen (und hierunter insbesondere die 
sozialen) Dienstleistungen auf. Diese Entwick-
lung weist darauf hin, dass die beiden Funktio-

                                                           
15 Baethge, M. (2000): Abschied vom Industrialismus: Kon-

turen einer neuen gesellschaftlichen Ordnung der Ar-
beit, in: SOFI-Mitteilungen 28/2000, S. 10 

nen des Dienstleistungssektors – Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit und Steigerung der Le-
bensqualität – in den letzten Jahrzehnten erheb-
lich an Gewicht gewonnen haben, wobei der 
wirtschaftliche Strukturwandel, die demogra-
phische Entwicklung, Individualisierungsten-
denzen und das steigende Wohlfahrtsniveau als 
treibende Faktoren anzusehen sind. 

Die beeindruckende Beschäftigungsbilanz die-
ser Dienstleistungsfelder kann jedoch nicht da-
rüber hinweg täuschen, dass die Jobmaschine 
Dienstleistung kein Selbstläufer ist. Insbesonde-
re der internationale Vergleich verdeutlicht, dass 
der bundesdeutsche Dienstleistungssektor De-
fizite im Bereich der unternehmens- und perso-
nenbezogenen Dienste aufweist. Als Ursache 
gilt die spezifisch deutsche Ausgestaltung des 
industriellen Arrangements, die sich in der Ver-
gangenheit zwar als sehr erfolgreich erwiesen 
hat, gegenwärtig aber den Ausbau des Dienst-
leistungssektors blockiert. Dass die gezielte Ge-
staltung des Sektors eine ernstzunehmende He-
rausforderung darstellt, wird auch in den fol-
genden Abschnitten deutlich werden. Denn mit 
dem Wandel der gesamtwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen erfährt der Dienstleistungs-
sektor eine beschleunigte Entwicklungsdynamik, 
die nachhaltige Spuren in seinen Strukturen und 
Merkmalen hinterlässt. 

PK= aáÉ=båíïáÅâäìåÖ=ÇÉë=aáÉåëíäÉáëJ
íìåÖëëÉâíçêë=áã=ïáêíëÅÜ~ÑíäáÅÜÉå=
t~åÇÉä=

Seit einigen Jahren lassen sich in der Ökonomie 
fundamentale Wandlungsprozesse beobachten: 
Die zunehmende internationale Verflechtung und 
der Einsatz von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien führen nicht nur zu einer 
Beschleunigung der Innovations- und Wert-
schöpfungsprozesse, sondern auch zu einem 
Umbau der Unternehmensstrukturen und zu 
einem neuen Arbeits- und Mitbestimmungsver-
ständnis. Unklar ist jedoch, welche Begriffe und 
Ansätze angemessen sind, um die Veränderun-
gen im Wirtschaftsgeschehen hinreichend zu 
kennzeichnen. Als Bezeichnung hat sich mitt-
lerweile der Begriff der New Economy durchge-
setzt, der in den letzten Monaten eine zweifel-
hafte Karriere durchlaufen hat. In einer (kriti-
schen) Auseinandersetzung mit diesem Begriff 
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sollen in den folgenden Abschnitten zunächst 
die wesentlichen Kennzeichen des wirtschaftli-
chen Wandels skizziert werden, bevor auf die 
Auswirkungen im Dienstleistungssektor einge-
gangen wird. 

PKN= sçå=ÇÉê=läÇ=òìê=kÉï=òìê=kÉñí=
bÅçåçãó=

Eine eindeutige Definition der New Economy ge-
schweige denn eine Theorie existiert bislang 
nicht – die meisten Wissenschaftler fassen den 
Begriff als ein Konglomerat mehr oder weniger 
belegbarer empirischer Beobachtungen zur kon-
junkturellen Entwicklung auf, wie sie insbe-
sondere in den Vereinigten Staaten zu beobach-
ten sind. In enger Abgrenzung nähert man sich 
der New Economy über ihre spezifischen Akteu-
re und Güter. Charakteristisches Kennzeichen 
der Akteure ist, dass es sich um Unternehmen 
handelt, die vornehmlich am Neuen Markt oder 
Nasdaq gehandelt werden. Dazu gehört eine 
Vielzahl an kleinen Unternehmen und Start-Ups, 
die häufig über Wagniskapital finanziert wer-
den, sowie einige große Unternehmen der Old 
Economy (z. B. Bertelsmann), die auf dem Welt-
markt tätig sind. Dem äußerst unterschiedlichen 
Tätigkeitsspektrum dieser Unternehmen ist ers-
tens der ‚innovative’ Charakter gemeinsam und 
zweitens der starke Bezug auf Neue Medien. Als 
typische Tätigkeitsfelder wären Informations- 
und Kommunikationstechnologien, Unterhal-
tung, Freizeit, Tourismus, Ingenieursdienste, 
neue Materialien, neue Energietechnologien, 
neue Produktionsverfahren, Gentechnologie, Ge-
sundheit und spezialisierende Ausbildung an-
zuführen.16 

Diese kurze Aufzählung unterstreicht, dass das 
Tätigkeitsspektrum der New Economy enge 
Überschneidungen zu den wachstumsträchtigen 
Feldern des Dienstleistungssektors aufweist. 
Deutlich wird außerdem, dass die Informations- 
und Kommunikationstechnologie der Dreh- und 
Angelpunkt der New Economy darstellt, und dies 
in doppelter Hinsicht: So ist als tragender Faktor 
des konjunkturellen Aufschwungs erstens das 
Wachstum im IT-Sektor selber anzusehen, wo-

                                                           
16 Vgl. Huber, J. (2000): Die „Neue Wirtschaft” und ihre 

Konsequenzen für Staat und Regierung. Dialog Wirt-
schaftspolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, verf. Ms., 
Universität Halle an der Saale 

bei sich die Sparten Internet, Multimedia, Soft-
wareentwicklungen und damit verbundene 
Dienstleistungen als besonders dynamisch und 
vielversprechend erweisen. Und zweitens sind 
die spill-over-Effekte der Neuen Medien ein nicht 
zu unterschätzender Faktor, denn sie ermögli-
chen nicht nur eine Beschleunigung der Leis-
tungsprozesse, sondern begünstigt auch Orga-
nisationsentwicklung und Vernetzungsprozes-
se sowie neue kundenspezifisch zugeschnittene 
Güter. Die Entwicklung von der Old zur New 
Economy schlägt sich in dieser Abgrenzung also 
vor allem in einem Wandel der Anbieter- und 
Leistungsmerkmale nieder. Die zentralen Ak-
teure sind kleine, in innovativen Feldern tätige 
Unternehmen, die – häufig flankiert von global 
players – auf dem Weltmarkt tätig sind. Unter 
Leistungsaspekten ist vor allem eine zunehmen-
de Durchsetzung des wirtschaftlichen Gesche-
hens mit Neuen Medien charakteristisch, die den 
Leistungsprozess beschleunigen und Güter und 
Dienste diversifizieren. Der Anspruch dieser De-
finition, die bislang vor allem den europäischen 
und auch deutschen Diskurs prägte, ist noch 
verhältnismäßig bescheiden, denn sie prokla-
miert im Grunde noch keinen erkennbaren Bruch 
mit den Gesetzmäßigkeiten der Old Economy. 

Dies ist anders in der weiten Abgrenzung, die im 
amerikanischen Diskurs eine wichtige Rolle 
spielt. Sie geht davon aus, dass die Regeln der 
traditionellen Ökonomie durch dot.com außer 
Kraft gesetzt werden.17 Denn durch den beschleu-
nigten technischen Fortschritt, d. h. durch den 
Einsatz Neuer Medien, können auf der Ange-
botsseite dauerhaft hohe Produktivitätsfortschrit-
te erzielt werden. Dadurch werden die Lohn-
stückkosten konstant gehalten, was zu einem 
Beschäftigungsanstieg bei gleichzeitiger Dämp-
fung von Inflationstendenzen führt. Im Gegen-
satz zur Old Economy, die durch das Auf und 
Ab der Konjunktur gekennzeichnet war, bleibt 
das Wachstum in der New Economy konstant, 
größere konjunkturelle Schwankungen gehören 
der Vergangenheit an. Die New Economy präsen-
tiert sich in dieser Abgrenzung als neue Wirt-
schaftsära und kann als ökonomisches Pendant 
zu diversen soziologischen Konzepten gesell-
schaftlichen Wandels gesehen werden (Dienst-

                                                           
17 Vgl. Stierle, M.H. (2000): New Economy – Wunschtraum 

oder Realität?, in: WIRTSCHAFTSDIENST 2000/IX 
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leistungsgesellschaft, Wissens- und Informati-
onsgesellschaft, globalisierte Gesellschaft). 

Besonders eng ist der Zusammenhang zwischen 
der New Economy und der Wissens- und Informa-
tionsgesellschaft. Bereits Bell hatte 1973 das theo-
retische Wissen als ‚axiales Prinzip’ der postin-
dustriellen Gesellschaft definiert, also als Leit-
prinzip und Motor gesellschaftlichen Wandels.18 
Seine herausragende Bedeutung leitet sich aus 
dem Bedürfnis nach sozialer Kontrolle, Planung 
und Prognose ab – mit anderen Worten: Wissen 
ist die grundlegende Basis für die Steuerung 
und Gestaltung der Gesellschaft. Informations-
technologien stellen in diesem Kontext optima-
le strategische Instrumente dar, um Wissen zu 
strukturieren und wirtschaftliche und politische 
Planungs- und Entscheidungsprozesse zu ratio-
nalisieren. In der New Economy kommt dem Wis-
sen eine ebenso große Bedeutung zu, wenn auch 
die Begründung eine andere ist: erstens öko-
nomischer statt soziologischer Natur, zweitens 
nicht auf die Steuerung gesellschaftlicher Pro-
zesse bezogen. Wissen fungiert in der Neuen 
Wirtschaft als Basisressource, die sich im Gegen-
satz zu den Rohstoffen der Old Economy (Ar-
beit, Kapital und Umwelt) durch ihren Einsatz 
nicht verbraucht, sondern im Gegenteil ver-
mehrt und ein anhaltendes Wirtschaftswachs-
tum hervorruft, bei dem gleichzeitig Arbeitslo-
sigkeit gesenkt und Inflationstendenzen ge-
dämpft werden.19 Als Basisinnovationen korres-
pondieren hier die Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, die Wertschöpfungspro-
zesse auf neue, effizientere Grundlagen stellen 
und den Übergang von der einfach moderni-
sierten Industriegesellschaft zu einer weiterge-
hend modernisierten Wissenschafts- und Tech-
nologiegesellschaft einleiten. 

Ob eine Wirtschaft tatsächlich ohne Konjunktur-
zyklen denkbar ist, ist natürlich eine höchst um-
strittene These. Dekliniert man die zentralen In-
dikatoren für die New Economy durch, sind al-
lenfalls die USA eine Nation der neuen Wirt-
schaftsära. Der dortige Konjunkturaufschwung 
dauert nun schon ein Jahrzehnt und gilt – wenn 
er auch im historischen Vergleich nicht allzu 
                                                           
18 Bell, Daniel (1985): Die nachindustrielle Gesellschaft. 

Frankfurt 
19 Vgl. Fabel, O./Miehe-Nordmeyer, G./Wahrenburg, M. 

(2000): New Economy. Dialog Wirtschaftspolitik der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, verf. Ms., Universität Konstanz 

hoch ist – als der längste seit dem zweiten Welt-
krieg. Das Bruttoinlandsprodukt ist seit 1991 im 
Durchschnitt um 3,5 Prozent gewachsen; in 
Europa hingegen betrug das Wachstum in der 
gleichen Periode dagegen nur zweimal mehr 
als 3 Prozent. Besonders beeindruckend ist die 
amerikanische Beschäftigungsbilanz: 1999 lag 
die Zahl der Beschäftigten mit 135,2 Mio. um 
17,2 Mio. höher als 1991 – also eine Wachstums-
rate von rund 15%!. In der EU hingegen betrug 
die Wachstumsrate im gleichen Zeitraum knapp 
1% (1991: 151,6 Mio., 1999: 152,6 Mio.).20 

Auf den ersten Blick scheinen die USA also tat-
sächlich die Vorreiter der neuen Wirtschaftsära 
zu sein. Skeptiker wiesen allerdings immer wie-
der darauf hin, dass es sich hierbei lediglich um 
eine langanhaltende Konjunkturphase handele; 
mit Blick auf die Aktienbewertungen könne auch 
eine spekulative Blase nicht ausgeschlossen wer-
den. Genau dieser Eindruck bestätigt sich durch 
die vermehrten Einbrüche der jüngsten Vergan-
genheit. Offensichtlich ist die New Economy fra-
giler als ihre Verfechter annahmen und die Zwi-
schenbilanz fällt nach dem euphorischen letzten 
Jahr sehr ernüchternd aus: „War alles nur schö-
ne Theorie?” so fragte DIE ZEIT und führte aus: 

„Ende 1999 krönte das amerikanische Magazin Time Jeff 
Bezos, den Amazon.com-Gründer und bekanntesten 
Protagonisten der New Economy, zum ‚Mann des Jahres’ 
(…) Heute, gerade sieben Monate später, ist Amazons 
Aktie 70 Prozent weniger wert als auf ihrem Höchst-
stand. Mittlerweile wird sogar das Überleben des Pro-
tagonisten infrage gestellt. Ende einer Ära – nur fünf 
Jahre nach ihrem Beginn?”21 

Derartige Beispiele sind mittlerweile Legion und 
bescheren der New Economy gegenwärtig einen 
eher unsoliden Ruf. Nüchterne Beobachter wer-
fen ein, dass im Wust innovativer, aber welt-
marktinkompetenter Jungunternehmer allmäh-
lich die notwendige Differenzierung einsetze und 
sich die Spreu vom Weizen trenne. Im Zuge 
dieser Entwicklung gelingt auch den Unterneh-
men der Old Economy eine neue Profilierung. 
Denn auch sie haben mittlerweile die Spielregeln 
des neuen Marktes begriffen (Einsatz Neuer Me-
dien, flache Hierarchien, kleine Betriebsgrößen, 

                                                           
20 Huffschmid, J. (2000): New Economy in den USA, in: 

Blätter für deutsche und internationale Politik 12/00, S. 
1258–1262 

21 DIE ZEIT (2000): Zu schön, um wahr zu sein. Die These 
von der revolutionären Wirkung der New Economy ge-
rät ins Wanken. 29/00 
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Stichwort I.1: 
„Kryptische Kürzel” 

New Economy 

zählt zu den Begriffen, unter denen 
fast jeder etwas anderes versteht. 
Volkswirte benutzen ihn, um neue 
ökonomische Regeln zu beschreiben. 
Sie vermuten beispielsweise, dass in 
der New Economy inflationsfreies 
Wachstum möglich sein könnte. Be-
triebswirte beziehen sich meist auf 
neue Geschäftsmodelle, wenn sie von 
der New Economy sprechen. Oft sind 
auch nur die jungen Internet-Firmen 
gemeint, wenn dieser Begriff fällt. Das 
freilich führt inzwischen zur Konfu-
sion, weil nun auch Konzerne aus der 
sogenannten Old Economy einstei-
gen. Alle gemeinsam, so die Protago-
nisten, werden sich demnächst in der 
Next Economy wiederfinden 

Brick-and-Mortar- 

Unternehmen heißen jene Traditions-
konzerne, die bislang noch nicht den 
Sprung ins Internet wagten. 

Click-and-Mortar- 

Unternehmen kombinieren hingegen 
bereits ihr klassisches Geschäft mit 
dem Netz 

Start-Ups 

sind neu gegründete Unternehmen, 
die im Zusammenhang mit dem Inter-
net auch Dotcoms genannt werden, 
weil ihre Netzadresse immer mit ei-
nem Punkt endet, dem dann zum Bei-
spiel ein com für ein Unternehmen 
in den USA oder ein de für Deutsch-
land folgt. 

Venture-Capital (VC)- 

Unternehmen sammeln Wagniskapi-
tal ein, um es den jungen Einsteigern 
zur Verfügung zu stellen und ihnen 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 

E-Business 

ist der Oberbegriff für Geschäfte aller 
Art im Internet, denen eine große Zu-
kunft prophezeit wird. 

E-Commerce 

bezeichnet in der Regel nur den elekt-
ronischen Handel via Mausklick. 

B2C 

meint Business to Consumer und be-
zeichnet nichts anderes als den elekt-
ronischen Handel mit den Verbrau-
chern. Typische Beispiele sind die 
vielen Kaufhäuser im Netz 

B2B 

ist die Abkürzung von Business to 
Business und beschriebt den elektro-
nischen Handel zwischen den Unter-
nehmen, der sich in der Regel auf den 
digitalen Marktplätzen vollzieht. 

B2N 

ist die jüngste Wortschöpfung in den 
Kreisen jener, die zweifeln, ob die 
neuen Geschäftsmodelle überhaupt 
funktionieren. Business to Nobody 
lautet die ketzerische Langform. 

Quelle: DIE ZEIT 46/00. 

flexible Arbeitszeiten), aber im Vergleich zu den 
Protagonisten der New Economy verfügen sie 
über bessere Infrastrukturen, Logistikerfahrun-
gen, breite Kundenstämme und eben oft auch 
über einen auf dem Markt etablierten Namen. 
Offensichtlich nähern sich die Akteure der Old 
und New Economy einander an, woraus DIE ZEIT 
folgert: „Alle gemeinsam (…) werden sich dem-
nächst in der Next Economy wiederfinden.”22 

Der Begriff der Next Economy hat einen weitaus 
bescheideneren Anspruch – weder proklamiert 
er ewig währendes Wirtschaftswachstum, noch 
begrenzt er den wirtschaftlichen Wandel auf we-
nige exklusive Akteure. Kennzeichnendes Merk-
mal ist vielmehr, dass die Neuen Medien gleich-
sam Old und New Economy durchdringen und 
dadurch das Wirtschaftsgeschehen auf neue 
Grundlagen stellen. Welchen Begriff man letz-
ten Endes auch präferieren mag (in dieser Stu-
die wird der Begriff der New Economy im Sinne 
                                                           
22 DIE ZEIT (2000): Klick – und weg. Start-ups im Internet 

mischen die gesamte Wirtschaft auf. Doch nun frißt die 
New Economy ihre Kinder. 46/00 

der Next Economy verwendet), unbestritten ist, 
dass der wirtschaftliche Wandel mit fundamen-
talen Veränderungen einher geht, die massiven 
Gestaltungs- und Reformbedarf aufwerfen: 

• So ist eine Internationalisierung des Humanka-
pitals zu beobachten, die einen Wettbewerbs-
druck auf die Nationalstaaten hinsichtlich 
Lohnnebenkosten und Standortbedingungen 
erzeugt. Im Kampf um ausländische Investi-
tionen geraten hochregulierte Industrienatio-
nen ins Abseits und konkurrieren mit Billig-
lohnländern aus der zweiten und dritten 
Welt. 

• Hinzu kommt eine Aushöhlung nationalstaat-
licher Kompetenzen, die sich auf die regionale 
und supranationale Ebene verlagern. Auf re-
gionaler Ebene geht es vor allem um die Ent-
wicklung innovativer Standortbedingungen 
(z. B. Bildung), auf supranationaler Ebene 
hingegen um die Abstimmung über soziale 
und ökologische (Mindest-)Standards. 

• Wissen wird zur Basisressource und stellt Bil-
dungsinstitutionen, Unternehmen und Be-
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schäftigte vor neue Herausforderungen. Mo-
derne Didaktikkonzepte und Curricula, ‚le-
benslanges Lernen’ und unternehmensinter-
nes Wissensmanagement sind somit entschei-
dende Faktoren für den wirtschaftlichen und 
beruflichen Erfolg. 

• Es kommt zu einer Deregulierung der institu-
tionellen Mitbestimmung: Individuell ausge-
handelte Arbeitsverträge, basierend auf Fir-
menanteilen, Aktienoptionen und Gestal-
tungsmöglichkeiten der Arbeitsbedingungen 
ersetzen die klassischen Tarifverträge und Be-
triebsvereinigungen. 

• Weiterhin zeichnet sich eine Erosion des Nor-
malarbeitsverhältnisses ab: Die Grenzen zwi-
schen Kapital und Arbeit, bzw. selbständi-
ger und unselbständiger Arbeit verwischen, 
Arbeitsbedingungen (Zeit, Ort) flexibilisie-
ren sich ebenso wie die Berufsbiographien. 

• Die Veränderungen im Wirtschaftsgeschehen 
implizieren schließlich einen Umbau des So-
zialstaates. Mit der Erosion des Normalar-
beitsverhältnisses, der Aushöhlung national-
staatlicher Kompetenzen und der Deregulie-
rung der Interessensvertretung gerät auch die 
Basis der klassischen sozialen Sicherungssys-
teme unter Druck. 

Diese Aufzählung macht deutlich, dass die New 
Economy (auch in ihrer abgeschwächten Version) 
offensichtlich an den Grundlagen der Institutio-
nen nagt, die um den traditionellen Industrie-
staat herum errichtet wurden. Der Reformdruck 
wird daher auch in Zukunft nicht weichen. Oder 
wie ein Beobachter formulierte: „Der Neue 
Markt kracht. Aber die Revolution der Ökono-
mie geht weiter. Und: Reformer werden weiter-
hin gebraucht.”23 

PKO= ^ìëïáêâìåÖÉå=~ìÑ=ÇÉå=aáÉåëíäÉáëJ
íìåÖëëÉâíçê=

Mit der New Economy gehen Veränderungen im 
Wirtschaftsgeschehen einher, die auch in den 
Struktur-, Leistungs- und Prozessmerkmalen des 
Dienstleistungssektor deutliche Spuren hinter-
lassen. Direkte Auswirkungen lassen sich im Be-
reich der produktionsbezogenen, der distributi-
ven Dienste und der öffentlichen Dienste be-

                                                           
23 DIE ZEIT (2001): Die New Economy lebt. 03/01 

obachten; im Bereich der personenbezogenen 
Dienste sind die Zusammenhänge zwar erst auf 
den zweiten Blick ersichtlich, haben aber trotz-
dem nachhaltige Auswirkungen. 

Ein wichtiges Merkmal der Neuen Wirtschaft ist 
die Beschleunigung der Innovationszyklen. Da-
durch erfährt die Leistungssteigerung entspre-
chender produktionsbezogener Dienstleistungen 
eine starke strategische Bedeutung, beispiels-
weise Forschung und Entwicklung, Produktde-
sign und Softwareentwicklung. Einen besonders 
wichtigen Innovationsfaktor stellt in diesem 
Zusammenhang die ‚intelligente’ Verknüpfung 
von Gütern und Diensten dar: Ein Produkt wird 
als Paket aus physischem Produkt und darauf 
bezogenen Dienstleistungen angeboten und ver-
marktet (z. B. Auto mit Wartung, Versicherung, 
Leasing, Software-Updates, etc.). Die steigende 
Bedeutung der Innovationsfähigkeit setzt des 
weiteren auch die öffentlichen Dienste unter 
Druck, die die Rahmenbedingungen für Inno-
vation bereitstellen oder verbessern (z. B. kom-
munale Wirtschaftsförderungen, Stadt- und Flä-
chenplanung, Bildungseinrichtungen). 

Ein weiteres kennzeichnendes Merkmal ist, dass 
sich Unternehmen unabhängig von ihrer Größe 
innerhalb kürzester Zeit dem internationalen 
Wettbewerb stellen müssen. Dies impliziert ers-
tens einen erhöhten unmittelbaren Finanzie-
rungsbedarf und setzt entsprechend leistungs-
fähige Finanzdienstleister voraus. Zweitens stei-
gen damit auch die rechtlichen Verflechtungen 
an, was wiederum einen erhöhten Bedarf nach 
Rechts- und Steuerberatungen nach sich zieht, 
die auf internationale Märkte spezialisiert sind. 
Und drittens gewinnen die technikgestützten 
Dienste aus den Feldern Handel, Transport und 
Kommunikation an strategischer Bedeutung, 
denn die Teilnahme am Weltmarkt erfordert 
kompetente Marketing- und Logistikdienstleis-
tungen, insbesondere an der Schnittstelle zwi-
schen E-Commerce und Logistik. 

Mit der New Economy geht außerdem eine stär-
kere Diversifizierung der Kundenbedürfnisse ein-
her. Für die Unternehmen wird es daher nicht 
nur darauf ankommen, Produkte und Dienste 
kundengerecht und preisgünstig zu entwickeln, 
sondern auch Transparenz und Erreichbarkeit 
zu gewährleisten. E-Commerce und die schnelle 
Verfügbarkeit von Produkt- und Preisinforma-
tionen stellen die etablierten Vertriebs- und Lo-
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gistiknetzwerke in Frage und steigern den Preis-
wettbewerb sowie die Geschwindigkeit von Pro-
duktzyklen. Beratungsdienste, sei es in Form 
unternehmensinterner Bereiche, eigenständiger 
Anbieter oder auch Verbraucherzentralen wer-
den in dem Maße an Bedeutung zunehmen, wie 
die Produkt- und Dienstpalette anwächst. Da-
bei wird der Entwicklung kombinierbarer An-
gebotsmodule sowie interaktiven Beratungsleis-
tungen via Internet eine besondere Bedeutung 
zukommen (z. B. im Computervertrieb oder bei 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen). 

Schließlich ist anzumerken, dass die Unterneh-
mensstrukturen und die Beziehungen zwischen 
den Unternehmen einem Wandel unterworfen 
sind. Die Beschleunigung der Innovationszyk-
len und die Diversifizierung der Kundenwün-
sche erfordern überschaubare teamartige Un-
ternehmensstrukturen, die sich durch ganzheit-
liche Aufgabenbereiche und kooperative Füh-
rungsstile auszeichnen. Gleichzeitig wird die 
Netzwerkbildung zwischen Unternehmen zu 
einem wichtigen Wettbewerbsfaktor: Es bilden 
sich zunehmend Verbünde aus Systemführern, 
Systemlieferanten und Zulieferern, die häufig 
als virtuelle netzbasierte Firmen konstituiert sind 
und oft nur für den Zyklus des jeweiligen Pro-
duktes bestehen. Dieser Wandel geht mit einem 
steigenden Bedarf nach Unternehmensberatun-
gen einher, die sich auf die Optimierung der Or-
ganisationsstrukturen und der human resources 
(Personalentwicklung etc.) spezialisieren. Ebenso 
steigt die Nachfrage nach ‚Moderatoren’ (z. B. 
Wirtschaftsförderungen), die Netzwerkbildun-
gen initiieren und betreuen können. 

Diese unvollständige Aufzählung muss an die-
ser Stelle ausreichen, um die Veränderungen zu 
skizzieren, die durch die New Economy im Be-
reich der produktionsbezogenen und distributi-
ven Dienste verursacht werden. Deutlich ist ei-
nerseits, dass diese Felder im Zuge des gesamt-
wirtschaftlichen Wandels eine rasante Nachfra-
gesteigerung zu verzeichnen haben, da sie ent-
scheidend auf die Wettbewerbsposition von Un-
ternehmen Einfluss nehmen können. Anderer-
seits geraten die Anbieter entsprechender Diens-
te aber auch unter ‚Modernisierungsdruck’, denn 
die New Economy geht mit gesteigerten Leis-
tungsanforderungen einher, die neue Wege in 
Angebotsgestaltung und Leistungserbringung 
erforderlich machen. Auch hier zeichnet sich ab, 

dass die weitere Entwicklung des Dienstleis-
tungssektors zwar viele neue Wachstums- und 
Beschäftigungsoptionen birgt, deren Erschlie-
ßung aber ein gehöriges Maß an Innovations-
freude und Veränderungsbereitschaft erfordert. 

Dies gilt im übrigen nicht nur für die ‚harten’ 
Dienste in den Bereichen Handel, Banken und 
Versicherung oder im informationstechnischen 
Sektor: Auch die personenbezogenen Dienstleis-
tungen bleiben von dem Wandel des gesamt-
wirtschaftlichen Kontextes nicht unberührt. Di-
rekte Auswirkungen lassen sich im Bildungssek-
tor beobachten. Denn der Dreh- und Angelpunkt 
der New Economy ist Wissen, konkreter die Pro-
duktion, Verarbeitung und Verteilung von In-
formation mittels Neuer Medien. Daher ergeben 
sich auch neue Herausforderungen für die se-
kundären und tertiären Bildungsinstitutionen, 
das System der beruflichen Bildung und die be-
triebliche Weiterbildung. Besonders dringend 
ist die Reformierung der Ausbildungs- und Stu-
diengänge: Da sich Tätigkeitsfelder und -inhalte 
in der New Economy schnell wandeln, wird es 
darauf ankommen, breite Grundlagenkenntnis-
se mit praktischer Erfahrung zu vermitteln – um 
einerseits die Durchlässigkeit zwischen einzel-
nen Tätigkeitsfeldern zu steigern (was gerade 
bei ‚einfachen Diensten’ eine wichtige Voraus-
setzung für berufliche Mobilität und Aufstiegs-
chancen ist), andererseits die Ausbildung spe-
zialisierter und -diversifizierter Qualifikationen 
zu ermöglichen (um z. B. die Wettbewerbsfähig-
keit bei unternehmensbezogenen Diensten zu 
steigern). Der Vermittlung informations- und 
kommunikationstechnischer Kompetenzen 
kommt dabei natürlich eine Schlüsselstellung 
zu, gefragt sind aber ebenso ausgeprägte sozia-
le, organisatorische und ‚unternehmerische’ Fä-
higkeiten. 

Ein weiterer wichtiger Träger der Neuen Wirt-
schaft ist der Bereich der konsumbezogenen Diens-
te. Die Anhebung des Wohlstandsniveaus und 
die zunehmende Ausweitung der Freizeit haben 
in den modernen Gesellschaften dazu geführt, 
dass sich die Angebotspalette in den Bereichen 
Sport, Hobby, Unterhaltung und Tourismus ste-
tig ausgeweitet und ausdifferenziert hat. Einige 
dieser Dienste sind in dem Sinne nicht New-
Economy-tauglich, als sie dem lokalen Kontext 
verhaftet bleiben (man denke an das klassische 
Dienstleistungsbeispiel ‚Haare schneiden’). Bei 
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vielen anderen Diensten ist dies jedoch nicht der 
Fall. Die Beispiele Napster und amazon.de veran-
schaulichen, dass Freizeit, Unterhaltung und 
Kultur längst eine globale Angelegenheit gewor-
den sind. Auch hier leisten die Neuen Medien 
wichtige Dienste: Sie ermöglichen nicht nur die 
Teilhabe an Freizeitevents, die an weit entfern-
ten Orten vonstatten gehen, sondern sind auch 
bei der Erstellung von kundenspezifisch zuge-
schnittenen Freizeit-‚Paketen’ behilflich, indem 
sie die Angebote unterschiedlicher Dienstleister 
bündeln. 

Bleiben schließlich die sozialen Dienste und der 
Gesundheitssektor. Unter negativen Vorzeichen 
zeigt sich der Einfluss der Neuen Wirtschaft zu-
nächst einmal darin, dass sie die ‚Krise des So-
zialstaates’ verschärft und einen gewaltigen Mo-
dernisierungsdruck auf organisatorischer und 
finanzieller Ebene erzeugt. Dabei wird es nicht 
nur darum gehen, soziale Dienste effizienter und 
ressourcenschonender zu erbringen, um den 
deutschen Standort zu entlasten. Unter qualita-
tiven Gesichtspunkten muss sich das Leistungs-
angebot des Sektors an die pluralen Bedürfnisse 
moderner Gesellschaften anpassen, um seiner 
entscheidenden Funktion – Steigerung der Le-
bensqualität – auch weiterhin gerecht werden 
zu können. 

Der Einfluss der New Economy zeigt sich des 
weiteren darin, dass Neue Medien auch in die-
sem Sektor Einzug gehalten haben. Früher wur-
de hier von einer starken Technikresistenz aus-
gegangen, da die Beziehung zwischen Klient 
und Anbieter besonders intensiv und der lokale 
Bezug besonders hoch ist. Anwendungsmög-
lichkeiten wie Telemedizin, ‚virtuelle Altenhei-
me’ oder Internetseelsorge setzen jedoch genau 
an dieser zwischenmenschlichen Dimension an 
und bewirken eine räumliche und zeitliche Ent-
kopplung zwischen Klient und Dienstleister, mit 
anderen Worten: Sie brechen das uno-actu-Prin-
zip auf. Dies bewirkt einerseits, dass sich in die-
sem Feld auch Rationalisierungsspielräume er-
öffnen. Die Arbeitsintensität des Sektors nimmt 
ab und es kann nicht mehr automatisch davon 
ausgegangen werden, dass eine Steigerung der 
Nachfrage auch automatisch eine Steigerung der 
Beschäftigungszahlen nach sich zieht. Anderer-
seits ermöglichen Neue Medien aber auch die 
Gestaltung neuer bedarfsgerechter Angebote und 
nehmen daher eine Schlüsselposition bei der 

Modernisierung des Sozial- und Gesundheits-
sektors ein. Durch entsprechende Technik kön-
nen zum Beispiel Zweitdiagnosen durch Ärzte 
im Ausland zeitsparender und weniger um-
ständlich vonstatten gehen, oder die medizini-
sche Nachsorge bei Operationen kann zu Hause 
erfolgen. 

QK= pÅÜäìëëÑçäÖÉêìåÖÉå=ìåÇ=dÉëí~äJ
íìåÖëÜÉê~ìëÑçêÇÉêìåÖÉå=

Insgesamt zeigt sich, dass der Dienstleistungs-
sektor im Zuge der New Economy massive Ver-
änderungen erfährt. Besonders deutlich sind 
diese Auswirkungen im Bereich der ‚harten’ 
Dienstleistungen. Da diese entscheidende Bei-
träge zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
leisten können, werden sie im Zuge der New 
Economy verstärkt nachgefragt. Damit nimmt 
aber auch der Modernisierungsdruck in bezug 
auf Angebotsgestaltung, Qualifizierung und Un-
ternehmensstrukturen zu. Im Bereich der per-
sonenbezogenen Dienste hält die New Economy 
insbesondere über den verstärkten Einsatz Neu-
er Medien Einzug. Diese eröffnen einerseits neue 
Spielräume bei der bedarfsgerechten Angebots-
gestaltung, steigern aber auch die Rationalisie-
rungspotentiale. 

Deutlich wird des weiteren, dass Dienstleistun-
gen zwar eine zunehmend globale Dimension 
innewohnt, dadurch aber die Bedeutung des lo-
kalen Kontextes nicht abnimmt. Dies bezieht sich 
insbesondere auf die Gestaltung der sog. wei-
chen Standortfaktoren, die in der New Economy 
zu wichtigen Wettbewerbsparametern gewor-
den sind (Bildung, Netzwerk-, Technologiema-
nagement). Die Regionalforschung hat in den 
letzten Jahren mit einer Fülle an beeindrucken-
den Beispielen aufgewartet, in denen Regionen 
ihre lokale Wirtschaft beim Aufbruch in die glo-
balen Märkte flankierten, indem sie auf diese 
Faktoren Einfluss nahmen. Noch deutlicher ist 
der lokale Bezug bei den personenbezogenen 
Dienstleistungen. Zwar tragen soziale Gemein-
schaften mittlerweile auch deutlich globale Züge 
(Chatrooms u.ä.), nichtsdestotrotz ist die lokale 
Ebene nach wie vor entscheidend für die Bil-
dung der Gemeinschaften, die von personenbe-
zogenen Diensten profitieren. Für die weitere 
Entwicklung der personenbezogenen Dienste 
wird es daher auch darauf ankommen, das Ver-
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hältnis von Globalität und Lokalität so auszuba-
lancieren, dass einerseits eine möglichst große 
Reichweite bei der Erbringung der Dienstleis-
tungen erzielt wird, andererseits aber auch die 
spezifischen Merkmale vor Ort berücksichtigt 
werden können. 

In der New Economy stellt sich auch die Frage nach 
den Beschäftigungsimpulsen neu. Denn mehr 
denn je wird deutlich, dass der Dienstleistungs-
sektor kein Auffangbecken darstellt, der Be-
schäftigungspotentiale gleichsam automatisch 
realisiert. Der massive Einsatz Neuer Medien 
und die zunehmend globale Dimension von 
Dienstleistungen führen vielmehr zu einer ‚Ent-
mystifizierung’ des Sektors: Sie steigern zwar 
einerseits seine strategische Bedeutung hinsicht-
lich Wettbewerbsfähigkeit und Lebensqualität, 
eröffnen andererseits aber auch Rationalisie-
rungsspielräume und machen den Sektor anfäl-
lig für Modernisierungsdefizite. Unter diesen 
Vorzeichen werden gezielte Strategien und Be-
mühungen erforderlich sein, um eine gleichzei-
tig bedarfs- und beschäftigungsgerechte Ent-
wicklung des Sektors zu fördern. 

Vor diesem Hintergrund müssen insbesondere 
folgende Gestaltungsherausforderungen inten-
siv diskutiert werden: 

• Wie und unter welchen Voraussetzungen kön-
nen Dienstleistungen die Wettbewerbsfähigkeit 
in der New Economy steigern? Welche Dienst-
leistungen sind geeignet, Innovationspoten-
tiale zu fördern und umzusetzen? Wie muss 
ein wettbewerbsfreundlicher Bildungssektor 
gestaltet sein? Welche Maßnahmen tragen 
zur Förderung der Gründerkultur bei? Mit 
diesen Aspekten beschäftigen sich insbeson-
dere Kap. IV (Bildung) und Kap. III (Grün-
dungsgeschehen). 

• Wie und unter welchen Voraussetzungen kön-
nen Dienstleistungen die Lebensqualität in 

der New Economy steigern? Welche Angebo-
te im Freizeit-, Sozial- und Gesundheitssek-
tor können den diversifizierten Lebensstilen 
und Berufsbiographien gerecht werden? Wel-
chen Herausforderungen ergeben sich in den 
sozialen Sicherungssystemen, um die Finan-
zierung und Qualität von Diensten zu ge-
währleisten? Diese Fragen werden insbeson-
dere in Kap. V (Tourismus) und Kap. VI (So-
zial- und Gesundheitssektor) aufgegriffen. 

• Wie kann Technik die Qualität von Dienstleis-
tungen verbessern? Welche Technologien 
spielen in einzelnen Dienstleistungsfeldern 
eine besondere Rolle? Wie kann Technik zur 
Entwicklung von Angebotsmodulen beitra-
gen? Wo liegen die Grenzen und Defizite 
des Technikeinsatzes und welche Implikatio-
nen ergeben sich daraus für die Akteure der 
Technologieentwicklung? Kap. II (Handel) 
sowie Kap. VIII (Dienstleistungspolitik) dis-
kutierten diese Aspekte. 

• Wie muss die Interessensvertretung auf be-
trieblicher und tariflicher Ebene gestaltet 
sein, um den veränderten Arbeits- und Be-
rufsrealitäten gerecht zu werden? Welche 
Strategien der Organisationsentwicklung las-
sen sich im Dienstleistungssektor beobach-
ten und wie verändern sich Führungsstile, 
Tätigkeitsprofile und Arbeitskultur? Dies ist 
Thema in Kap. VII (Interessensvertretung). 

• Wie könnten die Grundzüge einer ‚Dienstleis-
tungspolitik’ in einer globalisierten Wirtschaft 
aussehen? Auf welchen Leitbildern müsste 
eine dienstleistungsorientierte Politik basieren 
und welche Implikationen hätte dies für die 
Wirtschafts-, Sozial-, Beschäftigungs- und 
Technologiepolitik? Diese Fragen sind Schwer-
punkt des letzten Kapitels (Dienstleistungs-
politik). 
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Die veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen der New Economy – und hier vor allem 
die Informatisierung1 haben beträchtliche Aus-
wirkungen auf die unternehmensnahen und 
distributiven Dienste, und damit auf die gesam-
te Wertschöpfungskette. Die unternehmensna-
hen Dienste haben hier – vor allem auch durch 
die Technisierung – einen Zuwachs und eine 
Qualitätssteigerung erfahren. Bedingt durch den 
größer werdenden (globalen) Konkurrenzdruck 
kann Wettbewerbsfähigkeit nur dann gewähr-
leistet werden, wenn Produkte und Dienstleis-
tungen schnell und flexibel an die Marktgege-
benheiten angepasst werden können, dadurch 
steigen die Tätigkeiten in Forschung und Ent-
wicklung. Um sich profilieren zu können, wer-
den ganzheitliche Angebote konzipiert, Produk-
te und Dienste verknüpft. Dadurch besteht auch 
erhöhter Bedarf an Beratungstätigkeiten, Mar-
keting und Vertrieb. 

Im Handel hingegen ist die Entwicklung ambi-
valent verlaufen. Zum einen ist hier der Trend 
der Erlebnisorientierung der Kunden zu nen-
nen. Dies bedeutet eine Erweiterung des reinen 
Verkaufsvorgangs durch den Zusatz eines ‚Er-
lebnisses’, das sich u. a. in vermehrten Service-
tätigkeiten äußert. Zum anderen reagiert der 
Einzelhandel auf den globalen Konkurrenzdruck 
mit vermehrtem Beschäftigungsabbau. Hier wird 
das Konzept der Selbstbedienung realisiert, was 
zu niedrigeren Preisen für den Verbraucher 
führt. Diese Preisorientierung ist jedoch insofern 
kritisch zu sehen, als dass das Beratungs- und 
Servicebedürfnis der Kunden in Zukunft eher 
steigen wird, nicht zuletzt aufgrund der erhöh-
ten Angebotsvielfalt und der dadurch vermehr-
ten Informationskosten. 

Die gesamtgesellschaftlich beobachtbaren Trends 
der Individualisierung und Pluralisierung der 
Lebensstile sowie die demografische Alterung 
und die veränderten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen manifestieren sich auch in der 
Nachfrage der Verbraucher nach Dienstleistun-
gen und in ihrem Konsumverhalten. Die An-
sprüche des Kunden an Güter und Dienstleis-
tungen haben sich pluralisiert. Er ist preisbe-
wusst, gleichzeitig bequem und erlebnisorien-
                                                           
1 Informatisierung = Einsatz und Diffusion von Informa-

tions- und Kommunikations-Technologie (IuK) 

tiert, offen für die Möglichkeiten der neuen 
Technologien (Online-Shopping im Internet) und 
zuweilen sehr traditionsverbunden und gewohn-
heitsorientiert. Es ist die Rede vom hybriden Kun-
den2, gewissermaßen eine Dualisierung des Ver-
brauchers zwischen Discount-Shop und Spezial-
geschäft. Demnach ist es kein Widerspruch, dass 
der Kunde zum einen preisbewusst bei der Ver-
sorgung seiner Alltagsgüter ist, und gleichzei-
tig bereit, für Luxusgüter viel Geld zu zahlen, 
z. B. dann, wenn ihm ein emotionaler Zusatz-
nutzen (Stichwort: Erlebnisorientierung) geboten 
wird. Des weiteren sind hinsichtlich des Kon-
sumverhaltens gesellschaftliche Polarisierungs-
tendenzen zu beobachten: Die Ausdifferenzie-
rung der Kundenwünsche trifft vor allem auf 
die kaufkräftigen Gruppen zu, die sich im Zuge 
des wachsenden Wohlstands auch auf die unte-
ren Mittelschichten ausgeweitet haben. Gleich-
zeitig nehmen aber Arbeitslosigkeit und damit 
verbunden Armut zu.3 

Ein weiterer Effekt ist der so genannte Conven-
ience-Trend, d. h. der Wunsch, den Zeitbedarf für 
die häuslichen Reproduktionstätigkeiten zu re-
duzieren. Dabei handelt es sich nicht nur um 
die Bequemlichkeit der Verbraucher, sondern 
auch in einem zunehmenden Maße um objekti-
ven Zeitmangel, etwa durch die Situation von 
Berufspendlern oder berufstätigen Frauen. Dies 
legt für den Handel nahe, nach neuen dienstleis-
tungsorientierten Funktionen zu suchen.4 Als 
eine Folge dieser Entwicklung lässt sich nicht 
mehr so leicht sagen, wer der zukünftige Kun-
de ist, und welche Präferenzen er besitzt. Die 
Zielgruppen werden differenzierter, die Konsu-
menten-Typen bunter, den Otto-Normalverbrau-
cher gibt es nicht mehr. 

                                                           
2 vgl. Beyer, L./Micheel, B. (1999b): Vom Laden-Hüter 

zum Dienstleistungspartner. Muss der Handel Verkau-
fen neu lernen?, in: Brödner, P./Helmstädter, E./Wid-
maier, B. (Hrsg.): Wissensteilung zur Dynamik von In-
novation und kollektivem Lernen. Hampp, München, S. 
221–251 

3 Beyer, L./Micheel, B. (1999a): Kundennutzen. Suchfelder 
für den Wandel im Handel, in: Institut für Arbeit und 
Technik: Jahrbuch 1998/99. Gelsenkirchen, S. 76–96 (Die 
Seitenangabe entspricht der pdf-Version, siehe unter: 
http://www.iatge.de = Jahrbuch 1998/99) 

4 vgl. Beyer/Micheel a. a. O. 
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Aufgrund dieser differenziert gestiegenen Kun-
denansprüche müssen die produktbezogenen 
Dienste angepasst werden, denn viele Produkte 
lassen sich nur noch im Paket mit Dienstleistun-
gen absetzen. Damit sind zum einen die Diens-
te rund um ein Produkt (Beratung, Service und 
After Sale Services) gemeint und zum anderen 
Dienste, die quasi in dem Produkt stecken (pro-
duktionsbezogene Dienste: Forschung und Ent-
wicklung, Marketing etc.). Die Grenzen zwischen 
Produkten und Diensten weichen auf, es ergibt 
sich ein neues, komplexes Produkt mit einem 
funktionalen Nutzwert für den Kunden. Das 
heißt, dass solche Dienste schon bei der For-
schung und Entwicklung bis zum eigentlichen 
Abverkauf im Einzelhandel geleistet werden, 
also entlang der einzelnen Glieder der Wert-
schöpfungskette. Damit werden Konturen einer 
neuen Komplementarität sichtbar, einer Ver-
quickung von Dienstleistung und Produkt. 

Die Verknüpfung von Produkt und Dienstleis-
tung erfolgt dabei doppelseitig: Man kann das 
Produkt mit einer Dienstleistung koppeln und 
man kann die Dienstleistung mit einem Produkt 
verbinden. Dies lässt sich anschaulich durch den 
Einsatz der neuen Technologien darstellen. Beim 
Kauf von Software beispielsweise werden oft 
über das Internet zusätzliche Services angebo-
ten wie Beratung, Updates und Zusatzfunktio-
nen (= Produkt + Dienstleistung). Auf der an-
deren Seite ist das materielle Produkt (z. B. die 
CD-ROM) oft das Medium der Dienstleistung, 
z. B. bei einem Sprachlernprogramm (= Dienst-
leistung + Produkt). 

„Das der Dienstleistung hinzugefügte materielle Pro-
dukt fungiert häufig als Speichermedium. Dadurch 
wird das Uno-actu-Prinzip vollends ausgeschaltet. Die 
Dienstleistungen können somit raum- und zeitungebun-
den produziert und verbraucht werden, sind nun lager- 
und transportfähig und machen die angebotene Dienst-
leistung zu einem Exportgut. Auch diese Speicherme-
dien selbst (vom Blatt Papier über das Buch zur CD-
ROM und zur Breitband-Information) unterliegen im 
Rahmen der technischen Entwicklung einem fortschrei-
tenden Rationalisierungsprozess.“5 

In Folge dieser Entwicklungen wächst einerseits 
der Dienstleistungsbedarf der Industrie, ande-
rerseits der Technik- und Infrastrukturbedarf im 

                                                           
5 http://tips-nrw.iatge.de/tips/inerreu–7.html (30.05.01) 

Dienstleistungssektor. Schneller werdende Ver-
änderungen im Umfeld erfordern demnach auch 
kürzere Reaktionszeiten der güterproduzieren-
den Industrie und dort besonders in der For-
schung und Entwicklung neuer Produkte. Hier 
ist eine schnelle und horizontale Kommunika-
tion zwischen dem Einzelhändler, dem Lieferant 
(Vertrieb) und dem Hersteller notwendig, um 
flexibel und effektiv auf die Marktgegebenhei-
ten reagieren zu können (Stichwort: Wissensma-
nagement/Knowledge-Management). Verschärft 
wird der Druck auf die konsumgüterproduzie-
rende Industrie und den Einzelhandel zudem 
durch die Globalisierung, die einerseits zu ver-
schärftem Wettbewerbs- und Konkurrenzdruck 
führt, und auch den Kunden eine globale Aus-
weitung der Konsumwege bietet. Zum anderen 
ergeben sich für die nationalen Akteure neue 
Beschaffungs-, Fertigungs- und Absatzmärkte. 

Der Einzelhandel muss auf diese Entwicklungen 
mit entsprechend diversifizierten (Dienstleis-
tungs-)Angeboten reagieren. Hier sind diamet-
rale Entwicklungen zu beobachten: Zum einen 
wird versucht, dem Preisbewusstsein des Kun-
den gerecht zu werden. Auf Beratung und Ser-
vice wird weitgehend verzichtet, das entspre-
chende Personal eingespart. Dies wirkt sich po-
sitiv auf den Preis aus (z. B. Lebensmittel-Dis-
counter wie ALDI oder Technikgeschäfte wie 
MediaMarkt). Den Gegenpol bildet der so ge-
nannte Erlebniseinkauf. Hier wird zu dem zu ver-
kaufenden Gut auch noch ein Erlebnis angebo-
ten und Lebensstil verkauft und damit ein Paket 
aus materiellem Gut und immaterieller Dienst-
leistung geschnürt (zum Beispiel das Urban En-
tertainment Center CentrO. in Oberhausen). Es ist 
aber auch denkbar, beide Konzepte miteinander 
zu verbinden. So kann ein Geschäft beispiels-
weise in einem Urban Entertainment Center er-
lebnisorientiert eingebunden sein, und gleich-
zeitig innerhalb seiner Filiale eine personalspa-
rende Strategie fahren. 

NKO= aáÉ=oçääÉ=ÇÉê=fìhJqÉÅÜåçäçÖáÉå=

Zentral für diese Anforderungen ist der Einsatz 
moderner Informations- und Kommunikations-
techniken (IuK). Erst durch diese werden viele 
Dienstleistungen zum einen erst möglich und 
zum anderen kann so die nötige horizontale 
Kommunikation gewährleistet werden. Nach 
einer Studie des Münchner ifo-Instituts ist die 
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Entwicklung und Verbreitung der modernen 
IuK-Technologien eine der wesentlichen Trieb-
kräfte der Tertiärisierung der Wirtschaft.6 Dies 
geht einher mit einer tiefgreifenden Umgestal-
tung der Organisation der Produktionsprozes-
se. Wesentliches Merkmal ist hier eine stärkere 
Kundenbindung der Unternehmen. Die Ansprü-
che der hybriden Kunden können die Unterneh-
men durch den Einsatz von IuK-Technologien 
besser befriedigen, indem sie ihre Flexibilität 
erhöhen, gleichzeitig ähnliche Nachfragepräfe-
renzen bündeln und so die Durchschnittskosten 
der Produktion senken. Infolge dieses Differen-
zierungsprozesses wächst die Bindung zwischen 
Unternehmen und Kunden bis hin zu Dienstleis-
tungspartnerschaften, indem Dienstleistungen re-
gelmäßig angeboten und angeglichen werden. 
Auch Informations- und Transportkosten sinken 
durch IuK-Technologien. Bisher geographisch 
abgelegene Märkte sind so besser erschließbar. 

Den Neuen Medien kommt dabei in Bezug auf 
die Dienstleistungswirtschaft die oben genann-
te Doppelrolle zu: Sie sind selbst Dienstleistun-
gen, die auf dem Markt angeboten werden kön-
nen, und sie sind zugleich ein Rationalisierungs- 
und Transportmittel für andere Dienstleistun-
gen, welche die Rahmenbedingungen des Wirt-
schaftens mit Dienstleistungen entscheidend 
verändern. Dienstleistung und Technologie ste-
hen somit in komplementärer Beziehung zuein-
ander. Die Dienstleistungen erhalten innovative 
Impulse aus der Technikentwicklung und die 
Technik bliebe ohne Dienstleistungen bedeu-
tungslos.7 Diese Erkenntnis ist insofern von Be-
deutung, als dass Dienstleistungen lange Zeit als 
kaum rationalisierbar und als resistent gegen-
über Produktivitätssteigerung und technischem 
Fortschritt galten. 

Durch die IuK-Technologien werden neue Op-
tionen der dienstleistungsbasierten Wertschöp-
fung eröffnet. Durch weltweite Technologie-Stan-
dards lassen sich so neue Wertschöpfungsstra-
tegien, neue Märkte, qualifizierte Arbeitsplätze 
und kundenorientierte Dienstleistungen erschlie-
ßen. Alle Wertschöpfungs- und Handelsstufen 

                                                           
6 vgl. Handelsblatt vom 5.11.1999 
7 vgl. Preissl, B. (1998): Innovationen im Dienstleistungs-

sektor, in: DIW-Wochenbericht 2/98, siehe auch unter 
http://www.diw-berlin.de/deutsch/publikationen/ 
wochenberichte/docs/98-29-1.html (letzter Seitenauf-
ruf: 30.05.01) 

können durch den Einsatz Neuer Medien schnel-
ler, effizienter und transparenter gestaltet wer-
den. Der gemeinsamen Zugriff auf Datenbanken 
und die elektronische Abwicklung von Bankge-
schäften verspricht zum einen Kosteneinsparun-
gen, und zum anderen die transparentere Or-
ganisation der Sortiments- und Absatzplanung 
für Einkauf, Lager, Marketing und Vertrieb.8 
Damit können die individuellen Kundenansprü-
che besser und schneller befriedigt werden. 

Im Folgenden sollen dementsprechend die IuK- 
und E-Commerce-Potenziale entlang der Wert-
schöpfungskette der Konsumgüterindustrie dar-
gestellt werden (vgl. Abb. II.1). Es geht um die 
Fragestellung, wie sich diese Techniken auf Pro-
dukte, Dienstleistungen und Wertschöpfungs-
prozesse auswirken und welchen Nutzen der 
Kunde davon hat. 

OK= aáÖáí~äáëáÉêìåÖ=ÇÉê=tÉêíëÅÜ∏éÑìåÖ=

Der Einsatz und die Effizienz von IuK-Techno-
logien und von E-Commerce lässt sich verdeutli-
chen, wenn man ein Produkt entlang der Wert-
schöpfungskette (von der Entwicklung bis zum 
Verkauf) verfolgt. Die Wertkette ist ein durch 
Michael Porter entwickeltes Planungs- und Ana-
lyseinstrument im strategischen Controlling. 
Porter geht davon aus, dass jedes Unternehmen 
eine „Ansammlung von Tätigkeiten“ ist, „durch 
die sein Produkt entworfen, hergestellt, vertrie-
ben, ausgeliefert und unterstützt wird“.9 Diese 
Wertschöpfung läuft in Stufen ab, die strategisch 
gesehen von sehr unterschiedlicher Bedeutung 
sein können. Durch Analyse der Glieder der 
Wertkette können die strategisch entscheiden-
den Wertschöpfungsaktivitäten definiert und die 
Ressourcen auf diese konzentriert werden. Di-
gitale Wertschöpfung entsteht, wenn wirtschaft-
liche Tätigkeiten entweder für oder mittels elekt-
ronischer Medien durchgeführt werden. Dabei 
betreffen die Nutzungsmöglichkeiten von Inter-
net und Multimedia alle Wertschöpfungsglie-
der gleichermaßen. 

                                                           
8 vgl. RKW – Rationalisierungs- und Innovationszentrum 

der Deutschen Wirtschaft e.V. (Hrsg.) (2000): Eine Zu-
kunft für den Handel. Chancen nutzen. Arbeit schaffen. 
Mittelstand stärken. RKW-Memorandum, Eschborn: 
2000, S. 10 

9 Porter, M.E. (1999): Wettbewerbsvorteile. Spitzenleistun-
gen erreichen und behaupten. Campus Verlag, Frank-
furt/New York, S. 67 
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^ÄÄK=ffKNW= _áëÜÉêáÖÉ=tÉêíëÅÜ∏éÑìåÖëâÉííÉ=

 

 

Anm.: Die Zahlen 2.1 – 2.3 beziehen sich auf die Abschnitte, in denen der jeweilige Sektor behandelt wird. 
Quelle: eigene Darstellung 

Die herkömmliche Wertschöpfungskette verläuft 
in eine Richtung, an ihrem Ende steht der Kon-
sument. Information und Kommunikation erfolgt 
immer nur von einem zum benachbarten Glied. 

OKN= fìh=áå=ÇÉê=dΩíÉêéêçÇìâíáçå=

Die Produktion von materiellen Gütern hat sich 
– vor allem bedingt durch die Globalisierung 
und die Informatisierung der Wirtschaftsabläu-
fe – in den letzten Jahrzehnten stark gewandelt. 

Die Produktionsschritte sind weltweit verteilt, 
von der Beschaffung des Rohmaterials über die 
Fertigung von Bauteilen bis zur Endproduktion 
– innerhalb eines Unternehmens kann in welt-
weiter Arbeitsteilung produziert werden. Diese 
Streuung lässt sich nun ebenso auf dem Sektor 
der unternehmensnahen Dienstleistungen fest-
stellen. Produktionsbezogene Dienste sind sol-
che, die direkt oder indirekt mit der materiellen 
Güterproduktion zu tun haben. In der Regel fal-
len darunter folgende Tätigkeiten (vgl. Tab. II.1): 

q~ÄK=ffKNW= ^ÄÖêÉåòìåÖ=ìåíÉêåÉÜãÉåëå~ÜÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=å~ÅÜ=tw=VP=

Datenverarbeitung 

 Hardwareberatung 
 Softwarehäuser 
 Datenverarbeitungsdienste 
 Datenbanken 
 Instandhaltung und Reparatur von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und 

-einrichtungen 
 Sonstige mit Datenverarbeitung verbundene Tätigkeiten 

Forschung 
und Entwicklung 

 Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, Ingenieur- und Agrarwissenschaften 
und Medizin 

 Forschung und Entwicklung im Bereich Rechts-, Wirtschafts- u. Sozialwissenschaf-
ten sowie im Bereich Sprach-, Kultur- und Kunstwissenschaften 

Erbringung von 
Dienstleistungen 
überwiegend für 
Unternehmen 

 Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung, Markt- und Meinungsforschung, Betei-
ligungsgesellschaften 

 Ingenieur- und Architekturbüros 
 Technische, physikalische, chemische Untersuchung 
 Werbung 
 Gewerbsmäßige Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften 
 Detekteien und Schutzdienste 
 Reinigen von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln 
 Erbringung sonstiger Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an IAT 2000 

2.2 

2.1
2.3
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Dienstleistungen für Unternehmen stärken die 
Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft. Durch die genannten Bedingungen 
der Globalisierung und aufgrund der neuen 
technisch-organisatorischen Herausforderungen 
benötigen Unternehmen zunehmend Wissen, 
Beratung und Unterstützung aus den verschie-
denen Dienstleistungsbranchen. Der angespro-
chene Trend, Produkte zusammen mit Dienst-
leistungen ‚im Paket’ anzubieten, macht Koope-
rationen zwischen Industrie- und Dienstleis-
tungsunternehmen zu einem wichtigen Erfolgs-
faktor.10 Dienstleistungsangebote übernehmen 
dabei die Funktion einer Veredelung der eigent-
lichen Produkte. Die OECD spricht in diesem 
Zusammenhang von compacks – von Angebots-
paketen. Sie stellen ein ‚Produkt-Dienstleistungs-
aggregat’ dar, „in dem das physische Produkt 
und die immaterielle Leistung, die Produktinno-
vation und die Prozessinnovation untrennbar 
voneinander geworden sind.“11 Auf diese Wei-
se können jeweils kundenspezifische Produkte 
erzeugt werden, ohne auf die Vorteile der Mas-
senproduktion für die materiellen Produktbe-
standteile des Angebotsspektrums verzichten zu 
müssen. 

Viele dieser zuvor unternehmensintern erbrach-
ten Dienste werden nun zunehmend ausgelagert 
und unabhängig vom Kernunternehmen er-
bracht. Dies betrifft vor allem wissenszentrierte 
und hochqualifizierte Tätigkeiten wie Forschung 
& Entwicklung, EDV- und Ingenieurdienstleis-
tungen und Marketing und Werbung. Für die 
Unternehmen stellt sich bezüglich der Herstel-
lung von Produkten, Dienstleistungen und Bau-
teilen demnach die Frage: Make or buy? Insourcing 
oder Outsourcing? Traditionelle Unternehmen 
zeichnen sich durch eine Make-Strategie aus. 
Alle Fertigungsvorgänge finden an einer Pro-
duktionsstätte statt. Durch diese Eigenproduk-
tion benötigt das Unternehmen zwar viele Anla-
gen und Kompetenzen im eigenen Haus, bleibt 
dafür aber unabhängiger. Für eine Buy-Entschei-
dung spricht dagegen das hohe Maß an Flexibi-
lität. Solche Unternehmen sind schlank organi-
                                                           
10 vgl. http://www.iatge.de/themen/unterdienst.html 

(30.05.01) 
11 vgl. Löbbe, K./Graskamp, R./Kampmann, R./Scheuer, 

M./Walter, J. (1992): Technische Dienstleistungen, Tech-
nologietransfer und Innovation. Untersuchung des Rhei-
nisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(RWI), H 7, Essen, S. 71 

siert, sie fokussieren sich konsequent auf Kern-
kompetenzen, alles andere wird ausgelagert 
bzw. auf dem Markt eingekauft. Damit können 
sie sehr flexibel auf Auftragslagen reagieren. 
Was sie benötigen, wird über Netzwerke, virtu-
elle Unternehmen und globales Sourcing be-
schafft. Das flexible Unternehmen kann so die 
Infrastruktur (in Form von physischem Kapital 
= Produktionsanlagen) und Human Resources 
(die Zahl der festen Mitarbeiter) optimal aus-
schöpfen, unter Umständen auch minimieren. 

Ähnlich verhält es sich mit der Unterscheidung 
von In- und Outsourcing: Insourcing betreiben 
Firmen, die interne produktionsnahe Dienstleis-
tungen wie Software, Logistik und Entwick-
lungsdaten zusätzlich auf dem freien Markt ver-
kaufen. Ein Beispiel hierfür ist die frühere Flug-
gesellschaft Swissair, die heute als SAir-Group 
auf den Markt tritt und neben dem Personen-
verkehr auch Geschäftsbereiche rund ums Flie-
gen (früher eine extern eingekaufte Leistung) 
verkauft. Demgegenüber spricht man von Out-
sourcing, wenn bisher intern erbrachte Leistun-
gen in eigenständige Unternehmen ausgeglie-
dert werden.12 Diese Auslagerung ermöglicht 
zugleich mit einer weitergehenden Spezialisie-
rung eine Leistungssteigerung und somit eine 
neue Qualität der Dienstleistung. 

Mittlerweile haben sich die produktionsnahen 
Dienstleistungen zu einem eigenständigen dy-
namischen Wirtschaftsbereich entwickelt. Soft-
wareunternehmen und Werbeagenturen sind 
dabei bekannte Beispiele, an denen sich diese 
Entwicklungsdynamik festmachen lässt. Viele 
produktionsnahe Dienstleistungen entstehen im 
Umfeld technologischer Entwicklungen, die nur 
in der Kombination mit einem entsprechenden 
Dienstleistungsangebot ihr Leistungspotenzial 
entwickeln können.13 Gerade die produktions-
bezogenen Dienste weisen demnach viele An-
wendungsmöglichkeiten für IuK-Technologien 
auf. Vor allem durch die verbesserten Vernet-
zungs- und Kommunikationsmittel (Internet, In-
tranet, E-Mail, Bildtelefon, Videokonferenz etc.) 

                                                           
12 vgl. Zuberbühler, M. (1999): Einwurf, in: HMD. Praxis 

der Wirtschaftsinformatik: Supply Chain Management, 
Heft 206, 36. Jahrgang, 4/1999, S. 5 

13 IAT: Produktionsnahe Dienstleistung in Nordrhein-
Westfalen 2000, Bundesministerium für Wirtschaft und 
Mittelstand, Energie und Verkehr NRW (Hg.) (2000), 
Düsseldorf 
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werden solche Teil- und Subunternehmen in sich 
autarker und agieren als eigenständige Einhei-
ten auf dem Markt. Je nach Auftrag schließen 
sie sich mit anderen Unternehmen zusammen, 
um bis zur Erfüllung des Auftrags ein Virtuelles 

Unternehmen zu bilden, und gemeinsam an ei-
nem Produkt zu arbeiten. Der Einsatz von IuK 
kann für das produzierende Gewerbe also zur 
Bildung eines Virtuellen Unternehmens führen 
(vgl. Abb. II.2). 

^ÄÄK=ffKOW= kÉìÉ=råíÉêåÉÜãÉåëJ=ìåÇ=lêÖ~åáë~íáçåëëíêìâíìêÉå=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=sÉêåÉíòìåÖ=

Traditionelles 
Unternehmen 

Globales 
Unternehmen 

Virtuelles 
Unternehmen 

 Alle Unternehmensstrukturen befinden 
sich an einem Standort 

 Der gesamte Wertschöpfungsprozess 
eines Produkts/Dienstleistung findet in 
eine Unternehmen statt 

 Aufteilung der Wertschöp-
fung in verschiedene Segmen-
te, die von verschiedenen Un-
ternehmen bearbeitet werden. 

 Temporärer Zusammen-
schluss mehrerer Firmen zur 
Erfüllung des Auftrags 

 z. B. Personal, Produktion, 
Marketing, Buchhaltung, IT 
etc. 

 

Quelle: Deutscher Bundestag 1997, S. 5114 

Solche14Virtuelle Unternehmen weisen folgende 
Charakteristika auf:15 

• Kooperative netzwerkartige Organisations-
form 

• Leistungserbringung durch viele unabhän-
gige Leistungsträger 

                                                           
14 Deutscher Bundestag (Hg.) (1997): Enquete-Kommis-

sion: „Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesell-
schaft.“ Deutschlands Weg in die Informationsgesell-
schaft. Zur Ökonomie der Informationsgesellschaft. 
Perspektiven, Prognosen, Visionen. ZV Zeitungs-Verlag 
Service, Bonn, S. 51 

15 vgl. Bleck, St. (1999): Strategischer Erfolgsfaktor Electro-
nic Commerce. Anforderungen an das Unternehmen der 
Zukunft. Forschungsinstitut für Rationalisierung. Aache-
ner Competenz Center – Electronic Commerce, Köln, S. 
11, verwendeter Foliensatz unter http://www.gi-ev.de/ 
regionalgruppen/ko…eranstalt/abstract/99_06–14/ 
sld991.htm (Seitenangaben entsprechen den Foliennum-
mern, letzter Seitenaufruf: 30.05.01). 

• Hocheffiziente Abwicklung von Geschäfts-
prozessen über Schnittstellen hinweg 

• Flexible und ggf. nur temporäre Organisati-
onsform 

• Räumlich und ggf. zeitliche Entkopplung 
• Verzicht auf die Institutionalisierung zentra-

ler Funktionen 
• Verzicht auf hierarchische Ordnung 

Beim Einsatz von IuK in solchen Unternehmen 
wird erneut die genannte Doppelrolle der Neuen 
Medien deutlich. Denn einerseits können durch 
Computervernetzung und Softwareeinsatz ho-
he Rationalisierungseffekte erzielt werden, auf 
der anderen Seite entstehen neue Tätigkeitsfel-
der, beispielsweise zur Entwicklung solcher 
Technologien. Beispielhaft soll in der folgenden 
Abbildung der Einsatz von IuK-Technologien 
in den verschiedenen produktionsbezogenen Tä-
tigkeitsbereichen dargestellt werden (vgl. Tab. 
II.2). 
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q~ÄK=ffKOW= báåë~íò=îçå=fìh=áå=ÇÉê=tÉêíâÉííÉ=îçå=råíÉêåÉÜãÉå=

Beschaffung/ 
Vertrieb 

• Produktdatenbank des Lieferanten auf CD-ROM oder im Internet. 
• Elektronische Lieferantensuche/Verhandlung/Bestellung 
• Elektronischer Qualitätsdatenaustausch mit Lieferanten 
• Elektronische Frachtverfolgung 
• Materialbestände für Lieferanten 
• Zolldatenaustausch 
• = E-Procurement (Beschaffung von Produktionsfaktoren über das Netz) 

Produktion 

• Produktionsbeschaffungsdaten für Lieferanten und Kunden 
• Weltweites Arbeiten rund um die Uhr („work follows the sun“) 
• Besseres Qualitätsmanagement durch Informationsfluss im Intranet (Arbeitsabläufe, 

Kontrollpläne, Fehlerprotokolle) 

Administration, 
Finanzen 

• Elektronische Transaktion mit Banken 
• Elektronischer Zahlungsverkehr mit Partnern 
• Elektronische Abgabe von Steuermeldungen 

Personalwesen 
• Elektronische Abwicklung der Gehaltsabrechnung 
• Online-Personalsuche/E-Recruiting 

F&E, 
Technologie 

• Onlinesuche nach Patenten und F&E Partnern 
• Austausch von Entwicklungsrichtlinien/Konstruktionsdaten (z. B. über Videokonfe-

renz) 
• Wirtschaftlich verwertbarer Informationsfluss (Datenbanken, Patentdatenbanken, 

Kooperationsbörsen, Außenwirtschaftsinformationen, Beraterdatenbanken, bran-
chenspezifische Dienste etc.). 

• Gemeinsames Arbeiten an Konstruktionsplänen über das Internet 
• Computersimulationen (bspw. statt Tierversuche oder teure Versuchsanordnungen) 

Beratung/Service 
• Aufbau einer Homepage des Unternehmens mit Produktinformationen, Reklamati-

onsmöglichkeit, individueller Beratung, Adressdatei mit Filialen, Ansprechpartner 
etc. 

Software 
• Programmierung 
• Web-Designer, die für die virtuelle Darstellung des Unternehmens verantwortlich 

sind 

Marketing 

• Online-Marktforschung 
• Onlinemarketing 
• Unternehmenspräsentation: Informationen zum Unternehmen, zu Leitbildern, 

Standorten, Ansprechpartnern, Mitarbeitern, Eigentümern, Geschichte etc. 
• Multimediale Produktinformation 
• Datenbanken mit Bestellmöglichkeit, Produktinformation und Preisinformation 
• Onlineverhandlung 
• = E-Marketing Communications 

Quelle: eigene Darstellung 

Der effiziente Einsatz von IuK-Technologien ver-
langt auch andere Organisations- und Manage-
mentkonzepte. Als eine Art Überbegriff wird 
hier das Efficient Consumer Response (ECR) be-
schrieben. ECR steht vor allem für eine neue Qua-
lität in der Zusammenarbeit zwischen Handel und 
Industrie. Der Händler (zumeist Filialist oder 

Franchise-Nehmer) stellt dem Hersteller und 
Lieferanten via elektronischem Datenaustausch 
alle Bewegungsdaten zur Verfügung. Das Kauf-
verhalten des Endverbrauchers wird auf diese 
Weise zum wichtigen Impuls für Produktions- 
und Lieferprozesse. 
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Folgende Kooperationsfelder bieten sich an:16 

• Efficient Promotion: Durch die Zusammenar-
beit sollen die Ergebnisse der Verkaufsför-
derung verbessert und deren Kosten gesenkt 
werden. 

• Efficient Store Assortment: Durch die Definiti-
on eines gemeinsamen Sortiments sollen die 
Effizienz in der Kooperation zwischen In-
dustrie und Handel gesteigert und die Ver-
kaufsflächenprofitabilität erhöht werden 

• Efficient Product Development: Durch gemein-
same Planung sollen die Kosten und die 
Flop-Rate neuer Produkte gesenkt und die 
Einführungszeiten reduziert werden. 

Für den Kunden bedeutet dies verbesserte Kon-
sumchancen, da virtuelle und flexible Unter-
nehmen schneller auf Marktgegebenheiten und 
Nachfragen reagieren können. Vielfach ist eine 
individualisierte Massenproduktion zu beob-
achten: Mit personalisierten und individualisier-
ten Dienstleistungen soll der Kunde durch die 
Bündelung verschiedener, persönlich adressier-
ter Leistungen umfassend an das Angebot des 
Unternehmens gebunden werden. Denn je mehr 
ein Angebot auf die jeweiligen Interessen und 
Vorlieben des Nutzers eingeht, desto besser 
können dessen Ansprüche erfüllt werden. Man 
bietet maßgeschneiderte Produkte, und versucht 
diese massenhafte Individualität günstig anzubie-
ten. Das Resultat dieser Service Factories – bei 
denen Dienstleistungen gleichwertig neben der 
Produktion stehen – sind hybride Produkte: eine 
Kombination aus materiellen und Dienstleis-
tungsprodukten.17 

                                                           
16 siehe unter http://www.debis.de/debis/systemhaus/ 

t…ungsbeispiele/wertschoepfung_abecr.htm 
17 Ein anschauliches Beispiel, wie man dem Individuali-

sierungstrend und der Tendenz zur Verquickung von 
Produkt und Dienstleistung durch den Einsatz von IuK 
gerecht werden kann ist Mass Customization, die indivi-
duelle Massenfertigung: Beispielsweise wird seit 1999 
der Bodyscanner eingesetzt. Dabei lässt sich der Kunde 
per Lasertechnik und Kameras im Geschäft abtasten, 
der Computer erstellt ein dreidimensionales Foto auf 
dem Bildschirm. Die elektronischen Daten ermöglichen 
so eine Maßanfertigung von Kleidungsstücken und 
Schuhen. „Der Clou an der Mass Customization ist aber, 
dass es sich in der Ausführung zwar um ein individuel-
les Produkt handelt, der Produktionsablauf aber ohne 
Reibungsverluste in die preisgünstigere Massenproduk-
tion eingegliedert werden kann. Computergesteuerte 
Produktionsmaschinen machen dies möglich“ (vgl. 
http://www.mass-customization.de/LZeitung.htm). 

Aufgrund dieser engen Verzahnung von mate-
riellem Produkt und immaterieller Dienstleis-
tung stellt sich die Güterindustrie marketing-
technisch auch als ‚Problemlöser’ dar. Außer-
dem tritt sie selbst zunehmend als Verkäufer 
auf. Bei ihren Online-Handelsaktivitäten verfol-
gen produzierende Unternehmen das Ziel des 
Direktabsatzes der eigenen Produkte. Dies be-
deutet vor allem für den Einzelhandel eine Ge-
fahr, da direktvertriebene Produkte billiger sind. 

OKO= fìh=ÄÉá=ÇÉå=_ÉëÅÜ~ÑÑìåÖëJ=ìåÇ=sÉêJ
íêáÉÄëïÉÖÉå=

Durch die neuen Formen des Handels auf elekt-
ronischen Marktplätzen können Geschäfte also 
schneller, transparenter und kostengünstiger ab-
gewickelt werden, dies gilt insbesondere für die 
Beschaffung und den Vertrieb. Ziel ist, die ein-
zelnen Glieder der Kette so zu organisieren, dass 
die Produkt- und Warteschlangen möglichst klein 
werden, der jeweilige Kunde optimal versorgt 
wird, und das produzierende Unternehmen die-
ses kostenminimal bewerkstelligt. Entscheidend 
für die problemlose Abwicklung virtueller Ein- 
und Verkäufe sind Logistik- und Transportsys-
teme, die über eine leistungsfähige und trans-
parente Kommunikationsstruktur verfügen. Je 
mehr Information und Wissen zum entscheiden-
den Produktionsfaktor werden, desto größer 
wird hier die Rolle von Wissensmanagement. 
Es geht um einen verbesserten Informationsfluss 
zwischen den einzelnen Gliedern der Wert-
schöpfungskette. 

Hierbei spielen die neuen IuK-Technologien eine 
entscheidende Rolle, denn sie ermöglichen erst 
diesen horizontalen Wissenstransfer. Der Ansatz 
des Supply Chain Managements (SCM) versucht 
diesen Anforderungen gerecht zu werden. Das 
Supply Chain Management18 ist ein informations-
technologischer Ansatz zur Gestaltung und Ko-
ordination logistischer Netzwerke. Es geht da-
bei um die Planung und Steuerung der Logistik-
kette eines produzierenden Unternehmens von 
seinen Lieferanten bis zu seinen Kunden. Aus 
Sicht eines produzierenden Unternehmens exis-

                                                                                      
Angewandt wird diese Technik beispielsweise von der 
Kaufhoftochter Lust of Life in Aachen. 

18 Supply Chain [engl.] = Liefer- oder Versorgungskette 
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tieren entlang dieser Kette diverse Stationen, 
die dabei eine Rolle spielen können:19 

 Lieferanten 
 Logistikdienstleister 
 Mehrere eigene Standorte des produzieren-

den Unternehmens 
 Speditionen, 
 Groß- und Einzelhandel 
 Service Partner 
 Beschaffungslager 
 Outgesourcte Unternehmen und Dienstleis-

ter, die als verlängerte Werkbank dienen 
 Entsorgungsunternehmen 
 Distributionslager und -verteilzentren 
 Endverbraucher 

Durch die enge Verzahnung der Geschäftspro-
zesse durch SCM erhoffen sich die Unternehmen 
Wettbewerbsvorteile wie Transparenz, Bestands-
reduzierung und verbesserten Lieferservice (vgl. 
ebd.). Im Folgenden sollen zum einen die Be-
schaffungsseite (B2B) und die Vertriebsseite (B2B 
und B2C) auf ihren IuK- und E-Commerce-Ein-
satz (= E-Business) hin dargestellt werden. 

E-Procurement ist das zentrale elektronische In-
strument auf der Beschaffungsseite. Hier geht 
es um die Beschaffung von Produktionsfakto-
ren über das Netz. Alle Anbieter und Einkäufer 
kommunizieren im Netz, und führen die tech-
nischen, organisatorischen und kommerziellen 
Absprachen durch. Technische Details und die 
Abwicklungsmodalitäten des Geschäftes werden 
im Vorfeld festgelegt; im Rahmen einer Auktion 
erhält der Anbieter mit dem niedrigsten Gebot 
den Zuschlag. Die elektronische Abwicklung 
von Einkaufsvorgängen schreitet dabei immer 
weiter voran. Nach Berechnungen des Bundes-
verbands Materialwirtschaft, Einkauf und Lo-
gistik (BME) lassen sich auf diesem elektroni-
schen Weg die Beschaffungskosten um 30 Pro-
zent und die Verwaltungskosten um bis zu 80 
Prozent verringern.20 

Auf der Vertriebsseite eröffnen sich vor allem 
viele Potenziale für den weltweiten Absatz von 
Produkten und Dienstleistungen durch E-Com-

                                                           
19 HMD. Praxis der Wirtschaftsinformatik (1999): Supply 

Chain Management, Heft 206, 36. Jahrgang, 4/1999 
20 vgl. http://www.bme.de 

merce. E-Commerce bedeutet den Einsatz von 
elektronischen Medien bei geschäftsbezogenem 
Informationsaustausch und Transaktionen zur 
organisatorischen Leistungssteigerung in einer 
digital vernetzten Welt. Daraus ergeben sich neue 
ökonomisch-organisatorische Anforderungen. 
Insgesamt wird E-Commerce zur Erosion und 
Fortschreibung tradierter wirtschaftlicher Pro-
zesse führen. Für die Hersteller kann der Ein-
satz von E-Commerce eine Erhöhung der Infor-
mationen und verbesserte Kommunikation so-
wie die globale Präsenz bedeuten. Dies geht ein-
her mit neuen Marktzugängen und neuen Ge-
schäftsfeldern. Dabei kann sowohl die Effizienz 
und die Effektivität steigen, gleichzeitig erhöht 
sich jedoch der Wettbewerbsdruck. Auf Kun-
denseite sind preiswerte, neue und personali-
sierte Produkte zu erwarten, bei größerer Aus-
wahl, mehr Information, besseren Möglichkei-
ten zum Preisvergleich und einem verbesserten 
Service.21 Viele tradierte handels- und kunden-
orientierte Dienstleistungen können nun via Netz 
abgewickelt werden. Am elektronischen Ge-
schäftsverkehr können sich alle Akteurstypen 
beteiligen: Dies sind die ökonomischen Bezie-
hungen zwischen Unternehmen (B2B), zwischen 
Unternehmen und Kunden (B2C) und zwischen 
privaten Personen untereinander (C2C) und der 
Administration (A2X, X2A). In Tabelle II.3 wer-
den mögliche Geschäftsbeziehungen aufgezeigt. 

Wichtig ist, dass sich E-Commerce derzeit je nach 
Branche unterschiedlich entwickelt. Differenzen 
zwischen den privaten und den geschäftlichen 
Akteuren ergeben sich insbesondere in der Ak-
zeptanz des elektronischen Geschäftsverkehrs. 
Während im ökonomischen Bereich speziell Er-
wartungen in punkto Effizienzsteigerung, Markt-
erschließung, Kundenbindung und wirtschaft-
licher Druck durch die Verschärfung des (globa-
len) Wettbewerbs entscheidend dazu beitragen, 
dass E-Commerce mittelfristig zum ‚Normalfall’ 
wird, müssen die privaten Konsumenten erst 
von dem Nutzen und der Sinnhaftigkeit dieser 
Geschäftsform überzeugt werden.22, 23 

                                                           
21 vgl. Bleck 1999, S. 5, a. a. O. 
22 vgl. Fuchs 2000, S. 5 a. a. O. 
23 Hinzu kommt das Stichwort Benutzerfreundlichkeit: Vie-

len ‚Computer-Laien’ ist es bisher nicht möglich, im vol-
len Umfang von den Angeboten zu profitieren bzw. zu 
partizipieren 
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 Consumer = C Business = B Administration = A 

 (Privat-) Konsumenten Unternehmen Staat/Non-Profit-
Organisationen 

C 

C2C: 
Bsp: Tauschbörsen Auktion bei 
E-Bay Kleinanzeigen wie Auto-
Scout 24, Flohmärkte 

C2B: 
Z. B.: Jobbörsen mit Anzeigen 
von Anzeigensuchenden 

C2A: 
Z. B.: Einkommenssteuer, Wohn-
sitzanmeldung 

B 

B2C: 
Z. B.: virtuelle Shops und Kauf-
häuser. Handel mit Büchern, 
CDs, Software, Kleidung, Le-
bensmitteln, etc. 

B2B: 
Z. B.: elektronische Beschaffung, 
Vertrieb = E-Procurement (Be-
stellung bei Zulieferer) 

B2A: 
Z. B.: Steuerabwicklung von 
Unternehmen 

A 

A2C: 
Z. B.: Behördengänge das „virtu-
elle Rathaus“ oder Abwicklung 
von Unterstützungsleistungen 
(Arbeitslosenhilfe) 

A2B: 
Z. B.: Baugenehmigungen oder 
Beschaffung für öffentliche Insti-
tutionen (Büromaterial, Hard- 
und Software) 

A2A: 
Z. B.: Leistungsdatenaustausch 
zwischen Verwaltungen oder 
Transaktionen zwischen öffentli-
chen Institutionen im In- und 
Ausland 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Fuchs 1996 

24 „E-Commerce verstanden als Digitalisierung marktlicher 
Transaktionen wird mittelfristig zum Normalfall der Or-
ganisation von Geschäftsbeziehungen im Business-to-
Business-Bereich mit weit reichenden Konsequenzen für 
die Marktstrukturen. Der Business-to-Consumer-Bereich 
transformiert sich demgegenüber deutlich langsamer.“25 

So bringen die B2B-Ansätze die größten Nut-
zungspotenziale – mit Ausnahme weniger Mas-
senmärkte (Bücher, Software, Musik, günstige-
re Markenprodukte). Dies liegt neben den ge-
nannten Gründen auch daran, dass die Unter-
nehmen in Bezug auf Internetzugang und Tech-
nik vergleichsweise besser ausgerüstet sind und 
über größere technische Kenntnisse verfügen als 
die Endkunden. Außerdem gibt es in den ver-
schiedenen Phasen der Leistungserstellung deut-
lich mehr Berührungspunkte mit anderen Fir-
men als mit Konsumenten. 

                                                           
24 Fuchs, M./Niedenhoff, H.U./Schelsky, W. (Hrsg.) (1996): 

Informationsgesellschaft und Arbeitswelt. Deutscher In-
stituts-Verlag, Köln, S. 5 

25 Zerdick, A./Picot, A./Schrape, K./Artopé, A./Gold-
hammer, K./Heger, D. H./Lange, U. T./Vierkant, E./ 
López-Escobar, E./Silverstone, R. (2001): European 
Communication Council Report. Die Internet-Ökono-
mie – Strategien für die digitale Wirtschaft. Springer 
Verlag, Berlin/Heidelberg, S. 18 f 

Dennoch steigt die private Nutzung von elektro-
nischem Geschäftsverkehr. So ist allein der An-
teil der deutschen „E-Consumer“ seit Frühjahr 
2001 von 29 Prozent (= 15,7 Mio.) auf 36 Prozent 
(= 20 Mio.) angestiegen.26 Nach einer Hochrech-
nung der GfK-Web*Scope betrug der Umsatz 
durch B2B im ersten Halbjahr 2001 1.880 €. Da-
bei waren 50,6 Prozent der Kunden ‚Wiederkäu-
fer’ und 49,4 Prozent kauften erstmals im Netz 
ein.27 Prognosen über künftige Umsätze sind, 
v. a. aufgrund der momentan schwierigen Wirt-
schaftslage, schwierig zu treffen, jedoch verhal-
ten optimistisch. Geht man von einem kontinu-
ierlichen Wachstum der B2C-Nachfrage aus, er-
gibt sich für die die Beschaffungs- und Vertriebs-
wege folgendes Schema (vgl. Abb. II.3). 

                                                           
26 GfK-Online Monitor: Europäische WWW-Nutzer-Struk-

turuntersuchung: gfk-webgauge, siehe unter: http:// 
www.gfk.de 

27 Stichprobeneinheit waren 10.000 Internet-Nutzer ab 14 
Jahren; vgl. GfK-Web*Scope unter www.gfk-webscope. 
com 
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Quelle: eigene Darstellung 

Der Logistik-Bereich hinkt angesichts der ver-
breiteten Umsetzung von EDV-gestützten Kon-
zepten und des E-Commerce jedoch zur Zeit noch 
hinter den Entwicklungen her. Beispielsweise 
durch die Online-Bestellmöglichkeiten sieht sich 
der Vertrieb z.T. nicht zu bewältigenden Anfor-
derungen ausgesetzt. Nahezu zwei Drittel der 
Online-Besteller sind mit den Lieferbedingun-
gen nicht zufrieden, denn Lagerung, Kommis-
sionierung und Auslieferung werden mit z.T. 
altertümlich anmutenden Mitteln ausgeführt. Ein 
Problem der Zustellung ergibt sich beispielswei-
se dadurch, dass viele Kunden zum Zeitpunkt 
der Lieferung nicht zu Hause sind. Hier gibt es 
neue Lösungsansätze: Die Pickpoint, Tochter der 
D-Logistics bietet die Abholung von Waren et-
wa an Tankstellen oder Videotheken an. Der 
Kunde bestellt im Webshop, wählt den Abhol-
punkt, und holt die Ware innerhalb von zehn 
Tagen ab. Eine ähnliche Idee beschreibt ein Pro-
jekt des Fraunhofer Instituts für Materialwirt-
schaft und Logistik in Zusammenarbeit mit Sie-
mens. Bundesweit sollen Abholstationen aufge-
stellt werden, an die Waren (auch Lebensmittel) 
geliefert werden. Durch den vollautomatischen 
Tower 24 wird es den Web-Händlern erspart, je-
den Kunden einzeln zu beliefern. Ab September 
2001 soll der erste dieser Türme zur Erprobung 
in Dortmund aufgebaut werden.28 

                                                           
28 vgl. Handelsjournal (2001): Online-Handel: In der Lo-

gistik-Falle?, in: Handelsjournal. Das Wirtschaftsmaga-
zin für den Deutschen Einzelhandel, Nr. 5, 5/2001, S. 40 

OKP= fìh=áã=e~åÇÉä=

Der Einsatz von IuK-Technologien im Handel 
gestaltet sich aufgrund der heterogenen Struk-
tur der distributiven Dienste29 differenziert. Des-
wegen sollen zunächst die allgemeinen Entwick-
lungen im Handel vorgestellt werden. Nach ei-
ner Krise zu Beginn der 80er Jahre kam es zu 
einem Aufschwung in den kommenden Jahren, 
nicht zuletzt durch die deutsche Vereinigung 
und den enormen Nachholbedarf der ostdeut-
schen Bürger. 1992 begann jedoch die bis heute 
andauernde konjunkturelle Flaute. Seither geht 
der Umsatz des bundesdeutschen Einzelhandels 
zurück. Außerdem ist ein Trend zur geringfü-
gigen Beschäftigung und zur Teilzeitbeschäfti-
gung festzustellen.30 

Gleichzeitig ist in den letzten Jahrzehnten eine 
wachsende Vielfalt der Vertriebstypen, der Trend 
zur Filialisierung, eine wachsende Konzentrati-
on und Konkurrenz durch den Auftritt neuer 
in- und ausländischer Mitbewerber festzuma-
chen.31 Dies lässt sich z. B. an den Umsatzzahlen 
der verschiedenen Betriebsarten festmachen. 
Während der Versandhandel und die Fachge-
schäfte Einbußen zu verzeichnen haben, und 
Warenhäuser und SB-Märkte stagnieren, haben 
Fachmärkte und Filialisten Konjunktur (vgl. 
Abb. II.4). 

                                                           
29 z.T. personenbezogen, z.T. produktbezogen, z.T. ratio-

nalisierbar. 
30 vgl. Beyer/Micheel 1999b, a. a. O. 
31 vgl. Beyer/Micheel 1999b, a. a. O. 
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Quelle: Trends im Handel (siehe unter http://www.tips-nrw-iatge.de/tips/interreu–8.html) 

Die Vielschichtigkeit und Individualisierung der 
Kundenwünsche zeigt sich auch in einer zu-

nehmenden Differenzierung der Betriebstypen, 
die sich beispielhaft so darstellen lässt.32 

 
Traditionellen Tante-Emma-Laden großflächigen SB-Warenhaus 

Discounter Delikatessen-Geschäft 

Kleinpreiskaufhaus Weltstadtwarenhaus 

Jeansladen zur Edelboutique 

Haushaltswarengeschäft Heimwerkerfachmarkt 

Blumengeschäft Garten-Center 

Vom 

Möbelfachmarkt 

bis zum 

Einrichtungshaus 

 
Es32kann so leicht der Eindruck entstehen, der 
Handel habe sich bereits bestens auf die Kun-
denwünsche eingestellt und der Verbraucher 
könne seine pluralisierten Ansprüche zu seiner 
vollen Zufriedenheit decken. Schaut man aller-
dings etwas genauer hin, ist eher ein starker 
Polarisierungstrend der Betriebsformen und da-
mit auch der über den Handel zu beziehenden 
Produktpalette entstanden. Der Kunde findet im 
allgemeinen nur noch billige Ware mit Selbst-
bedienung oder teure Waren mit Beratung vor. 

                                                           
32 vgl. Glaubitz, J./Wiedemuth, J./Zöller, H. (1992): Zu-

kunftsprogramm Einzelhandel der HBV, in: WSI-Mit-
teilungen, 10/1992, S. 653 f. 

Zwischen diesen beiden Varianten wird, obwohl 
manche Betriebsformen auch neue Kombinatio-
nen von Selbstbedienung und Beratung anstre-
ben, der Abstand immer größer.33 

Hinzu kommt die Konvergenz bisher getrennter 
Betriebsformen durch Dienstleistungen. Tank-
stellen erweitern sich zum Drugstore oder Ser-
vice-Center, Bahnhöfe und Flughäfen werden 
Versorgungszentren, Bäckereien entwickeln sich 
zum umfassenden Ernährungslieferanten, Post-
Shops erweitern die Dienstleistungen. Dies ist 
nicht zuletzt eine Reaktion auf das Bedürfnis 

                                                           
33 vgl. Glaubitz, J./Wiedemuth, J./Zöller, H. 1992, a. a. O. 



aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áå=ÇÉê=kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

dìí~ÅÜíÉå=ÇÉê=cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

48 

vieler Verbraucher nach längeren Ladenöff-
nungszeiten. 

Des Weiteren darf nicht die (globale) Konkur-
renz durch E-Commerce vergessen werden. Durch 
weltweiten Preisvergleich und z.T. gute Liefer-
bedingungen (gute Logistikinfrastruktur vo-
rausgesetzt, s.o.) stellt der elektronische Waren-
einkauf eine attraktive Alternative für viele Kon-
sumenten dar. Für die Einzelhändler bedeutet 
dies zum einen, dass sie Service-Tätigkeiten so 
anziehend aufbauen müssen, dass der Kunde 
den Gang ins Geschäft dem virtuellen Einkauf 
vorzieht. Zum anderen hat der Einzelhandel 
auch selbst die Wahl, sein Angebot ins Internet 
zu stellen. Dabei wirkt E-Commerce für den Han-
del prinzipiell zunächst nicht verkaufsfördernd.34 
Das Internet-Angebot dient viel eher der Kun-
denbindung. Fachhandel und Kunden werden 
durch ein ständig aktualisiertes redaktionell be-
arbeitetes Angebot und umfangreiche Service-
leistungen angesprochen.35 Der Online-Shop kann 
den Auftritt abrunden. Trotzdem haben erst 16 
Prozent der Händler E-Commerce realisiert und 
nur 22 Prozent haben den elektronischen Han-
del geplant (vgl. Abb. II.5). 

Die oben erwähnte diametrale Entwicklung zwi-
schen Preis- und Erlebnisorientierung stellt dem-
nach eine Gratwanderung des Einzelhandels 
zwischen Rationalisierung und Ausbau der Ser-
vice- und Dienstleistungstätigkeiten dar. Ratio-
nalisierungen sind vor allen Dingen durch den 
Einsatz von IuK-Technologien möglich. Die Ver-
breitung IuK-technologischer Systeme ermöglicht 
die integrierte Organisation von Datenpools, in 
denen Artikeldaten, Bestellsystemen, Verkaufs-
daten entlang des Wareneingangs, der Inventur 
und des Warenverkaufs dargestellt werden. Bei-
spielhaft sind hier Kassensysteme. Sie erfassen 
die verkaufte Ware und können Bestellungen di-
rekt an den Lieferanten weiterleiten. Bestellun-
gen, Lagerverwaltung und Inventuren werden 
damit obsolet. Den Trend zur Selbstbedienung 

                                                           
34 vgl. RKW 2000, a. a. O. 
35 Denkt man hier beispielsweise an digitale Güter in Form 

von Musik, Software, Büchern oder individuell zuge-
schnittenen Tageszeitungen, wird deutlich, wie kom-
plex und schwierig die Beziehung zwischen dem ‚ech-
ten’ und dem ‚virtuellen’ Händler werden. Den Einzel-
handel stellt dies vor große Schwierigkeiten, vor allem 
dann, wenn Urheber- und Nutzungsrechte im Netz ge-
klärt sind, d. h. ein Zugriff auf diese digitalen Güter le-
gal und kostengünstiger ist. 

forcieren neben den Selbstbedienungswaagen 
und Pfandrückgabeautomaten Self-Scanner-Sys-
teme: Self-Scanner-Kassen streben einen Ersatz 
der bislang noch vom Personal durchgeführten 
Kassierleistung durch die Eigenleistung der 
Kunden an. Eine andere Variante bietet der so 
genannte Smart Shopper von Siemens-Nixdorf: 
Hier besteht eine Verbindung zwischen dem 
mobilen Self-Scanning-System am Einkaufswa-
gen und der zentralen EDV. Auf diesem Weg 
fragt der Kunde Informationen ab – etwa Bonus-
punkte oder Beratungstexte – und erhält umge-
kehrt individuelle Werbebotschaften, die auf sein 
Konsumverhalten zugeschnitten sind. Das ist 
möglich, weil sich ein Nutzer des Systems mit-
tels Kundenkarte identifizieren muss, bevor er 
einen Handscanner erhält.36 

Beratungen und Informationsservices können 
elektronisch von multimedialen Beratungster-
minals in den Geschäften übernommen werden. 
Points-Of-Information (POI) bieten neben der rei-
nen Produktinformation auch zunehmend Un-
terhaltung und Internetzugänge an. An den 
Points-Of-Sale (POS) kann dann bargeldlos be-
zahlt werden. Die Parfümeriekette Douglas bei-
spielsweise bietet ihren Kunden an den POS zu-
sätzlich noch die Erprobung von Düften an. An 
einem Touch-Screen-Monitor kann der Kunde 
einzelne Düfte aussuchen und sich dazu pas-
sende Werbespots ansehen. Hinter dem Termi-
nal verbergen sich Duftkartuschen, die bei Ak-
tivierung parallel zur gezeigten Video-Sequenz 
den gewünschten Duft durch eine Düse unter-
halb des Bildschirms freigeben. Douglas will so 
die Schwellenangst der Verbraucher abbauen 
und die Vorwahl in Selbstbedienung erleich-
tern.37 

Obwohl persönliche Bedienung durch den Ein-
satz solcher Geräte zunehmend weg fällt, erge-
ben sich für den Verbraucher auch Vorteile. Zum 
einen wirkt sich der durch Technikeinsatz ver-
ursachte Beschäftigungsabbau positiv auf den 
Verkaufspreis aus, zum anderen kann so der 
Wunsch nach unabhängigen Geschäftszeiten 
besser realisiert werden. Vor allem Lebensmit- 

                                                           
36 vgl. Handelsjournal (1999): Smartshopper von SNI, in: 

Handelsjournal. Das Wirtschaftsmagazin für den Deut-
schen Einzelhandel, Nr. 4, 4/1999, S. 52 

37 Handelsjournal (1999): Umsätze stimulieren, in: Han-
delsjournal. Das Wirtschaftsmagazin für den Deutschen 
Einzelhandel, Nr. 3, 3/1999, S. 44 
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Quelle: RKW 2000, 10 

tel und Güter für den täglichen Bedarf lassen 
sich gut im Discount verkaufen. Je spezialisier-
ter und teurer jedoch Güter sind, und je eher sie 
zu einem Luxusgut werden, desto wichtiger 
werden Beratung, Service und zusätzliche Kauf-
anreize. Es geht hier um einen Zusatznutzen, 
der neben dem verkauften Produkt angeboten 
wird. Diese Dienstleistungstätigkeiten aufzu-
bauen bedeutet für den Händler, die bloße Ver-
mittlungsfunktion des Warenverkaufs auszu-
weiten, denn sie sind oft personengebunden 
und verlangen nach Face-To-Face-Situationen. 

Doch auch bei den personengebundenen Diens-
ten gibt es Technisierungspotenziale. Sie kön-
nen komplementär zu dem persönlich erbrach-
ten Service wirken. So ist beispielsweise der 
Aufbau einer Homepage wichtig. Hierüber kann 
ein direkter Kommunikationskanal zum Kun-
den aufgebaut werden. Neben Produkt- und Ge-
schäftsinformationen (Öffnungszeiten, Sonder-
aktionen, Preisangeboten, etc.) können über das 
Internet das Beschwerdemanagement und Ter-
minabsprachen abgewickelt werden. Erstrebens-
wert ist auch der Aufbau eines Internet-Shops. 
So vermag der Einzelhandel auch die E-Commerce 
Vorteile zu nutzen. Beispielhaft hierfür sei der 
Lebensmittelhändler Kaiser’s aus der Tengelmann-
Gruppe genannt. Neben allgemeinen Informa-
tionen und Services wird hier den Kunden ein 
‚Frische-Kurier’ angeboten, der bestellte Lebens-
mittel nach Hause liefert. Eine andere Anwen-
dung ist die virtuelle Umkleidekabine, bei der 
anhand einer gescannten Aufnahme eine indi-
viduelle Typen- und Kaufberatung durchge-
führt werden kann. Solche Multimedia-Erlebnis-
se werden beispielsweise in einigen Filialen der 
Galeria Kaufhof angeboten. Der Erfolg der Gerä-

te ist jedoch umstritten, nicht zuletzt wegen ei-
ner immer noch dominierenden Technikscheu 
vieler Kunden. 

Einen anderen Weg, um mit Hilfe neuer Tech-
nologien und individuellen Dienstleistungen die 
Käufer von Sondergrößen zu unterstützen, be-
schreitet das Unternehmen Sizexpert.38 Mit Hilfe 
einer Internet-Datenbank soll der Informations-
fluss zwischen den meist recht kleinen Spezial-
händlern und -herstellern und den Kunden ver-
bessert werden. Die Bildung von Interessen-
gruppen (Online-Communities) durch ein solches 
System kann auch dazu führen, dass eine Grup-
pe ihr Marktpotenzial besser bündeln kann, um 
einen Hersteller zu bewegen, sein Angebots-
spektrum nach oben oder unten zu verändern. 
In Tab. II.4 werden die prinzipiell personenbe-
zogenen Dienste im Einzelhandel und eine mög-
liche IuK-Anwendung darstellt. 

                                                           
http://www.sizexpert.de (30.05.01) 
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q~ÄK=ffKQW= aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áã=báåòÉäÜ~åÇÉä=

 Personengebunden IuK-Potenzial 

Garantie Dauer der Garantie, Verlängerung der Garantie 

Umtausch Dauer der Umtauschmöglichkeit, Art des Umtausches, 
Stellung eines Leihgerätes 

Bedienung Freundlichkeit der Mitarbeiter, persönliche Ansprache 
der Kunden, persönliche Einladungen zu Events 

Beratung Warenberatung, Anwendungsschulung 

Information Information über mit Ware in Zusammenhang stehende 
Sachverhalte, aktuelle Angebote, Sonderaktionen, Filial-
adressen 

Instandhaltung Reparatur, Wartung, Pflege, Änderung, Zuschneidung, 
Lagerung, Entsorgung 

Transport Zustellung, Abholung 

Inbetriebnahme Aufstellung, Verlegung, Einrichtung, Installation, Mon-
tage 

Bestellung Telefon, Fax, Internet, Bildschirmtext 

Sonstige prozess-
bezogene DL 

Parkplätze, Kinderhorte, Aufenthaltsräume, Einpacken 
als Geschenke, Gepäckaufbewahrung, Ruhebänke, Ge-
tränke 

Bezahlung, Fi-
nanzierung 

Kreditkarte, Scheckkarte, Kundenkarte, Leasingangebo-
te, Kreditangebote 

Homepage/OS: 

 Information 

 Beratung 

 Beschwerde via E-Mail 

 Terminabsprache 

 Online-Bestellmöglichkeit 

 Unterhaltung 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an RKW 200039 

^ÄÄK=ffKSW= fìh=áã=báåòÉäÜ~åÇÉä=

  

Quelle: eigene Darstellung39 

                                                           
39 RKW 2000, S. 7, a. a. O. 
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Der Einsatz von IuK-Technologien wirkt im Ein-
zelhandel – wie überall sonst auch – rationali-
sierend und damit kostensenkend. Vor allem in 
der Verwaltung und in den Lieferantenbezie-
hungen kann Computertechnologie effektiv ein-
gesetzt werden. Bei den personenbezogenen 
Diensten am Kunden ist das Technisierungspo-
tenzial umso geringer, je erlebnis- und service-
orientierter der Anbieter auftreten will. 

PK= aáÉ=ÇáÖáí~äáëáÉêíÉ=tÉêíëÅÜ∏éÑìåÖëJ
âÉííÉ=ã~ÅÜí=ÇÉå=hìåÇÉå=òìã=h∏J
åáÖ=

Durch die Digitalisierung der traditionellen Wert-
schöpfungskette kann die Tertiärisierung voran-
getrieben werden. Zentrale Erfolgsfaktoren sind 
der reibungslose Informationsfluss zwischen den 
Kooperationspartnern und ein funktionierendes 
Management entlang der Wertschöpfungskette. 

Außerdem verläuft die Wertkette nicht mehr nach 
dem Einbahnstraßen-Prinzip, sondern kann an 
nahezu allen Punkten aufgefächert werden, bei-
spielsweise durch Outsourcing und neue Ein-

kaufsmöglichkeiten (Einkaufen in der Fabrik, 
Einkaufen im Lager, Online-Shopping etc.). 

Computer-Ausstattung, Internetaffinität und 
technische Kenntnisse vorausgesetzt, kann der 
Kunde durch IuK-Technologien und E-Commerce 
mehr denn je seine hybriden Ansprüche umset-
zen. Abgesehen von den Vorteilen, die sich 
durch die verbesserten Dienstleistungen in der 
Wertkette ergeben, kann er sich zudem zwischen 
‚echtem’ oder virtuellem, zwischen Erlebnis- oder 
Online-Shopping entscheiden. Preisbewusste 
Kunden haben zudem die Chance, sich in aller 
Welt über Preise zu erkundigen, oder in einem 
Factory Outlet einzukaufen. 

Für den Verbraucher bedeutet dies, dass er nicht 
mehr zwangsläufig erst am Ende der Kette steht, 
sondern zu jedem beliebigen Zeitpunkt eingrei-
fen und sie dadurch unterbrechen kann. Seine 
(nun transparenteren) Ansprüche und Wünsche 
können durch die verbesserte Kommunikation 
mit dem Hersteller auch schneller in die For-
schung und Entwicklung neuer Produkte ein-
gehen (vgl. Abb. II.7).40  

 

^ÄÄK=ffKTW= kÉíòïÉêâ=òïáëÅÜÉå=^åÄáÉíÉê=ìåÇ=k~ÅÜÑê~ÖÉê=

  

Quelle: 40Hermanns/Sauter 199941 

                                                           
40 Auf der Anbieterseite können je nach Perspektive auch 

Öffentliche Institutionen und Konsumenten stehen, auf 
der Nachfrageseite auch Unternehmen und Öffentliche 
Institutionen (siehe Akteurschaubild E-Commerce). 

                                                                                      
41 Hermanns, A./Sauter, M. (1999): Electronic Commerce 

– Grundlagen, Potentiale, Marktteilnehmer und Trans-
aktionen, in: Hermanns, A./Sauter, M. (Hg.): Manage-
ment-Handbuch Electronic-Commerce: Grundlagen, Stra-
tegien, Praxisbeispiele. Verlag Vahlen, München, S. 16 
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Durch die Vernetzung der Wirtschaft im Inter-
net versprechen sich viele Akteure eine Indivi-
dualisierung der Massenmärkte und kunden-
spezifischere Dienstleistungen: Jeder Online-
Kunde bekommt ein Profil, ein maßgeschnei-
dertes Produkt und einen individuell ausgehan-
delten Preis. Während für die Unternehmen die 
Transaktionskosten sinken und sie allein durch 
technischen und personellen Aufwand ihren 
Service erheblich steigern können, bekommt der 
Konsument mehr Macht denn je. Beispiele hier-
für sind Internetplattformen, in denen sich po-
tenzielle Kunden zusammenschließen, um für 
das gewünschte Produkt einen möglichst niedri-
gen Preis festzusetzen. Für zunehmende Trans-
parenz beim Einkauf sorgen so genannte Mei-
nungsseiten im Internet.42 Auf einer Art schwar-
zem Brett werden die Erfahrungen und Meinun-
gen von Konsumenten gesammelt, die mit ih-
ren Einkäufen besonders zufrieden waren oder 
eben nicht. Es gilt: Nichts ist glaubwürdiger als 
die Erfahrungen vom Kunden selbst. Dement-
sprechend sind solche Seiten auch für die An-
bieter von besonderem Interesse. 

Die genannten Entwicklungen bedeuten also auf 
Kundenseite eine Ausweitung der Auswahlmög-
lichkeit, eine größere Markttransparenz und – 
bedingt auch durch die Möglichkeiten von E-
Commerce – eine Stärkung seiner Position, z. B. 
auch durch die neue Möglichkeit, zu handeln, 
und so Einfluss auf den Preis zu haben (vgl. 
Abb. II.8). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass auf 
die pluralisierten Kundenansprüche sowohl auf 
Seiten der unternehmensnahen Dienste als auch 

                                                           
42 z. B. http://www.dooyoo.de (30.05.01) 

der distributiven zunehmend eingegangen wird. 
Trotzdem gibt es Faktoren, die hemmend auf 
die Realisierung der gestiegenen Konsumoptio-
nen wirken. Dies sind beispielsweise die ebenso 
gestiegenen Zeit-, Koordinations- und Informa-
tionskosten, die auf den Kunden zukommen, 
wenn er sich hinreichend über Produkte, Dienst-
leistungen und Preise informieren will. Außer-
dem gibt es noch zahlreiche Hemmschwellen 
beim elektronischen Warenverkehr. Solange es 
Lücken bei der Sicherheit, dem Datenschutz 
und der elektronischen Bezahlung gibt, wird E-
Commerce auf der Verbraucherseite mit Skepsis 
und Unsicherheit bewertet werden. Dies hat eine 
technische Komponente, nämlich Datensicher-
heit und -schutz, und eine politische Dimension 
in Bezug auf Verbraucherschutz und Aufklä-
rung. Hier ist offensichtlich ein stärkeres Maß 
an Regulierung gefordert. Bei den Ladenöff-
nungszeiten hingegen wäre mehr Deregulierung 
wünschenswert, um individuellen und flexib-
len Service ausbauen zu können. Schließlich 
spielt auch die Debatte um Niedriglöhne eine 
wichtige Rolle für die zukünftige Entwicklung 
des Einzelhandels (vgl. hierzu auch Kap. I und 
VIII), denn gerade hier liegen große Potentiale – 
von Pack- über Liefer- bis hin zu individuellem 
Beratungsservice. 

Nicht zuletzt spielen auch Bequemlichkeit und 
Gewohnheit eine Rolle beim Kaufverhalten der 
Konsumenten. Spricht man einerseits von der 
‚Servicewüste Deutschland’, so muss anderer-
seits auch bedacht werden, dass die Verbraucher 
auch zum Konsum von persönlichen und indi-
vidualisierten Diensten ‚erzogen’ werden müs-
sen, was kein kurzfristiger Prozess sein dürfte. 
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^ÄÄK=ffKUW= h∏åáÖ=hìåÇÉ=

 

Quelle: eigene Darstellung 
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NK= bñáëíÉåòJ=ìåÇ=råíÉêåÉÜãÉåëJ
ÖêΩåÇÉêW=
eçÑÑåìåÖëíê®ÖÉê=áã=táêíëÅÜ~Ñíëï~åJ
ÇÉä=

Die Diskussion um die Entwicklung der reifen 
Industriegesellschaften kreist in besonderem 
Maße um die Frage, was zukünftig Wohlstand 
und Prosperität sichern und damit weiterhin er-
möglichen kann. Zentrale Begriffe in diesem 
Diskurs sind Innovation, Wachstum und Be-
schäftigung. Gleichzeitig sind diese Kategorien 
eng mit dem Begriff der Existenz- und Unter-
nehmensgründung verbunden, denn junge Un-
ternehmen und ihre Gründer gelten in beson-
derem Maße als die Initiatoren und Träger von 
Innovation, Wachstum und Beschäftigung.1 
Nimmt man nun noch eine sektorale und bran-
chenbezogene Dimension hinzu, so ergibt sich 
der ‚Hoffnungsdreiklang’ aus Existenz- und Un-
ternehmensgründern als Träger und Promotoren 
von Innovation, Wachstum und Beschäftigung ins-
besondere im unternehmensnahen Dienstleistungs-
sektor und dort insbesondere in den Wachstums-
branchen Information- und Telekommunikation 
(IuK), Biotechnologie und Medizintechnik und 
mit zunehmendem Interesse auch in der Mikro-
systemtechnik. 

Dieser Beitrag verfolgt das Ziel, zunächst Struk-
turdaten zur Entwicklung der unternehmens-
nahen Dienstleister allgemein, dann aber insbe-
sondere im Bereich der Informations- und Kom-
munikationstechnologien aufzubereiten und in-
haltlich zu erklären. Nach einer Definition und 
selektiven statistischen Darstellung des unter-
nehmensnahen Dienstleistungssektors mit Fo-
kus auf das Gründungsgeschehen, werden ei-
nige zentrale Gründe für das Wachstum ausge-
suchter unternehmensnaher Dienstleistungsbran-
chen referiert, und insbesondere die doppelte 
Triebkraft der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien herausgestellt. Diese zentrale 
Funktion leitet dann zu den Entwicklungstrends 
im IuK-Sektor über, die u. a. in Schumpeters Fi-
gur der schöpferischen Zerstörung zu fassen 
sind. Die Feststellung, dass die Branchen der 
Neuen Ökonomie von einer zunächst durchaus 
breiten, zumeist sehr jungen Unternehmensba-

                                                           
1 vgl. Ray, D. (1988): The Role of Entrepreneurship in Eco-

nomic Development, in: Journal of Development Plan-
ning 18/1988; S. 3–17 

sis gebildet werden, hebt dann nochmals die 
Kernbedeutung des Gründungsgeschehens und 
damit des Markteintritts neuer wirtschaftlicher 
Einheiten heraus. Hier schließt sich deshalb un-
mittelbar die Frage an, welchen Charakteristika 
Gründungsunternehmen im Hinblick auf per-
sonen-, unternehmens- und umweltbezogene 
Faktoren unterliegen. Grundlage ist hier wiede-
rum der gesamte unternehmensnahe Dienstleis-
tungssektor. Der Aufsatz schließt mit einem Fa-
zit unter dem Motto der ‚relativierten Hoffnun-
gen’. 

NKN= aáÉ=_ÉÇÉìíìåÖ=ìåíÉêåÉÜãÉåëå~ÜÉê=
aáÉåëíäÉáëíÉê=áã=dêΩåÇìåÖëÖÉëÅÜÉJ
ÜÉå=

Die Dienstleister der New Economy im Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechno-
logien gehören zumeist zur Gruppe der unter-
nehmensnahen Dienstleister. Zum struktur-
wandlerischen Trend von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft2 steuert dieses hete-
rogene Branchen-Konglomerat einen hohen An-
teil bei. Dabei sind es nicht nur etablierte Un-
ternehmen, die entsprechendes Wachstum ver-
zeichnen, vielmehr bildet eine besondere Grün-
dungsdynamik und eine dadurch entstehende 
junge Unternehmensbasis eine zentrale Antriebs-
kraft dieses Wandels. 

Eine dynamische Volkswirtschaft zeichnet sich 
über ein gesundes Maß an Markteintritts- und 
Austrittsprozessen aus, die in funktionierenden 
Märkten einen effizienzbasierten Selektionsme-
chanismus bilden. Die Intensität dieser Prozes-
se variiert je nach Wirtschaftszweig und unter-
liegt in besonderem Maße der Höhe von Markt-
eintritts und -austrittsbarrieren. Hier spielen bei-
spielsweise das Marktwachstum, die Möglich-
keit zur Erschließung von Marktanteilen, Sätti-
gungsgrenzen, vermachtete Marktstrukturen 
oder Kapitalintensitäten eine Rolle. 

                                                           
2 vgl. dazu etwa Bögenhold, D. (2000): Die Entwicklung 

zu Dienstleistungen – Ein wirtschaftshistorisches Erklä-
rungsmuster für Veränderungen in Unternehmensor-
ganisationen und für das Entstehen neuer KMU, in: 
Bögenhold, D.: Kleine und Mittlere Unternehmen im 
Strukturwandel – Arbeitsmarkt und Strukturpolitik. 
Frankfurt 2000, S. 77–101 und Bögenhold, D. (1996): Das 
Dienstleistungsjahrhundert. Kontinuitäten und Diskon-
tinuitäten in Wirtschaft und Gesellschaft. Stuttgart 
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Stichwort: III.1: 
Was sind unternehmensnahe Dienstleister? 

Zu den unternehmensnahen Diensten gehören: Unternehmensberatung (technisch, betriebswirtschaftlich, personell), 
Marktforschungs-, Medien- und Werbeagenturen, Design, IuK (Multimedia, Systemtechnik, Softwareprogrammie-
rung, Telekommunikation), Logistik, Aus- und Weiterbildung, Finanzdienstleistungen, Versicherungen, Rechtsan-
waltskanzleien, Ingenieurbüros, Sicherheitsdienstleister, Reinigungsdienstleister, Messe- und Ausstellungswesen, 
Dolmetscher- und Übersetzungsbüros. 

Zusätzlich werden diese Leistungen häufig unterteilt in ‚qualifizierte, wissens- und/oder technologieintensive unter-
nehmensbezogene Dienstleistungen’ und ‚einfache unternehmensbezogene Dienstleistungen’. Eine allgemeine No-
minaldefinition kann lauten: Unternehmensnahe Dienstleistung bedeutet, dass eine Leistung von einer wirtschaftli-
chen Einheit primär für eine weitere wirtschaftliche Einheit erbracht wird. Diese Leistung kann eigenständigen 
Charakter (und damit eine eigene, in sich abgeschlossene Wertschöpfung) haben oder in den Leistungserstellungs-
prozess des nachfragenden Unternehmens eingehen (und damit wertschöpfungserhöhenden Charakter haben). 

Die Systematik der Wirtschaftszweige, wie sie der amtlichen Statistik zugrunde liegt, sagt wenig über die unterneh-
mensnahen Dienstleistungen aus, da keine eigene Kategorie existiert und die zugehörigen Branchen entweder ver-
splittert in Überkategorien oder aber in Residualkategorien abgebildet werden. Gleiches gilt für die sogenannten 
Wachstumsbranchen der Neuen Ökonomie, die sich in den amtlichen Statistiken nicht eindeutig verorten lassen.3 
Eine Annäherung – beispielsweise über die Gewerbemeldungen – ist damit nur näherungsweise und als allgemei-
ner Trend möglich. 

 
Insbesondere3die unternehmensnahen Dienst-
leister weisen in den letzten Jahren außerordent-
lich hohe Anteile am Gründungsgeschehen auf. 
Das hohe Niveau des Gründungsgeschehens im 
unternehmensnahen Dienstleistungssektor sei 
exemplarisch an den Gewerbemeldedaten 20004 
in der Aufschlüsselung nach Wirtschaftszweigen 
verdeutlicht (vgl. Abb. III.1): Hinter dem Wirt-
schaftszweig „Handel, Instandhaltung und Re-
paratur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchs-
gütern“ (60338 Betriebsgründungen) folgt die 
„Erbringung von Dienstleistungen überwiegend 
für Unternehmen“ (52986 Betriebsgründungen). 
Die Wirtschaftszweige des produzierenden Ge-
werbes weisen wesentlich geringere Meldetätig-
keiten auf. Gleichzeitig weisen die zwei beson-
ders regen Wirtschaftszweige jedoch auch die 
höchsten Abmeldezahlen5 auf. Dies ist aber kei-

                                                           
3 vgl. zu dieser Problematik Schnorr-Bäcker (2001): Neue 

Ökonomie und amtliche Statistik, in: Wirtschaft und Sta-
tistik 3/2001 

4 Die verwendeten Zahlen beziehen sich auf Betriebsgrün-
dungen, die in der Rubrik der Neuerrichtungen getrennt 
ausgewiesen werden. Im Gegensatz zu sämtlichen Neu-
errichtungen lassen die Betriebsgründungen aufgrund 
gewisser Charakteristika (Rechtsform, Beschäftigte) auf 
wirtschaftliche Substanz schließen. Jedoch kann dies le-
diglich ein Näherungewert sein. Die verwendeten Da-
ten sind aufbereitet von Angele, J. (2001): Gewerbean-
zeigen 2000, in: Wirtschaft und Statistik 4/2001 

5 Die Abmeldungen sind sehr heterogen zusammenge-
setzt: im Jahrgang 2000 haben 62% der Abmelder nähere 
Angaben zu Gründen gemacht: 17% nannten wirtschaft-
liche Schwierigkeiten, 14% beabsichtigten die Verlegung 
in einen anderen Meldebezirk, 7% wurden wegen wirt-

ne jahrgangsbezogene Ausnahme: Betrachtun-
gen über mehrere Jahre zeigen, dass eine über-
durchschnittliche Anmeldetätigkeit generell mit 
einer überdurchschnittlichen Abmeldetätigkeit 
einhergeht. Dies indiziert bereits eine hohe 
Marktdynamik. 

Entscheidend ist jedoch weder die eine oder die 
andere Seite des Meldegeschehens, sondern viel-
mehr der Gründungsüberschuss (Saldo) – als 
Differenz aus Anmeldungen und Abmeldungen 
und damit als Steigerung oder Reduzierung der 
vorhandenen Unternehmenspopulation – Hier 
zeigt sich aber, dass nicht nur die Anmelde- 
oder Abmeldetätigkeit im unternehmensnahen 
Dienstleistungssektor hoch ausgeprägt ist, son-
dern auch der Gründungsüberschuss ist in be-
sonderem Maße positiv: der unternehmensnahe 
Dienstleistungssektor weist die höchsten Antei-
le am Gründungssaldo über sämtliche Wirt-
schaftszweige auf. Mit einem Anteil von 47,7% 
liegt dieser Sektor deutlich vor dem Baugewer-
be (18,8%) und dem Handel (10,2%) (vgl. Tab. 
III.1). 

                                                                                      
schaftlicher Inaktivität von Amtes wegen eingestellt, die 
restlichen 62% gaben familiäre oder persönliche Grün-
de, Betriebsübergaben oder unzureichende Rentabilität 
als Grund an. 
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Betriebsgründung Betriebsaufgabe Saldo

 

Quelle: Gewerbemeldestatistik 2000 

q~ÄK=fffKNW= dêΩåÇìåÖëë~äÇç=áå=îÉêëÅÜáÉÇÉåÉå=táêíëÅÜ~ÑíëòïÉáÖÉå=

 Anteile am Saldo 
(alle Wirtschaftszweige) 

Realisations-
quote* 

Land- und Forstwirtschaft 1,3% 35,4% 

Verarbeitendes Gewerbe 6,1% 25,9% 

Baugewerbe 18,8% 36,6% 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 3,0% 9,5% 

Gastgewerbe –2,8% –14,4% 

Kredit- und Versicherungsgewerbe 2,5% 17,1% 

Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen 
und Gebrauchsgütern 10,2% 27,4% 

Gründungs- und Wohnungswesen, Erbringung von Dienstleistun-
gen überwiegend für Unternehmen 47,7% 50,4% 

Erbringung von sonstigen Öffentlichen und persönlichen 
Dienstleistungen 8,9% 39,8% 

übrige Wirtschaftszweige 4,4% 27,4% 

Anm.: * Die Realisationsquote (Anmeldungen – Abmeldungen/Anmeldungen) bezeichnet den Anteil der Gründungen innerhalb eines Wirtschaftszwei-
ges, der sich am Markt realisiert, d. h. der nicht mit den Abmeldungen zu verrechnen ist. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Gewerbeanzeigen 2000 
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Die exponierte Stellung der unternehmensna-
hen Dienstleister verdeutlichen auch alternative 
Datenquellen, etwa Auswertungen des Mann-
heimer ZEW-Unternehmenspanels auf Basis der 
Daten von Creditreform.6 Kontinuierlich ver-
zeichneten insbesondere die wissens- und tech-
nologieintensiven Dienstleister sowohl des ver-
arbeitenden Gewerbes als auch des Dienstleis-
tungssektors seit Mitte der 1990er Jahre einen 
Aufschwung (bezogen auf West-Deutschland): 
Von 1998 auf 1999 erhöhte sich ihr Anteil am 
gesamten Gründungsgeschehen von 13% auf 
15%. Insbesondere in den EDV- und Telekom-
munikationsdienstleistern liegt der starke An-
stieg der Gründungen innerhalb dieses Wirt-
schaftszweiges um 24% im Jahre 1999 begrün-
det. Deutlich muss jedoch darauf hingewiesen 
werden, dass in diesen Zahlen die heftigen 
Marktumbrüche der jüngeren Vergangenheit 
nicht enthalten sind.7 

Die Meldetätigkeit ist ebenso wie die Stillle-
gungstätigkeit im unternehmensnahen Dienst-
leistungssektor eher hoch, was für eine hohe 
Fluktuation sorgt. Der Markt ist also sehr dy-
namisch. Die Realisationsquote (Anmeldungen 
– Abmeldungen/Anmeldungen) war im Jahr 
2000 mit einem Wert von 50,4% die höchste al-
ler hier betrachteten Wirtschaftszweige. Der ho-
he Wert ist nicht zuletzt auf die häufig relativ 
niedrigen Marktzutrittsbarrieren im Dienstleis-
tungssektor zurückzuführen. Eine Selbständig-
keit mit seiner grundlegenden Infrastruktur ist 
dort im Durchschnitt relativ schnell und ohne 
große Investitionen begründet. Das stellt sich 
beispielweise im verarbeitenden Gewerbe an-
ders dar, denn das Investitionsvolumen ist zu-
meist hoch und auch die fachlichen Zugangsbe-
schränkungen sind zumeist höher als im Dienst-
leistungssektor. Der Selektionsmechanismus fin-
det hier also ausgeprägter schon im Marktvor-
feld statt, während der Großteil der Gründun-
gen im Dienstleistungssektor – mehr oder weni-
ger heftig – die marktlichen Kräfte zu spüren be-
kommt. Gleichzeitig unterlagen zahlreiche Bran-
chen des unternehmensnahen Dienstleistungs-
sektor (etwa Unternehmens- und Personalbera-

                                                           
6 vgl. Engel, D./Steil, F. (1999): Dienstleistungsneugrün-

dungen in Baden-Württemberg. Arbeitsbericht Nr. 139 
der Akademie für Technikfolgeabschätzung Baden-
Württemberg, Stuttgart 

7 ZEW-Gründungsreport 1/2001 

tungen) in den letzten Jahren nicht den Sätti-
gungsgrenzen, die beispielsweise im verarbei-
tenden Gewerbe erreicht werden, vielmehr 
herrschte in vielen Branchen ein außerordentli-
ches Marktwachstum. Die relativ hohen Reali-
sationsquoten im unternehmensnahen Dienst-
leistungssektor und die hohen Anteile der un-
ternehmensnahen Dienstleistungen am gesam-
ten Gewerbemeldesaldo dürfen jedoch nicht 
verdecken, dass die Beständigkeit oder Nach-
haltigkeit der Gewerbe eher gering ist. Der Um-
schlag ist hoch, wobei neben den oben angeführ-
ten Gründen wie der relativ schnellen Möglich-
keit zur Gründung auch branchenspezifische 
Aspekte eine Rolle spielen dürften (z. B. Mode-
trends). 

Die quantitative Bedeutung der unternehmens-
nahen Dienstleister für das Gründungsgesche-
hen muss jedoch noch weiter mit qualitativen 
Daten unterfüttert werden und dies bezieht 
sich zunächst auf die Frage, welche inhaltlichen 
Gründe hinter der hohen Dynamik stehen. 
Audretsch hat die Evolution von Branchen ins-
besondere im Spannungsfeld von drei Triebkräf-
ten erklärt: Technologie, Nachfrage und Skalen-
erträge.8 Diese Faktoren werden auch im fol-
genden eine Rolle spielen. 

OK= fåÑçêã~íáçåëJ=ìåÇ=hçããìåáâ~J
íáçåëíÉÅÜåçäçÖáÉW=
açééÉäíÉ=qêáÉÄâê~Ñí=ÇÉë=t~ÅÜëíìãë=
ìåíÉêåÉÜãÉåëå~ÜÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=

Besondere Aufmerksamkeit erzielten junge Un-
ternehmen in Deutschland in der zweiten Hälf-
te der 90er Jahre einerseits mit der Eröffnung 
des Neuen Marktes, andererseits mit der brei-
ten Diffundierung der IuK-Technologien. Aber 
natürlich sind die am Neuen Markt gelisteten, 
als wachstumsstark angenommenen Unterneh-
men zwar prominentes, aber ganz und gar nicht 
repräsentatives Destillat der jungen Unterneh-
menspopulation in Deutschland. Die Insolven-
zen am Neuen Markt heben zwar heute öffent-
lichkeitswirksam die Fluktuation und Turbu-
lenz wirtschaftlichen Handelns in das Bewusst-
sein einer interessierten Masse, dabei sind diese 
Umwälzungen aber eher der Normalfall als die 

                                                           
8 vgl. Audretsch, D.B. (1995): Innovation and Industry 

Evolution. MIT Press 
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Ausnahme – wenn auch nicht bezüglich der Hö-
he der Wertvernichtungen. 

Innerhalb der Branchen des unternehmensnahen 
Dienstleistungssektors bilden die Informations- 
und Kommunikationstechnologien eine doppel-
te Triebkraft des Wachstums. Zum einen gilt 
dies für eben diese unternehmensnahen Dienst-
leister, die entsprechende Leistungen des IuK-
Sektors anbieten und entwickeln (Web-Agentu-
ren, Systemtechniker, etc.), zum anderen aber 
auch für die unternehmensnahen Dienstleister, 
deren Kerngeschäft zunächst einmal nichts mit 
dem IuK-Sektor zu tun hat, deren Leistungsbe-
reitstellung jedoch über die Nutzung entspre-
chender Technologien beeinflusst wird: Tradi-
tionelle Wertschöpfungs- und Geschäftsabläufe 
werden re-organisiert, neue Angebote werden 
erst über die neuen Technologien ermöglicht. 
Eine wesentliche Antriebskraft des wirtschaftli-
chen Wandels ist also nicht nur der sektorale 
Strukturwandel, sondern insbesondere der un-
ternehmensinterne Strukturwandel, der klassi-
sche Produktions- und Organisationsstrukturen 
verändert. Daran wird die außerordentliche in-
novations-induzierende Funktion der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien deut-
lich (Technologiefaktor). 

Ebenso liefern die Informations- und Kommuni-
kationstechnologien einen entscheidenden Grund 
für die hohe Gründungstätigkeit beispielweise 
im Bereich der Multimedia-Agenturen: Leis-
tungsfähige und leicht zu bedienende Programm-
pakete führten dazu, dass nicht mehr nur eine 
Elite aus einschlägig vorgebildeten Personen 
beispielsweise Web-Seiten programmieren konn-
te, sondern ein viel breiterer Personenkreis. Die 
IuK-Technologien erweiterten damit den für 
Gründungen infragekommenden Personenkreis, 

der unter Nutzung dieser Technologien durch-
aus professionelle, vom Markt akzeptierte Er-
gebnisse produzieren konnte. Allgemein bilde-
ten die IuK-Technologien also auch die Grund-
lage für eine Professionalisierung der Dienst-
leistungserbringung. 

Das Wachstum der einzelnen Branchen des un-
ternehmensnahen Dienstleistungssektors unter-
liegt abseits der herausragenden Funktion der 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien jeweils sehr spezifischen Trends, deshalb 
sollen hier nur zwei weitere Beispiele von Bran-
chen genannt werden, die in den letzten Jahren 
hohe Nachfrage generieren konnten: Das erheb-
liche Wachstum von Beratungsleistungen ver-
schiedenster Art hängt insbesondere mit der 
gestiegenen Komplexität wirtschaftlicher und 
sozialer Systeme (z. B. Struktureffekte wie Glo-
balisierung oder Funktionseffekte wie Dezentra-
lisierung) zusammen. Beratungsleistungen die-
nen dann als Selektions- und Orientierungskri-
terium, um Unternehmen in unsicheren, un-
übersichtlichen Kontexten handlungsfähig zu 
machen oder zu erhalten. Weiterhin ist die Dy-
namik in der Medien- und Werbebranche nicht 
zuletzt bedingt über gestiegenen Wettbewerb 
der Unternehmen und einen dadurch beding-
ten Fokus auf die Absatz-, Vertriebs- und Kun-
denseite. Je nach Marktlage kommt dem Erhalt 
von Kundenbindungen oder aber dem Aufbau 
neuer Kundenbeziehungen eine herausragende 
Bedeutung zu. 

Wenn auch der unternehmensnahe Dienstleis-
tungssektor über eine heterogene, sehr unter-
schiedlichen Trends und Entwicklungen unter-
liegende Branchenstruktur gekennzeichnet ist, so 
wird er in abstrakter Perspektive geeint über den 
Begriff der Dienstleistung (siehe Stichwort III.2) 
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Stichwort III.2: 
Bei aller Differenz: Was verbindet die unternehmensnahen Dienstleister? 

Das bindende Element in der heterogenen Melange unternehmensnaher Dienstleister ist in abstrakter Perspektive 
der Begriff der Dienstleistung in Abgrenzung zu produzierenden, stofflichen Tätigkeiten. In funktionaler Differenzie-
rung beobachten wir entsprechend einen Trend weg von produzierenden, herstellenden Tätigkeiten hin zu planen-
den, forschenden, informierenden Tätigkeiten – aber gleichzeitig verschwinden die Grenzen. 

Als klassisches Definitionskriterium galt lange Zeit die Immaterialität, doch mit zunehmender Komplementarität 
von Produkten und Dienstleistungen verwischt dieses Charakteristikum: Sachgüter wie etwa Chipkarten oder Ton-
träger fungieren als Trägermedium für Dienstleistungen und lösen damit ein weiteres klassisches Definitionskriteri-
um auf, nämlich die Gleichzeitigkeit von Erbringung der Dienstleistung und Konsum. Auch das Kriterium der Pro-
zesshaftigkeit, wonach die Dienstleistung erst im Rahmen eines zeitlichen, dynamischen Prozesses ihre volle Wer-
tigkeit entfaltet, verweicht durch diese Materialisierungsmedien. 

Letztlich ist auch die Person des Leistungs-Nachfragers als externer Faktor nicht länger fester Bestandteil im Prozess 
der Leistungserbringung und dies gilt im Gegensatz zu den personenbezogenen Dienstleistungen noch stärker für 
die unternehmensnahen Dienstleistungen. Hier streben die Erbringer nach möglichst hohem Standardisierungsgrad 
in der Leistungserstellung, um darüber die – im Dienstleistungssektor tendenziell schwieriger zu erzielenden – 
Skalenerträge zu verwirklichen. 

 

OKN= píçííÉêåÇÉ=t~ÅÜëíìãëãçíçêÉåW=
píêìâíìêÉå=ìåÇ=qêÉåÇë=áå=ÇÉê=fåÑçêã~íáJ
çåëJ=ìåÇ=hçããìåáâ~íáçåëíÉÅÜåçäçÖáÉ=

In der Branchenstruktur der E-Commerce/Inter-
net-Unternehmen dominieren Multimedia-Agen-
turen mit deutlichem Abstand vor Internet-Ser-
viceprovidern, B2C/B2B-Unternehmen, System-
häusern/Integratoren, Software-Anbietern, (wer-
befinanzierten) Navigations- und Informations-
unternehmen, speziellen Serviceanbietern, Infra-
strukturherstellern und sonstigen.9 Der Grün-
derboom im Bereich Internet/E-Commerce ist je-
doch vorbei, denn bereits seit dem Jahr 1996/97 
gehen die Neugründungszahlen zurück. Die 
etablierten (jungen) Unternehmen absorbieren 
zunehmend Marktanteile, so dass der Markt-
eintritt für Gründungsunternehmen schwieri-
ger wird und die Nischensuche und Speziali-
sierungsmuster an Bedeutung zunehmen. Nach 
einer Phase stürmischer Ausweitung sind die 
jungen Unternehmen der Wachstumsbranchen 
außerdem in jüngerer Zeit in ihre erste große 
Krise geschlittert. In ihrem Lebenszyklus treten 
die Unternehmen und damit die durch sie ge-
bildeten Branchen offensichtlich in eine Konso-
lidierungs- und Entwicklungsphase ein, die ei-
nerseits charakterisiert wird über erheblichen 
Fachkräftemangel, der dabei Ausdruck der un-

                                                           
9 vgl. Kraft, L. (2000): Bestandsaufnahme und Perspekti-

ven der Internet-Gründerlandschaft in Deutschland. 
Diskussionspapier im Rahmen des Projektes e-startup, 
Oestrich-Winkel 

ternehmensinternen Expansionsprozesse im Zu-
ge des erheblichen Marktwachstums bis Ende 
1999/Mitte 2000 ist. Andererseits erleben insbe-
sondere ausgewählte Segmente derjenigen Bran-
chen, die im Kern zu den Dienstleistern der In-
formations- und Kommunikationstechnologie zu 
zählen sind, nach einem stürmischen, euphori-
schen Wachstum in jüngster Zeit mitunter er-
heblichen marktlichen Druck. 

Schumpeters Prozess der ‚schöpferischen Zer-
störung’ destilliert diese Entwicklungen: Der er-
hebliche Wettbewerb führt auf der Grundlage 
einer im Zuge allgemeinen Marktwachstums er-
heblich ausgeweiteten Unternehmensbasis zu 
Marktbereinigungstendenzen, die sich in der 
Aufgabe von jungen Unternehmen, Verschlan-
kungen, in Übernahmen und Fusionen äußern. 
Neben den content-orientierten Anbietern wie 
Auktionshäusern, online-brokerage, Bücher- und 
CD-Vertrieb sind es mittlerweile insbesondere 
die Hardware-Produzenten (die den Boom erst 
ermöglicht haben), die aus Kostengründen mit 
Stellenstreichungen beginnen: Chiphersteller-
Primus Intel kündigt an, 5000 Stellen (6% der 
Belegschaft) zu streichen, Netzwerkausrüster 
Cisco Systems reduziert ebenfalls deutlich sein 
Stellenkontingent. Mit zunehmender – und zeit-
lich rasanter – Verbreitung der neuen Technolo-
gien (z. B. Internet) und steigendem Preiskampf 
nehmen die Gewinnmargen insbesondere bei den 
technischen Infrastrukturdienstleistern schnell 
und deutlich ab (Hardware-Preisverfall, Sätti-
gungseffekte, Einführung von flat-rates, günsti-
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gere online-Gebühren, geringeres Kundenwachs-
tum). Wer aber glaubt, nun schlage die Stunde 
der content-Dienstleister wird (noch) enttäuscht, 
insbesondere weil das gesellschaftliche Nutzer-
verhalten noch eher traditionell orientiert ist. 
Wenn Audretsch die Nachfrage als zentrale 
Funktion in der Evolution von Branchen he-
rausstellt (s.o.), dann ist dies bei der Betrach-
tung von Geschäftsmodellen der content-Dienst-
leister häufig der kritische Punkt. 

Generell schlägt in einer Phase erheblicher Skep-
sis gegenüber den jungen Dienstleistern der New 
Economy zunächst einmal die Stunde der tradi-
tionellen Ökonomie für Übernahmen, strategi-
sche Beteiligungen und allgemein stärke Ein-
flussnahme. Bei Übernahmen erhoffen sich die 
Unternehmen der Old Economy jedoch nicht nur 
das Know-how, die Produkt- und Dienstleistungs-
palette der jungen Firmen, sondern insbesonde-
re auch den unverbrauchten, kreativen spirit, der 
den Jungunternehmen zugeschrieben wird und 
sich damit von den verwaltungs-bürokratischen, 
vermachteten Strukturen der etablierten Unter-
nehmen unterscheidet. Zu ihrem breiten Erfolg 
kann der Neuen Ökonomie generell jedoch nur 
die traditionelle Ökonomie verhelfen: einerseits 
ist die traditionelle Ökonomie Hauptabnehmer 
unternehmensnaher Dienstleistungen, zum an-
deren kann nur die gefestigte Marktstellung und 
die damit verbundene hohe Markt-Penetration 
den angebotenen Leistungen zum breiten Durch-
bruch verhelfen. Das Zusammenwachsen der 
heute noch so populär begrifflich getrennten 
‚Wirtschaften’ ist schon weiter fortgeschritten, 
als es zunächst erscheinen mag. 

PK= `Ü~ê~âíÉêáëíáâ~=îçå=dêΩåÇìåÖëìåJ
íÉêåÉÜãÉå=áå=ÇÉå=ìåíÉêåÉÜãÉåëJ
å~ÜÉå=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=

Die oben auf einem Makrolevel skizzierten 
Strukturen und Trends des unternehmensnahen 
Dienstleistungssektors und insbesondere der 
Branchen der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie haben verdeutlicht, dass tenden-
ziell eine relativ junge Unternehmensbasis gege-
ben ist, sich entsprechend das Gründungsgesche-
hen dort konzentrierte und mittlerweile Selek-
tionsprozesse eingesetzt haben. Wenn damit zu-
nächst der Gründungsfunktion eine prominente 
Stellung in der Evolution von Branchen zukommt, 
sollte im folgenden näher analysiert werden, was 

diese Gründungsfunktion und die entstehen-
den Gründungsunternehmen charakterisiert. 

Unternehmensgründung muss in besonderem 
Maße als Prozess aufgefasst werden, der sich 
über das Zusammenwirken personen-, unterneh-
mens- und umweltbezogener Faktoren auszeich-
net, die auf die Gründerperson als zentraler 
Punkt einwirken. Zu den unternehmensbezoge-
nen Faktoren gehören etwa die rechtliche Aus-
gestaltung der Gründung oder die strukturelle 
Unternehmensorganisation, zu den umweltbe-
zogenen Faktoren sind u. a. der Absatzmarkt 
oder die Leistung von Beratern zu zählen. Diese 
Faktoren sind jedoch in besonderem Maße nicht 
nur interdependent, sondern auch in Abhängig-
keit von der Gründerperson zu sehen, denn die 
personenspezifische Fähigkeit zur (möglichen) 
Beeinflussung, Verarbeitung, Umgang und Or-
ganisation mit diesen Faktoren wird den Grün-
dungserfolg oder -misserfolg erheblich beein-
flussen. Der Einfluss dieser Faktoren auf die 
Gründerperson soll damit nicht ausgeschlossen 
werden, jedoch soll das Augenmerk auf die 
Gründerperson als aktives und zentrales Ele-
ment im Gründungsprozess gelenkt werden.10 

PKN= mÉêëçåÉåÄÉòçÖÉåÉ=c~âíçêÉåW=
aáÉåëíäÉáëíìåÖëçêáÉåíáÉêìåÖ=~äë=cìåÇ~J
ãÉåí=ÇÉê=råíÉêåÉÜãÉêéÉêë∏åäáÅÜâÉáí=

Schumpeter wies bereits auf den Unternehmer 
und auf die Unternehmerfunktion als den zent-
ralen Faktor im Prozess der Wirtschafts- und 
Unternehmensentwicklung hin.11 Diese Schlüs-
selstellung des Unternehmensgründers ist in be-
sonderem Maße betriebsgrößenspezifisch be-
dingt, denn der Großteil der Dienstleistungsun-
ternehmen beginnt mit einer suboptimalen Grö-
ße. Wo in Großunternehmen Abteilungen spe-
zialisierte Funktionen wie Marketing, Kosten-
rechnung oder Forschung und Entwicklung aus-
üben, bündeln sich diese Funktionen im Grün-
dungsunternehmen in der Person des Unterneh-
mers oder im kleinen Gründungs-Team. Die be-
sonderen Anforderungen erfordern von den 
Personen Charakteristika, die in der öffentlichen 
Diskussion zumeist undifferenziert als ‚Unter-
nehmer-Eigenschaften’ bezeichnet werden. 
                                                           
10 vgl. Nathusius/Szyperski (1977): Probleme der Unter-

nehmensgründung. Lohmar 
11 Schumpeter, J.A. (1993): Theorie der wirtschaftlichen 

Entwicklung. 8. Auflage, Berlin, S. 110 ff. 
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Es liegt nahe, diese personenbezogenen Fakto-
ren auch als herausragend wichtig für die Grün-
dungsneigung, die Gründungsentscheidung und 
die konkrete operative Tätigkeit anzusehen. Im 
Umkehrschluss können diese Faktoren damit 
auch entscheidendes Hemmnis sein. Der unter-
nehmerische Prozess kreist bei den personen-
bezogenen Faktoren also im Spannungsfeld von 
Persönlichkeit und Humankapital, Handlungs-
strategien, Handlungszielen und Umweltein-
flüssen.12 Müller weist auf die signifikanten per-
sönlichkeitsbezogenen Unterschiede zwischen 
Unternehmern und abhängig Beschäftigten hin: 
Unternehmer weisen eine höhere Leistungsmo-
tivstärke (achievement motivation) auf und glau-
ben eher, dass sie ihr Schicksal selbst in der 
Hand halten und beeinflussen können (internal 
locus of control). Außerdem zeigen sie höhere 
Durchsetzungsbereitschaft und zielstrebigere 
Problemlösungsorientierung.13 Zentrale Kompe-
tenzinhalte des Humankapitals betreffen dann 
generell das Fachwissen, das Methodenwissen 
und die häufig bunte Ansammlung an soge-
nannten ‚Schlüsselkompetenzen’ wie Kommu-
nikationsfähigkeit, Teamfähigkeit, etc. 

Im Dienstleistungssektor erfährt das Human-
kapital besondere Bedeutung, was auf den Cha-
rakter der Dienstleistung zurückzuführen ist: 
Die Leistung ist immateriell, das Wissen ist per-
sonengebunden. Es ist anzunehmen, das be-
stimmte Bestandteile der Schlüsselkompetenzen 
für Dienstleistungsgründer von herausragender 
Bedeutung sind und dies hängt eng damit zu-
sammen, dass der Erbringer der Leistung enger 
Bestandteil dieser Leistung ist: Er ‚verkauft’ zu 
einem guten Teil sich selbst. Eine gewandte 
Kommunikationsfähigkeit ist dann zum Beispiel 
Grundlage für umfassendere soziale Netzwerk-
Kompetenzen der Person, um Kontakte zu knüp-
fen, die wiederum auch im geschäftlichen Kon-
text genutzt werden können. 

Wie verschiedenste Studien gezeigt haben, nimmt 
dieses persönliche, ego-zentrierte Netzwerk des 
Gründers besondere Bedeutung ein, auch wenn 
es um die Gewinnung von Kunden geht. Für 

                                                           
12 vgl. Frese, M. (Hrsg.) (1998): Erfolgreiche Unternehmens-

gründer. Göttingen 
13 vgl. Müller, G.F. (2000): Existenzgründungen und un-

ternehmerisches Handeln. Forschung und Förderung. 
Landau 

79,5% aller Dienstleister sind Kontakte und Ver-
bindungen die zentrale Schlüsselvoraussetzung 
zur Erbringung ihrer Leistung.14 In einer Panel-
Untersuchung des niederländischen EIM un-
terhalten nach zwei Jahren 50% der Gründer 
Kontakte zu Sportvereinen, Rotary-Clubs und 
Unternehmer-Organisationen; 75% von ihnen 
glauben, dass dieser Kontakte von besonderer 
Bedeutung für ihre Unternehmenspolitik ist und 
80% dieses Personenkreises gibt wiederum an, 
über diese Kontakte auch zu neuen Kunden zu 
kommen.15 Über die Funktion des elementaren 
sozialen Netzwerks hinausgehend, sind weitere 
Netzwerkformen von besonderer Bedeutung: 
Die Komplexität und der damit verbundene gro-
ße Möglichkeitsraum in der Dienstleistungsbe-
reitstellung legen in weiten Bereichen des un-
ternehmensnahen Dienstleistungssektors die 
Etablierung von assoziativen Unternehmens-
netzwerken als eine Form der strategischen Ko-
operation nahe. Betrachtet man das Leistungs-
spektrum der unternehmensnahen Dienstleister 
in abstrakter Perspektive, so dominieren System- 
und Komponentenanbieter, die kundenspezifi-
sche Leistungsbündel schnüren. Während die 
Branchen der Neuen Ökonomie – Hard- und 
Software, Telekommunikation – fast ausschließ-
lich von tätigkeitsübergreifenden Systemanbie-
tern gekennzeichnet sind, dominieren bei den 
Finanzdienstleistungen, im Messe- und Aus-
stellungswesen und bei den Dolmetscher- und 
Übersetzungsbüros die tätigkeitszentrierten Kom-
ponentenanbieter.16 Daran wird deutlich, dass 
sich Unternehmensnetzwerke für zahlreiche 
Branchen des unternehmensnahen Dienstleis-
tungssektors besonders eignen, weil das Ange-
botsspektrum für den Kunden erweitert wird, 
indem persönliche Fähigkeiten und Leistungen 
strategisch ergänzt und eigene Defizite kompen-
siert werden. Das dient einer besseren Positio-
nierung des eigenen Unternehmens. Von beson-
derer Bedeutung ist die Möglichkeit, die Leis-
tung entweder allein, aber im Bedarfsfall eben 
auch ergänzt anbieten zu können (‚Stark im 
Verbund’). 

                                                           
14 Wimmers, H./Hauser, H.E./G. Paffenholz (1999): Wachs-

tumsmarkt Dienstleistungen. Schriften zur Mittelstands-
forschung Nr. 82 NF, Wiesbaden 

15 EIM (Hrsg.) (1996): Het starten van en bedrijf. Zoeter-
meer 

16 vgl. Wimmers, Hauser, Paffenholz a. a. O. 
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Beispiel III.1: 
Stark im Verbund: Die Situation der Creation B.V.17 

Die niederländische Creation B.V. ist eine kleine Werbeagentur, die Gründer Henk Boonstra im Jahre 1997 aufgebaut 
hat. Im Gegensatz zu etablierteren und größeren Agenturen konnte Boonstra keinen integrierten ‚full-service’ anbie-
ten. Er hatte sich daher entschlossen, Partner mit Komplementärpotentialen zu suchen. Aus vergangenen Berufstätig-
keiten unterhielt Boonstra umfangreiche Kontakte in die Werbe-Szene. Über die Kooperation mit einem konzeptio-
nell arbeitenden Kommunikationswissenschaftler kamen die Verbindungen zu einem Grafiker, einem Multimedia-
Unternehmen, einer Event-Marketing-Agentur und einem Finanzierungsfachmann zustande. Aufträge werden nun 
häufig in Kooperation abgewickelt, Kunden schon bei der Akquise im Verbund beworben: Die Visitenkarten der 
beteiligten Partner sind immer dabei, im Gespräch wird auf zusätzliche mögliche Leistungen bereits hingewiesen. 
Mittlerweile soll die netzwerkartige Assoziation dieser verschiedenen spezialisierten Unternehmenseinheiten zu-
künftig zumindest über die Schlüsselakteure räumlich enger verbunden werden. Dazu soll ein Haus angemietet 
werden, in dem die Akteure Büroräume (allerdings immer noch getrennt) einrichten. Innerhalb des Netzwerks, so 
stellt sich Boonstra vor, sollen vertragliche Absicherungen z. B. für den Krankheitsfall vereinbart werden, so dass 
Kunden und Projekte weiter betreut werden können. Das Netzwerk basiert auf hohem Vertrauen der Partner unter-
einander, das sich – obwohl sich viele Akteure bereits lange kannten – erst einspielen musste. Grundlegend für die 
Funktionsfähigkeit sei außerdem eine klare Spezialisierung der beteiligten Partner, so Boonstra. 

 

PKO= råíÉêåÉÜãÉåëÄÉòçÖÉåÉ=c~âíçêÉåW=
häÉáåÉ=_ÉíêáÉÄëÖê∏≈ÉI=ÜçÜÉë=jçêí~äáí®íëJ
êáëáâçNT=

Die strategische Option des assoziativen Unter-
nehmensnetzwerks basiert bei Unternehmens-
gründungen im unternehmensnahen Dienstleis-
tungssektor nicht nur auf den beschriebenen 
Charakteristika tendenziell tiefer und modula-
rer Wertschöpfungsketten, sondern in besonde-
rem Maße auf der im Durchschnitt eher kleinen 
Betriebsgröße: In der Untersuchung von Engel/ 
Steil auf Basis des ZEW-Unternehmenspanels 
weisen die unternehmensnahen Dienstleistungs-
gründungen generell im Durchschnitt 2,2 Per-
sonen (Gründer eingeschlossen) auf, im verar-
beitenden Gewerbe sind es dagegen 4,1 Perso-
nen. Auch internationale Untersuchungen teilen 
diesen kleinstrukturigen Befund – teilweise noch 
ausgeprägter: In den Niederlanden liegt die 
durchschnittliche Anzahl der Arbeitsplätze (ein-
schließlich Gründer) bei Gründungen im un-
ternehmensnahen Dienstleistungssektor bei 1,5 
Personen (vgl. zum Beschäftigungsbeitrag die 
Textbox zum ‚Mortalitätsrisiko’).18 

Basierend auf dieser tendenziell kleinstrukturi-
gen Form sind für die Gründungsunternehmen 
im unternehmensnahen Dienstleistungssektor 
                                                           
17 Namen sind geändert. Die Fallstudie findet sich in 

Schulte, F. (1999): Gründungen im unternehmensnahen 
Dienstleistungssektor: Was macht Gründer erfolgreich, was 
bereitet ihnen Probleme? InWIS-Bericht Nr. 26, Bochum 

18 Balje, S./Gent, C. van/Verdonkschot, L.R. (1998): Is dutch 
entrepreneuship dynamic enough? in: EIM (Hrsg.): Entre-
preneurship in the Netherlands, Zoetermeer, S. 35–53 

außerdem eine wenig gegliederte Struktur und 
eine fehlende funktionale Arbeitsteilung charak-
teristisch, vielmehr fungiert der Gründer oder 
das Gründungsteam als Allrounder. Zentrale Be-
deutung erlangen allerdings die Ergänzungspo-
tentiale einer Teamgründung. 

Wie oben verdeutlicht ist die Fluktuation bei den 
Dienstleistungsgründungen vergleichsweise 
hoch. Generell unterliegen Gründungsunterneh-
men der empirisch fundierten liability of adoles-
cence:19 Nach einer Phase relativ geringer Sterbe-
wahrscheinlichkeit steigt das Mortalitätsrisiko 
deutlich an und senkt sich erst, wenn gewisse 
Wachstumsprozesse eingesetzt haben und eine 
– in besonderem Maße branchenabhängige – 
Mindestgröße erreicht ist. Diese Mindestgröße 
dürfte im unternehmensnahen Dienstleistungs-
sektor eher gering ausfallen, dagegen in solchen 
Branchen, die auf economies of scale basieren, 
vergleichsweise groß sein. Das Mortalitätsrisiko 
verringert sich insbesondere bei solchen Unter-
nehmen, die als innovativ gelten können, die in 
einer Rechtsform der Kapitalgesellschaft grün-
den, Beteiligungen und ein passgenaues indivi-
duelles Humankapital der Gründer aufweisen.20 
Hinzu kommt die Schlüsselbedeutung einer eher 
großzügigen Startkapitalbasis. 

                                                           
19 Brüderl, J./Schüssler, R. (1990): Organizational mortality: 

The liabilities of newness and adolescence, in: Adminis-
trative Sciences Quarterly, Vol. 35 (1990), S. 530–547 

20 vgl. Almus, M./Nerlinger, E. (1998): Beschäftigungsdy-
namik in jungen innovativen Unternehmen: Empirische 
Ergebnisse für West-Deutschland. ZEW-Diskussionspa-
pier Nr. 9, Mannheim 
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Stichwort III.3: 
Das hohe Mortalitätsrisiko junger Unternehmen erhöht 

die Gefahr von Beschäftigungsverlusten 
Der Beschäftigungsbeitrag fällt bei den unternehmensnahen Dienstleistungen in der Summe zwar am Größten aus, 
wobei jedoch zu beachten ist, dass es die Masse vieler kleiner Gründungen ist, die die hohe Bedeutung des unter-
nehmensnahen Dienstleistungssektors auch in Bezug auf Erwerbstätigkeit bedingen und nicht einige große Grün-
dungsunternehmen, die dafür um so mehr Arbeitsplätze schaffen. Ihre Bedeutung erlangen die unternehmensnahen 
Dienstleister also insbesondere über die breite, in den letzten Jahren ausgeweitete Unternehmensbasis. Für den 
Bereich Internet/E-Commerce werden die Arbeitsplatzeffekte der Gründungsunternehmen auf 150.000 Stellen 
quantifiziert. Unter Einrechnung von Internet/E-Commerce-bezogenen Tätigkeiten in etablierten Unternehmen seien 
dies rund 200.000–250.000 Stellen (Effekte der Marktbereinigungen sind hier nicht berücksichtigt). Dies bedeutet, 
dass die neue Wirtschaft bereits in erheblichem Maße Beschäftigungsträger in Deutschland geworden ist.21 
Besondere Beachtung sollten jedoch auch die Sterblichkeitsraten finden, die mögliche frühe Beschäftigungseffekte 
wieder aufzehren. So schaffen nur diejenigen Unternehmen nachhaltige Arbeitsplätze, die als innovativ gelten kön-
nen (Wirtschaftszweige der Spitzentechnik, Wirtschaftszweige der höherwertigen Technik). Entscheidend sind die 
Netto-Beschäftigungseffekte im Zeitverlauf, denn während das Beschäftigungsaufkommen bei den nicht-innovativen 
Unternehmen (nicht-technologieintensive Wirtschaftszweige des verarbeitenden Gewerbes) in der Gründungsphase 
im Vergleich mit den innovativen Unternehmen deutlich größer ist, müssen die nicht-innovativen Unternehmen bis 
ins fünfte Jahr erhebliche Verluste hinnehmen, so dass zu diesem Zeitpunkt nur noch die innovativen Unternehmen 
positive Beschäftigungseffekte aufweisen.22 

 

PKP= rãïÉäíÄÉòçÖÉåÉ=c~âíçêÉåW=ON=OO=
`äìëíÉêJlêÖ~åáë~íáçå=îçå=råíÉêåÉÜãÉå=
~ìë=t~ÅÜëíìãëÄê~åÅÜÉå=

Nachdem grundlegende Strukturcharakteristika 
in personen-, unternehmens- und umweltbezo-
gener Perspektive dargelegt worden sind, soll 
nun auf ein weiteres, räumliches Charakteristi-
kum eingegangen werden. Zu beobachten sind 
in den jungen, innovationsbasierten- und orien-
tierten Wachstumsbranchen häufig bedeutsame 
räumliche Effekte in Form von Konzentrationen 
und eine Organisation in Clustern. Unter Clustern 
werden zumeist regional konzentrierte, ineinan-
der greifende und voneinander abhängige in-
dustriespezifische Wertschöpfungsketten be-
zeichnet. Die Akteure sind zum einen die gro-
ßen, mittleren und jungen Kern-Unternehmen 
und spezialisierte Zulieferer, dann die Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen und schließ-
lich intermediäre Institutionen (IHK, Wirtschafts-
förderung, branchenspezifische Koordinierungs-
stellen, etc.), die in erheblichem Maße eine Bro-
kerfunktion wahrnehmen. Eine beliebte, inter-
aktionsbezogene Organisationsform in diesen 
Clustern ist das organisations- und personenbe-
zogene Netzwerk. 
                                                           
21 vgl. Klandt, H./Kraft, L. (2001): Aktuelle Beschäftigung 

und Mitarbeiterbedarf bei Internet/e-commerce-Grün-
dungen in Deutschland. Diskussionspapier im Rahmen 
des Projektes e-startup, Oestrich-Winkel 

22 vgl. Almus/Nerlinger, a. a. O. 

Hinzu kommen weitere physische und immate-
rielle Infrastrukturen (Verkehrsanbindung, Aus- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten, etc.), eine 
möglichst breite Refinanzierungsstruktur, eine 
fördernde, dienstleistungsorientierte Verwal-
tungskultur und flankierende politische Akteu-
re. Struktur, Funktionen und Interaktion bilden 
bei effizienter Vernetzung in ihrer Zusammen-
schau das regionale Innovationssystem, dessen 
Vorteile zumeist in der Nutzung spezifischer lo-
kaler Ressourcen, Lern- und Innovationschan-
cen, Spezialisierungsvorteilen und Transaktions-
kostenersparnissen zu suchen sind.23 Das häu-
figste Beispiel aus dem IuK-Sektor dürfte das 
kalifornische Silicon Valley sein und auch in der 
Biotechnologie sind diese Cluster-Effekte inter-
national zu beobachten: etwa in der amerikani-
schen Region Greater Boston, um das britische 
Cambridge oder in der deutschen BioRegio um 
München.24 

                                                           
23 vgl. Heidenreich, M. (2001): Regionale Innovationssys-

teme. Zwischen Wandel und Beharrung, in: Fuchs, G./ 
Töpsch, K. (Hrsg.): Baden-Württemberg – Erneuerung 
einer Industrieregion. Kolloquium zum Andenken an 
Prof. Dr. Hans-Joachim Braczyk, Stuttgart 

24 vgl. Audretsch, D./Cook, P (2001): Die Entwicklung re-
gionaler Biotechnologie-Cluster in den USA und Groß-
britannien. Arbeitspapiere der Akademie für Technik-
folgeabschätzung Nr. 107, Stuttgart und Eichener, V./ 
Schaaf, F./Schulte, F./Weingarten, J. (2001): Erfolgsfak-
toren für Biotechnologieregionen. Düsseldorf 
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Stichwort III.4: 
Der internationale Kontext: „Gründungsmuffel“ Deutschland? 

Fortschritte bei der allgemeinen Gründungsaktivität und in der Finanzierung von start ups, große Probleme bei den 
psychologischen Faktoren der Selbständigkeit – das hat der Global Entrepreneurship Monitor25, ein Forschungs-
Konsortium zur Untersuchung von Selbständigkeit und Gründungsaktivitäten in 21 Ländern, für Deutschland he-
rausgefunden. Insgesamt liegt Deutschland mit seinen Gründungsaktivitäten (Total Entrepreneurial Rate, TEA)26 im 
Mittelfeld der 21 Länder. Die Angst zu scheitern ist offensichtlich ein entscheidendes Hemmnis beim Schritt in die 
Gründung: Nur in Japan und Südkorea – also in Ländern mit traditionell äußerst niedrigem unternehmerischen En-
gagement – ist diese Angst noch größer ausgeprägt. Auch in der Wahrnehmung möglicher Gründungschancen 
liegen die Deutschen im hinteren Feld der 21 betrachteten Länder. 

Gleichzeitig kann die Studie mit einem Mythos aufräumen: Entgegen häufiger Äußerungen werden Gründer von der 
überwältigenden Mehrzahl in Deutschland sehr wohl respektiert und auch Vorurteile gegenüber Selbständigen, die 
mit ihren Unternehmen viel Geld verdienen, sind nur schwach ausgeprägt. Das gilt allerdings nicht für Personen, 
die mit ihren Vorhaben bereits gescheitert sind. Die Stigmatisierung dieser Gruppe ist hoch. 

Dagegen fällt die Gesamtbeurteilung der politischen Rahmenbedingungen schlecht aus: Beklagt werden insbeson-
dere gründungsfeindliche Steuergesetzgebungen, ein Übermaß staatlicher Regulierung und eine wenig dienstleis-
tungsorientierte Bürokratie. Als kritischen Faktor stellt der Bericht auch die Bildung und Ausbildung in Deutschland 
heraus: Während Kanada und die USA hervorragende Beurteilungen genießen, wenn es um die Vermittlung unter-
nehmerischer Kompetenzen im Bildungssystem geht, liegt Deutschland lediglich auf Platz 14. Allerdings sind posi-
tive Entwicklungen insbesondere im Hochschulsystem auszumachen. Dagegen schneidet das deutsche Schulsystem 
der Primar- und Sekundarstufe im Urteil der Experten schlecht ab. Es rege nicht zu Kreativität, Selbständigkeit und 
Eigeninitiative an und vermittele zu wenige Kenntnisse über wirtschaftliche Zusammenhänge. 

 

In25Deutschland26können rund um die Neuen 
Medien insbesondere drei Cluster-Regionen aus-
gemacht werden: München, Berlin und Köln. 
Bezogen auf Gründungen stehen München und 
Berlin vorn, dann folgen Hamburg, Frankfurt 
und Köln.27 Die einzelnen Regionen haben je-
doch sehr unterschiedliche Spezialisierungs-
muster hervorgebracht, beispielweise zeichnet 
sich Köln durch einen hohen Anteil an Dienst-
leistern aus. 

Innovationsbasierte räumliche Cluster leben also 
in besonderem Maße von der räumlichen Nähe 

                                                           
25 Sternberg, R./Otten, C./Tamasy, C. (2000): Global Entre-

preneurship Monitor – Länderbericht Deutschland. Köln 
26 Als ‚werdende Unternehmer’ (nascent entrepreneurs) wer-

den im GEM Personen bezeichnet, die in den vergan-
genen 12 Monaten die Gründung eines Unternehmens 
aktiv unterstützt haben, die alleinige Inhaberschaft, bzw. 
Teilhaberschaft an einem Unternehmen anstreben und 
in einem gegründeten Unternehmen für mindestens 
drei Monaten keine Vollzeitbeschäftigten auf der Lohn- 
und Gehaltsliste gehabt haben. Hinzu kommen bereits 
operativ tätige junge Unternehmen, sofern die befragen 
Personen Inhaber oder Teilhaber sind und nicht länger 
als 3,5 Jahre Gehälter bezogen oder Gewinne erzielt ha-
ben. Die Addition der zwei Gruppen führt zur hier ge-
meinten sog. total entrepreneurial activity rate (TEA). 

27 vgl. Bain & Company (2001): One Economy 2 – Die neuen 
Realitäten. München 2001, und Kraft, L. (2001): Stand-
orte und Standortwahl bei Internet/E-Commerce Grün-
dungen in Deutschland. Präsentationsfolien (Stand März 
2001) 

der Akteure. Deshalb wird auch in Zeiten von 
Globalisierung und Internationalisierung der 
räumliche Aspekt des Wirtschaftens ganz und 
gar nicht aufgehoben: Räumliche und kulturelle 
Nähe spielt eine Rolle, wenn mit Innovations-
vorhaben große Unsicherheiten verbunden sind, 
was insbesondere in der Frühphase von Inno-
vationen und bei Nutzung oder Forcierung völ-
lig neuer technologischer Paradigmen der Fall 
ist. Auch bei der Notwendigkeit eines engen 
Austauschs von unternehmerischer und uni-
versitärer Forschung spielt die räumliche Nähe 
eine Schlüsselrolle, ebenso bei der Inanspruch-
nahme von nicht-kodifiziertem Wissen (tacit 
knowledge). Weniger zentral scheint die räumli-
che Nähe allerdings bei Innovationen mit gerin-
gem Unsicherheitspotential, bei der Anwendung 
standardisierter Techniken und beim Überwie-
gen von Prozessinnovationen zu sein.28 

Der Aufbau regionaler Cluster vollzieht sich in 
besonderem Maße über hohe Eigendynamiken 
der jeweiligen Branche, jedoch können politi-
sche Gestaltungs- und Flankierungsspielräume 
festgestellt werden: Der BioRegio-Wettbewerb, 
1995 initiiert, kann als Musterbeispiel für politi-

                                                           
28 vgl. Koschatzky, K. (2001): Beitrag im Rahmen der Kon-

ferenz „Wissenschaft und Wirtschaft im regionalen Grün-
dungskontext“, Karlsruhe 
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sche Unterstützung, Forcierung und Flankie-
rung von Selbstverstärkungseffekten regionaler 
Wachstumsprozesse gelten. Aber: Die Politik 
sattelte auf bereits wachsende Regionen auf, 
operierte nach dem Paradigma des ‚Stärken stär-
ken’ und orientierte sich nicht länger am raum-
ordnerischen Ideal des Ausgleichs der Lebens-
verhältnisse, welches sich in der Förderrealität 
als Gießkannen-Prinzip äußerte. Cluster entste-
hen nicht ‚aus dem Nichts’, sondern basieren auf 
sogenannten endogenen Potenzialen einer Re-
gion. Die erfolgreichen Biotechnologie-Regio-
nen in Deutschland beispielweise können eine 
anerkannte, tragfähige und zumeist historisch 
gewachsene Forschungsbasis vorweisen und bie-
ten vielfältigste Möglichkeiten der Verzahnung 
von Wissenschaft und Wirtschaft. 

Die Handlungsarena ‚Region’ ist umfangreich 
betrachtet worden, wenn es um Innovationsak-
tivitäten von Unternehmen geht, weniger Er-
kenntnisse gibt es zu den Prozessen des Grün-
dungsgeschehens auf regionaler Ebene: Neben 
der Bedeutung der räumlichen und milieuge-
bunden Nähe für das Innovationsgeschehen 
scheint jedoch auch das Gründungsgeschehen 
ausgeprägten regionalen Bindungen zu unter-
liegen, denn der weitaus größte Personenkreis 
macht sich unmittelbar am Wohnort selbstän-
dig.29 Die Kenntnisse über das persönliche Um-
feld, die Beziehungsmuster, etc. dürften hierfür 
ein wesentlicher Bestimmungsgrund sein. Gene-
rell existiert jedoch keine einheitliche, geschlos-
sene Theorie über den Prozess der Existenz- und 
Unternehmensgründung im allgemeinen und in 
der Manifestierung auf regionaler Ebene im be-
sonderen. Wie oben verdeutlicht, lässt sich der 
Gründungsprozess zunächst als heterogene ‚Ge-
mengelage’ von personen-, unternehmens- und 
umweltbezogenen Faktoren begreifen und dies 
vor der Folie eines Lebenszyklus, der sich von 
einer frühen Motivations- und Stimulierungs-
phase über die Planungs- und Gründungsphase 
bis zur Konsolidierungs- oder Wachstumsphase 
erstreckt. 

Den Regionalfaktoren dürfte eine nicht zu un-
terschätzende Bedeutung zukommen, denn bei-

                                                           
29 vgl. Schmude, J. (1994): Geförderte Unternehmensgrün-

dungen in Baden-Württemberg. Stuttgart, und Albert, J. 
(1994): Unternehmensgründungen – Träger des Struk-
turwandels in wirtschaftlichen Regionalsystemen. Nürn-
berg 

spielsweise hat die Branchenstruktur einer Re-
gion erheblichen Einfluss auf das Gründungs-
geschehen: So kann sich ein hoher Anteil an 
(unternehmensnahen) Dienstleistern positiv aus-
wirken.30 Bis zu einer kritischen Höhe von 12 
Prozent wirkt sich anscheinend auch die Ar-
beitslosigkeit noch durchaus positiv auf das 
Gründungsgeschehen aus, über diesem Wert 
jedoch kippt der Einfluss ins Negative. Dies 
wird insbesondere mit negativen Klima-Fakto-
ren begründet. Positive Effekte können in Regio-
nen auch von überdurchschnittlichem Pro-Kopf-
Einkommen, überdurchschnittlicher Vorleistungs-
Nachfrage der Unternehmen des produzieren-
des Gewerbes und einem traditionell hohen An-
teil an Selbständigen ausgehen. Es ist anzuneh-
men, dass sich diese Faktoren in erfolgreichen 
Regionen nicht nur besonders positiv darstellen, 
sondern auch, dass deren Zusammenwirken be-
sonders produktiv ist. Über die Wirkungszu-
sammenhänge in regionalen Innovationssyste-
men wie im regionalen Gründungskontext hat 
die Forschung bislang allerdings keine erschöp-
fenden Erkenntnisse liefern können. 

PKQ= rãïÉäíÄÉòçÖÉåÉ=c~âíçêÉåW=
dêΩåÇÉê=ÇÉê=ŁåÉìÉå=£âçåçãáÉÛ=~äë=
^î~åíÖ~êÇÉ=åÉìÉå=táêíëÅÜ~ÑíÉåë\=

Wie bislang festgestellt worden ist, bilden die 
jungen Wachstumsbranchen der Neuen Ökono-
mie gewisse Charakteristika heraus. Die Suche 
nach diesen Charakteristika soll nun an dieser 
Stelle aus engerer wirtschaftssoziologischer Per-
spektive fortgesetzt werden und zwar in Bezug 
zum Selbstverständnis dieser Branchen und im 
Hinblick auf die Frage, ob die Gründer der 
Neuen Ökonomie eine Avantgarde neuen Wirt-
schaftens bilden.31 Skepsis ist allerdings mittler-
weile angebracht: Die zunächst als so unkonven-
tionell und traditionslos charakterisierten Bran-
chen der Neuen Ökonomie besinnen sich in ih-
rer ersten Krise auf Werte der Alten Ökonomie. 
Bewusst hatten die jungen Gründer neue Rol-

                                                           
30 vgl. Maaß, F. (2000): Begründung regionaler Unterschie-

de in der Gründungsdynamik im Land Nordrhein-West-
falen – Eine Ursachenanalyse-. IfM-Materialien Nr. 146, 
Bonn 

31 Sombart und insbesondere auch Weber haben auf die 
unterschiedlichen Stile des Wirtschaftens hingewiesen 
und dies unter anderem auf kulturelle Wert- und Nor-
menmuster bezogen. 
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lendefinition für sich reklamiert, um deutlich 
zu machen: Hier kommt etwas völlig neues, die 
große Revolution des post-industriellen Zeital-
ters. So blieb die Krawatte – das Symbol für 
Seriosität und Stil der Geschäftsleute der Old 
Economy – in der Boomphase im Schrank. 

Heute ziert das Stoffstück wieder die Hälse eben 
jener Junggründer, und in der Öffentlichkeit 
wird bis zur Steifheit Wert auf klassische Prä-
sentation gelegt. Geradezu klassisch auch die 
Selbst-Organisation und Interessenvertretung 
einer Branche, die lange für sich reklamierte, 
keine Lobby zu brauchen: Verbände bündeln 
und artikulieren Interessen, und die sind mit-
unter gar nicht so verschieden von denen der 
Alten Ökonomie, wie ein Forderungskatalog der 
Unternehmen der Neuen Medien zum Abbau 
administrativer Hemmnisse belegt.32 Auch in 
betriebswirtschaftlichen Kategorien ist neue 
Nüchternheit eingekehrt: Unternehmensbewer-
tungen orientieren sich weniger an angenomme-
nen Erwartungen und Visionen, sondern viel-
mehr an gegenwärtigen Daten. Vorbei sind die 
Zeiten, als vermeintlicher Erfolg an den fiskali-
schen burnrates der Unternehmen gemessen 
wurde. Auch die Unternehmensgründer blei-
ben von der Schnelligkeit des Wirtschaftslebens 
nicht verschont: Zumeist zwangsweise verlas-
sen sie ihre Firmen oder ziehen sich aus dem 
operativen Geschäft zurück. Finanzskandale, 
Performanzschwäche, etc. zwingen die einsti-
gen Helden zum Rückzug: Die Etablierten fres-
sen die Pioniere – ähnlich hatte es der späte, 
pessimistische Schumpeter beschrieben.33 Was 
vielen Gründern bleibt, ist Erfahrung, denn im 
Zeitraffertempo spielte ihre Geschichte vom Un-
ternehmensaufstieg bis zum Niedergang. Im 
Gegensatz zu Geld und hochbewerteten Aktien 
geht ihnen dieses Wissen aber nicht verloren; 
vielleicht bietet sich noch eine neue Chance und 
vielleicht ist dies auch ein schöpferisches Ele-
ment im Prozess der Zerstörung. 

Schließlich hat die Realität auch Einzug gehal-
ten, wenn es um die Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer geht: Gewerkschaftliche Organi-

                                                           
32 vgl. Forderungskatalog der Unternehmen der Neuen 

Medien zum Abbau administrativer Hemmnisse, ent-
nommen: www.bmwi.de/forderungskatalog.html 
(27.07.00) 

33 vgl. Schumpeter, J.A. (1993): Sozialismus, Kapitalismus 
und Demokratie. 7. Auflage, Tübingen 

sation steigt oder zumindest wird deren Bedeu-
tung erkannt (vgl. hierzu Kap. VII). Pixelpark, 
Primus im Segment der Multimedia-Agenturen, 
sammelt nun erste Erfahrungen mit einem Be-
triebsrat und der Euphorie der Mitarbeiterbe-
teiligungsmodelle über Aktien weicht die nüch-
terne Erkenntnis, dass unternehmerische Parti-
zipation auch Übernahme von Risiko bedeutet. 
In der Krise zeigt sich, dass organisatorische Ab-
sicherungen von Mitarbeiterbeteiligungen ge-
fragt sind. 

Die Verluste am Neuen Markt könnten öffent-
lichkeitswirksam Initiator und Symbol einer 
neuen Skepsis werden: Dass das Engagement in 
bestimmten Segmenten der Kapitalmärkte mit 
erheblichen Risiken verbunden ist, muss jedem 
(Klein-) Anleger klar sein, jedoch führen Fehl-
Bilanzierungen, falsche Prognosen und damit 
verbundene spätere Gewinnwarnungen, uner-
laubter Aktienverkauf im Management und ver-
frühte Börsengänge zu tiefen Vertrauensverlus-
ten, die das zarte Aufkeimen einer nachhaltigen 
Aktienkultur in Deutschland – als Bestandteil 
einer entrepreneurial society – erheblich erschüt-
tern. Wie nachhaltig, wie belastbar ist dieser 
Wandel? 

QK= sçå=ÉìéÜçêáëÅÜÉå=bêï~êíìåÖÉå=
òì=åΩÅÜíÉêåÉå=oÉ~äáí®íÉå=

Schumpeters Figur der ‚schöpferischen Zerstö-
rung’ erfährt in der ersten Krise der Neuen Öko-
nomie eine herausragende Bestätigung: Nach 
einer außerordentlichen Ausweitung der Unter-
nehmensbasis haben Selektionsprozesse einge-
setzt, die zu Aufgaben, Übernahmen und Fusio-
nen führen. Mit Macht orientieren sich die als 
‚alte’ oder ‚reife’ Ökonomie titulierten Branchen 
in Richtung der neuen Technologien. Offensicht-
lich erleben wir einen strukturellen Wandel, der 
nach zeitlichen Segmentierungen nun zuneh-
mend wieder ein Zusammenwachsen aufzeigt. 
Auch in seinem zweiten, eher makroökonomisch 
fundierten Verständnis relativiert sich der Be-
griff der New Economy, denn die Zusammenschau 
makroökonomischer Kernindikatoren deutet da-
rauf hin, dass der kontinuierliche Wachstums-
pfad, der sich in den USA in den vergangenen 
15–20 Jahren verfolgen ließ, verlassen wird und 
die damit verbundene These des Verschwindens 
der Konjunkturzyklen eine empirische Wider-
legung erfährt. 
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Auf breiter Front ist die Zeit der Relativierun-
gen gekommen und dies gilt nicht nur für den 
Begriff der New Economy, sondern auch für die 
überfrachteten Erwartungen an Existenz- und 
Unternehmensgründungen. Deren Beschäfti-
gungswirkung etwa ist zunächst einmal wesent-
lich geringer als insbesondere im politischen 
Raum lange Zeit erhofft. Hinzu kommt die im 
Schnitt hohe Mortalitätsrate, die frühe Beschäf-
tigungseffekte zunichte macht. Neben der ori-
ginären Gründungsförderung kommt daher der 
Bestandssicherung besondere Bedeutung zu. Ein 
Streit mit Tradition ist auch die Frage, ob es 
kleine, junge Unternehmen sind, die Innovatio-
nen befördern oder eher etablierte, eher größere 
Unternehmen. Es dürfte jedoch plausibel sein, 
dass kleine, junge Unternehmen erhebliche 
Schwierigkeiten aufweisen, wenn die Innovati-
onstätigkeit umfangreiche finanzielle, personel-
le, zeitliche und organisatorische Ressourcen er-
fordert. 

Gleichwohl: Relativierungen sind angebracht, 
sollten aber nicht die zentrale Bedeutung von 
Gründungen verdecken, denn die empirischen 
Befunde zeigen es: Es sind insbesondere die Na-
tionen – und dort ausgewählte Regionen – die 
Wohlstand und Wachstum verzeichnen, wo eine 
überdurchschnittliche unternehmerische Aktivi-
tät nachzuweisen ist.34 Umgekehrt weisen insbe-
sondere diejenigen Nationen – und wiederum 
insbesondere ausgewählte Regionen – Proble-
me auf, die in sektoraler Perspektive noch be-
sonders von alten, intern wenig wandlungsfä-
higen Industrien geprägt sind und einen ver-
gleichsweise geringen Bestand an Unternehmen 
und eine geringe Dynamik von Gründungen in 
den sogenannten Wachstumsbranchen aufwei-
sen. 

Die unmittelbaren politischen ‚Stellschrauben’ 
sind hier jedoch – wie verdeutlicht – eher ge-
ring, vielmehr erfordert die Wirtschaftspolitik 
in diesem Bereich einen langen Atem und da-
mit Mittel- bis Langfriststrategien. Die aktive 
Gestaltung regionaler Entwicklungsprozesse bei-
spielsweise beschränkt sich aus politischer Per-

                                                           
34 vgl. Global Entrepreneurship Monitor (GEM) (2000): 

Executive summary, entnommen: www.entreworld.org 
(23. Januar 2001) und die Beiträge in Acs, Z.J./Carlsson, 
B./Karlsson, C. (Hrsg.) (1998): Entrepreneurship, Small 
and medium sized enterprises and the Macroeconomy. 
Cambridge 

spektive insbesondere auf die Unterstützung 
und Flankierung von bereits eingesetzten Wachs-
tumseffekten. Politische Steuerung konzentriert 
sich daher heute auf moderative, anstoßende 
und flankierende Funktionen und Strategien. 
Dies trifft auch auf das politische Streben nach 
einem höheren Maß an Gründungsaktivität zu: 
Die formalen Strukturen (Finanzierung, Bera-
tung, etc.) der Gründungsförderung sind in den 
letzten Jahren in teilweise vorbildlichem Maße 
ausgebaut worden. Zahlreiche Evaluationen 
sprechen der finanzbezogenen Gründungsför-
derung einzelwirtschaftliche Effekte zu, insbe-
sondere wenn es um die Bestandsfestigkeit ge-
förderter Unternehmen geht. 

Aus der unternehmerischen Perspektive liegen 
die zentralen Kritikpunkte in allgemeinen poli-
tischen Rahmenbedingungen wie der Steuerpo-
litik oder dem Ausmaß bürokratischer Regelung. 
Die Diskussion um Reichweite und Wirkungs-
grad der Gründungsförderung sollte aber den 
zentralen Punkt nicht verdecken: Politik setzt 
lediglich den Rahmen für unternehmerisches 
Handeln und kann beispielsweise die Opportu-
nitäten für berufliche Selbstständigkeit verbes-
sern, aber die Entscheidung für eine Unterneh-
mensgründung liegt beim Individuum. 

Und hier zeigen sich in Deutschland erheblich 
Problematiken, wie in diesem Beitrag im inter-
nationalen Vergleich ausgeführt. Wenn es um 
die Intensivierung des Gründungsgeschehens 
geht, dann liegen deshalb heute schwerpunkt-
mäßig die Probleme bei den oben diskutierten 
personenbezogenen Faktoren, und diese Ein-
flussgrößen sind vielleicht nur über Generatio-
nen zu verändern. Ein wesentlicher Ansatz zur 
Flankierung dieser Änderungsprozesse ist je-
doch insbesondere das Bildungssystem, wo ins-
besondere im schulischen Bereich noch erhebli-
cher – auch unmittelbarer – politischer Hand-
lungsbedarf zu erkennen ist, wenn es um die 
Förderung von entrepreneurial skills geht. Selb-
ständigkeit ist in diesem Sinne kein technischer 
Akt, sondern ein bildungspolitisches Kompe-
tenzentwicklungs-Paradigma. Alle strukturel-
len Verbesserungen politischer Rahmenbedin-
gungen werden sich nicht optimal auszahlen, 
wenn das Engagement zur Ausnutzung dieser 
Bedingungen nicht umfangreich vorhanden ist. 
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NK= báåäÉáíìåÖ=

Bildung und Qualifizierung verlieren mit dem 
Strukturwandel von der Industrie- zur Dienst-
leistungsgesellschaft nicht an Bedeutung – im 
Gegenteil: Wissen und Humankapital spielen 
für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen eine entscheidende Bedeutung. 
Der vorliegende Beitrag skizziert zunächst den 
steigenden Stellenwert von Wissen und Quali-
fikation in der Dienstleistungsgesellschaft. Daran 
anschließend steht der Strukturwandel und die 
Beschäftigungsentwicklung des Bildungssektors 
im Mittelpunkt. In den Abschnitt 3 und 4 schließ-
lich werden die Möglichkeiten zur Modernisie-
rung des Dualen Systems der Beruflichen Bil-
dung sowie des deutschen Hochschulsystems 
diskutiert. Dabei wird der Entwicklung neuer 
Berufsbilder im Dienstleistungssektor besonde-
res Augenmerk geschenkt. 

OK= táëëÉå=ìåÇ=nì~äáÑáòáÉêìåÖ=áå=ÇÉê=
aáÉåëíäÉáëíìåÖëÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=

In aktuellen Zeitdiagnosen ebenso wie in der 
Diskussion um die Neue Ökonomie steht die zu-
nehmende Bedeutung von Wissen und Expertise 
im Mittelpunkt. Die Schlagworte von der Wis-
sensgesellschaft, von Wissensarbeitern (know-
ledge workers) und lernenden Organisationen 
machen die Runde. Ein hohes Qualifikationsni-
veau ist besonders in der Neuen Ökonomie Zu-
gangsvoraussetzung, die als humankapitalinten-
siver Bereich besonders hohe Anforderungen an 
Aus- und Weiterbildung und an die Anpassungs-
fähigkeit der Beschäftigten stellt:1 Gefordert sind 
Menschen mit einem hohen Bildungsniveau, 
Kreativität und Innovationsfähigkeit. Die Ergeb-
nisse sozialwissenschaftlicher Forschung der letz-
ten Jahre zeigen eindrücklich, dass generell alle 
Beschäftigtengruppen mit erweiterten Anforde-
rungen an formale Qualifikationen, Abstrakti-
onsfähigkeit und Systemdenken konfrontiert 
sind. Zusätzlich gewinnen die sogenannten soft 
skills (Kooperations- und Kommunikationskom-
petenzen) an Bedeutung – nicht nur im Bereich 
der ‚weichen’ personenbezogenen Dienstleistun-
gen, sondern auch in weiten Teilen der Indust-
                                                           
1 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung (2000): Chancen auf einen 
höheren Wachstumspfad, Jahresgutachten 2000/2001, 
Wiesbaden, 1. 

rie und der Dienstleistungsökonomie.2 Die Rede 
von der Wissensgesellschaft hat in diesem Zu-
sammenhang ihre Berechtigung, weil sie zum 
Ausdruck bringt, dass 

„die wirtschaftliche Nutzung des Wissens selbst einen 
spezifisch geprägten gesellschaftlichen Prozess darstellt. 
Die Früchte des Wirtschaftens sind schon seit Jahrhun-
derten nur gesellschaftlich durch den Prozess der Ar-
beitsteilung zur vollen Reife zu bringen. Heute ergibt sich 
der wirtschaftliche Ertrag des Wissens vor allem aus 
dem gesellschaftlichen Zusammenwirken der einzelnen 
Wissensträger im Rahmen einer durchgreifenden Wis-
sensteilung.“3 

Die wachsende Bedeutung von Wissen kommt 
auch darin zum Ausdruck, dass wirtschaftliches 
Wachstum in der Dienstleistungsgesellschaft 
nicht so sehr aus einem wachsendem Produkti-
onsvolumen und zunehmender Arbeitsteilung 
entsteht, sondern vielmehr aus der Akkumula-
tion und Nutzung von Wissen im wirtschaftli-
chen Innovationsprozess. Für Bildung und Qua-
lifikation ergeben sich aus dieser Entwicklung 
folgende Herausforderungen:4 

• Die Bedeutung von allgemeinen kognitiven 
Fähigkeiten und anderen extrafunktionalen 
(kommunikativen) Qualifikationen nimmt 
zu, während die relative Bedeutung von Fak-
tenwissen abnimmt; 

• Traditionelle Formen und Strukturen der 
Teilung der Wissensproduktion werden zu-
nehmend obsolet, da die Differenzierung in 
Professionen, Disziplinen und Funktionsbe-
reiche mit ihrem spezifischen Wissen gegen-
über integrativen und interdisziplinären Prob-
lemzusammenhängen an Bedeutung verliert; 

• Wissensgenerierung und Wissensnutzung 
wachsen sowohl im Hochschulbereich als 
auch im schulischen Bereich zusammen. 

                                                           
2 Baethge, M./Baethge-Kinsky, V. (1998): Der implizite In-

novationsmodus: Zum Zusammenhang von betriebli-
cher Arbeitsorganisation, human resources development 
und Innovation, in: Lehner, F. u. a. (Hg.): Beschäftigung 
durch Innovation: Eine Literaturstudie, München/Me-
ring, 99–153. 

3 Brödner, P./Helmstädter, E./Widmeier, B. (1999): Inno-
vation und Wissen: Zur Einführung, in: Brödner, P. 
(Helmstädter, E./Widmeier, B. (Hg.): Wissensteilung: 
Zur Dynamik von Innovation und kollektivem Lernen, 
München/Mering, 9–32 (11 f.) 

4 Vgl. Lehner, F. (1999): Qualität und Qualitätssicherung 
von Bildung, in: Jobelius, S. u. a. (Hg.): Bildungs-Offen-
sive: Reformperspektiven für das 21. Jahrhundert, Ham-
burg, 49–56 (54). 
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Stichwort IV.1: 
Drei Definitionen der Wissensgesellschaft5 

Das Bundesforschungsministerium definiert die Wissensgesellschaft ausschließlich technisch: 

„Auf dem Entwicklungsweg der Informations- und Kommunikationstechnik stehen wir heute am Anfang der drit-
ten Phase, die den Übergang zur Wissensgesellschaft markiert. (…) Anstelle der bisher vorwiegend substitutiven 
und qualitätssteigernden Effekte dominiert in dieser Phase die breite Entfaltung der innovativen Wirkungen fort-
geschrittener Informations- und Kommunikationstechniken in Wirtschaft und Gesellschaft. Die verschmelzen-
den Informations- und Kommunikationstechniken werden zum Motor für technische und gesellschaftliche Inno-
vationen. Diese Innovationen sind gegenwärtig mit den Begriffen „Internet“ und „Multimedia“ verknüpft. Sie 
verändern Infrastrukturen, Wirtschaftssysteme und Lebensgewohnheiten radikal.“ 

Die OECD definiert die Wissensgesellschaft als spezifische Märkte. Es handelt sich um 

„economies which are directly based on the production, distribution and use of knowledge and information. 
This is reflected in the trend in OECD economies towards growth in high-technology investments, high-tech-
nology industries, more highly-skilled labour and associated productivity gains (…) In this view, investments in 
research and development, education and training and new managerial work structures are key. In addition to 
knowledge investments, knowledge distribution through formal and informal networks is essential to economic 
performance. Knowledge is increasingly being codified and transmitted through computer and communications 
networks in the emerging „information society”. Also required is tacit knowledge, including the skills to use and 
adapt codified knowledge, which underlines the importance of continuous learning by individuals and firms.” 

Willke definiert die Wissensgesellschaft mit Bezug auf ein verändertes Innovationsverständnis: 

„Von einer Wissensgesellschaft oder einer wissensbasierten Gesellschaft lässt sich sprechen, wenn zum einen 
die Strukturen und Prozesse der materiellen und symbolischen Reproduktion einer Gesellschaft so von wissens-
abhängigen Operationen durchdrungen sind, dass Informationsverarbeitung, symbolische Analyse und Exper-
tensysteme gegenüber anderen Faktoren der Reproduktion vorrangig werden. Eine entscheidende zusätzliche 
Voraussetzung der Wissensgesellschaft ist, dass Wissen und Expertise einem Prozess der kontinuierlichen Revi-
sion unterworfen sind und damit Innovationen zum alltäglichen Bestandteil der Wissensarbeit werden“ 

 
Unbestritten,5dass eine gute allgemeine und be-
rufliche Bildung mehr denn je zum Eintrittsbil-
let und zur Aufenthaltsberechtigung auf dem 
Arbeitsmarkt wird.6 Mit dem beschleunigten 
ökonomischen Wandel, verkürzten Innovations-
zyklen und dem Strukturwandel von Anbieter- 
zu Nachfragemärkten gewinnen die Fähigkei-
ten und Kompetenzen der Beschäftigten einen 
neuen Stellenwert im Wertschöpfungsprozess. 
Bereits in der industriellen Revolution und in 
den sechziger Jahren haben sich unzureichende 
Bildungssysteme als entwicklungshemmend er-
wiesen, und dies verschärft sich derzeit wieder 
bei der Entwicklung zur Dienstleistungsgesell-
schaft.7 Bernd Fahrholz, Sprecher des Vorstands 
der Dresdner Bank AG, bringt dies in einem Ar-

                                                           
5 http://www.uni-bamberg.de/sowi/europastudien/ 

erlangen.htm 
6 Bosch, G. (2001): Bildung und Beruflichkeit in der Dienst-

leistungsgesellschaft, in: Herzberg, G. u. a. (Hg.): Bildung 
schafft Zukunft: Über die Perspektiven von Bildung, 
Beruf und Beschäftigung, Hamburg, 19–45 (19). 

7 Welti, F. (2001): Wandel der Arbeit und Reform von So-
zialstaat und Sozialrecht, in: Sozialer Fortschritt 3/2001, 
69–79 (74). 

tikel für die Zeitschrift Internationale Politik zum 
Ausdruck: 

„Ein hohes Qualifikationsniveau war für Deutschland 
schon immer von zentraler Bedeutung. Der Übergang 
von der Industrie- zur Informationsgesellschaft ver-
stärkt die Anforderungen noch. Die Vereinigten Staa-
ten, Großbritannien, Frankreich und Japan als Deutsch-
lands größte Konkurrenten haben in letzter Zeit um-
fangreiche nationale Aktionspläne in der Bildungspoli-
tik entwickelt. Deutschland, wo die Bildungsausgaben 
lediglich im Mittelfeld aller Industriestaaten liegen, hat 
in diesem Zusammenhang erheblichen Nachholbe-
darf.”8 

Dennoch spiegelt sich die zunehmende Bedeu-
tung des Humankapitals auch in den staatli-
chen Aufwendungen für Bildung und Qualifi-
zierung wieder Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes wurden 1999 in Deutschland rund 
344 Mrd. DM für Bildung, Forschung und Wis-
senschaft ausgegeben; dies entspricht ca. 9% 
des Bruttoinlandsprodukts. Der größte Teil des 
Budgets entfiel 1999 mit 220 Mrd. DM auf die 
Ausgaben für Bildung. Knapp 22 Mrd. DM wur-
den für die Förderung von Bildungsteilnehmern 
                                                           
8 Fahrholz, B. (2001): Die ‚Next Economy’ verändert die 

Welt: Deutschlands Position im internationalen Wett-
bewerb, in: Internationale Politik 7/2001, 1–6 (5). 
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aufgewendet, 94 Mrd. DM waren für Forschung 
und Entwicklung, 8 Mrd. DM für die sonstige 
Bildungs- und Wissenschaftsinfrastruktur be-
stimmt. Von den Bildungsausgaben wurden 
1999 rund 130 Mrd. DM an öffentlichen Vor-
schulen, Schulen und Hochschulen sowie 21 
Mrd. DM an privaten Vorschulen, Schulen und 
Hochschulen ausgegeben. Rund 34 Mrd. DM 
wurden für die duale Ausbildung aufgewandt, 
19 Mrd. DM für die betriebliche Weiterbildung 
sowie 17 Mrd. DM für Unterrichtsverwaltung 
und sonstige Bildungseinrichtungen.9 

Aus volkswirtschaftlicher Perspektive stellt das 
Vermögen der Industriestaaten in Form von Hu-
mankapital einen entscheidenden Wettbewerbs-
faktor dar. Mit dem Begriff des Humankapitals 
wird in diesem Zusammenhang das an Perso-
nen gebundene produktionsrelevante Wissen 
bezeichnet. Für die Erwerbstätigen selbst trägt 
dieses Wissen auch ökonomische Früchte, da 
ihre Beschäftigungs- und Einkommenschancen 
(Employability) in starkem Maße von ihrer Aus-
bildung abhängig sind. 

„Die Qualifikation der Bevölkerung ist auch von großer 
gesamtwirtschaftlicher Bedeutung, da neben der Aus-
stattung mit Bodenschätzen und Produktionsanlagen 
vor allem die Qualität der menschlichen Arbeitskraft 
(‚Humankapital’) das Leistungsvermögen einer Volks-
wirtschaft bestimmt. Für den Einzelnen stellt die Aus-
bildung einen entscheidenden Schritt zur Selbstentfal-
tung und Entwicklung der Persönlichkeit dar.”10 

Verursachen hier Staats- und Marktversagen zu 
geringe Humankapitalinvestitionen, gehen nicht 
nur individuelle Erwerbschancen, sondern auch 
die ökonomische Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit verloren. Es ist also Aufgabe des Staa-
tes, vor allem diese wissensgebundene Produk-
tivkraft zu fördern, die in Form von Bildungs-
investitionen aufgebaut wird.11 

Bildungs- und Humankapital entwickeln sich 
in der Dienstleistungsgesellschaft zu zentralen 
Parametern der wirtschaftlichen Innovationsfä-
higkeit. Es wird vielfach darauf hingewiesen, 

                                                           
9 http://www.statistik-bund.de/presse/deutsch/ 

pm2001/p1070061.html. Die Angaben wurden auf- bzw. 
abgerundet. 

10 Statistisches Bundesamt (Hg.) (1999): Datenreport 8, 76 
11 Vgl. hierzu ausführlich Färber, G. (1997): Wie kann ein 

leistungsfähiges Bildungssystem finanziert werden? Eine 
kritische Bestandsaufnahme der Bildungsfinanzierung 
in Deutschland (http://www.lpb.bwue.de/aktuell/bis/ 
4_97/bis974d.htm) 

dass Wissen in fortgeschrittenen Dienstleistungs-
ökonomien einen zentralen Produktionsfaktor 
neben Boden, Kapital und Arbeit darstellt. Em-
pirisch spiegelt sich dies in der Entwicklung der 
Ausgaben für Sach- und Humankapital wider. 
Ein Überblick über die Relation von Sach- und 
Humankapital verleiht den theoretischen Aus-
sagen zum Bedeutungszuwachs von Wissen 
und Qualifikation in der Dienstleistungsgesell-
schaft zusätzliche empirische Evidenz (Tab. 
IV.1). Werden zusätzlich noch die Investitionen 
in Gesundheits- und Arbeitsschutz berücksich-
tigt, entsprechen die Investitionsausgaben in 
Humankapital annähernd den Investitionsaus-
gaben in Sachkapital: 

q~ÄK=fsKNW= sÉêÜ®äíåáë=îçå=p~ÅÜJ=ìåÇ=eìã~åJ
â~éáí~ä=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ=
Eeìã~åâ~éáí~ä=Z=NF=

 Sachkapital Humankapital* 

20er Jahre 5 1 

1970 3,2 1 

1989 2,2 1 

Anm.: * Das Humankapital ist in Relation zum Sachkapital konstant 
gesetzt 

Quelle: Buttler/Tessaring 1993; zitiert nach Bosch 200012 

PK= aÉê=_áäÇìåÖëã~êâí=áå=aÉìíëÅÜä~åÇW=
píêìâíìê=ìåÇ=_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=

Der öffentliche Bildungssektor lässt sich in drei 
große Bereiche untergliedern: 

~F= ^ääÖÉãÉáåÄáäÇÉåÇÉ=ìåÇ=_ÉêìÑäáÅÜÉ=pÅÜìJ
äÉå=

Das Statistische Bundesamt weist für 1998 
613.000 Lehrkräfte (in Vollzeitäquivalenten) an 
rund 43.000 allgemeinbildenden Schulen sowie 
107.200 Lehrkräfte an beruflichen Schulen aus.13 
Die Zahl der Schülerinnen und Schüler nach 
Schularten stellt sich im Schuljahr 1998/99 wie 
                                                           
12 Bosch, G. (2000): Andere Arbeit in der neuen Ökonomie: 

Die grundlegenden Trends, Präsentation, Gelsenkirchen, 
5. 

13 Die folgenden Angaben zur Beschäftigungssituation im 
Bildungswesen finden sich in: Statistisches Bundesamt 
(Hg.) (1999): Datenreport 8: Zahlen und Fakten über die 
Bundesrepublik Deutschland, München. 
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folgt dar: Insgesamt weist das Statistische Bun-
desamt 10.108.100 Schülerinnen und Schüler in 
den verschiedenen Schularten aus. Davon be-
suchten 2.223.400 Schülerinnen und Schüler das 
Gymnasium, 1.247.600 Schülerinnen und Schü-
ler die Realschule und 1.098.000 Schülerinnen 
und Schüler die Hauptschule. Die Absolventin-
nen und Absolventen setzen sich im Schuljahr 
1998/99 nach Abschlussarten wie folgt zusam-
men: Insgesamt wurden 937.400 Absolventin-
nen und Absolventen gezählt, davon entfielen 
26,1% auf den Hauptschulabschluss, 39,9% auf 
den Realschulabschluss, 24,1% auf die allgemei-
ne Hochschulreife sowie 1% auf die Fachhoch-
schulreife. Immerhin 83.800 Schülerinnen und 
Schüler (8,9%) verließen die Schule ohne Haupt-
schulabschluss. 

ÄF= eçÅÜëÅÜìäÉå=

An den Hochschulen in der Bundesrepublik wa-
ren 1998 insgesamt 482.000 Personen beschäf-
tigt. Zu den 155.000 hauptberuflich tätigen wis-
senschaftlichen und künstlerischen Beschäftig-
ten zählen Professoren, wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiter sowie Dozenten und 
Assistenten; die 60.000 nebenberuflich tätigen 

wissenschaftlich und künstlerisch Beschäftigten 
setzen sich aus Lehrbeauftragten, wissenschaft-
lichen Hilfskräften und Gastprofessoren zusam-
men. Daneben waren im Bereich Verwaltungs-, 
technisches und sonstiges Personal rund 266.000 
Menschen beschäftigt. Insgesamt waren an den 
Hochschulen der Bundesrepublik im Winterse-
mester 1999/2000 insgesamt 1.773.956 Studie-
rende eingeschrieben. Davon 1.141.681 Studen-
tinnen und Studenten an Universitäten, 411.436 
an Fachhochschulen und 141.220 an Gesamthoch-
schulen. Die restlichen 79.619 Studentinnen und 
Studenten verteilten sich auf Pädagogischen und 
Theologischen Hochschulen, Kunsthochschulen 
und Verwaltungshochschulen. 

Durch die Bildungsexpansion und das Beschäf-
tigungswachstum im Dienstleistungssektor be-
dingt, wird der Anteil der Hochschulabsolven-
ten zukünftig weiter zunehmen. Die steigende 
Bedeutung von Bildung und Qualifikation lässt 
sich an einer Gegenüberstellung des Qualifika-
tionsprofils von Beschäftigten in der Industrie 
und im Dienstleistungssektor illustrieren. Wie 
die folgende Tabelle zeigt, ist der Dienstleis-
tungssektor schon heute der Hauptnachfrager 
nach Hochschulabsolventen: 

q~ÄK=fsKOW= píêìâíìê=ÇÉê=_ÉëÅÜ®ÑíáÖíÉå=å~ÅÜ=^ìëÄáäÇìåÖë~ÄëÅÜäìëë=áå=tÉëíÇÉìíëÅÜä~åÇ=NVVU=

 Industrie Dienstleistungssektor 

Ohne Abschluss oder berufliches Praktikum 20,6% 18,4% 

Lehre-/Anlernausbildung oder gleichwertiger Berufsfach-
schulabschluss und Meister- bzw. Fachschulabschluss 70,3% 63,2% 

Fachhochschul- oder Hochschulabschluss 9,1% 18,4% 

Quelle: Bosch 2001, 26 

ÅF= tÉáíÉêÄáäÇìåÖ=

Es sind überwiegend Beschäftigte im Dienstleis-
tungssektor, die die Angebote der beruflichen 
Weiterbildung in Anspruch nehmen. Insgesamt 
nehmen jährlich über sieben Millionen Erwerbs-
tätige und Erwerbslose an Maßnahmen der be-
ruflichen Weiterbildung teil – zunehmend auch 
auf eigene Kosten. Die inhaltlichen Schwer-
punkte der Weiterbildung liegen besonders im 
Umgang mit neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien. 

q~ÄK=fsKPW= mÉêëçåÉå=áå=ÄÉêìÑäáÅÜÉê=tÉáíÉêÄáäJ
ÇìåÖ=E^éêáä=NVVT=Äáë=^éêáä=NVVUF=

Dienstleistungssektor 2.553.000 

Produzierendes Gewerbe 1.404.000 

Handel/Gastgewerbe 932.000 

Land-/Forstwirtschaft 79.000 

Erwerbslose 2.265.000 

Quelle: Statistisches Bundesamt 1999 
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Über den Bereich der Weiterbildung liegen kei-
ne verlässlichen Beschäftigungsdaten vor. Aus 
den Daten zur Finanzierung der Weiterbildung 
lassen sich jedoch einige interessante Entwicklun-
gen nachvollziehen. Insgesamt sind die Ausgaben 
für Weiterbildung leicht zurückgegangen, betru-
gen sie 1992 noch rund 83,8 Mrd. DM, wurden 
1998 nur noch 77,5 Mrd. DM für entsprechende 
Weiterbildungsangebote ausgegeben. Auch die 

Finanzierungsstruktur weist einige Verschiebun-
gen auf: So sind die privaten Ausgaben für Wei-
terbildung von 9,8 Mrd. DM (1992) auf 11,7 Mrd. 
DM (1998) gestiegen, während die Ausgaben 
des Staates im selben Zeitraum von 23,3 Mrd. 
DM auf nunmehr 17,4 Mrd. DM reduziert wur-
den. Auch die Ausgaben der Bundesanstalt für 
Arbeit wurden deutlich reduziert, von 19 Mrd. 
DM in 1992 auf nur noch 12,5 Mrd. DM in 1998. 

q~ÄK=fsKQW= cáå~åòáÉêìåÖ=ÇÉê=tÉáíÉêÄáäÇìåÖ=Eáå=jáääá~êÇÉå=ajF=

 1992 1995 1998 

Staat/öffentlicher Sektor 23,3 19,5 17,4 

Bund, Länder, Gemeinden 4,3 4,7 4,8 

Bundesanstalt für Arbeit 19,0 14,8 12,5 

Arbeitgeber/Wirtschaft 49,7 46,8 48,5 

Gewerbliche Wirtschaft 36,5 33,9 34,3 

Freie Berufe und öffentliche Arbeitgeber 13,2 12,9 14,2 

Teilnehmer/Privatpersonen 9,8 10,7 11,7 

Gesamt 83,8 77,0 77,5 

Quelle: Weiss (2000); zitiert nach Bildungsbrief 6/2000 

 

Stichwort IV.2: 
Einige Merkmale der Bildungssituation in der Bundesrepublik: 

• Rund 35% eines Jahrganges erwerben die Hochschul- oder Fachhochschulreife an allgemeinbildenden Schulen; 

• Die Zahl der Hauptschüler ohne Abschluss ist in den letzten Jahren weiter zurückgegangen und betrug 1998 mit 
rd. 78.000 rund 9% des Jahrganges; 

• Der überwiegende Teil der Jugendlichen (rund 58%) erhält eine Berufsausbildung im dualen System. Rund 8% 
eines Jahrganges beginnen im Anschluss daran ein Studium an einer Hochschule oder Fachhochschule; 

• Rund 14% der Jugendlichen bleiben auch längerfristig ohne Berufsausbildung. 

 

Neben dem öffentlichen Bildungssektor – der 
die allgemeinbildenden und beruflichen Schu-
len sowie die Hochschulen umfasst – existieren 
zahlreiche private Bildungsanbieter für Weiter-
bildung, schulischen Nachhilfeunterricht, Er-
wachsenenbildung und diverse weitere Quali-
fizierungsmöglichkeiten, deren genaue Zahl bis-
lang noch nicht ermittelt wurde. In der Bundes-
republik sind im öffentlichen Bildungssektor 
derzeit rund 1,3 Millionen Menschen beschäf-
tigt. Während die Beschäftigtenzahlen an allge-
meinbildenden und beruflichen Schulen sowie 
an Hochschulen statistisch ausreichend erfasst 

sind, bestehen derzeit große Lücken im Bereich 
der öffentlich finanzierten (und zunehmend 
auch: privaten) Weiterbildungseinrichtungen. 
Zudem drängen neue Akteure auf den Bildungs-
markt, die einen weiteren Strukturwandel der 
Bildungswirtschaft bewirken werden: Hierzu 
zählen etwa internationale Bildungskonsortien, 
Anbieter von informationstechnischen Bildungs-
portalen und spezialisierten Suchmaschinen, Ent-
wickler von Lernsoftware, Betreiber von Online-
Akademien und virtuellen Universitäten. Diese 
kurze Skizzierung des deutschen Bildungssys-
tems zeigt, dass es in der Bundesrepublik nicht 
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an Einrichtungen zur Wissensvermittlung man-
gelt. Zweifelhaft scheint vielmehr die Fähigkeit, 
das vorhandene Wissen kreativ und konstruktiv 
zur Entwicklung neuer Produkte und Dienst-
leistungen einzusetzen. 

QK= kÉìÉ=_ÉêìÑÉ=ÑΩê=ÇáÉ=aáÉåëíäÉáëJ
íìåÖëïáêíëÅÜ~ÑíW=
aáÉ=jçÇÉêåáëáÉêìåÖ=ÇÉë=aì~äÉå=póëíÉãë=

„Wir müssen das deutsche System der beruflichen Bildung 
für die Dienstleistungsökonomie fit machen.” 
(Werner Müller, Bundeswirtschaftsminister). 

Ist das traditionelle Berufsverständnis nicht über-
holt, wenn die ganze Welt vom lebenslangem 
Lernen spricht? So richtig die Feststellung ist, 
dass lebenslanges Lernen an Bedeutung zu-
nimmt, so falsch wäre es, daraus die Vermutung 
abzuleiten, dass damit eine Abwertung klassi-
scher Beruflichkeit einhergehen werde. Lebens-
langes Lernen ist kein Lückenbüßer für Nicht-
gelerntes, sondern nur auf der soliden Basis ei-
ner fachlichen Ausbildung möglich. Auch empi-
rische Befunde stützen die These, dass die Wei-
terbildung nicht in einem kompensatorischen, 
sondern in einem kontinuierlichen und unter-
stützenden Sinne an den Beruf anschließt.14 Aus 
diesem Grund werden deshalb im folgenden die 
Herausforderungen an das System der berufli-
che Bildung sowie mögliche Modernisierungs-
ansätze dargestellt und diskutiert. 

Lange Zeit galt das deutsche Ausbildungssystem 
als vorbildlich, doch es wird zunehmend Kritik 
laut, die sich vor allem an der mangelnden An-
passungsfähigkeit und geringen Innovationsfä-
higkeit entzündet: Waren in den 70er und 80er 
Jahren Wissenschaftler und Praktiker unisono 
noch stolz auf das deutsche System der dualen 
Berufsausbildung, und priesen es überall auf 
der Welt als Vorbild, sind im letzten Jahrzehnt 
Risse am System sichtbar geworden. Gleichzei-
tig wird deutlich, dass es auch andere Bildungs-
systeme gibt, mit denen man den Wandel viel-
leicht sogar erfolgreicher bewältigen kann, wie 
etwa die skandinavischen Bildungssysteme.15 

                                                           
14 Harney, K./Weischet, M./Geselbracht, S. (1999): Der Be-

ruf als Input der Weiterbildung, in: Harney, K./Tenorth, 
E. (Hg.): Beruf und Berufsbildung. Zeitschrift für Päda-
gogik 40, 273–288 (276). 

15 Bosch, G. (2001): Bildung und Beruflichkeit in der Dienst-
leistungsgesellschaft, in: Herzberg, G. u. a. (Hg.): Bildung 

Darüber hinaus wird die oft beklagte Dienst-
leistungslücke in der Bundesrepublik in Zusam-
menhang mit den Defiziten in der Berufsaus-
bildung gebracht; gefordert wird eine konse-
quente Modernisierung des dualen Systems: 

„Auch wenn sie keineswegs allein oder vorwiegend in 
der beruflichen Bildung zu suchen sind, ist die Berufs-
ausbildung aufgerufen, ihren Beitrag zu leisten, um Be-
rufstätigen Chancen in diesem wachsenden Arbeits-
marktsegment zu eröffnen. Notwendig sind dazu diffe-
renzierte und pragmatische Lösungen, die den Bedin-
gungen in den verschiedenen Branchen und Arbeits-
marktsegmenten gerecht werden. Die Handlungsalter-
nativen lassen sich im wesentlichen vier verschiedenen 
Modellen zuordnen: der Reform der bestehenden Aus-
bildungsberufe, der Schaffung neuer Ausbildungsberu-
fe, der gleitenden Modernisierung durch die Anpas-
sungsweiterbildung sowie der Verbindung von Aus- 
und Weiterbildung.”16 

Auch folgende Daten zeigen, dass eine Moder-
nisierung des dualen Systems der Berufsaubil-
dung dringend geboten ist: 

• Der Anteil der Dienstleistungsbetriebe an al-
len Betrieben ist zwischen 1985 und 1995 von 
66% auf 71% gestiegen. Der Anteil der Aus-
bildungsbetriebe im Dienstleistungssektor an 
allen Betrieben lag 1995 mit 59% jedoch um 
12% unter dem entsprechenden Gesamtan-
teil. 

• Von den ca. 30.000 Berufen und Berufsbezeich-
nungen in der Bundesrepublik entfallen le-
diglich 10.400 bzw. rund 35% auf Dienstleis-
tungsberufe. 

• Im dualen System der Berufsausbildung exis-
tierten 1998 357 staatlich anerkannte Ausbil-
dungsberufe – nur 75 Ausbildungsberufe 
konnten dem Dienstleistungssektor zugeord-
net werden. 

• In diesen 75 Ausbildungsberufen bestehen 
rund 700.000 Ausbildungsverhältnisse, das 
sind ca. 45% aller Ausbildungsverhältnisse17. 

Das duale System der Berufsbildung, also die 
parallele Ausbildung in Betrieb und Berufsschu-

                                                                                      
schafft Zukunft: Über die Perspektiven von Bildung, 
Beruf und Beschäftigung, Hamburg, 19–45 (21). 

16 Weiss, R. (1998): Qualifizierung für Dienstleistungsberu-
fe – Handlungskonsequenzen für die Berufsbildung, in: 
Euler, D. (Hg.): Berufliches Lernen im Wandel – Konse-
quenzen für die Lernorte, Nürnberg, 219–231 (221). 

17 Vgl. Stiller, I. (1999): Einführung, in: Bundesinstitut für 
Berufsbildung (Hg.): Ausbildung für die Dienstleis-
tungsgesellschaft, Bonn, 5–12. 
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le, ist derzeit nicht ausreichend auf die Anfor-
derungen der Dienstleistungsgesellschaft einge-
stellt, was in erster Linie seinen industriell aus-
gerichteten Strukturen geschuldet ist. Die hohe 
Bedeutung des Dienstleistungssektors für Wirt-
schaft und Beschäftigung sowie die starke Dy-
namik seiner Entwicklung spiegeln sich in den 
Anpassungen des dualen Ausbildungswesens 
nur unzureichend wieder. Die Gründe für diese 
Schwäche der Erneuerungsfähigkeit des dualen 
Berufsbildungssystems liegen zum Teil in der 
Ausrichtung der Modernisierungsmechanismen 
auf die industriellen Sozialpartner, zum Teil in 
der bislang mangelnden Zusammenführung von 
Berufsbildungspolitik und Dienstleistungsfor-
schung. Vor allem im Bereich neu zu schaffen-
der Ausbildungsberufe besteht ein umfangrei-
cher Handlungsbedarf für die Akteure der Be-
rufsbildung. Die etablierten Dienstleistungs-
branchen, z. B. Handel, Banken und Versiche-
rungen, sind – anders als viele neue Branchen – 
bereits seit langem im dualen System der Be-
rufsausbildung verankert. Zwar müssen auch 
in diesen Ausbildungsberufen Anpassungen ge-
leistet werden; jedoch ist die grundsätzliche Ba-
sis hierfür bereits geschaffen. 

Der Modernisierungsbedarf des dualen System 
wird jedoch grundsätzlich anerkannt. In einer 
Rede des Generalsekretärs des Bundesinstituts 
für Berufsbildung, Dr. Helmut Pütz heißt es: 

„Trotz der äußerst schwierigen Situation auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt ist es nicht berechtigt, generell von 
einer ‚Krise des Dualen Systems’ zu sprechen und es 
schlecht zu reden. Aber das deutsche Berufsbildungs-
system mit seiner Ausbildung in Betrieben und berufli-
chen Schulen steht unter dem Druck von gesellschaftli-
chen Veränderungen, muss sie flexibel mitmachen, da-
mit es ihm nicht geht wie anderen gesellschaftlichen 
Einrichtungen, die den Wandlungsprozess versäumen, 
eines Tages als museale, antiquierte Institutionen da-
stehen, über die die soziale Entwicklung hinweggegan-
gen ist und die deshalb zu recht verschwinden. So steht 
das deutsche Berufsbildungssystem nicht unter ‚Natur- 
oder Artenschutz’, vielmehr muss es sich in Teilen mo-
dernisieren und dem nationalen und internationalen 
Veränderungsdruck anpassen.”18 

In einer vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) in Auftrag gegebenen 
Studie wurden 1.500 Unternehmen des Dienst-
leistungssektors nach Qualifikationsbedarfen be-
fragt. Insgesamt wurden 26 Branchen des Dienst-
                                                           
18 Pütz, H. (1998): Zukunftsentwicklung der beruflichen Bil-

dung – Rolle der berufsbildenden Schulen (http://bibb.de/ 
publikat/reden98/19980317.htm) 

leistungssektors in die Befragung einbezogen, 
u. a. die IT-Branche, Medien- und Internetdiens-
te, Fernmeldedienste, Reise- und Verkehrsver-
mittlung, Werbung, Unternehmensberatung, 
Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung, Messe-
wirtschaft, Gesundheitswesen und Sport- und 
Freizeitwirtschaft. Das Ergebnis: Die Mehrheit 
der befragten Unternehmen misst der Ausbil-
dung eine zentrale Rolle bei der Gewinnung von 
qualifizierten Mitarbeitern zu. Probleme bei der 
Rekrutierung geeigneter Auszubildender haben 
vor allem kleinere Betriebe in stark wachsenden 
Branchen mit vielen betriebsspezifischen Beson-
derheiten für die Beschäftigten wie Datenverar-
beitung, Multimedia oder Telekommunikation.19 

Um das duale System auch für hochqualifizier-
te und aufstiegsorientierte Berufsanfänger at-
traktiv zu halten, muss vor allem die Durchläs-
sigkeit nach oben verbessert werden. In einer 
Reihe bundesweiter Fortbildungsregelungen ist 
es gelungen – etwa für die Fortbildungsberufe 
Bank-, Versicherungs- oder Handelsfachwirte – 
eine mittlere Führungsebene, vergleichbar der 
Meisterebene, in einzelnen Dienstleistungsbe-
rufen einzurichten. So vereinigen die 1998 in 
Nordrhein-Westfalen eingerichteten Berufskol-
legs die unterschiedlichen dualen und schuli-
schen Berufsbildungsgänge unter einem Dach, 
um sicherzustellen, dass in Kombination mit 
oder nach einer Berufsausbildung weiterführen-
de Schulabschlüsse bis hin zur Hochschulreife 
erreicht werden können. Mit dieser Durchläs-
sigkeit nach oben kann das duale System auch 
gegenüber anderen Bildungsgängen attraktiv 
bleiben.20 

Ebenso dringlich ist die geforderte Einführung 
neuer Berufsbilder, die den veränderten Bedar-
fen der Unternehmen und des Arbeitsmarktes 
Rechnung tragen. Das duale System hat mit der 
Einrichtung von vier IT-Berufen auf die He-
rausforderungen der wissensbasierten Dienst-
leistungswirtschaft reagiert. Seit 1997 besteht 
die Möglichkeit, eine Ausbildung in den neuen 
IT-Berufen IT-Systemelektroniker, Fachinforma-
tiker, IT-Systemkaufmann und Informatikkauf-
mann zu absolvieren. Mit diesen neuen Ausbil-
dungsberufen ist der Einstieg in ein offenes und 
                                                           
19 „Berufsbildung: Fitmachen für die Dienstleistungsge-

sellschaft”, in: Bildungsbrief 6/2000, Informationen für 
die Personalarbeit, 2. 

20 Bosch, G. (2001), a. a. O. 
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dynamischeres Berufsmodell gelungen, das die 
Grenzen zwischen technischen und kaufmänni-
schen Qualifikationen zu überwinden versucht. 
Dies zeigt sich u. a. auch daran, dass sich die 
neuen Ausbildungsprofile aus einer Kombina-
tion von technischen, betriebwirtschaftlichen und 
kundenorientierten Qualifikationen zusammen-
setzen. Damit wird der steigenden Bedeutung 
von individueller Kunden- und Serviceorientie-
rung, die vielfach eingefordert wird, Rechnung 
getragen: 

„Neben einer ständigen Erneuerung und Aktualisierung 
des notwendigen Fachwissens werden die Anforderun-
gen an zahlreiche künftige Berufsbilder durch eine zu-
nehmende Bedeutung der individuellen Beratungs- und 
Servicequalität geprägt sein. Durch die steigende Bedeu-
tung der Nachfrageorientierung, bei der der Kunde mit 
seinen Wünschen der ‚Auslöser’ ist, nehmen Tätigkei-
ten mit direktem Kundenkontakt zu. Aber gerade das 
auf den Kunden bezogene Dienstleistungsdenken kommt 
in vielen derzeitigen Ausbildungsordnungen nicht vor.”21 

Um den neuen Anforderungen der Arbeitswelt 
gerecht zu werden, die einerseits einen steigen-
den Bedarf an Generalisten zeigt, andererseits 
aber auch hochgradiges Spezialistentum erfor-
derlich macht, wurden den neuen IT-Berufen 
drei unterschiedliche Konstruktionselemente zu-
grunde gelegt: 

• Allgemeine Kernqualifikationen für die IT-
Fachkräfte aller Berufsrichtungen; 

• Berufsspezifische Fachqualifikationen; 
• Spezialisierungs-Module zur unternehmens-

spezifischen Profilierung. 

Zahlreiche neue Ausbildungsbetriebe – insbe-
sondere aus dem Segment der kleinen und mitt-
leren Betriebe, die bisher überhaupt nicht aus-
gebildet haben – konnten für die Ausbildung 
gewonnen werden. Die Absolventen der neuen 
Ausbildungsgänge sind nach der Ausbildung 
überall dort einsetzbar, wo IT-Systeme profes-
sionell eingesetzt werden: als Systembetreuer 
und Supporter in Banken und Versicherungen, 
in der Industrie, aber auch im Gesundheitswesen 
und anderen ‚weichen’ Dienstleistungsbereichen. 

Die folgende Tabelle weist die Anzahl der bun-
desweit neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
träge von 1997 bis 1999 in den vier IT-Berufen aus: 

                                                           
21 Weiss, R. (1997): Auf dem Weg zur Dienstleistungsge-

sellschaft – Einführung und Überblick in 12 Thesen, in: 
Weiss, R. (Hg.): Aus- und Weiterbildung für die Dienst-
leistungsgesellschaft, Köln, 11–37 (14) 

q~ÄK=fsKRW= kÉì=~ÄÖÉëÅÜäçëëÉåÉ=^ìëÄáäJ
ÇìåÖëîÉêíê®ÖÉ=áã=fqJ_ÉêÉáÅÜ=

 1997 1998 1999 

IT-Systemelektroniker 1.461 2.174 2.812 

Fachinformatiker 1.775 3.763 6.027 

IT-Systemkaufmann 753 1.433 2.051 

Informatikkaufmann 759 1.467 1.947 

Gesamt 4.748 8.837 12.837 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung; eigene Darstellung 

Mit den neuen IT-Berufen konnte eine struktu-
relle Ausbildungslücke in der Volkswirtschaft 
geschlossen werden, denn während im dualen 
Ausbildungssystem fast zwei Drittel der Berufe 
auf den Produktionssektor ausgerichtet sind und 
nur ein Drittel auf den Dienstleistungssektor, 
ist es im Beschäftigungssystem genau umge-
kehrt. Die Entwicklung eines breiteren Ange-
bots an qualifizierten Dienstleistungsberufen ist 
deshalb von grundsätzlicher Bedeutung für das 
duale System.22 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) zieht 
folgende Lehren aus der Einführungsphase der 
neuen IT-Berufe, die auch bei der Entwicklung 
und Einführung neuer Dienstleistungsberufe zu 
berücksichtigen sind: 

• Die bisherigen Berufsschulstrukturen sind 
wenig geeignet für Berufe, die quer zu den 
traditionellen Berufsfeldern zugeschnitten 
sind, da das Konzept der Berufsfelder bzw. 
die Organisation der Ausbildung nach Be-
rufsfeldern überholt ist. Eine Reform der 
Lehrerbildung ist deshalb dringend erforder-
lich. 

• Die Trennung des Berufsschulunterrichts in 
allgemeinbildende Fächer und berufsbezoge-
ne Fächer und Lernfelder hat sich überlebt. 
Der gesamte Berufsschulunterricht sollte im 
Rahmen des Berufes erfolgen. 

• Die neuen IT-Berufe lassen sich nur in Kom-
bination mit echten Kunden und echten Ge-
schäftsprozessen unterrichten. Die bisherige 
Organisation, mit einer strikten Trennung in 

                                                           
22 Erfolgsgeschichte der IT-Berufe (http://www.bibb.de/ 

forum/itberufe/erfolgstory.htm) 
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Ausbildung beim Bildungsträger und Prakti-
kum vor Ort kann dies nicht gewährleisten. 

Die neuen IT-Berufe sind bislang auf große Ak-
zeptanz gestoßen – sie decken jedoch nur die 
technische Seite ab. Ein Basisberuf für die Ges-
taltung von Webauftritten, der die technischen 
und gestalterischen Elemente verbindet, fehlt 
bislang. Dagegen sind im Multimedia-Bereich 
ebenfalls neue Ausbildungsberufe entstanden. 
Zu nennen sind hier der Kaufmann für audio-
visuelle Medien, der Mediengestalter Bild und 
Ton, der Film- und Videoeditor oder der Me-
diengestalter für Digital- und Printmedien (mit 
Schwerpunkten in den Bereichen Design, Bera-
tung, Operation und Technik)23. 

Auch in den klassischen Dienstleistungsfeldern 
bieten sich zahlreiche Möglichkeiten zur Etab-
lierung neuer Ausbildungsberufe. Ein großes 
Beschäftigungspotential bieten etwa die perso-
nenbezogenen Dienstleistungen. Denn trotz des 
Beschäftigungsbooms in diesen Feldern gibt es 
nur wenige im dualen System verankerte Beru-
fe (selbst die Gesundheitsberufe, die von ihrer 
Ausbildungsstruktur her ähnlich angelegt sind 
wie Fertigungsberufe, zählen nicht zum dualen 
System). Mit der wachsenden Bedeutung von 
Gesundheits-, Senioren-, Freizeitdienstleistun-
gen u.ä. entsteht sowohl Bedarf an der Moder-
nisierung und Vereinheitlichung gewachsener 
Qualifizierungen als auch an der Schaffung von 
neuen Berufen. 

• In der Gesundheitswirtschaft gewinnen bei-
spielsweise die Rand- und Nachbarbereiche 
zunehmend an Relevanz (vgl. auch Kap. VI). 
Gesundheit ist – trotz der bekannten Spar-
maßnahmen – zunehmend ein Wachstums-
markt für Prävention und integrative Medi-
zin. Überlappungen zwischen der Gesund-
heitswirtschaft und anderen Wirtschafts-
zweigen – zum Beispiel mit Nahrung und 
Genus, Wohnen und Freizeit – bieten vielfäl-
tige Innovationschancen. Für die berufliche 
Bildung entsteht daraus die Anforderung, ein 

                                                           
23 Vgl. hierzu ausführlich: Krämer, H. (2000): Neue Me-

dienberufe, in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hg.): 
Ausbilden und Lernen mit Multimedia: Ergebnisse, 
Veröffentlichungen und Materialien aus dem BIBB, Bonn, 
119–123; Michel, L. u.a. (2000): Schlussbericht der Studie 
„Ausbildung für die Internet-Ökonomie” im Auftrag 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi), Essen. 

Berufsfeld zu entwickeln, das die gesund-
heitsrelevanten Qualifikationen integriert, die 
jenseits der Kernbereiche Medizin und Pfle-
ge angesiedelt sind und diese beispielsweise 
zu einer ‚Fachkraft für gesundes Leben’ zu-
sammenführt. Ein derartiges Berufsfeld 
könnte an bereits bestehende Arbeitsgebiete 
wie die Diätassistenz, die Physiotherapie und 
die Hauswirtschaft anknüpfen.24 

• Große Potentiale für neue Berufsbilder liegen 
auch in der Freizeit- und Tourismuswirt-
schaft (vgl. auch Kap. V). Mit der quantitati-
ven Zunahme der frei verfügbaren Zeit ist 
auch das Interesse an professionellen Frei-
zeitangeboten gestiegen. Kommerzielle Tou-
rismus- und Sportangebote mit individuel-
ler Betreuung haben gegenüber dem traditio-
nellen Vereinssport an Bedeutung gewonnen. 
Es fehlt jedoch gerade in diesem Bereich an 
transparenten und aufeinander abgestimm-
ten Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten, 
die gesundheitsbezogene und kaufmännische 
Qualifizierungsinhalte kombinieren.25 

• Schließlich sollen auch noch Dienstleistungen 
für mehr Lebensqualität im Alter erwähnt 
werden. Nicht nur der Kernbereich der Al-
tenhilfe gehört aufgrund des demographi-
schen Wandels zu den Wachstumsmärkten. 
Die Älteren bilden auch zunehmend eine 
kaufkräftige Nachfrage für Dienstleistungen, 
die ihnen ein möglichst eigenständiges und 
selbstbestimmtes Altern ermöglichen. Hier-
zu gehören beispielsweise Betreuungsange-
bote in der eigenen Wohnung, Sicherheits-
dienstleistungen und ihren Bedürfnissen an-
gepasste Tourismusangebote. Außerdem 
schaffen die Älteren auch eine wachsende 
Nachfrage in den vorab angesprochenen Be-
reichen Gesundheit und Freizeit. Die Märkte 
für Altersdienstleistungen bieten große Po-
tentiale für Wachstum und Beschäftigung, 
wenn es gelingt, innovative bedarfsgerechte 

                                                           
24 Vgl. hierzu ausführlich: Hilbert, J./Scharfenorth, K. 

(1997): Modernisierung in der Gesundheits- und Sozial-
wirtschaft – Herausforderungen für die berufliche Bil-
dung, in: Institut Arbeit und Technik (Hg.): Jahrbuch 
1996/97, Gelsenkirchen, 60–69 

25 Vgl. hierzu ausführlich: Hilbert, J./Scharfenorth, K. 
(1998): Besser als ihr Ruf – Ausbildung im Dienstleis-
tungssektor und ihre Perspektiven, in: Bosch, G. (Hg.): 
Zukunft der Erwerbsarbeit: Strategien für Arbeit und 
Umwelt, Frankfurt/New York, 436–457. 
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Angebote von hoher Qualität und zu gerin-
gen Kosten zu entwickeln. In einer Wirt-
schaft, die bislang im ‚Jugendkult’ gefangen 
war, wird damit in vielen Fällen neues Ter-
rain betreten, wobei sicherlich Platz und Not-
wendigkeit für neue Berufsprofile ist. 

Erste Schritte werden getan: Seit August 2001 
besteht die Möglichkeit, drei neue Ausbildungs-
berufe im Dienstleistungssektor in den Wachs-
tums- und Zukunftsfeldern Event/Veranstal-
tung, Sport/Freizeit und Gesundheit zu erler-
nen. Hierbei handelt es sich um die kaufmänni-
schen Ausbildungsberufe Sport- und Fitness-
kaufmann, Kaufmann im Gesundheitswesen und 
Veranstaltungskaufmann. Die Vermittlung von 
Kernqualifikationen wird die Hälfte der Aus-
bildungszeit in Anspruch nehmen, die Fach-
qualifikationen variieren entsprechend den drei 
Tätigkeitsfeldern. Als gemeinsame Inhalte für 
die drei Ausbildungsberufe sind als Kernquali-
fikationen gleichermaßen technische, kaufmän-
nische und soziale Kompetenzen vorgesehen. 
Hierzu gehören z. B. der Umgang mit moder-
nen Informations- und Kommunikationstechni-
ken, die Grundlagen des Marketing und Ver-
triebs sowie Kenntnisse über kaufmännische 
Steuerung und Kontrolle, über Personalwirt-
schaft, Kommunikation und Kooperation und 
Aspekte von Dienstleistungs-/Kundenorientie-
rung, die in allen zu vermittelnden Inhalten 
eine Rolle spielen.26 

Das System der Steuerung und Regulierung der 
dualen Berufsbildung in Deutschland beruht auf 
einem engen Zusammenspiel der organisierten 
Sozialparteien mit dem Staat, wobei den erst-
genannten eine Schlüsselrolle zukommt. Nach 
innen wie nach außen übersichtliche und für 
ihren Bereich durchsetzungsfähige Verbände 
und Gewerkschaften sind jedoch in vielen po-
tentiellen Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
feldern des Dienstleistungssektors (noch) nicht 
anzutreffen. Dies verursacht offensichtlich eine 
Regelungslücke hinsichtlich der Durchsetzung 
neuer Berufsprofile und erklärt zum Teil die 
immer noch übermäßig stark an den Bedürfnis-
sen des produzierenden Sektors ausgerichteten 
Berufsstrukturen. In den etablierten Erneue-
rungsmechanismen der dualen Berufsbildung 
                                                           
26 Neue Ausbildungsberufe im Dienstleistungssektor 

(hattp://www.bibb.de/forum/neu_berufe/dienst 
leistung.htm) 

fehlt es vor allem an Konsens über die Beschäf-
tigungsfelder und Qualifikationsanforderungen 
der Zukunft. 

RK= jçÇÉêåáëáÉêìåÖ=áã=eçÅÜëÅÜìäÄÉJ
êÉáÅÜW=wïáëÅÜÉå=ÖÉëíìÑíÉå=píìÇáÉåJ
Ö®åÖÉå=ìåÇ=`çêéçê~íÉ=råáîÉêëáíáÉë=

„Das Edu(cation) Business ist der größte Wachstumsmarkt 
der Informationsgesellschaft. Wenn die öffentlichen 

Hochschulen in Deutschland ihren ererbten Marktanteil 
erfolgreich verteidigen wollen, müssen sie zuallererst 

vom hoheitlichen Ross heruntersteigen und sich vom Geist 
des Dienens beflügeln lassen.” 

(Hermann Horstkotte, Die Mitbestimmung 12/2001) 

Neben dem dualen System der Beruflichen Bil-
dung steht auch das Hochschulsystem vor gro-
ßen Herausforderungen. Vor allem in der zu ge-
ring ausgeprägten Dienstleistungsorientierung 
des Hochschulsystems werden Nachteile im in-
ternationalen Standortwettbewerb gesehen. Denn 
um die kundengerechte Entwicklung und Er-
bringung universitärer Leistungen scheint es in 
Deutschland – etwa im Vergleich zu den USA – 
ebenfalls eher schlecht bestellt zu sein: Bil-
dungsprodukte werden nicht konsequent auf 
die Bedürfnisse der Kunden hin zugeschnitten, 
sondern orientieren sich an Kompetenzen, Inte-
ressen und raum-zeitlichen Restriktionen des 
vorhandenen Lehrkörpers (Angebotsorientie-
rung).27 Mit der Novellierung des Hochschul-
rahmengesetzes wurde 1998 auf diese Kritik rea-
giert; seither ist es den Hochschulen möglich, 
gestufte Studiengänge anzubieten. Mit der Ein-
führung der gestuften Studiengänge (Bachelor- 
und Master-Studiengänge) wird das Ziel einer 
Aufwertung der Studienabschlüsse angestrebt: 
Die Internationalisierung der Studienangebote 
dient dabei zum einen dem Ziel, die Mobilität 
der deutschen Studierenden und die weltweite 
Akzeptanz der an deutschen Hochschulen er-
worbenen Abschlüsse zu erhöhen. Zum ande-
ren soll durch diese Ergänzung auch das Inte-
resse von ausländischen Studierenden am Stu-
dienangebot der deutschen Hochschulen ge-
weckt werden Alles in allem wird damit ver-
sucht, die Wettbewerbsfähigkeit des Hochschul-
standorts Deutschland zu stärken. 

                                                           
27 Hilse, H. (2001): Unternehmen, Universitäten und Cor-

porate Universities: Wissen und Lernen im Wandel der 
Institutionen, Wittener Diskussionspapiere der Fakultät 
für Wirtschaftswissenschaft, Heft 78, Witten, 27. 
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Im Jahr 2001 hat sich die Zahl der international 
ausgerichteten Bachelor- und Masterstudiengän-
ge (oder auch kurz: BA/MA) auf über 1000 er-
höht. Im Studienjahr 2000 waren rund 7.700 
Studienanfänger in einem BA/MA-Studiengang 
immatrikuliert; dies entspricht einem Anteil an al-
len Studienanfängern von rund 2,5%. Diese ge-
ringe Zahl lässt sich dadurch erklären, dass der 
überwiegende Teil der Studierenden nach wie vor 
in den klassischen Diplom- und Magisterstudien-
gängen eingeschrieben ist. Es ist davon auszuge-
hen, dass sich dies in Zukunft verändern wird. 

Als eine mögliche Kooperationsform von Uni-
versitäten und Unternehmen wird seit einiger 
Zeit das Konzept der Corporate University disku-
tiert und in der Praxis erprobt. Durch die Etab-
lierung unternehmenseigener Weiterbildungs-
einrichtungen soll zum einen eine stärkere Öff-
nung der akademischen Wissenschaft für die Be-
lange von Wirtschaft und Gesellschaft bewirkt 
werden, zum anderen soll in den Unternehmen 
eine zeitgemäße Form des individuellen wie kol-
lektiven Wissensmanagements etabliert werden. 
Somit wird der zukünftige Wettbewerb der Uni-
versitäten nicht nur konzeptioneller und inhalt-
licher Art sein, sondern er wird zugleich auch zu 
einem Zeitwettbewerb werden. Denn für Un-
ternehmen gilt: Wer schneller lernt und besser 
umsetzt, verschafft sich Wettbewerbsvorteile. 
Und auch für Universitäten gilt mittlerweile: 
Nur wer die Forderungen und Chancen der Zeit 
erkennt, den neuen Spielraum nutzt und trag-
fähige sowie attraktive Konzepte umsetzt, wird 
den Wettbewerb bestehen und in Zukunft er-
folgreich sein.28 

Nach einer aktuellen Studie der Universität St. 
Gallen haben bereits 40% der Fortune–500-Un-
ternehmen der USA eine firmeneigene Corporate 
University gegründet. Heute existieren weltweit 
mehr als 1.600 solcher Weiterbildungseinrich-
tungen. In der Studie heißt es: 

„Die Firmen haben erkannt, dass das strategisch rele-
vante Kapital des Unternehmens in den Köpfen der Mit-
arbeiter steckt und nur durch den Erhalt und die konti-
nuierliche Weiterentwicklung der Mitarbeiter, die Kern-
kompetenz und somit die Wettbewerbsfähigkeit des Un-
ternehmens erhalten bleiben kann.“29 

                                                           
28 Töpfer, A. (1999): Corporate Universities als Intellectual 

Capital, in: Personalwirtschaft 7/1999, 32–37 (37). 
29 Mergel, I. (2000): Corporate Universities – Stand der prak-

tischen Umsetzung von firmeneigenen Akademien, Dis-
kussionspapier der Universität St. Gallen. 

Zu den ersten deutschen Unternehmen, die eine 
Corporate University gründeten, zählen die Daim-
ler-Benz AG sowie die Bertelsmann AG. Darüber 
hinaus haben aber auch das Allianz Management 
Institute, die Deutsche Bank University, die Luft-
hansa School of Business, die Merck University, die 
mg academy sowie die SAP University einen ho-
hen Bekanntheitsgrad erreicht. 

Corporate Universities bestehen in aller Regel aus 
einem weltweiten Netzwerk aus Experten und 
Business Schools, die jeweils maßgeschneiderte 
Lernprogramme für die entsprechenden Unter-
nehmen entwickeln. Zu den Partnern von 
DaimlerChrysler gehören etwa die Harvard Busi-
ness School (Massachusetts), das INSEAD (Fon-
tainebleau) und das International Institute for 
Management Development (Lausanne). Damit wird 
deutlich, dass die Corporate Universities den An-
spruch erheben, ein den traditionellen Hoch-
schulen vergleichbares Lernprogramm für ihre 
Klientel anbieten zu können. Damit wird einer-
seits demonstriert, dass die Unternehmen eine 
qualitativ hochwertige Ausbildung selber in die 
Hand nehmen, die von traditionellen Universi-
täten unabhängig ist oder ihnen wenigstens als 
gleichwertig gegenübersteht. Gleichzeitig wird 
mit der Begriffsverwendung ‚University’ aber 
auch ein neuer Bildungsbedarf aufgezeigt, der 
es erforderlich macht, mehr als bisher in die 
Ausbildung der Mitarbeiter und des ganzen Un-
ternehmens zu investieren. Der Name Corporate 
University steht somit für einen breiten program-
matischen Rahmen, den jedes Unternehmen spe-
ziell nach seinen eigenen Bedürfnissen ausfül-
len muss. Entsprechend ist auch in der Praxis 
kein einheitliches Konzept der bestehenden Cor-
porate Universities auszumachen.30 

Die Corporate University wird nicht lediglich als 
ein neues Instrument der Personalentwicklung 
betrachtet, sondern vielmehr als ein Instrument 
des umfassenden betrieblichen Wissensmanage-
ments. Damit übernimmt die Corporate Universi-
ty eine betriebliche Integrationsfunktion, da sie 
für die dezentralen Einheiten im globalen Kon-
zern einen zentralen Beitrag zur Bildung einer 
Corporate Identity leisten soll. Die entsprechen-
den Bildungsangebote müssen deshalb fortlau-
fend mit den strategischen Vorgaben des Ma-
nagements abgeglichen werden. Um sicherzu-

                                                           
30 Ebd.: 7. 
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stellen, dass das vermittelte Wissen auch (öko-
nomische) Früchte trägt, werden im Intranet Fall-
studien zur Bearbeitung abgelegt, für die Tuto-
ren mit Expertenwissen als Online-Ansprech-
partner zur Verfügung stehen. Der Einsatz der 
neuen Medien und des Internet ist grundlegen-
de Infrastruktur der Corporate University. Durch 
den Einsatz multimedialer und vernetzter IuK-
Technologien verändern sich die Lernprozesse 
und die Formen der Wissensvermittlung grund-
legend. So lässt sich eine weitgehende Unab-
hängigkeit von Lernorten und Lernzeiten errei-
chen, können Lern- und Wissensinhalte interak-
tiv, multimedial und kundenspezifisch aufbe-
reitet werden. Die Corporate University von 
DaimlerChrysler in Stuttgart verfolgt laut ihrem 
Leiter Roland Dieser fünf Ziele: 

1. Entwicklung der wettbewerbsrelevanten Kom-
petenzen des Managements; 

2. Beschleunigung von strategischen Initiati-
ven; 

3. Grenzüberschreitende Kooperation; 
4. Transfer von Best Practices (Suche nach Bench-

marks); 
5. Bereitstellung einer Plattform für einen Dis-

kurs zu zentralen Geschäftsthemen. 

Die Corporate University der Bertelsmann AG hin-
gegen dient vornehmlich als ein Instrument zur 
globalen Vernetzung der über 300 bestehenden 
Profit Center. Darüber hinaus stellt sie ein zent-

rales Element im betrieblichen Wissensmanage-
ment dar. Dabei wird auf die Praxisnähe und 
Anwendbarkeit der Lerninhalte geachtet. 

„Wir wollen keine akademischen Foren im Elfenbein-
turm veranstalten. Die Programme, die wir mit Partnern 
wie dem MIT, der Harvard Business School und dem 
International Institute for Management Development 
(IMD) maßgeschneidert entwickeln, müssen eine Wir-
kung auf die Geschäfte haben, das Lernergebnis muss 
umsetzbar sein.“ 

Diese von den Unternehmen eingeforderte 
Dienstleistungsorientierung ist in den deut-
schen Universitäten in der Regel unzureichend: 

„Die besonderen Anforderungen, die Corporate Univer-
sities und ähnliche Einrichtungen an ihre universitären 
Partner stellen (z. B. maßgeschneiderte Angebote mit 
Strategie- und Handlungsbezug, Wissen auf Abruf, In-
terdisziplinarität, Internationalität, Methodenvielfalt), 
können deutsche Universitäten bislang nicht ausreichend 
erfüllen.“31 

Um zu gewährleisten, dass Präsentationsformen 
und Lerninhalte den Bedürfnissen und Interes-
sen der Zielgruppen entsprechen, werden im 
Vorfeld sogenannte Design-Workshops veranstal-
tet, in denen abgeglichen wird, inwieweit sich 
die Vorschläge und Hypothesen der Organisa-
toren mit dem tatsächlichen Bildungsbedarf der 
Führungskräfte decken. Deshalb bietet die Ber-
telsmann-Zentrale im Unterschied zu anderen 
Corporate Universities keinen breit angelegten 
Kursplan an, sondern erarbeitet die Veranstal-
tungsinhalte direkt mit den Vertretern der ent-
sprechenden Geschäftsbereiche. 

                                                           
31 Hilse, H. (2001), a. a. O. 
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Stichwort IV.3: 
Prinzipien der Corporate University32 

Business Performance: Corporate Universities wollen keine Universitäten im herkömmlichen Sinne sein. Ihre Ziele 
und Inhalte orientieren sich nicht an der hehren Wissenschaft, sondern an den geschäftspolitischen Herausforde-
rungen. Unternehmerische Projekte und Lernen anhand von echten betrieblichen Fällen bilden das Herzstück der 
Corporate Universities. 

Netzwerkbildung: Anders als die meisten Weiterbildungsprogramme, die firmenspezifisch ausgerichtet sind, stre-
ben Unternehmen im Rahmen von Corporate Universities ganz bewusst die Kooperation mit anderen Firmen an. 
Ziel ist die Entwicklung gemeinsamer Programme und das gemeinsame Lernen anhand von best-practice-Bei-
spielen. Intensive Kooperationen bestehen darüber hinaus zu externen Bildungspartnern, z. B. Trainern und Manage-
mentakademien, Hochschulen und Business Schools. 

Internationalisierung: Adressaten von Bildungs- und Personalentwicklungskonzepten sind nicht mehr länger nur 
Mitarbeiter in einem Land oder einem begrenzten Geschäftsbereich, sondern grundsätzlich alle Mitarbeiter und 
Führungskräfte des Unternehmens. 

Virtualisierung: Lernen geschieht nicht mehr allein in klassischen Organisationsformen, sondern zunehmend im 
Rahmen von virtuellen Lernnetzwerken und mit Hilfe moderner Informations- und Kommunikationstechniken. 
Gelernt wird zum Beispiel durch Tele-Learning, Business-TV, Internet und Intranet oder Multimedia. 

Selbstorganisation: Qualifizierungs- und Entwicklungsmaßnahmen werden nicht mehr im Einzelnen vorgeplant. Das 
Unternehmen stellt vielmehr einen Rahmen zur Verfügung, der von den Mitarbeitern oder Arbeitsgruppen aus-
gefüllt werden kann und muss. 

32 

                                                           
32 iwd-Informationsdienst des Instituts der deutschen 

Wirtschaft Köln/Ausgabe 26, Jg. 26 (2000 
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NK= aáÉ=cêÉáòÉáíïáêíëÅÜ~ÑíW=
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Die Freizeitwirtschaft ist eine differenzierte Bran-
che, der unterschiedlichste Anbieter von Produk-
ten und Dienstleistungen zuzurechnen sind. Das 
Gros der erbrachten Dienstleistungen stellen hier 
natürlich die konsumbezogenen Dienste, die sich 
neben den unternehmensbezogenen und sozia-
len Dienstleistungen in den letzten Jahren durch 
erhebliche Wachstumsraten ausgezeichnet ha-
ben.1 Ursächlich für dieses Wachstum war im 
besonderen Maße die Entwicklung bei den Frei-
zeitdiensten und im Tourismusbereich, der ne-
ben einem groben Überblick über die wirtschaft-
liche Gesamtbedeutung der Freizeitwirtschaft 
nachfolgend detaillierter analysiert wird. 

455 Mrd. DM Umsatz und 5 Millionen Beschäf-
tigte rechnet der Arbeitskreis Freizeitwirtschaft 
im Institut der Deutschen Wirtschaft in Köln 
dem Sektor zu.2 Enorme Daten, die tatsächlich 
darauf schließen lassen, dass die Freizeitwirt-
schaft ein wichtiger Motor des Dienstleistungs-
sektors ist. Der enorme Umsatz erklärt sich aber 
auch aus der Berechnung: Die Freizeitwirtschaft 
ist ein vielschichtiger Wirtschaftszweig. So zählt 
der Arbeitskreis in dieser Berechnung neben der 
Automobilindustrie auch die Kinobranche, Mu-
sikgerätehersteller, Softwareunternehmen und 
selbstverständlich den Tourismus hinzu. 

Die vielleicht etwas unorthodoxe Berechnung 
des Arbeitskreises Freizeitwirtschaft macht je-
doch deutlich, dass der Freizeitsektor in den 
letzten Jahrzehnten zweifelsfrei eine starke und 
dynamische Entwicklung durchlaufen hat. Eine 
ganz wesentliche Begründung für diese Ent-
wicklung ist im stetigen und massiven Werte-
wandel der Gesellschaft zu finden. Die Begriffe 
Freizeit-, Muße- und neuerdings auch der Er-
                                                           
1 Vgl. den Beitrag von Hartmann in diesem Band, sowie 

Beyer, L./Brandel, R./Esch, K./Hilbert, J./Langer, D./ 
Micheel, B./Middendorf, A. S., 2000: Dienstleistungen 
für mehr Lebensqualität. Trends, Gestaltungsfelder, Be-
schäftigungsperspektiven. Expertise im Auftrag des 
MASSKS NRW. Manuskript. Gelsenkirchen: Institut Ar-
beit und Technik 

2 Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IWD), 2000: Freizeitwirtschaft: Gute Umsätze, 
aber kaum mehr Jobs. 16/2000, S. 2, vgl. auch IWD (In-
formationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft), 
2001: Freizeitwirtschaft: Der Faktor Fitness. 11/2001, S. 
6–7 

lebnisgesellschaft verdeutlichen diesen Zusam-
menhang.3 Empirisch lässt sich die steigende 
zeitliche und gesellschaftliche Bedeutung der 
Freizeitgesellschaft auf sozialpolitische Entwick-
lungen im Zuge der Herausbildung der Indust-
riegesellschaft darstellen. Mit der stetigen Re-
duzierung des gesamtgesellschaftlichen Auf-
wands an Arbeit, z.B. durch die Einführung der 
5-Tage-Woche und garantiertem Jahresurlaub, 
aber auch durch realisierte Produktivitätsgewin-
ne wuchs die Bedeutung dieser „Lebenswelt“. 
Damit einher gehen veränderte Wertvorstellun-
gen und Lebensentwürfe, die stärker hedonis-
tisch geprägt und orientiert sind. Schlaglichter 
setzten in diesem Zusammenhang sicher die ak-
tuelle Shell Studie, die die rasant verändernden 
Werthaltungen bei Jugendlichen als „Inflation 
am Wertehimmel“4 analysiert und das BAT Frei-
zeitforschungsinstitut, dass für das 21. Jahrhun-
dert die „Generation@“5, also die völlige Com-
puterisierung aller Lebenswelten prognostiziert. 
Auf Grundlage dieser Studien können folgende 
Entwicklungstendenzen als unterstützende Fak-
toren für die Entwicklung der Freizeitwirtschaft 
genannt werden, die sicher teilweise wider-
sprüchlich wirken, aber vor dem Hintergrund 
zunehmend individueller Lebenseinstellungen 
nachvollziehbar sind und zugleich in der Sum-
me eine Grundtendenz verdeutlichen:6 

                                                           
3 Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der sich 

herausbildenden Freizeitgesellschaft ist im übrigen nicht 
ganz neuem Datums und soll hier nur anzeigen, dass 
dies sicherlich einer der bedeutendsten Trends in der 
Wertewandelsdebatte ist. Bereits 1958 beschrieb Haber-
mas in seinen soziologischen Notizen zum Verhältnis 
von Arbeit und Freizeit dieses Entwicklungsszenario. 
Dabei schätzte er Freizeit vorrangig als Restkategorie 
ein, die sich aufgrund der dominanten Rolle der Lebens-
welt Arbeit negativ – als Antithese – abgrenzen lässt 
und somit ein Ergebnis der Industriegesellschaft ist. 
Auch für neuere Arbeiten in dieser wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung ist diese Definition im Grundsatz 
heute immer noch maßgeblich. Vgl. Habermas, J., 1958: 
Soziologische Notizen zum Verhältnis von Arbeit und 
Freizeit, in: Funke, G. (Hg.), Konkrete Vernunft – Fest-
schrift für Erich Rothacker. Bonn, S. 219–231 

4 Fritzsche, Y., 2000: Moderne Orientierungsmuster: Infla-
tion am Wertehimmel. In: Deutsche Shell (Hg.), Jugend 
2000, Band 1. Opladen, S. 93–156. 

5 Opaschowski, H.W., 1999: Generation @ – Die Medien-
revolution entläßt ihre Kinder: Leben im Informations-
zeitalter, 1. Auflage. Hamburg 

6 In Anlehnung an: Opaschowski 1999, Beck, U., 1999: Mo-
dell Bürgerarbeit. In: Ders. (Hg.), Schöne neue Arbeits-
welt: Vision Weltbürgergesellschaft, 2. Auflage. Frank-
furt, New York, S. 7–189 und Fritzsche 2000  
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• Zunehmende Freizeit- und Erlebnisorientie-
rung aufgrund größer werdender Zeitres-
sourcen für viele Bevölkerungsgruppen; 

• Wegfall bzw. Aufbrechen industriegesell-
schaftlicher Lebensformen sowie tradierter 
sozialökonomischer Milieus und Sozialstruk-
turen: Dies führt zu stark individuellen und 
kaum systematisierbaren Werthaltungen und 
unterschiedlichsten Lebensentwürfen; 

• Grundsätzliche Zunahme von Hedonistischen 
Werthaltungen zur Lebensgestaltung: Beruf 
und Karriere kommt heute eine stärker un-
tergeordnete Bedeutung zu; 

• Leistungs- oder Genussorientierung wird in 
allen Lebensbereichen weniger als Wider-
spruch empfunden: Zunahme von „Sowohl-
als-auch-Haltungen“, d.h. Leistungsorientie-
rung (z.B. im Berufsleben) und Genussorien-
tierung (z.B. in der Freizeit) schließen sich in 
der Werthaltung nicht aus. 

• Hohe Entgrenzungstendenzen zwischen den 
klassischen Lebensbereichen Arbeit und Frei-
zeit: Es werden individuell sozusagen „Brü-
cken“ zwischen den beiden Bereichen orga-
nisiert und teilweise konstruiert; 

• Individualisierungstendenzen bei der Gestal-
tung der Lebenswelt Arbeit: Es nehmen Er-
werbsbiographien zu, die zeitlich, d.h. bezo-
gen auf die Lebensarbeitszeit, unterbrochen 
sind bzw. vertraglich, d.h. bezogen auf Auf-
gabenstellung und zeitlichen Umfang, ge-
teilt sind. 

• Hohe Selbstverwirklichungstendenzen im 
Freizeitbereich und anderen Lebensberei-
chen: Bedeutungsabnahme der klassischen 
Bindungen in traditionellen (Sport-)Vereinen 
und Verbänden; 

• Zunahme des bürgerschaftlichen Engage-
ments und Herausbildung einer „Bürger- 
bzw. Zivilgesellschaft“; 

• Zunehmende Gesundheits- und Wellness-
Orientierung. 

Diese gesellschaftlichen Entwicklungen haben 
die Wachstumsdynamik in der gesamten Frei-
zeitwirtschaft in den letzten Jahren natürlich 

nachhaltig unterstützt. Die Freizeit- und Erleb-
nisorientierung schlägt sich insbesondere in der 
Tourismuswirtschaft nieder, die als wichtigster 
Wachstumsbereich in der gesamten Freizeitwirt-
schaft angesehen werden kann. 

OK= qçìêáëãìëW=
pÉáí=g~ÜêòÉÜåíÉå=t~ÅÜëíìãëÄê~åÅÜÉ=
kêK=N=

Die Tourismusbranche gilt seit einigen Jahr-
zehnten als wichtiger Wachstumsbereich des 
Dienstleistungssektors in Deutschland. Dieses 
soll durch einige Strukturdaten zur Tourismus-
wirtschaft gezeigt werden. Allerdings stößt man 
bei der hierzu notwendigen Analyse von Fakto-
ren wie dem Anteil am Volkseinkommen (Net-
towertschöpfung) oder der Beschäftigungsef-
fekte dieser Branche unweigerlich an Probleme 
des vorhandenen Datenmaterials. Die statisti-
schen Erhebungen zum gesamten Tourismus-
bereich „kranken“ zum großen Teil daran, dass 
für diesen wesentlichen Bereich der Volkswirt-
schaft – der ebenso wie die Freizeitwirtschaft in 
Gänze als Querschnittsbereich anzusehen ist – 
immer noch eine verbindliche statistische Ab-
grenzung fehlt. Daher ist eine Dokumentation 
des ökonomischen Stellenwertes der Tourismus-
wirtschaft immer auf Schätzungen bzw. Hoch-
rechnungen angewiesen. Trotzdem sollen hier 
einige ökonomische Rahmendaten die wirt-
schaftliche Bedeutung des Tourismus für die 
deutsche Volkswirtschaft im Vergleich zu ande-
ren Branchen verdeutlichen. 

Überraschend sind vor allem die durch den 
Tourismus angestoßenen Beschäftigungseffek-
te, insbesondere dann, wenn alle vorgelagerten 
und nachgelagerten Bereiche der direkten Tou-
rismuswirtschaft miteinbezogen werden (inkl. 
der Teil- und Saisonarbeitskräfte). So geht der 
deutsche Tourismusverband auf der Basis von 
Daten des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) im Jahresbericht 1999 von 2,8 
Mio. Beschäftigten aus. Damit liegt der Anteil 
der touristisch abhängigen Beschäftigten bei et-
wa 8 Prozent im Verhältnis zur Gesamtbeschäf-
tigung in Deutschland. Die beschäftigungspoli-
tische Bedeutung wird insbesondere im Vergleich 
zu anderen Wirtschaftsbereichen deutlich: 
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Quelle: Deutscher Tourismusverband (DTV) (Hg.), 1999: Jahresbericht 1999, Bonn 

Der Anteil der Nettowertschöpfung des Touris-
mus entspricht derzeit etwa 8%. Auch der Ver-
gleich der Umsatzzahlen dieser Branche mit den 
Wirtschaftsbereichen verdeutlicht die volkswirt-
schaftliche Bedeutung. So erzielte die Touris-
muswirtschaft 275 Mrd. DM, eher klassische 
Branchen wie die Maschinenbauindustrie oder 
die Elektroindustrie liegen mit 258 bzw. 274 
Mrd. DM unter diesem Umsatzvolumen. Ledig-
lich die traditionell in Deutschland umsatzstarke 
Automobilindustrie erreicht mit 337 Mrd. DM 
ein deutlich höheres Gesamtvolumen.7 

PK= sáêíìÉääÉê=^ÄëíÉÅÜÉê=áåë=m~ê~ÇáÉëI=
çÇÉêW=
tçÜáå=ÇáÉ=oÉáëÉ=ÖÉÜí\=

New Economy, Internet, Cybernet und andere ak-
tuell gebräuchliche Schlagwörter, die den Ein-
satz und die zunehmende Bedeutung neuer 
Technologien für nahezu alle Lebens- und Wirt-
schaftsbereiche verdeutlichen, könnten auch für 
den Tourismusbereich hoffen lassen: Der Strand-
urlaub auf Bali mit entsprechender aufwendi-

                                                           
7 vgl. Deutscher Tourismusverband (DTV) (Hg.), 1999: 

Jahresbericht 1999, Bonn 

ger Anreise wird demnächst überflüssig, denn 
der Cybernet ermöglicht uns über virtuelle Rea-
litäten schon bald, kurze und erholsame Abste-
cher ins Paradies. Glücklicherweise lässt sich 
dieser virtuelle Abstecher nicht realisieren und 
auch ist die Frage der Reisemotivation der Kun-
den – wenngleich noch immer nicht geklärt – 
sicher nicht mit derartigen Angeboten zu be-
antworten. 

Außerdem ist die Tourismuswirtschaft derzeit 
noch nicht so weit und darüber hinaus ist Ur-
laub und der Reisebedarf nur mehr als einge-
schränkt technisierbar. Gerade in dieser Wirt-
schaftsbranche können zwar auch Produktivi-
täts- und Rationalisierungspotenziale erschlos-
sen werden, doch unabhängig von der indivi-
duellen Reisemotivation – also ob z.B. eher Er-
holung beim Strandurlaub auf Bali oder Kultur 
beim Klassikfestival in Prag gewünscht ist – 
wird die Nachfrage nach derartigen Angeboten 
die Beschäftigungsintensität erhalten. Im Tou-
rismus – wie in anderen Bereichen des Dienst-
leistungssektors – wird es auf lange Sicht immer 
darauf ankommen, Angebote zu entwickeln und 
anzupassen, die den Kunden mit seinen indivi-
duellen Bedürfnissen und Anforderungen in den 
Mittelpunkt stellen. Allerdings gilt der Kunde 
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sowohl in der Tourismuswissenschaft als auch 
aus Sicht der touristischen Anbieter immer noch 
in Bezug auf seine Reisemotivation als Rätsel. 

Damit ist schlussendlich auch verbunden, dass 
zwar auch hier neue Entwicklungen und Trends 
über Marktforschungen beschrieben werden, 
die konkrete Übersetzung in touristische Ange-
bote aber häufig noch aussteht. Die Zurückhal-
tung der Reiseveranstalter, sich dauerhaft mit 
bestimmten Marken zu etablieren und die Er-
schließungsstrategie ständig zu verändern, hängt 
offensichtlich mit der immer noch kontinuier-
lich steigenden Reisefreudigkeit zusammen. Rei-
sewillige warten daher immer noch auf das auf 
ihre Wünsche ausgerichtete perfekte Urlaubs-
paket. 

Hier soll nun nicht der Versuch gemacht wer-
den, in einer Art „Rundumschlag“ die Lösun-
gen für die relevante Querschnittsbranche Tou-
rismus zu entwickeln; allerdings lassen sich nach 
derzeitigem Stand eine ganze Reihe von realis-
tischen Entwicklungsperspektiven für diesen 
nach Nettowertschöpfung und Beschäftigung 
wichtigen Dienstleistungsbereich der Freizeit-
wirtschaft aufzeigen. Dabei wurden bewusst 
Entwicklungsperspektiven aufgegriffen, die sich 
wechselseitig ergänzen und zeitlich wie sach-
lich auch teilweise überschneiden. Dies Vorge-
hen dient vor allem der Identifizierung von 
wechselseitigen Verstärkungen und kann zudem 
durchaus Handlungsanforderungen für die wei-
ter Dienstleistungsentwicklung in touristischen 
Unternehmen verdeutlichen. Ergänzt wird die-
se Darstellung um Qualifizierungsbedarfe, die 
sich aufgrund dieser Entwicklungen ergeben. 

PKN= E§ÄÉêJF^äíÉêìåÖ=~äë=mÉêëéÉâíáîÉ\=

Ein ganz maßgeblich den Tourismusbereich be-
einflussender Trend wird die demografische 
Entwicklung darstellen. Vor allem sinkende Ge-
burtenraten sowie eine kontinuierliche Steige-
rung der Lebenserwartung und -dauer führen 
mittel- bis langfristig zu erheblichen Verände-
rungen der Altersstrukturen in der BRD wie 
auch in Europa und anderen führenden Indust-
rienationen. Alle verfügbaren Prognosen gehen 
für Deutschland von einem Bevölkerungsrück-
gang aus, der mit einer Abnahme der Zahl jün-
gerer Erwerbsfähiger einhergeht. Ohne substan-
tielle Erhöhung der Geburtenzahlen und der 

Einwanderung nimmt die Gesamtbevölkerung 
im Zeitraum bis 2050 von heute 82 Millionen 
um mindestens 12 Millionen auf 65 bis 708 ab. 
Zugleich verringert sich die Anzahl der Perso-
nen im erwerbsfähigem Alter (20 bis unter 65 
Jahre). Sind es heute noch knapp über 51 Millio-
nen Personen, werden es je nach Szenario im 
Jahr 2050 nur etwa 32 bis 38 Millionen sein. Zu-
gleich verschiebt sich das zahlenmäßige Verhält-
nis zwischen älteren und jüngeren Menschen er-
heblich. Bis zum Jahr 2050 werden die Personen 
im Alter von 58 bis 63 Jahren zu den am stärks-
ten besetzten Jahrgängen gehören. Heute sind 
es die 35- bis 40-jährigen. Dieses Ergebnis deu-
tet bereits an, dass die Struktur der Erwerbsbe-
völkerung in den kommenden fünf Jahrzehnten 
sich erheblich zugunsten der älteren Jahrgänge 
verschiebt, wie Schaubild V.2 verdeutlicht. 

Damit zeichnen sich bis 2010 zwei wesentliche 
demographische Trends für die Tourismuswirt-
schaft ab: 

• Das durchschnittliche Alter der Reisenden 
wird sich deutlich erhöhen. Dies wird auch 
die Berücksichtigung der damit einhergehen-
den spezifischen Bedarfslagen bei Anspra-
che und Produktdesign auslösen. Vor diesem 
Hintergrund ist es notwendig, adäquate An-
gebote für die älteren Generationen zu ent-
wickeln, die zweifelsfrei aufgrund ihres Ein-
kommens und ihren Zeitressourcen zum Rei-
sen eine attraktive Kundengruppe darstellen. 
Eine weitere Notwendigkeit ist die damit 
verbundene Imageänderung, die allerdings 
gesamtgesellschaftlich Gültigkeit hat: Marke-
ting und Angebotskonzeption können nicht 
mehr dauerhaft und ausschließlich auf junge, 
dynamische Kundengruppen zielen. Hierzu 
gibt es einige gute Beispiele, wie z.B. „Nivea 
Vital“, die im Marketing wie im Produktde-
sign die ältere Generation weder verniedli-
chen noch als gebrechlich darstellen. Doch 

                                                           
8 Die Differenz von 5 Millionen ergibt sich aus der Be-

rücksichtigung unterschiedlich hoher Zuwanderungs-
ströme bzw. Netto-Wanderungsgewinne. Unterstellt man 
eine jährlichen Zuwanderungsgewinn von 100.000 Per-
sonen ergibt sich eine Gesamtbevölkerung von 65 Mil-
lionen, bei einer Zuwanderung von 200.000 ergibt sich 
eine Gesamtbevölkerung bis zum Jahr 2005 von eher 70 
Millionen. Im unrealistischen Szenario ohne Zuwande-
rungsüberschüsse der ausländischen Bevölkerung wür-
de 2050 eine Gesamtbevölkerung von 59 Millionen er-
reicht werden. 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Hg.), 2000: Bevölkerungsentwicklung Deutschlands bis zum Jahr 2050 – Ergebnisse der 9. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung. Wiesbaden. Anteile in Prozent 

 insgesamt sind Hersteller wie Kapitalgeber 
noch immer übervorsichtig, in Produkte und 
Marketingstrategien zur Ausschöpfung der 
enormen Kaufkraft der älteren Generation 
zu investieren. 

• Der Nachwuchs am Arbeitsmarkt wird deut-
lich knapper und bedingt die Verknappung 
jüngeren Personals. Insbesondere für Unter-
nehmen der Tourismuswirtschaft, die bislang 
von einem eher „jugendzentrierten Leitbild“ 
geprägt sind, stellt dies eine wichtige lang-
fristige Zukunftsherausforderung für die 
Personalpolitik und Personalentwicklung dar. 
Ebenso entscheidend ist die Entwicklung von 
längerfristigen Strategien für die Abkehr von 
diesem Leitbild. Kunden wurden bisher ge-
radezu daran gewöhnt, dass z.B. ein Anima-
teur in einem Urlaubsclub zwischen 20 und 
30 Jahren alt ist und nahmen dies auch als 
Erwartungshaltung mit in den nächsten Ur-
laub. Die Rekrutierung hierfür geeigneten 
Personals wird vor dem Hintergrund eines 
steigenden Durchschnittsalters der Bevölke-
rung und des sinkenden Erwerbspersonen-
potenzials zunehmend schwieriger. 

PKO= eóÄêáÇÉ=hìåÇÉå\=

In so gut wie allen Dienstleitungsbereichen der 
Volkswirtschaften haben sich in den letzten 
Jahrzehnten die Kundenbedürfnisse verändert. 
Es lassen sich deshalb heute kaum noch größere 
Zielgruppen definieren und abgrenzen, die in 
ihren Konsumbedürfnissen als homogen anzu-
sehen sind. Dies führt zu Schwierigkeiten bei 
der Ansprache der Zielgruppen aber auch bei 
der Produkt- bzw. Dienstleistungsentwicklung. 
Alte Schemata – junge Reisende nehmen aus-
schließlich Reiseangebote von Jugendreiseanbie-
tern (z.B. „Frosch-Reisen“ oder besonders güns-
tige Anbieter wie „Rainbow-Tours“) wahr, wäh-
rend Ältere eher den Komfort und Luxus im 
Fünf-Sterne-Hotel suchen – lassen sich so heute 
nicht mehr aufrecht erhalten. Statt dessen muss 
heute in der Tourismuswirtschaft stärker an der 
persönlichen Motivation und Werthaltung von 
Reisenden angesetzt werden. 

Immer weniger homogene Gruppen mit ver-
gleichbaren Ansprüchen und Bedarfen heißt in 
der Folge aber auch, dass heute viel stärker von 
heterogenen Kundenbedürfnissen ausgegangen 
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wird. Mittlerweile macht auch in der Touris-
muswirtschaft das Bild des „hybriden Konsu-
menten“9 die Runde. Damit ist gemeint, dass 
der Reisende, der heute in einem Fünf-Sterne-
Lokal ein mondänes Essen zu sich nimmt, sich 
morgen im Fastfood-Lokal nebenan einfindet. 
Und derjenige, der im letzten Jahr eine Zeltsa-
fari in Tansanias Nationalpark mit anschließen-
dem Fünf-Sterne-Luxus-Strandurlaub auf San-
sibar gebucht hat, könnte in diesem Jahr ein ge-
sundheitsorientiertes Urlaubsangebot mit Moor-
anwendungen im landschaftlich reizvollen ost-
westfälischem Bad Driburg buchen. Reisemoti-
ve, -interessen, -bedarfe und -vorlieben können 
also durchaus breit gestreut sein und sind teil-
weise konträr und von vielen situativen Merk-
malen abhängig. 

Die vielen unterschiedliche Bezeichnungen für 
unterschiedliche Ansprachegruppen oder auch 
die Übernahme und Bildung von Werthaltungs-
gruppen aus anderen Zusammenhängen durch 
die Akteure in der Tourismuswirtschaft zeigen, 
dass dieser Trend zumindest indirekt mittler-
weile erkannt wurde. Beispielweise existieren 
für die Seniorenzielgruppe kreative Wortschöp-
fungen wie „Grumpies“ (grown up mature people) 
oder „Silver Generation“, „Silver Market“, „Neue 
Alte“ oder auch etwas anekdotisch in Anleh-
nung an die 80er Jahre-Bezeichnung der Yup-
pies: „Woopies“ (well-off older people). All dies 
Wortschöpfungen machen je nach Anbieter deut-
lich, wer angesprochen werden soll; allerdings 
dürfen diese Wortschöpfungen – die einige Ge-
meinsamkeiten bei den Reisepräferenzen und 
-motiven der Zielgruppen „Senioren“ aufzeigen 
bzw. Wert- und Konsumeinstellung beschrei-
ben – nicht darüber hinwegtäuschen, dass viel-
fach die notwendigen Konzepte zur zielgerech-
ten Ansprache und Dienstleistungsentwicklung 
von Kunden und Kundentypologien in der Tou-
rismuswirtschaft fehlen. 

Ein brauchbarer Ansatz zur Identifizierung von 
Typologien ist sicher der Activities/Interests/Opi-
nion-Ansatz der Lebensstilforschung,10 da sich 

                                                           
9 Vgl. Seitz, E./Meyer, W., 1995: Tourismusmarktfor-

schung. Ein praxisorientierter Leitfaden für Touristik und 
Fremdenverkehr, sowie auch den Beitrag von Bertram 
in diesem Band. 

10 Vgl. Müller, S., 1995: Zwischen Medien- und Marktrea-
lität – Zielgruppe Senioren. In: Absatzwirtschaft 12/1995, 
S. 42–48 

Urlaubsmotive aus einem Wechselspiel von 
langfristigen stabilen Grundorientierungen und 
intervenierenden Faktoren wie Einkommen, 
Bildungsstand, Reiseerfahrenheit oder auch Ge-
sundheitsgrad etc. entwickeln und immer wie-
der neue und spezifische Anforderungen an 
eine Reise mit sich bringen. Auf dieser Basis 
identifizierte und unterteilte Müller die sozio-
demografisch bildbare Zielgruppe der Senioren 
in fünf idealtypische Typologien,11 wobei die 
statistische Grundlage für die Definition von Se-
nior das Erreichen des 55. Lebensjahres war und 
die Person nicht mehr im Erwerbsleben stehen 
durfte: 

• Junge Alte (etwa 9 Prozent der Senioren), die 
besonders aktiv, konsumfreudig, markenbe-
wusst, überdurchschnittlich gebildet sind und 
sich des weiteren durch eine optimistische 
Lebenseinstellung auszeichnen. 

• Emanzipierte Bildungsbürger (etwa 21 Prozent), 
die im Vergleich zu anderen Gruppen den 
höchsten Bildungsstand besitzen, sehr kul-
turbewusst sind und eine hedonistische Le-
bensauffassung haben. Gegenüber Werbung 
sind sie allerdings eher distanziert eingestellt 
und haben nur ein durchschnittliches Pro-
duktinteresse. 

• Aktive Konservative (etwa 17 Prozent), die 
über ein im Vergleich zu anderen Gruppen 
geringes Bildungsniveau verfügen, bei aller-
dings guter Einkommenssituation. Ihr Leben 
spielt sich in erster Linie im Familien- und 
Freundeskreis ab. Des weiteren zeichnen sie 
sich durch ein hohes Sicherheitsbedürfnis 
aus und sind ebenso wie die jungen Alten 
marken- und qualitätsbewusst. 

• Passive Konservative (etwa 32 Prozent), die mit 
weniger finanziellen Mitteln ausgestattet sind 
und ein geringeres Bildungsniveau besitzen. 
Des weiteren sind sie stark an die häusliche 
Umgebung gebunden. 

                                                           
11 Bei den nachfolgend aufgeführten Seniorentypologien 

ist zu berücksichtigen, dass die Basisdaten der Verbrau-
cherzählung von 1993 entnommen wurden und heute 
sicher statistischen Anpassungen bedürfen. Eine aufgrund 
der Datenbasis genauere Darstellung findet sich in der 
Analyse IFF, auf die hier aber aus Gründen des Umfangs 
verzichtet wird. Vgl. IFF (Institut für Freizeitwirtschaft), 
1996: Der Tourismus der Senioren ab 50. München, so-
wie IFF (Institut für Freizeitwirtschaft), 1998/99: Ziel-
gruppen in der Freizeit 1995–2005. München 
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• Resignierte Alte (etwa 20 Prozent), die nur ein 
sehr geringes Produktinteresse besitzen und 
sich über ein gering ausgeprägtes Einstel-
lungsprofil auszeichnen. 51 Prozent dieser 
Gruppe sind älter als 70 Jahre. 

Für Anbieter von touristischen Dienstleistun-
gen wird es zukünftig wichtiger werden, derar-
tige Erkenntnisse in eine bedarfsorientierte Pro-
duktentwicklung bzw. Weiterentwicklung der 
Service- bzw. Leistungsqualität zu integrieren. 
Die aktuellen Initiativen zur Steigerung der 
Qualität im Tourismus deuten zumindest der-
zeit in diese Richtung. 

PKP= _ÉáëéáÉäÉ=ÑΩê=nì~äáí®íëçÑÑÉåëáîÉå=áã=
qçìêáëãìë=

Neue Managementkonzepte und Kundenanfor-
derungen haben in den letzten Jahren dazu ge-
führt, dass ein umfassendes Qualitätsmanage-
ment immer stärker in den Mittelpunkt der Un-
ternehmenssteuerung rückt. Dabei werden auf 
allen Unternehmensebenen kontinuierliche Ver-
besserungen systematisch angestrebt und ver-
folgt. Im Tourismus zeigen sich diese Gestal-
tungsvorhaben beispielsweise im DIHT-Aktions-
plan „Tourismusstandort Deutschland“12 sowie 
im Tourismuspolitischen Bericht der Bundesre-
gierung:13 Die Weiterentwicklung und Stärkung 
der Service- bzw. Leistungsqualität haben sub-
stanzielle Relevanz für die Wettbewerbsfähig-
keit touristischer Anbieter. 

Fraglos werden in sämtlichen touristischen Be-
trieben zahlreiche Instrumente zur Steigerung 
der Qualität im Sinne der Anforderungen der 
Gäste an die Service- und Leistungsqualität ein-
gesetzt. Eines der klassischen und am häufigsten 
eingesetzten Instrumente sind standardisierte 
schriftliche Befragungen. Diese werden nicht 
nur von Hotels selbst, sondern auch von den 
Reiseveranstaltern immer häufiger zur Ermitt-
lung der Leistungszufriedenheit eingesetzt. Letz-
tere beziehen Befragungsergebnisse in die Ver-
trags- und Preisgestaltung mit ein und verge-
ben darüber hinaus veranstalterspezifische Aus-
zeichnungen, wie z.B. den „Tui-Holly.“ Diese 

                                                           
12 vgl. Industrie- und Handelskammer zu Kiel, 2001: DIHT-

Aktionsplan „Tourismusstandort Deutschland“ 
13 Vgl. Deutscher Bundestag, 1999: Tourismuspolitischer 

Bericht der Bundesregierung. Drucksache 14/2473. Bonn 

Auszeichnung wird in den Katalogen der Ver-
anstalter festgehalten, dient damit als Image-
faktor und soll schlussendlich zu einer stärke-
ren Buchung führen. 

Neben diesem klassischen – aber für die Gäste 
nur gering informativen – Instrument wurden 
in der Vergangenheit Kundenfokusgruppen ein-
gesetzt, in denen vor Ort in den Hotels Bedarfe 
und Bedürfnisse in Gesprächen ermittelt wer-
den. Des weiteren verfügen die meisten Anbie-
ter touristischer Leistungen über ausgefeilte Be-
schwerdemanagementsysteme, die verhindern 
sollen, dass der Gast mit seiner Unzufrieden-
heit abreist und den Anbieter in schlechter Er-
innerung hält. Hinzu kommen verschiedene Ka-
tegorisierungen, wie „Stern- oder Muschelsys-
teme“, die den potentiellen Gästen Auskunft 
über das infrastrukturelle Qualitätsniveau tou-
ristischer Einrichtungen geben sollen. Diese Ka-
tegorien haben bis heute aber eher zur Verwir-
rung denn zur Aufklärung der potenziellen Gäs-
te beigetragen: Ob Verbraucherschützer, Wis-
senschaftler oder Praktiker – jeder Tourismus-
interessierte bemängelt die teilweise intranspa-
rente und stets auf der Grundlage verschiede-
ner Konzepte basierende Vergabe der Symbole. 
Bisher ist es nicht gelungen, europaweit einen 
einheitlichen Leitfaden bzw. Checklisten zur 
Kategorisierung touristischer Leistungsanbieter 
zu erstellen. Ist ein Hotel bei dem Reiseveran-
stalter Meiers Weltreisen mit drei Sternen aus-
gezeichnet, könnte das gleiche Hotel bei Necker-
mann mit vier Muscheln ausgezeichnet sein. 
Die Verwirrung löst sich auch nicht bei Betrach-
tung nationaler Vergabesysteme: Ein Drei-Sterne 
Hotel in Ägypten entspricht eher dem Niveau 
eines Ein-Stern Hotels in Deutschland. 

Insgesamt stehen die eingesetzten Instrumente 
zur Qualitätssteigerung und Ermittlung der 
Kundenwünsche nebeneinander und tragen nicht 
unmittelbar zur Information potenzieller Gäste 
bei. Ein Qualitätsmanagementkonzept, dass ein-
zelne und unstrukturierte Offensiven bündeln 
kann, ist das Qualitätsmanagementmodell der 
Europäischen Stiftung für Qualitätsmanagement 
(EFQM). Vereinzelt arbeiten Reiseveranstalter 
und Fremdenverkehrsbetriebe bereits mit die-
sem sogenannten EFQM-Modell für Excellence. 
Interessant an diesem Modell ist der Blick auf 
Vergleichbarkeit: Benchmarking ist ein zentraler 
Bestandteil des Modells, dem allerdings nur 
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durch den Einsatz gleicher Instrumentarien Rech-
nung getragen werden kann. Hinzu kommt, 
dass das Modell Lern- und Innovationsorientie-
rung unter Einbeziehung der Kunden und Mit-
arbeiter fokussiert und damit die Entwicklung 
neuer Dienstleistungen vorantreiben kann.14 

PKQ= mê~ñáëÄÉáëéáÉäW=
fåíÉÖêáÉêíÉ=mêçÇìâíÉåíïáÅâäìåÖ=áã=
qçìêáëãìëNR=

Bereits mehrfach wurde auf die zunehmende 
Bedeutung einer den Kundenbedürfnissen – 
und -anforderungen angepassten Produkt- und 
Dienstleistungsentwicklung hingewiesen. Um 
ein adäquates Konzept hierfür vorzustellen, wird 
anhand eines Praxisbeispiels das Konzept der 
integrierten Produktentwicklung skizziert. Die-
ses wurde in einem vom Institut Arbeit und 
Technik in Kooperation mit dem Fremdenver-
kehrsverband Teutoburger Wald e.V. durchge-
führten Projekt „Tourismus in einer alternden 
Gesellschaft“ erarbeitet und erprobt. Ein zentra-
ler Ansatz des Projektes war, bestehende und 
neue Beschäftigungsfelder durch eine bedarfs-
orientiertere Gestaltung von Urlaubsangeboten 
für ältere Menschen zu sichern bzw. zu schaf-
fen, indem auch die Nachfrageseite bereits in 
den Entwicklungsprozess von neuen Tourismus-
angeboten miteinbezogen wird. Insofern lässt 
sich das Vorgehen nahtlos in das Qualitätsma-
nagementmodell der Europäischen Stiftung für 
Qualitätsmanagement integrieren, da die Einbe-
ziehung der Kunden ein wesentlicher Bestand-
teil des Modells ist. 

Wie lässt sich nun die Schere zwischen unzu-
reichenden Angeboten im Bereich des Senioren-
tourismus und den Bedarfen nach verstärkten 
Urlaubsmöglichkeiten durch ältere Menschen 
lösen und was ist unter dem Ansatz einer integ-
rierten Produktentwicklung dabei zu verstehen? 
Der Begriff integrierte Angebotsentwicklung 

                                                           
14 European Foundation for Quality Management (EFQM), 

2000: Das EFQM-Modell für Excellence.  
15 Vgl. dazu ausführlich Born, A./Middendorf, A. S. (1999): 

Urlaub jenseits des Seniorentellers. Beschäftigungschan-
cen durch integrierte Angebotsentwicklung im Senioren-
tourismus. In: Jahrbuch des Instituts Arbeit und Tech-
nik 1998/99, S. 120–131. Gelsenkirchen, sowie Hübner, 
M./Born, A. (1999): Zielgruppe Senioren: Chancen und 
Perspektiven für den Tourismusbranche. Graue Reihe 
des Instituts Arbeit und Technik 1999–11. Gelsenkirchen 

wurde in Anlehnung an das 5-Generationen-In-
novationsmodell von Rothwell gewählt.16 Dabei 
sollen sowohl Anbieter als auch die entspre-
chenden Nachfragegruppen bereits in den Ent-
wicklungsprozess neuer Produkte oder Dienst-
leistungen eingebunden werden, um gemein-
sam marktfähige und erfolgreiche Lösungen zu 
erarbeiten. 

Vor Beginn der eigentlichen Entwicklungsakti-
vitäten galt es, zunächst gesicherte Befunde zum 
Ist-Zustand zu erfassen. In einem ersten Schritt 
wurden Sekundäranalysen zum Reiseverhalten 
älterer Menschen, gekoppelt mit Lebensstilana-
lysen dieser Kohorte, ausgewertet. Mittels einer 
schriftlichen Befragung von Gästen in der Regi-
on sowie von touristischen Anbietern und Mit-
arbeitern wurde in einem zweiten Schritt ein 
Stärken-Schwächen-Profil des Teutoburger Wal-
des ermittelt. Weiterhin fanden Befragungen bei 
Kunden ambulanter Pflegedienste sowie bei den 
Bewohnern und Angehörigen stationärer Senio-
reneinrichtungen statt, um den Bedarf nach zu-
sätzlichen Reiseangeboten zu ermitteln. Flan-
kierend dazu fanden viele Diskussionen und 
Gespräche mit Vertretern der Tourismus- und 
Seniorenwirtschaft statt. 

Nach Abschluss der Ist-Analyse wurden in der 
ersten Umsetzungsphase primär folgende Auf-
gaben bearbeitet: 

• Identifizierung und Aktivierung innovations-
williger Akteure sowohl auf Anbieter- als 
auch auf Nachfragerseite; 

• Kommunikation der empirischen Befunde 
und des daraus ableitbaren Handlungsbe-
darfes an alle Beteiligte. 

Ein anfängliches Problem bestand in der Zu-
rückhaltung und der Skepsis bei verschiedenen 
Akteuren aus dem Tourismussegment, sich ak-
tiv mit der Entwicklung neuer Konzepte aus-
einander zu setzen. Dies war um so überra-
schender, als dass seitens der Nachfragegrup-
pen großes Interesse an einer gemeinsamen Er-
arbeitung neuer Konzepte im Seniorentouris-
mus signalisiert wurde. Die zunächst etwas zä-
he Anlaufphase hat sich in der Nachbetrachtung 

                                                           
16 Rothwell, R. 1993: The Fifth Generation Innovation 

Process. In: Oppenländer, K.H./Popp, W. (Hrsg.): Pri-
vates und staatliches Innovationsmanagement. Ifo Stu-
dien zur Innovationsforschung. München 
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als durchaus fruchtbar erwiesen. Einerseits konn-
te so die „Spreu vom Weizen“ getrennt werden, 
d.h. diejenigen Akteure, die nicht bereit waren, 
sich aktiv in den Entwicklungs- und Umset-
zungsprozess miteinzubringen, blieben den ge-
meinsamen Arbeitsgruppen nach einigen Sit-
zungen fern. Andererseits verblieb abseits der 
sofortigen Entwicklung konkreter Angebote ge-
nügend Zeit und Raum, die Mentalitäten und 
Erwartungshaltungen des „Gegenübers“ nicht 
allein auf der kognitiven Ebene wahrzunehmen, 
sondern vielmehr ein Gespür für zukünftige ge-
meinsame Anforderungen zu entwickeln. 

Vor der Konkretisierung neuer Urlaubsangebote 
galt es in einem nächsten Schritt, die Zielgrup-
pen näher zu präzisieren, auf die sich die An-
gebotsentwicklung konzentrieren wollte. Nach 
Klärung dessen, was einerseits die Anbieter leis-
ten können und was andererseits von den sozia-
len Diensten an Bedarfen herangetragen wurde, 
konnten drei Gruppen identifiziert werden. Für 
jede dieser Zielgruppen wurden Umsetzungs-
teams ins Leben gerufen, die daraufhin mit der 
Ausarbeitung zielgruppenspezifischer Angebo-
te beauftragt wurden: 

q~ÄK=sKNW= qçìêáëãìë=áå=ÉáåÉê=~äíÉêåÇÉå=dÉëÉääëÅÜ~ÑíW=
kÉìÉ=hçåòÉéíÉ=ìåÇ=wáÉäÖêìééÉå=

Umsetzungsteam Zielgruppe 

Neues Alter auf Reisen • nicht bzw. leicht beeinträchtigte Senioren 
Urlaub mit der Pflege • pflege- bzw. betreuungsbedürftige Senioren plus deren Angehörige 
Generationenurlaub • nicht bzw. leicht beeinträchtigte Senioren plus deren Kinder und Enkel 

Quelle: Hübner/Born 1999 

Neben der Ausgestaltung konkreter Angebote 
wurden parallel dazu Arbeitsgruppen damit be-
auftragt, die logistischen und infrastrukturellen 
Anforderungen an die jeweiligen Zielgruppen 
und Reisen zu erarbeiten. Dies galt sowohl hin-
sichtlich des Transports wie der Unterbringung 
am Zielort. Eine weitere Arbeitsgruppe beschäf-
tigte sich mit der Erarbeitung seniorenspezifi-
scher Marketingkonzepte und sucht nach neuen 
Ansprache- und Akquisemöglichkeiten. Dabei 
wurde deutlich, dass insbesondere Sicherheits- 
und Beziehungsbedürfnisse verstärkt in die Kon-
zeption aufgenommen werden müssen. 

Als Austauschplattform finden in regelmäßigen 
Abständen Transferworkshops statt, in denen 
alle am Projekt Beteiligten über den Stand der 
Dinge informiert werden und die Möglichkeit 
haben, aus den Erfahrungen der anderen Grup-
pen zu lernen. Flankiert werden alle Umset-
zungsaktivitäten durch Qualifizierungsmaßnah-
men, um auch die Mitarbeiter von sozialen Ein-
richtungen und Tourismusunternehmen auf ver-
änderte Anforderungen und Angebote vorzu-
bereiten. 

Dass es sich bei den veränderten Bedarfen hin-
sichtlich des Reiseverhaltens der Senioren um 

keine akademische Phantomdiskussion handelt, 
belegen erste Resonanzen innerhalb des Projek-
tes. Ein zwischen einem Anbieter des Teuto-
burger Waldes und einem ambulanten Pflege-
dienst entwickelter Kombi-Urlaub bestehend 
aus einem Computerkurs für Anfänger in Ver-
bindung mit weiteren Bildungs- und Kulturan-
geboten, war trotz geringer Marketingaktivitä-
ten binnen weniger Tage ausgebucht. Die jüngs-
te Teilnehmerin ist 60 Jahre und die älteste Teil-
nehmerin 79 Jahre alt. Dies zeigt, dass hier noch 
Lücken im momentanen touristischen Angebots-
spektrum bestehen, die es weiter auszufüllen 
gilt. 

PKR= `Ü~åÅÉå=ÇìêÅÜ=kÉìÉ=jÉÇáÉå=ìåÇ=
kÉíJbÅçåçãó=

Die zukünftige Entwicklung der Tourismuswirt-
schaft wird zweifelsohne auch durch den Ein-
satz Neuer Medien und die Entwicklungen rund 
um das Thema Net-Economy geprägt werden. 
Zwar ist die Tourismuswirtschaft einer der Be-
reiche, in denen der Einsatz „neuer Medien“ 
seit langem relativ verbreitet war (z.B. elektro-
nische Buchungssysteme der Reiseveranstalter), 
jedoch eröffnen die aktuellen Entwicklungen 
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unter den Stichwörtern Net-Economy, E-Commerce 
und E-Business noch neue Perspektiven. Chan-
cen liegen insbesondere in der Bereitstellung 
von Informations- und Serviceangebote für po-
tenzielle Kunden sowie im Direktverkauf über 
entsprechende Internetplattformen. Aus Per-
spektive der Anbieter touristischer Leistungen 
ist darüber hinaus von Interesse, über diese 
Plattformen Aufklärung über Bedürfnisse und 
Anforderungen der Endkunden zu erhalten, um 
entsprechende Kundentypologien – unter Be-
achtung der Datenschutzrichtlinien – zu erstel-
len und stärkere Personalisierungsstrategien ent-
wickeln zu können. Auf der Basis solcher Typo-
logien wäre es dann um ein vielfaches leichter, 
neue Dienstleistungen in die Reiseangebote zu 
integrieren und damit zielgerichtetes Marketing 
zu betreiben. 

Diese Entwicklungslinie macht bereits heute eins 
deutlich: Der Ressource Wissen wird auch in 
der Tourismuswirtschaft eine zunehmende Be-
deutung zukommen. Allerdings führt die wach-
sende Bedeutung dieses Produktionsfaktors in 
Zusammenhang mit sich in der Net-Economy 
weiter verkürzenden Innovations- und Wissens-
zyklen auch dazu, dass das Wissensmanagement 
zu einem entscheidenden Wettbewerbsfaktor für 
Akteure der Tourismuswirtschaft wird. Große 
Bedeutung wird hier also der Entwicklung ei-
nes systematischen Wissensmanagements in 
touristischen Unternehmen und Organisationen 
zukommen. 

Die derzeitigen Aktivitäten der touristischen 
Anbieter beschränken sich allerdings zumeist 
auf die Verbesserung der Kommunikation mit 
dem Kunden via Internet. So gut wie alle Ver-
anstalter verfügen über eine Netzpräsenz bei 
der sich der Endkunde über Angebote zeitnah 
informieren kann. Auch Portale wie „travel24.de“ 
stellen mit relativ umfassenden Informationen 
rund um das Thema Reisen zumindest mittel-
fristig eine Herausforderung für diesen Bereich 
der Tourismuswirtschaft dar. Reiseinformati-
onsmöglichkeiten bestehen hier von reinen 
Preisinformationen für Flüge über Pauschalrei-
sen bis hin zum Mietwagen für die Reisedesti-
nation. Dabei werden viele große und gängige 
Reiseveranstalter miteinbezogen, so dass direk-
te Preisvergleiche möglich sind. Darüber hinaus 
steht hier auch ein Call-Center für weitere spezi-
fische Beratungssysteme zur Verfügung. Auch 

Reservierungssysteme, die früher hochkomplex 
und nur mit mehrtägigen Schulungen für Be-
schäftigte in den Reisebüros bedienbar waren, 
sind mit einer einfachen Oberfläche nun für den 
Endkunden geeignet und im Internet verfüg-
bar, wie das Beispiel „amdeus.com“ zeigt. Noch 
werden derartige Internetangebote in der Regel 
nur zur Vorabinformation von Reisenden ge-
nutzt, die zur eigentlichen Buchung dann in das 
bewährte Reisebüro gehen. Dies zeigen aktuelle 
Buchungszahlen der Forschungsgemeinschaft 
Urlaub und Reisen: Derzeit haben in Deutsch-
land nur etwa 4 Prozent schon einmal eine Rei-
se komplett oder zumindest z.T. über das Inter-
net gebucht und immerhin kann sich jeder 
sechste Bundesbürger zukünftig vorstellen, on-
line Reisen zu buchen.17 Zugleich lehnen aller-
dings immer noch 80 Prozent aller Bundesbür-
ger die Buchung von Reiseprodukten über das 
Internet ab und nutzen stattdessen eher klassi-
sche Buchungswege über ein Reisebüro. 

Aus diesen Entwicklungen ergibt sich insbeson-
dere im Reisemittlerbereich (Reisebüros) eine 
Konkurrenzsituation. Allerdings werden diese 
Entwicklungen absehbar nicht dazu führen, 
dass dieser Bereich kurz- bis mittelfristig substi-
tuiert wird. Entscheidend wird allerdings sein, 
dass die Beratungsleistungen der Reisemittler 
weiterhin qualitativ hochwertig erbracht wer-
den – insbesondere Beratungsleistungen für spe-
zifische Zielgruppen mit besonderen Anforde-
rungen oder komplexe touristische Angebote, 
die über im Internet vorgehaltene Informatio-
nen nicht oder nur teilweise abgedeckt werden 
können. Auch können Kooperationen mit Inter-
netanbietern bzw. eigene Internetpräsenzen – 
die bereits heute schon in großer Zahl existieren 
– die Reisemittlerbranche vor Substituierungs-
prozessen schützen, da auf lange Sicht die Ver-
mittlung von Transaktionen via Internet ledig-
lich die erste Stufe der Wertschöpfung darstellt. 
Die Integration von wesentlichen kundenorien-
tierten Mehrwerten und die Zusammenarbeit 
zwischen Marktplatzanbietern und -kunden 
werden für die Dienstleistungsentwicklung der 
Reisemittler in Zusammenarbeit mit den Reise-
veranstaltern in Zukunft eine hohe Bedeutung 
erlangen und zur wirtschaftlichen Überlebens-

                                                           
17 Vgl. F.U.R (Forschungsgemeinschaft Urlaub und Reisen 

e.V.) (Hg.), 2001: Reiseanalyse 2001. Hamburg 
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fähigkeit sowie weiteren Wachstumsperspekti-
ven erheblich beitragen. 

PKS= nì~äáÑáòáÉêìåÖëÄÉÇ~êÑÉ=áå=ÇÉê=qçìJ
êáëãìëïáêíëÅÜ~Ñí=

Wie bereits gezeigt wurde, kommt der Touris-
muswirtschaft als typischem Dienstleistungs-
sektor durch vielfältige Beschäftigungs- und 
Ausbildungsmöglichkeiten eine besondere Be-
deutung zu. Insgesamt gesehen muss vor dem 
Hintergrund der weiter oben skizzierten Ent-
wicklungstrends in der Tourismuswirtschaft die 
Qualifizierung, damit ist hier der Gesamtbe-
reich der Aus-, Fort- und Weiterbildung gemeint, 
die Grundlage dafür schaffen, die individuellen 
Kompetenzen und Fähigkeiten der Beschäftig-
ten in der Tourismuswirtschaft in sich dyna-
misch verändernde Arbeitsfeldern voll auszu-
schöpfen sowie verbunden damit Entwicklungs-
potenziale für Unternehmen in der Tourismus-
wirtschaft zu erschließen. Aus diesem Grund 
wird der Qualifizierung besonderer Raum ge-
widmet. 

Der Tourismusbereich verfügt derzeit über 12 
unterschiedliche Berufsbilder, von der Fachkraft 
im Gastgewerbe über den Fachmann für Sys-
temgastronomie bis hin zum Kaufmann für Sys-
temgastronomie, und mehrere Fort- und Wei-
terbildungsangebote wie Touristikfachwirt, Ver-
kehrsfachwirt oder auch die Fachmeister Wei-
terbildungen im Hotel- und Gaststättengewer-
be (z.B. Hotelmeister). Daneben existieren Tou-
ristikschulen, und an den Universitäten widmen 
sich eine große Zahl an Lehrstühlen – zumeist 
im Bereich der Betriebswirtschaftslehre – und 
(Aufbau-)Studiengängen dem Thema Tourismus 
und seinen Auswirkungen. 

Vor dem Hintergrund der einzelnen geschilder-
ten Entwicklungslinien und vor dem Hinter-
grund der wechselseitigen Verstärkung der Ent-
wicklungstrends können folgende Qualifizie-
rungsbedarfe benannt werden: 

Gesellschaftliche Alterung: 

• Kompetenzen zur spezifischen Dienstleis-
tungs- und Produktentwicklung inklusive 
zur Gestaltung der angemessenen Kunden-
ansprache werden zudem für diese Zielgrup-
pe an Bedeutung gewinnen. 

• Im Bereich des Managements von Touristik-
unternehmen wird es entscheidend darauf 
ankommen – vor dem Hintergrund eines im 
Tourismus sehr verbreiteten jugendzentrier-
ten Leitbildes –, das Alter der Belegschaft 
nicht in einem Defizitmodell (höhere Fehlzei-
ten, geringere Innovations-, Leistungs- und 
Anpassungsfähigkeit bei älteren Beschäftig-
ten) zu beurteilen, sondern auch positive 
Aspekte einer alternden Belegschaft – in ers-
ter Linie fachliche Erfahrung und Erfahrungs-
wissen über Unternehmensprozesse – zu be-
rücksichtigen. Damit verbunden müssen auch 
Anpassungen im Personalmanagement und 
in der Personalentwicklung vorgenommen 
werden. 

Kundenorientierung (Hybride Kundenbedürfnisse, 
Integrierte Produktentwicklung): 

• Kompetenzen zur Definition und Messung 
der Kundenzufriedenheit, zur Abgrenzung 
von Kundenorientierung und Kundenzufrie-
denheit, der kundenorientierten Ausrichtung 
der Prozesse, der Organisation von Kunden-
befragungen und Beschwerdemanagement 
sowie Beschwerdebearbeitung werden hier 
eine Bedeutungszunahme verzeichnen. 

Qualitätsmanagement: 

• Genereller Bedeutungszuwachs extrafunktio-
naler Kompetenzen wie Projektmanagement, 
Selbstorganisation, Zeitmanagement, Mode-
rationstechnik, Konfliktmanagement etc. 

• Im Bereich Personalmanagement von Touris-
tikunternehmen gewinnen Instrumente und 
Fähigkeiten des Führens mit Zielen, der Mo-
tivation und der Ermittlung von unmittelba-
ren Qualifizierungsbedarfen an Bedeutung. 

• Im Bereich der betriebswirtschaftlichen Steu-
erung sind Kompetenzen zur Erhebung wie 
Interpretation qualitativer und quantitativer 
Kennzahlen erforderlich, sowie die Kompe-
tenz zum Erkennen der Wechselwirkungen 
zwischen den Indikatoren. 

Net-Economy: 

• Verkürzende Entwicklungs- und Innovati-
onszyklen erfordern systematische Wissens-
teilung und -verteilung in touristischen Un-
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ternehmen. Damit gewinnen Kompetenzen 
im Bereich Wissensmanagement an Bedeu-
tung. 

• Internet tritt als neuer Distributions- und Ab-
satzkanal für Produkte und Dienstleistun-
gen hinzu und erhöht die Bedeutung von 
Qualifikationen im Bereich Kundenanspra-
che, Marketing und insbesondere Onlinemar-
keting. 

• Insgesamt werden Flexibilität, intellektuelle 
Fähigkeiten, selbstverantwortliches Handeln, 
ganzheitliches Denken, die Erarbeitung von 
kundenorientierten Detaillösungen etc. zu 
Schlüsselkompetenzen der Net-Economy. 

Die genannten Qualifizierungsbedarfe werden 
die klassischen Bildungsinstitutionen im Touris-
mussektor vor neue Herausforderungen stellen. 
Es wird auch in diesem Dienstleistungsbereich 
in der Summe zukünftig darum gehen, die Be-
schäftigten stärker im Bereich der sog. Schlüs-
selkompetenzen auszubilden, um den beschrie-
benen Entwicklungslinien gerecht zu werden. 

QK= c~òáí=

Freizeit und Tourismus waren bisher vielver-
sprechende Wachstumsfelder und werden es al-
ler Vorrausicht nach auch bleiben. Kaum ein 

zweiter Wirtschaftsbereich im gesamten Dienst-
leistungssektor konnte in den letzten Jahren 
derartig hohe und zudem noch kontinuierliche 
Wachstumsraten nach Umsatz und Beschäfti-
gung nachweisen. Glaubt man den Daten der 
Welttourismusorganisation (WTO) werden sich 
weltweit die Ankunftszahlen ausländischer Gäs-
te im Vergleich zum Basisjahr 1995 von 0,91 Mrd. 
bis zum Jahr 2020 auf insgesamt 1,5 Mrd. Gäste 
erhöhen. Der Wunsch zu verreisen, ist also 
ausgeprägter denn je und den Deutschen eilt 
schließlich seit längerer Zeit der Ruf des Reise-
weltmeisters voraus. Dies gilt international, aber 
auch national wie der Blick auf Wirtschafts- 
und Beschäftigungsdaten der Tourismuswirt-
schaft in Deutschland gezeigt hat. Dennoch 
müssen von den Anbietern der touristischen 
Leistungen die Herausforderungen ernst ge-
nommen werden, die vor allem durch die ab-
sehbare demografische Entwicklung, veränder-
te Kundenbedürfnisse und -bedarfe und durch 
die Net-Economy auf die Unternehmen und Or-
ganisationen der Branche als Modernisierungs-
druck hinzukommen. Wenn es dieser Branche 
gelingt, ihre Dienstleistungen und Produkte sys-
tematisch neuen Marktbedingungen anzupas-
sen, wird dieser eher weiche Dienstleistungsbe-
reich den Dienstleistungssektor weiter aufwer-
ten. 
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NK= pçòá~äÉ=ìåÇ=dÉëìåÇÜÉáíëÇáÉåëíJ
äÉáëíìåÖÉå=~äë=táêíëÅÜ~ÑíÑ~âíçê=

In der öffentlichen Debatte wurden die Dienst-
leistungsbranchen Gesundheit und Soziales bis-
lang überwiegend als Kostenfaktoren behandelt, 
die aufgrund ihrer paritätischen Finanzierung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit sowie 
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
im Wege stehen. Diese Einschätzung hat sich 
spätestens mit dem Sondergutachten des Sach-
verständigenrates im Gesundheitswesen geän-
dert, der neben den Kostenaspekten auch die 
wirtschaftlichen Chancen der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft in den Mittelpunkt rückte – und 
überwiegend positiv bewertete.1 Mit diesem Pa-
radigmenwechsel wurde die ausschließlich so-
zialpolitische Betrachtung der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft durch eine wirtschafts- und be-
schäftigungspolitische Perspektive ergänzt. Die 
Bemühungen zahlreicher Städte und Regionen, 
sich als ‚Gesundheitsregionen’ zu profilieren, 
können als ein sichtbares Zeichen dafür inter-
pretiert werden, dass die Wachstums- und Be-
schäftigungspotentiale erkannt und struktur- 
und regionalpolitisch gefördert werden: „Ge-
sundheitsförderung und Regionalentwicklung 
gehen Hand in Hand, so dass neben Lebensqua-
lität auch eine zukunftsfähige Wirtschaftsweise 
erreicht und Beschäftigung langfristig gesichert 
werden kann.”2 

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Entwick-
lung der sozialen und gesundheitsbezogenen 
Dienstleistungen. Am Beispiel der Gesundheits-
wirtschaft werden zunächst die Wachstums- und 

                                                           
1 Vgl. stellvertretend für eine Vielzahl von Veröffentli-

chungen: Bandemer, S. v./Hilbert, J./Schulz, E. (1998) 
Zukunftsbranche Gesundheit und Soziales, in: Bosch, 
G. (Hg.): Zukunft der Erwerbsarbeit: Strategien für Ar-
beit und Umwelt, Frankfurt/Main, New York: 412–435; 
Grönemeyer, D. H.W. (2000): Med. in Deutschland: Stand-
ort mit Zukunft, Berlin u. a.; SVRAKAiG (1996): Gesund-
heitswesen in Deutschland: Kostenfaktor und Zukunfts-
branche, Sondergutachten 1996, Band 1: Demographie, 
Morbidität, Wirtschaftlichkeitsreserven und Beschäfti-
gung, Baden-Baden. 

2 Stauch, A./Kunzmann, K.R. (1998): Gesundheit und eu-
ropäische Regionalentwicklung: Innovative Politik für 
Touristik und Technologie, Medikur Report, Band 4, 
Hamm. Zur regionalpolitischen Bedeutung der Gesund-
heitswirtschaft vgl. auch Fretschner, R./Hilbert, J. (2000): 
Zukunftsbranche Gesundheit und Soziales: Modernisie-
rungs- und Wachstumsstrategien auf betrieblicher und 
regionaler Ebene, in: Sozialer Fortschritt, Heft 11/12, 
284–288. 

Beschäftigungspotentiale konkretisiert und die 
zugrundeliegenden Einflussfaktoren skizziert. 
Anschließend stehen Entwicklungsperspektiven 
der Gesundheitswirtschaft im Mittelpunkt, die 
auf die Reformierung der institutionellen Rah-
menbedingungen, auf Modernisierungsstrate-
gien in der Gesundheitsversorgung und auf 
mögliche Ansätze einer arbeitsmarktpolitischen 
Förderung abzielen. 

OK= aÉê=ëçòá~äÉ=pÉâíçê=~äë=cÉäÇ=ÑΩê=
t~ÅÜëíìã=ìåÇ=_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: Die 
sozialen und gesundheitsbezogenen Dienste 
konnten in den letzten beiden Dekaden enorme 
Beschäftigungszuwächse realisieren. Ihre Be-
deutung für den Arbeitsmarkt wird bei einem 
Vergleich mit anderen Wirtschaftsbranchen be-
sonders deutlich. Zwischen 1980 und 1999 sind 
im Bereich der sozialen Dienstleistungen 1,56 
Millionen neue Arbeitsplätze entstanden – dies 
entspricht einem Wachstum von 74,7% seit 1980. 
Lediglich die produktionsnahen Dienstleistun-
gen konnten mit 1,63 Millionen zusätzlichen 
Arbeitsplätzen einen vergleichbaren Beschäfti-
gungsausbau realisieren.3 Die positive Entwick-
lung der sozialen Dienste hat dazu beigetragen, 
die Beschäftigungsverluste in anderen Wirt-
schaftssektoren zu kompensieren,4 denn im glei-
chen Zeitraum sind in der Industrie 1,7 Millio-
nen Arbeitsplätze verloren gegangen, das Bau-
gewerbe hat einen Beschäftigungsrückgang von 
rund 315.000 Beschäftigten zu verzeichnen und 
in den Bereichen Landwirtschaft, Energie und 
Bergbau waren 1999 rund 159.000 Menschen 
weniger beschäftigt als noch 1980. Es wird deut-
lich: Der Strukturwandel zur Dienstleistungs-
gesellschaft wird auch von den personenbezo-
genen sozialen Diensten getragen. 

Der Sozial- und Gesundheitssektor bündelt ein 
äußerst heterogenes Feld: So wurden in der Ta-
belle Beschäftigte aus Alten- und Kinderheimen, 
 

                                                           
3 Viele dieser Arbeitsplätze sind allerdings nicht neu ent-

standen, sondern durch Outsourcing-Prozesse in den 
amtlichen Statistiken von Industrie- zu Dienstleistungs-
kategorien gewechselt. Dies ist bei den sozialen und ge-
sundheitsbezogenen Diensten weniger der Fall. 

4 Hiervon profitieren natürlich andere Beschäftigungsgrup-
pen, nämlich vor allem Frauen in Teilzeitbeschäftigung. 
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q~ÄK=sfKNW= båíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=ëçòá~äîÉêëáÅÜÉêìåÖëéÑäáÅÜíáÖ=_ÉëÅÜ®ÑíáÖíÉå=ÄÉá=ÇÉå=ëçòá~äÉå=aáÉåëíÉå=
EtÉëíÇÉìíëÅÜä~åÇ=NVUM=Äáë=NVVVF=

  
Beschäftigte 

Anteil an der 
Gesamtbeschäftigung 

Veränderung in % 
seit 1980 

1980 2.095.625 10,0% – 

1985 2.360.028 11,6% +12,6 

1990 2.788.672 12,5% +33,1 

1995 3.338.004 14,8% +59,3 

1999 3.660.417 16,1% +74,7 

Quelle: Regionaldatenbank ‚Arbeitsmarkt’ des WZB; eigene Berechnungen 

^ÄÄK=sfKNW= píêìâíìê=ÇÉê=dÉëìåÇÜÉáíëïáêíëÅÜ~Ñí=

Wohnen

Kliniken,
Krankenhäuser,
Niedergel. Ärzte

Pflege

Stationäre
Rehabilitation

Sport und Freizeit

Touris-
mus

Ernährung

Pharmazeutische Industrie

Ambulante
Rehabilitation

Selbst-
hilfe

Medizin- undGerontotechnik

Beratung

 

Quelle: Institut Arbeit und Technik (IAT) 

dem Gesundheitssystem, dem Bildungssektor, 
sowie aus Einrichtungen der Wohlfahrtsverbän-
de, Kirchen und Parteien gezählt. Bei den fol-
genden Ausführungen werden wir uns auf die 

Entwicklungen im Gesundheitssektor konzent-
rieren, denn dieser stellt mit mehr als der Hälfte 
aller Beschäftigten die größte Branche im sozia-
len Sektor dar. 
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a~ë=mêçÑáä=ÇÉê=dÉëìåÇÜÉáíëïáêíëÅÜ~Ñí=

Wir legen dabei ein Verständnis der Gesund-
heitswirtschaft zugrunde, bei dem der Sektor 
nicht auf die personalintensiven Kernbereiche 
der medizinischen Gesundheitsversorgung ver-
engt wird. Wie die Abb. VI.1 deutlich macht, 
umfasst die Gesundheitswirtschaft im weiteren 
Sinne auch kapital- und technologieintensive 
Zulieferbranchen und Nachbarbranchen mit 
starken gesundheitlichen Bezügen. 

Den Kernsektor der Gesundheitswirtschaft bil-
den die Einrichtungen der stationären und ambu-
lanten Gesundheitsversorgung. Hierzu zählen ne-
ben Krankenhäusern und Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen auch die ambulanten 
Arzt- und Zahnarztpraxen, die Praxen nicht-
ärztlicher medizinischer Berufe (Physiothera-
peuten etc.) und Apotheken. Darüber hinaus 
sind die Einrichtungen der teil- und vollstatio-
nären sowie der ambulanten Altenhilfe diesem 
Sektor zuzuordnen. 

q~ÄK=sfKOW= båíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=bêïÉêÄëí®íáÖÉå=áã=hÉêåëÉâíçê=ÇÉë=dÉëìåÇÜÉáíëïÉëÉåë=
Eáå=NKMMMF=

  
1991 

 
1999 

Wachstum 
in % 

Ärzte 244 291 19,3 

Zahnärzte 55 63 14,5 

Apotheker 42 48 14,3 

Heilpraktiker 14 16 14,3 

Masseure, med. Bademeister, Krankengymnasten 114 120 5,3 

Krankenschwestern/-pfleger, Hebammen 708 780 10,2 

Helfer in der Krankenpflege 122 131 7,4 

Diätassistenten, Ernährungsfachleute, pharm.-techn. Ass. 36 51 41,7 

Sprechstundenhelfer 364 514 41,2 

Med.-techn. Assistenten, verwandte Berufe 109 101 –7,3 

Therapeutische Berufe 23 44 91,3 

Ambulante/stationäre Altenpfleger 164 271 65 

Gesamt 1995 2430 21,8 

Quelle: KBV, Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege 

Die Maßnahmen zur Kostendämpfung im Ge-
sundheitswesen setzten in erster Linie in diesem 
Sektor an. Dennoch konnte in der Vergangen-
heit trotz Abbau von Überkapazitäten (Stich-
wort: Bettenabbau) und Budgetierung ein kon-
tinuierlicher Beschäftigungsausbau beobachtet 
werden, der lediglich in den letzten Jahren leicht 
an Dynamik eingebüßt hat. Mitte der 90er Jahre 
waren allein in diesem Sektor bundesweit rund 
2,4 Millionen Menschen beschäftigt. Eine beson-
dere Wachstumsdynamik konnte bei therapeu-
tischen, paramedizinischen und unterstützendes 
Berufen beobachtet werden, sowie im Bereich 
der Altenhilfe- und Altenpflege. Letzteres geht 

auf den Boom an privaten ambulanten Pflege-
dienste in Folge der Einführung der Gesetzli-
chen Pflegeversicherung (GPV) Mitte der 90er 
Jahre zurück. Die Expansion lässt sich jedoch 
nicht ausschließlich auf die geänderten gesetz-
lichen Rahmenbedingungen reduzieren, viel-
mehr verschränkten sich zahlreiche Entwicklun-
gen – zunehmende Altenbevölkerung und stei-
gende Frauenerwerbsquote –, in deren Folge ein 
Ausbau der professionellen Pflege- und Unter-
stützungsleistungen notwendig wurde. 

Mit dem Vordringen der Neuen Ökonomie ge-
winnen die kapital- und technologieintensiven 
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Randbereiche des Gesundheitswesens an Be-
deutung. Hierzu zählen vor allem die sog. 
Health Care Industries (Medizin- und Geronto-
technik, Pharmazeutische Industrie und Biotech-
nologie), das Gesundheitshandwerk (Akustiker, 
Optiker, Orthopäden, Zahntechniker) sowie der 
Groß- und Facheinzelhandel mit medizinischen 
Produkten. Die Nachbarbranchen schließlich 
umfassen jene Dienstleistungen, die nicht ein-
deutig dem Gesundheitswesen zugeordnet wer-
den können, aber einen großen oder gar über-
wiegenden Teil ihrer Wertschöpfung im Bereich 

gesundheitsbezogener Dienstleistungen erbrin-
gen. Hierzu zählen etwa gesundheitsbezogene 
Sport- und Freizeitangebote, Fitness- und Well-
nesseinrichtungen, und der Gesundheitstouris-
mus (vgl. zu der Entwicklung der Tourismus-
wirtschaft auch Kap. V). Im Unterschied zum 
Leistungsspektrum des Kernsektors werden die-
se Angebote überwiegend oder ausschließlich 
privat finanziert. Zumindest für Nordrhein-
Westfalen kann Auskunft gegeben werden über 
die Beschäftigungszusammensetzung der Rand-
sektoren und Nachbarbranchen (Tab. VI.3). 

q~ÄK=sfKPW= _ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖ=áå=ÇÉå=o~åÇëÉâíçêÉå=ÇÉë=dÉëìåÇÜÉáíëïÉëÉåë=áå=kot=

 
Branche 

Beschäftigte 
absolut 

 
Anteil in % 

 
Tendenz 

Gesundheitshandwerk 39.038 28,0% Steigend 

Pharmazeutische Industrie 28.000 20,1% Stagnierend 

Medizintechnik 20.000 14,4% Untergrenze 

Gesundheitstourismus 17.000 12,2% Untergrenze 

Großhandel mit med. Produkten 15.000 10,8%  

Biotechnologie 6.000 4,3% Leicht steigend 

Fitness und Freizeit 5.000 3,6% Steigend 

Facheinzelhandel mit med. Produkten 4.000 2,8%  

Selbsthilfe ~ 2.500 1,8% Untergrenze 

Service-Dienstleistungen ~ 1.500 1,1%  

Beratung, Consulting und Information ~ 1.000 0,7%  

Gesamt 139.093 100 steigend 

Ann.: „Untergrenze“ = Niedrigster Wert der ausgewerteten Daten und Schätzungen 
Quelle: FfG u. a. 2000: 93; basierend auf Daten des Instituts Arbeit und Technik 

Eine Sonderstellung nimmt die moderne Bio-
technologie ein, die als eine der Basisinnovatio-
nen der Neuen Ökonomie gilt.5 Die Wachstums-
raten der Biotechnologie sind beeindruckend: 
Betrug der Weltumsatz Anfang der 90er Jahre 
rund sechs Milliarden Dollar, erreichte er 1997 
bereits US$ 50 Mrd. Dabei kann die ‚rote Bio-
technologie’ (Diagnostika, Pharma, Analytik) 
einen Anteil am Gesamtumsatz von rund 70% 
auf sich vereinigen. Als Querschnittstechnolo-
gie lässt sich die Biotechnologie statistisch je-
doch nur sehr schwer erfassen und Prognosen 

                                                           
5 Vgl. Klodt, H. (2001): Die Neue Ökonomie: Aufbruch 

und Umbruch, in: XXX, 78–98. 

über die weitere Entwicklung sind mit großen 
Schwierigkeiten behaftet. Nach einer Studie 
von Schitag/Ernst/Young (1998) waren in der 
Bundesrepublik 1998 rund 29.000 Menschen in 
der Biotechnologie beschäftigt. 

In einer Studie der Prognos AG im Auftrag des 
Wissenschaftszentrums Nordrhein-Westfalens6 
wird für das Jahr 2001 mit einem Umsatz der 
kommerziellen Biotechnologie von ca. DM 4,1 

                                                           
6 Vgl. Kaiser, G. (1997): Wirtschaftsfaktor Bio- und Gen-

technologie: Eine Untersuchung der Prognos AG zu den 
Perspektiven der kommerziellen Bio- und Gentechno-
logie in Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf. 
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q~ÄK=sfKQW= råíÉêåÉÜãÉåëãÉêâã~äÉ=áå=ÇÉê=_áçíÉÅÜåçäçÖáÉ=

 Anzahl 
Unternehmen 

 
Mitarbeiter 

Mitarbeiter 
in Bio-Tech 

KMU mit 100% BioTech 173 4.013 4.013 

KMU mit >50% BioTech 269 7.218 4.422 

Großunternehmen mit BioTech 23 189.000 20.517 

Summe 465 200.231 28.952 

Quelle: Schitag/Ernst/Young 1998 

Mrd. DM in der Bundesrepublik gerechnet. Als 
besonders dynamisch erweisen sich dabei die 
medizinisch relevanten Bereiche Therapie und 
Diagnostik. Nach den Schätzungen der Prognos 
AG besteht hier ein Beschäftigungspotential von 
bis zu 40.000 Arbeitsplätzen. Dabei sind die in-
direkten Beschäftigungseffekte, die aus Unter-
nehmensneugründungen resultieren, noch nicht 
berücksichtigt. In Forschungseinrichtungen, 
Hochschulen und Verwaltungseinrichtungen 
könnten den Schätzungen zufolge zusätzliche 
20.000 Arbeitsplätze entstehen. Das Potential in 
den Dienstleistungsbereichen mit Zuliefer- und 
Unterstützungsfunktionen (Beratung, Finanzie-

rung, Transfer) wird auf 50.000 mögliche Arbeits-
plätze geschätzt. 

Die Brückenschläge der Gesundheitswirtschaft 
zu den Nachbarbranchen können exemplarisch 
an der Fitnesswirtschaft illustriert werden. Der 
Fitnessbereich stellt eine zentrale Schnittstelle 
zwischen gesundheitsbezogenen Dienstleistun-
gen und den Nachbarbranchen Sport und Frei-
zeit dar. Im Jahr 1997 waren in den Fitness-Cen-
tern und Studios bundesweit 80.761 Menschen 
beschäftigt. Wie die Tabelle VI.5 zeigt, zählt die 
Fitness-Wirtschaft in den 90er Jahren zu den 
dynamischen Wachstumsbranchen im Dienst-
leistungssektor.7 

q~ÄK=sfKRW= píêìâíìêÇ~íÉå=ÇÉê=cáíåÉëëïáêíëÅÜ~Ñí=E_oa=NVVN=Äáë=NVVTF=

 1991 1993 1995 1997 

Anzahl der Fitness-Center 4.500 5.000 5.400 5.700 

Anzahl der Mitglieder (in Millionen) 1,8 2,7 3,3 3,56 

Umsatz der Fitness-Center (in Millionen DM) 1,9 2,5 3,36 3,64 

Quelle: Kamberovic/Schwarze 1999 

Das Wachstum der Fitnesswirtschaft lässt sich 
u. a. darauf zurückführen, dass die Sport- und 
Freizeitbranche dazu übergegangen ist, gesund-
heitsbezogene Komponenten in ihr Leistungs-
profil zu integrieren. Diese reichen vom Herz-
Kreislauftraining über präventives Rückentrai-
ning bis hin zu körperlichen Entspannungskur-
sen, Meditation und Beratungsdienstleistungen. 
Mit der Veränderung des Angebotsspektrums 
geht auch eine Veränderung des Qualifikations-
profils der Beschäftigten einher. Neben Diplom-
sportlehrern mit Zusatzqualifikationen in den 
Bereichen Prävention und Rehabilitation werden 
zunehmend auch Gymnastiklehrer und Physio-

therapeuten (Krankengymnasten) in Fitness-
Centern beschäftigt. Bislang tragen bundesweit 
ca. 100 Fitness-Einrichtungen das RAL-Zertifikat 
‚Gesundheitszentrum’ der Gütegemeinschaft Ge-
sundheitssportzentrum e.V. 7 

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Kernsektor 
der ambulanten und stationären Gesundheits-
versorgung trotz Kostendämpfungspolitik kon-
tinuierliche Beschäftigungszuwächse zu ver-
zeichnen hat. Die Randbereiche der Gesund-

                                                           
7 Vgl. hierzu ausführlich Kamberovic, R./Schwarze B. 

(1999): Deutsche Fitness Wirtschaft, Hamburg. 
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heitswirtschaft haben sich zu besonders vielver-
sprechenden Sektoren entwickelt, die in Zu-
kunft eine bedeutendere Rolle bei der Moderni-
sierung der Gesundheitswirtschaft spielen wer-
den. Dass dies nicht nur eine akademische Über-
legung darstellt, zeigt sich daran, dass zahlrei-

che Regionen daran arbeiten, ein spezifisches 
Profil als Gesundheitsregionen zu entwickeln. 
Dabei setzen sie in aller Regel auf eine Schwer-
punktsetzung und Akzentuierung in den Rand-
bereichen und Nachbarbranchen der Gesund-
heitswirtschaft. 

q~ÄK=sfKSW= dÉëìåÇÜÉáíëêÉÖáçåÉå=ìåÇ=áÜêÉ=pÅÜïÉêéìåâíÉ=

 

Know-how-
Entwicklung 

Vermarktung 
von Gesund-
heitseinrichtun-
gen 

Entwicklung 
neuer Perspek-
tiven für Kur- 
und Bäderregio-
nen 

Entwicklung der 
Zulieferbran-
chen 

Entwicklung des 
Gesundheitstou-
rismus 

Dreiländereck Bayern-
Böhmen-Sachsen   X  X 

Kreis Ahrweiler X  X X X 

Rhön-Saale X  X X  

Tuttlingen    X  

Ostwestfalen-Lippe X X X  X 

Erlangen X X  X  

Jena    X  

Quelle: Fretschner/Hilbert 2000; leichte Modifizierung 

PK= aêáîáåÖ=Ñ~ÅíçêëI=çÇÉêW=
t~ë=ëíÉÜí=ÜáåíÉê=ÇÉê=k~ÅÜÑê~ÖÉ=å~ÅÜ=
dÉëìåÇÜÉáíëÇáÉåëíÉå\=

Es stellt sich nun die Frage, welche Entwick-
lungen das Wachstum der Gesundheits- und So-
zialwirtschaft getragen haben. Hier lassen sich 
zum einen allgemein-gesellschaftliche Entwick-
lungen, zum anderen endogene Faktoren un-
terscheiden. Die allgemeinen Einflussfaktoren – 
vor allem die demographische Entwicklung und 
der soziokulturelle Wandel – beeinflussen die 
Bedürfnis- und Nachfragestrukturen. Die endo-
genen Einflussfaktoren bewirken hingegen eine 
Leistungsausweitung und -differenzierung auf 
der Angebotsseite. 

Auf der Angebotsseite spielt der medizinisch-
technische Fortschritt eine herausragende Rol-
le. Der Sachverständigenrat für die Konzertierte 
Aktion im Gesundheitswesen differenziert den 
medizinisch-technischen Fortschritt in Produkt- 
und Prozessinnovationen. Durch Produktinnova-
tionen (neue Materialien für Implantate und Pro-
thesen, pharmazeutische Produkte, medizin- 
bzw. gerontotechnische Apparaturen und Hilfs-

mittel) wird eine Leistungsausweitung in den 
Bereichen Prävention, Diagnostik, Therapie und 
Rehabilitation möglich, die sich positiv auf die 
Beschäftigungsentwicklung auswirken. Prozess-
innovationen hingegen erhöhen Qualität, Effi-
zienz und Effektivität bereits vorhandener Ver-
sorgungsangebote und bewirken dadurch indi-
rekt eine Ausweitung des Angebotsspektrums. 
Eine derartige Innovation stellt z. B. die mini-
mal-invasive Chirurgie (MIC) dar, da sie her-
kömmliche Operations- und Behandlungsme-
thoden ersetzt. Sie gilt als eine besonders scho-
nende Operationsmethode. 

Generell gilt jedoch, dass Innovationen nicht 
zwangsläufig zu Kosteneinsparungen im Ge-
sundheitswesen führen. Dies ist vor allem dann 
nicht der Fall, wenn Mengeneffekte die realisier-
baren Preiseffekte überkompensieren.8 Mit an-
deren Worten: Wenn der medizinisch-techni-
sche Fortschritt eine schonendere und weniger 

                                                           
8 Vgl. hierzu Kopetsch, Th. (2000): Der medizinische Fort-

schritt und die Grenzen seiner Finanzierbarkeit, in: List 
Forum für Wirtschafts- und Sozialpolitik, Band 26, Heft 
1, 33–50. 
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riskante Operation bzw. Behandlung bestimm-
ter Krankheiten ermöglicht, wird die Bereit-
schaft der Menschen steigen, sich freiwillig ei-
ner entsprechenden Operation zu unterziehen. 
In diesem Fall geht die Kosteneinsparung durch 
effizientere Operations- und Behandlungsme-
thoden mit einer Ausweitung der Nachfrage 
nach diesen Leistungen einher, so dass die Kos-
ten der Leistungsausweitung die Einsparungen 
durch effizientere Methoden weit übersteigen. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund gewinnen so-
zial-organisatorische Innovationen in der Ge-
sundheitswirtschaft, die vorhandene Wirtschaft-
lichkeitsreserven ausschöpfen sollen, zuneh-
mend an Bedeutung. Sie werden ausführlich in 
Abschnitt 3 thematisiert. 

Die demographische Entwicklung bewirkt eine 
steigende Nachfrage nach gesundheitsbezoge-
nen und sozialen Dienstleistungen. Mit der stei-
genden durchschnittlichen Lebenserwartung 
(und dem gleichzeitigen Rückgang der Gebur-
tenrate) nimmt sowohl der absolute als auch 
der relative Anteil älterer und hochbetagter 
Menschen an der Gesamtbevölkerung zu. Da 
die Wahrscheinlichkeit von Krankheit und Pfle-
gebedürftigkeit mit zunehmendem Alter eben-
falls zunimmt, steigt in einer alternden Gesell-
schaft auch der Bedarf an professionellen Ver-
sorgungs- und Pflegeleistungen. Auch wenn bis-
lang keine genauen Angaben möglich sind, wie 
hoch der tatsächliche medizinische Versorgungs-
bedarf zukünftig sein wird, lässt die zurücklie-
gende Entwicklung darauf schließen, dass mit 
der Alterung der Gesellschaft zumindest ein 
Mehrbedarf an professionellen Pflege- und Un-
terstützungsangeboten sowie geronto-medizini-
schen Leistungen einhergehen wird.9 Diese Ver-
mutungen können sich auf die Ergebnisse inter-
national vergleichender Studien stützen. So konn-
te gezeigt werden, dass in den OECD-Staaten 
zwischen 1960 und 1997 der Anteil der öffentli-
chen Gesundheitsausgaben am Sozialprodukt 
sehr stark mit dem Anteil der 65-Jährigen und 
älteren an der Gesamtbevölkerung korreliert10. 

                                                           
9 Vgl. Naegele, G. (1999): Demographie und Sozialepide-

miologie – Zur These vom demographisch bedingten 
Anstieg der Gesundheitsausgaben, in: Naegele, G./Igl, 
G. (Hg.): Perspektiven einer sozialstaatlichen Umvertei-
lung im Gesundheitswesen, München: 63–85. 

10 Vgl. Schmidt, M.G. (1999): Warum die Gesundheitsausga-
ben wachsen: Befunde des Vergleichs demokratisch ver-

Einen weiteren Einflussfaktor stellt der sozio-
kulturelle Wandel dar. Die in den westlichen 
Industrienationen zu beobachtenden Individua-
lisierungsprozesse sowie die Pluralisierung von 
Familien- und Lebensformen führen zu einer 
allmählichen Auflösung informeller Unterstüt-
zungsleistungen. An dieser Stelle muss vor allem 
auf den Zusammenhang von steigender Frauen-
erwerbstätigkeit und der Expansion personen-
bezogener Dienstleistungen eingegangen wer-
den. Da die informelle familiäre Pflege bislang 
überwiegend von nichterwerbstätigen Frauen 
erbracht wurde, steigt mit deren Eintritt in das 
formale Erwerbssystem auch die Nachfrage nach 
professionell erbrachten Pflege-, Unterstützungs- 
und Erziehungsleistungen. Die personenbezo-
genen Dienstleistungen in der Gesundheitsver-
sorgung stellen nach wie vor eine Frauendo-
mäne dar. Der Frauenanteil in der Gesundheits- 
und Sozialwirtschaft beträgt rund 70%. Es zeigt 
sich hier die deutlich ausgeprägte geschlechts-
spezifische Segmentierung des Arbeitsmarktes. 
Der Frauenanteil in den akademischen Gesund-
heitsfachberufen (Ärztinnen/Zahnärztinnen, 
Pharmazeutinnen, Apothekerinnen, Psycholo-
ginnen etc.) ist dabei wesentlich geringer als in 
den nicht-akademischen Gesundheitsfachberu-
fen (Primärversorgung, Pflegeberufe, Präventi-
onsberufe, diagnostisch-technische Berufe, Kör-
perpflegeberufe etc.). Letztere sind mit wesent-
lich geringeren Einkommens- und Karrierechan-
cen ausgestattet, zudem ist der Anteil der Teil-
zeit- und geringfügig Beschäftigten wesentlich 
höher als bei den akademischen Gesundheits-
fachberufen. 

Die durch eine steigende Erwerbstätigkeit der 
Frauen induzierte Nachfrage nach sozialen 
Dienstleistungen kommt umgekehrt wieder den 
Frauen zugute, denn diese übernehmen auch 
im formellen Erwerbssystem die ‚traditionellen’ 
Tätigkeiten: „Der Weg in die Dienstleistungsge-
sellschaft ist der Weg der Frauen zusammen 
mit ihren traditionellen Hausfrauentätigkeiten 
in die Systeme von Markt und Staat.”11 Im in-

                                                                                      
faßter Länder, in: Politische Vierteljahresschrift, Heft 2, 
229–245. 

11 Siebel, W. (1998): Entwicklung zur Dienstleistungsgesell-
schaft und soziale Ausgrenzung, in: Sozialforschungs-
stelle Dortmund (Hg.): Mit der Sozialberichterstattung 
zur Innovativen Sozialgemeinde: Dokumentation der 
Veranstaltung am 19.12.1997 im Landesinstitut Sozial-
forschungsstelle in Dortmund-Eving, Dortmund: 9–17. 
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ternationalen Vergleich zeichnet sich die Bun-
desrepublik nach wie vor durch eine unter-
durchschnittliche Frauenerwerbsquote aus. Es 
ist deshalb davon auszugehen, dass auch in der 
Bundesrepublik mit einer steigenden Frauener-
werbsquote eine weitere Expansion der perso-
nenbezogenen sozialen Dienstleistungen einher-
gehen wird (vgl. hierzu auch die Ausführungen 
zum deutschen Dienstleistungssektor in Kap. I). 

Mit dem soziokulturellen Wandel gehen zudem 
veränderte Präferenzmuster und Nachfrage-
strukturen einher, die das Bedürfnis der Men-
schen nach Lebensqualität in den Mittelpunkt 
rücken. Gesundheit wird von den Menschen 
nicht mehr lediglich als die Abwesenheit von 
Krankheit definiert, sondern umfasst darüber 
hinaus das Streben nach umfassendem körper-
lichem Wohlbefinden und geistiger bzw. men-
taler Ausgeglichenheit. Dieses ‚neue’ Gesund-
heitsbewusstsein der Menschen kommt etwa 
im Wunsch nach einer ausgewogenen und ge-
sunden Ernährung oder nach körperlicher Fit-
ness zum Ausdruck. Dabei manifestiert sich das 
wachsende Interesse an Dienstleistungen für 
mehr Lebensqualität in der zunehmenden Be-
reitschaft, auch private Mittel für entsprechen-
de Angebote bereitzustellen. 

„Ein weiterer Trend, der ebenfalls verstärkend auf die 
Nachfrage nach derartigen Angeboten wirkt, liegt in 
der Tatsache, dass zunehmend privates Kapital zur Fi-
nanzierung sozialer und gesundheitsbezogener Dienst-
leistungen zum Einsatz gebracht wird, während die Fi-
nanzierung in diesem Bereich bisher zumeist aus öffent-
lichen und halböffentlichen Quellen erfolgte. (…) Für 
die Höhe dieses privaten Kapitaleinsatzes – und damit 
also für die wirtschaftliche Entwicklung von Dienstleis-
tungen für mehr Lebensqualität – kommt es vor allem 
darauf an, Angebote zu entwickeln, die sich an unter-
schiedlichen Kundenbedürfnissen orientieren und ein 
breitgefächertes nachfrageorientiertes Angebot bereit-
stellen.”12 

In der Gesundheits- und Sozialwirtschaft lässt 
sich vor allem im Brückenschlag zu den Nach-
barbranchen Sport, Freizeit, Tourismus und Er-
nährung eine entsprechende Angebotsentwick-
lung beobachten. Während sich die ambulante 
und stationäre Gesundheitsversorgung nach wie 
vor auf die Abwendung von Krankheit konzen-
triert (wenngleich auch hier einiges in Bewe-
                                                           
12 Beyer, L./Brandel, R./Langer, D./Micheel, B. (2000): Zu-

kunftsbranche Lebensqualität? Chancen und Heraus-
forderungen beim Ausbau personenbezogener Dienst-
leistungen, in: Institut Arbeit und Technik (Hg.): Jahr-
buch 1999/2000, 28–45. 

gung ist), bemühen sich die Randbereiche und 
Nachbarbranchen der Gesundheitswirtschaft, 
dem umfassenden Verständnis von Gesundheit 
Rechnung zu tragen. Oftmals wird dabei die 
Kooperation mit den Anbietern ‚klassischer’ Ge-
sundheitsdienste gesucht – dies zeigt sich etwa 
in der Gründung von Gesundheitszentren, die 
Angebote von Ärzten, therapeutischen Berufen, 
Pädagogen (Gesundheitsberatung, Prävention) 
oder Selbsthilfegruppen unter einem Dach kom-
binieren. Bislang bilden solche Einrichtungen 
noch die Ausnahme, es ist jedoch zu vermuten, 
dass den Pionieren dieser Entwicklungen bald 
weitere Einrichtungen folgen werden, da Inno-
vationen und neue Impulse vor allem aus den 
Randbereichen und Nachbarbranchen stammen. 
Auf die Dauer werden sich auch die Akteure 
und Einrichtungen des Kernsektors dieser Ent-
wicklung nicht verschließen können. 

QK= båíïáÅâäìåÖëéÉêëéÉâíáîÉå=ÑΩê=ÇáÉ=
dÉëìåÇÜÉáíëïáêíëÅÜ~Ñí=

Wie in den vorangegangen Absätzen beschrie-
ben, zeichnet sich der Gesundheitssektor durch 
beeindruckende Nachfragesteigerungen aus, die 
eng mit gesellschaftlichen Entwicklungstrends 
verknüpft sind. Die Überalterung der Gesell-
schaft, der medizinisch-technische Fortschritt 
und die zunehmende Pluralisierung von Le-
bensstilen lassen vermuten, dass die strategi-
sche Bedeutung des Sektors in Zukunft weiter 
ansteigen wird. In den Blickpunkt der Aufmerk-
samkeit geraten insbesondere die Randsekto-
ren, die Überschneidungen zu anderen Dienst-
leistungsfeldern wie Freizeit, Sport, Tourismus 
und Technologie aufweisen. Sie gelten als die 
eigentlichen hidden champions der Dienstleis-
tungsgesellschaft und spiegeln das Bedürfnis 
nach Dienstleistungen, die die Lebensqualität 
steigern, besonders deutlich wider. 

Aber auch im Kernsektor kam es trotz Betten-
abbau und Budgetierung zu einem Anstieg der 
Beschäftigung, was sich ebenfalls auf den zu-
nehmenden Bedarf nach Gesundheitsdiensten 
zurückführen lässt. Dies wird allerdings arg-
wöhnisch beobachtet. Die hier erbrachten Leis-
tungen sind nicht nur personalintensiv und 
teuer, sondern unterliegen als Elemente des 
Wohlfahrtsstaates auch den Gesetzen der Soli-
darität, der Bedarfsgerechtigkeit und der Um-
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verteilung. Unter diesen Vorzeichen stellt das 
Wachstum im Gesundheitssektor eine Bedro-
hung für den Standort Deutschland dar. Hinzu 
kommt, dass das deutsche Gesundheitswesen 
im internationalen Vergleich Leistungsdefizite 
aufweist: Zwar belegt es bezüglich Ausgaben 
und Infrastruktur Spitzenplätze, landet aber in 
den Kategorien Lebenserwartung und Sterb-
lichkeit im Mittelfeld.13 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Ge-
sundheitssektor mit dem Wandel zur Dienst-
leistungsgesellschaft zwar ein beeindruckendes 
Wachstum aufweist, gleichzeitig aber unter mas-
siven ‚Modernisierungsdruck’ gerät. Im Kern-
sektor geht es gleichzeitig darum, die Qualität 
der Versorgung zu verbessern, den Anstieg der 
Ausgaben zu begrenzen und die solidarischen 
Strukturen des Systems zu stärken. Davon wird 
auch eine beschäftigungsförderliche Entwick-
lung in den Randsektoren abhängen, die ja eng 
mit dem Kernsektor verknüpft sind; des weite-
ren spielt hier die Mobilisierung der privaten 
Nachfrage durch kostengünstige und attraktive 
Angebote eine wichtige Rolle. Auf den folgen-
den Seiten werden einige Entwicklungsperspek-
tiven skizziert, die auf diese unterschiedlichen 
(und auch widersprüchlichen) Aspekte Bezug 
nehmen: Unterschieden werden dabei Reform-
ansätze in bezug auf die institutionellen Rah-
menbedingungen, Maßnahmen, die auf eine 
Verbesserung der Versorgung innerhalb und 
zwischen den Organisationen abzielen sowie ar-
beitsmarktpolitische Strategien zur Verbesse-
rung der Beschäftigungsverhältnisse. 

QKN= oÉÑçêã=ÇÉê=áåëíáíìíáçåÉääÉå=o~ÜJ
ãÉåÄÉÇáåÖìåÖÉå=

QKNKN= tÉííÄÉïÉêÄëÉäÉãÉåíÉ=ìåÇ=iÉáëíìåÖëJ
~åêÉáòÉ=

Im deutschen Gesundheitswesen finden sich nur 
wenig Wettbewerbselemente, die einen Anreiz 
zur Verbesserung von Qualität und Wirtschaft-
lichkeit darstellen.14 Starre Vorschriften und Ein-
                                                           
13 vgl. Hartmann, A. (2002): Zwischen Differenzierung und 

Integration. Die Entwicklung des Gesundheitssystems 
in den Niederlanden und der Bundesrepublik. Opladen, 
Kap. 2.2 

14 vgl. Glaeske, G. u. a. (2001): Weichenstellungen für die 
Zukunft – Elemente einer neuen Gesundheitspolitik. Vor-
gelegt zur Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung „Mittel- 
und langfristige Gestaltung des deutschen Gesundheits-

heitsverträge lassen kaum Raum für Innovatio-
nen einzelner Kassen oder Leistungsanbieter. 
Kennzeichnend ist der sog. Kontrahierungs-
zwang, der die Kassen verpflichtet, mit jedem 
zugelassenen Arzt Verträge abzuschließen, die 
überdies einheitlich gestaltet sein müssen. Ein-
zelne Leistungserbringer oder Gruppen haben 
somit kaum Chancen, sich durch besondere 
Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlichkeit zu 
profilieren; umgekehrt haben die Kassen keine 
Möglichkeit, Anbieter auszuschließen, die den 
qualitativen Anforderungen nicht entsprechen. 
Gesundheitsministerin Schmidt beabsichtigt in 
den Plänen zur nächsten Gesundheitsreform, 
das Vertragsmonopol der Kassenärztlichen Ver-
einigung (KV) aufzubrechen; fortan soll es ein-
zelnen Medizinern gestattet sein, mit den Kas-
sen individuelle Verträge auszuhandeln.15 Aller-
dings gehen die Pläne nicht so weit, den Sicher-
stellungsauftrag der Versorgung von den KVen 
gänzlich auf die Kassen zu verlagern. Mit mas-
sivem Widerstand wäre dabei nicht nur von 
Seiten der KVen zu rechnen;16 auch die Kassen 
selbst zweifeln, ob sie den damit einher gehen-
den hohen Professionalisierungs- und Manage-
mentanforderungen gerecht werden könnten. 
Dennoch sollte zumindest in the long run eine 
Übernahme des Sicherstellungsauftrages erwo-
gen werden, damit die Verantwortung für Leis-
tungen und Kosten in einer Hand liegen. Dies 
würde auch den Spielraum ausweiten, um 

                                                                                      
wesens am 5.12.2001 in Berlin. Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Berlin 

15 FAZ (2001): Schmidt nennt Elemente für Reform der 
Krankenversicherung. Ausgabe 6.12.2001. Auch im Arz-
neimittelsektor und im Kassenwahlrecht sind wettbe-
werbsorientierte Maßnahmen geplant. Bereits seit Januar 
2002 gilt für die Versicherten die Neufassung des Kran-
kenkassenwahlrechts, die mehr Flexibilität beim Wech-
sel der Kasse verspricht: Bisher konnten Pflichtversicher-
te nur zum Jahresende kündigen; nun gilt eine Kündi-
gungsfrist von zwei Monaten. So beabsichtigt Gesund-
heitsministerin Schmidt die Freigabe des Versandhan-
dels mit Arzneien und den Wegfall der Medikamenten-
preisbindung. Vgl. FAZ (2001): Leichterer Kassenwech-
sel und bessere Altenpflege. Ausgabe 28.12.2001, sowie 
Tagesschau am 10.12.2001: Sparkurs von Schmidt auch 
bei Arbeitsmitteln. http://www.tagesschau.de…ell/ 
meldungen (29.01.2002) 

16 Laut Montgomery, Vorsitzender des Marburger Bundes, 
haben „die Krankenkassen (…) nicht die Kompetenz, 
nicht das Wissen, nicht die Erfahrung, um die Macht 
verantwortungsvoll auszuüben, die sie haben.“, in: Süd-
west Fernsehen: Reformchaos. Das Gesundheitswesen 
auf der Intensivstation. http://www.swr.de/saldo/ 
archiv/2001/08/27/beitrag1.html (29.01.02) 
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nicht nur ‚klassische’ Gesundheitsanbieter in die 
Vertragsgestaltung miteinzubeziehen, sondern 
auch Anbieter aus den Randsektoren. 

Eine Ausweitung des Wettbewerbs auf den Leis-
tungskatalog ist ebenfalls nicht beabsichtigt, ob-
wohl es im Bundeskanzleramt Überlegungen 
über ein System der Grund- und Wahlleistun-
gen gegeben hat. Theoretisch wäre die Aufsplit-
tung des Versicherungswesens in einheitliche 
Basisleistungen und flexible Zusatzleistungen 
ein hervorragendes Wettbewerbsinstrument, das 
auf Nachfrageseite den homo oeconomicus im Ver-
sicherten anspricht und auf Angebotsseite den 
Wettbewerb von der Leistungserbringung auf die 
Leistungsgestaltung ausweitet. In der Praxis stößt 
man jedoch auf große Probleme: So lässt sich 
kaum Konsens darüber erzielen, was Basis- und 
was Zusatzleistung sein soll; des weiteren wird 
darin eine Gefährdung der solidarischen Struk-
turen des Systems gesehen. Dies täuscht darüber 
hinweg, dass Ansätze einer Zwei-Klassen-Me-
dizin schon lange im bundesdeutschen Gesund-
heitswesen existieren; des weiteren müssen mit 
Zusatzversicherungen nicht gleich amerikani-
sche Verhältnisse drohen. So verfügen in den 
Niederlanden fast 90% der Bevölkerung über 
eine private Zusatzversicherung, die Zahnersatz, 
homöopathische Behandlungen, Kuren etc. ein-
schließt.17 Das Thema Basissicherung ist sicher-
lich politisch hochbrisant, sollte aber trotzdem 
debattiert werden. Es stellt sich nämlich die Fra-
ge, ob eine Grundsicherung, die alle Bevölke-
rungsmitglieder einschließt und durch Zusatz-
versicherungen ergänzt wird, nicht solidarischer 
ist als eine GKV, aus der sich die oberen Ein-
kommensklassen verabschieden und die sich in 
den vergangenen Jahrzehnten durch eine steti-
ge Ausweitung der Zuzahlung ausgezeichnet 
hat. Außerdem wäre es über private Zusatzver-
sicherungen eher möglich, kundenspezifische 
Leistungs-‚Pakete’ zusammenzustellen, die An-
gebote aus dem Kern- und Randsektor ver-
knüpfen. 

Um die Ausgaben im Bereich der ambulanten 
ärztlichen Versorgung zu drosseln, soll mit der 
nächsten Gesundheitsreform ein Hausarztmodell 
eingeführt werden.18 Beteiligte Hausärzte erhal-

                                                           
17 vgl. Hartmann, A, (2002), a. a. O. 
18 vgl. FAZ (2001): Schmidt nennt Elemente für Reform 

der Krankenversicherung. Ausgabe 6.12.2001. 

ten einen höheren Tarif, während ein geringe-
rer Beitragssatz die Versicherten veranlassen 
soll, erst den Hausarzt statt den teureren Fach-
arzt aufzusuchen. Hier wird allerdings die Höhe 
des Anreizes eine entscheidende Rolle spielen. 
So weist Montgomery darauf hin, dass nach Er-
fahrungen in der Schweiz die Versicherten 30 
DM bis 40 DM einsparen – „Dafür kriegen sie 
keinen Versicherten hinter dem Ofen hervor, 
um diese andere Therapie- oder Versicherungs-
form zu wählen.“19 Überlegenswert wäre, ob 
nicht generell Versicherte, die wenig Leistun-
gen in Anspruch nehmen, eine Beitragsrücker-
stattung erhalten (wie es viele Privatversiche-
rungen tun). Dies könnte mit der längst überfäl-
ligen Maßnahme verknüpft werden, dass auch 
GKV-Versicherte Rechnungskopien über die ge-
leisteten Dienste erhalten. Dies verdeutlicht den 
Versicherten nicht nur, wie viel Gesundheit kos-
tet, sondern stellt auch eine zusätzliche Kontrol-
le bei unseriösen Abrechnungspraktiken dar. 
Ob das Hausarztmodell tatsächlich die Ausga-
ben reduzieren kann, wird sich zeigen. Ein 
wichtiger Aspekt des Problems wird dabei um-
gangen, nämlich die Einzelleistungsvergütung 
bei Fachärzten. Auch hier müsste stärker mit 
diagnosebasierten Fallpauschalen gearbeitet 
werden, was z. B. im Rahmen der Management-
Disease-Modelle (s.u.) möglich wäre. 

QKNKO= ^ìëÄ~ì=ÇÉê=ëçäáÇ~êáëÅÜÉå=píêìâíìêÉå=

Wettbewerbselemente sind wichtige Instrumen-
te, um die Wirtschaftlichkeit und Qualität im 
Gesundheitswesen zu verbessern. Gleichzeitig 
ist aber auch eine Stärkung der solidarischen 
Strukturen erforderlich. Wichtiges Stichwort ist 
in diesem Zusammenhang die Reformierung 
des Risikostrukturausgleich (RSA), der verhin-
dern soll, dass auch die gesetzlichen Kassen zu-
nehmend um ‚gute’ Risiken konkurrieren, da 
‚schlechte’ Risiken (altersspezifische und chro-
nische Erkrankungen) die Ausgaben nach oben 
treiben. Ab 2007 sollen in die Berechnung des 

                                                           
19 Studien, die die Niederlande als Vorbild heranziehen, 

übersehen hingegen, dass das sog. gatekeeper-Modell seit 
jeher integraler Bestandteil des Versorgungssystems und 
schlicht gesetzlich vorgeschrieben ist. Außerdem sind 
die Fachärzte auch nicht niedergelassen tätig, sondern 
in den Kliniken angesiedelt. Von daher ergibt sich das 
gatekeeper-Modell zwangsläufig aus den Strukturen des 
ärztlichen Versorgung in den Niederlanden. Vgl. Hart-
mann, A. (2002), a. a. O. 
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Risikostrukturausgleichs auch verstärkt Fakto-
ren der Morbidität eingehen.20 Den Kassen wird 
es von da an nicht mehr möglich sein, durch 
Selektion von gesunden Versicherten Beitrags- 
und Wettbewerbsvorteile zu erlangen, da ge-
sunde und kranke Versicherte unterschiedlich 
berücksichtigt werden. Bereits seit diesem Jahr 
werden Risikopools gebildet, aus denen die 
Kosten für diejenigen Versicherten finanziert 
werden, die über € 20.450 pro Jahr liegen. Finan-
zielle Vorteile haben die Kassen außerdem, wenn 
sie Disease-Management-Programme (s. Abschnitt 
‚Qualität’ in 3.2) für chronisch Erkrankte anbie-
ten. Als ergänzende Maßnahme zur Stärkung 
der solidarischen Strukturen wäre auch noch zu 
prüfen, ob und wie die Privatversicherten in 
den Risikostrukturausgleich der GKV einbezo-
gen werden könnten. 

Wie im letzten Absatz bereits angedeutet, muss 
außerdem die Finanzierungsgrundlage der GKV 
verbreitert werden. Schmidt plant zwar, die 
Pflichtversicherungsgrenze anzuheben, darüber 
hinaus wäre aber auch die Einbeziehung zu-
sätzlicher Einkünfte zum Erwerbseinkommen 
erforderlich. Ein Vorschlag, der in eine ganz an-
dere Richtung zielt, wäre eine Absenkung der 
Beitragsbemessungsgrenze, die mit der Ver-
pflichtung verknüpft wird, dass die PKV auch 
bei ‚schlechten’ Risiken und schwachen Ein-
kommensgruppen eine Standardpolice anbieten 
muss, die mit den Leistungen der GKV ver-
gleichbar ist. Dies wird in den Niederlanden 
praktiziert; das Ergebnis wäre eine Entlastung 
der GKV und eine wesentlich stärkere Konver-
genz zwischen beiden Versicherungszweigen. 

QKNKP= pí®êâìåÖ=ÇÉê=mê®îÉåíáçå=

Das deutsche Gesundheitswesen gehört zu den 
kurativ ausgerichteten Systemen; im internatio-
nalen Vergleich spielen Prävention eine eher ge-
ringe Rolle. So fehlt im Gegensatz zu Großbri-
tannien, Schweden und den Niederlanden ein 
flächendeckendes und qualitätsgesichertes Früh-
erkennungsprogramm zur Brustkrebsvorsorge; 
die Public Health-Forschung, die Zusammenhän-
ge zwischen Gesundheit, Umwelt, Lebensstil 
und sozialer Lage erforscht, ist unterrepräsen-
tiert; viele Präventionsleistungen (z. B. professio-

                                                           
20 vgl. FAZ (2001): Leichterer Kassenwechsel und bessere 

Altenpflege. Ausgabe 28.12.2001 

nelle Zahnreinigung) müssen aus privater Ta-
sche gezahlt werden.21 Zwar hat der Gesetzge-
ber mit der Gesundheitsreform 2000 die Mittel 
für Prävention erhöht (1,- DM pro Versichertem 
und Jahr), im Vergleich zu anderen Leistungs-
kategorien nimmt die Prävention aber immer 
noch einen viel zu geringen Stellenwert ein. Be-
sonders wichtig wäre die Etablierung von Prä-
ventionsprogrammen bei chronischen Erkran-
kungen (vor allem hinsichtlich Herz-Kreislauf-
prävention, Krebs-Früherkennung, Suchtprä-
vention), wobei die Maßnahmen nicht an den 
Grenzen des Gesundheitssystems Halt machen 
dürften: Bildungs- und Erziehungsinstitutionen, 
Sport- und Freizeitanbieter, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften sowie die Nahrungsmittelin-
dustrie sind Kooperationspartner, die die Durch-
schlagskraft von Präventionsangeboten steigern. 
Empfehlenswert ist des weiteren die gezielte 
Förderung von Public-Health-Studiengängen, um 
die methodischen Grundlagen zu verbessern. 

QKNKQ= pÅÜ~ÑÑìåÖ=ìå~ÄÜ®åÖáÖÉê=fåëíáíìíáçåÉå=

Viele Fehlentwicklungen im deutschen Gesund-
heitssystem kommen durch Mängel der Selbst-
verwaltung und durch das Fehlen unabhängi-
ger Institutionen zustande.22 So werden die Rah-
menbedingungen für die Gestaltung und Um-
setzung von Reformmaßnahmen häufig von 
den Akteuren bestimmt, die sie ausführen sol-
len – Krankenkassen, KVen und Trägerorgani-
sationen (z. B. Wohlfahrtsverbände). Als Folge 
treten Reformverzögerungen und Blockaden 
auf.23 Unabhängige Institutionen, die z. B. im 
Auftrag des Staates Anforderungen an die Qua-
lität der Leistungen definieren, finden sich in 
den meisten modernen Gesundheitssystemen, 
aber nicht in der BRD. Ebenso fehlt eine unab-
hängige Instanz für die Gewährung einer ratio-
nalen Arzneimitteltherapie, die prüft, ob neue 
Arzneien in den Leistungskatalog der GKV 
                                                           
21 vgl. Glaeske, G. u. a. (2001), a. a. O., Hartmann, A. (2002), 

a. a. O., Kap. 5.2.5 
22 vgl. Glaeske, G. u. a. (2001), a. a. O., Hartmann, A. (2002), 

a. a. O., Kap. 4 
23 So wurde mit der letzten Gesundheitsreform ein Diag-

nose-orientiertes Fallpauschalensystem im Krankenhaus 
beschlossen, welches das Selbstkostenerstattungsprinzip 
mit seinen Fehlsteuerungen (Fehlbelegung, Verweildau-
er) ablöst. Die nähere Ausgestaltung wird von Träger-
organisationen und Kassen erarbeitet und ist bislang so 
wenig ausgereift, dass der Einführungsstart 2003 nicht 
eingehalten werden kann. 
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aufgenommen werden sollen. Gleiches gilt für 
die Überprüfung medizintechnische Innovatio-
nen anhand eines systematischen Health Tech-
nology Assessment. Der deutsche Staat tut sich 
keinen Gefallen, wenn er so konsequent auf die 
‚Vorfahrt der Selbstverwaltung’ setzt. Die Ge-
schichte der Gesundheitspolitik und die astro-
nomische Zahl an Gesetzesänderungen zeigen 
deutlich, dass die Akteure der Selbstverwaltung 
die politischen Bemühungen häufig konterka-
rieren oder vielleicht auch nicht über die Kom-
petenzen zur Umsetzung verfügen. Andere kon-
servativ-korporatistische Staaten haben darauf 
mit einer ‚Rückkehr des Staates’ in das Gesund-
heitssystem und mit einer Beschneidung der 
Selbstverwaltung reagiert, zumindest in dem 
Sinn, dass der Staat unabhängige Institutionen 
mit Umsetzungs- und Evaluationsaufgaben be-
auftragt. Ohne derartige Maßnahmen ist zu be-
fürchten, dass auch die nächste Gesundheitsre-
form nicht die gewünschten Effekte erzielen wird. 

QKO= jçÇÉêåáëáÉêìåÖëëíê~íÉÖáÉå=~ìÑ=ÇÉê=
sÉêëçêÖìåÖëÉÄÉåÉOQ=

QKOKN= hççéÉê~íáçå=ìåÇ=sÉêåÉíòìåÖ=

Im Gesundheitssektor tummelt sich eine Viel-
zahl an Akteuren mit eigenen Handlungslogi-

ken und Verfahrensweisen (gemeinnützige und 
staatliche Institutionen, private Anbieter, Fami-
lien und Selbsthilfegruppen). Dies ist insofern 
vorteilhaft, als dass dadurch ein problemorien-
tierter Umgang mit den vielfältigen Bedarfsla-
gen moderner Gesellschaften ermöglicht wird. 
Allerdings geht die organisatorische Speziali-
sierung mit teuren Overhead-Kosten und kun-
denfeindlichen Bürokratisierungstendenzen ein-
her; die mangelnde Zusammenarbeit zwischen 
den einzelnen Akteuren führt zu Über- oder Un-
terversorgung und das Aufsplitten der knappen 
Ressourcen zu erheblichen Effizienzverlusten. 
In der Bundesrepublik ist insbesondere die stär-
kere Integration des ambulanten und stationä-
ren Sektors gefragt, z. B. in Form von ‚Versor-
gungsketten’ zwischen Hausärzten, Fachärzten 
und Kliniken. Eine große Rolle spielt aber auch 
die Vernetzung zwischen unterschiedlichen Fel-
dern des Sektors bzw. zwischen Kern- und 
Randbereichen. Hierzu gehört z. B. die Zusam-
menarbeit zwischen Schulen, Sozialämtern und 
Gesundheitseinrichtungen bei Präventionsmaß-
nahmen, die Kooperation von Krankenhäusern, 
Krankenkassen und Technologietransferzent-
ren zur Entwicklung marktreifer Medizin- oder 
Rehatechnik oder die Vernetzung von Kurklini-
ken und Tourismusanbietern zur Entwicklung 
gesundheitstouristischer Angebote. 

 

Beispiel VI.1: 
Rund um die Altenwirtschaft: 

Seniorenwirtschaftszentrum im Wissenschaftspark Gelsenkirchen 
Das Seniorenwirtschaftszentrum ist ein Netzwerk verschiedener Organisationen aus den Bereichen Sozialmanage-
ment, Technologie, Weiterbildung und Regionalentwicklung und kombiniert Forschung, Beratung und Dienstleis-
tung für den Sektor der Altenwirtschaft. Inhaltliche Schwerpunkte sind der Einsatz von Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, Gesundheitsdienste sowie Freizeit und Tourismus für Ältere. Das Aufgabenspektrum umfasst 
die Analyse von Entwicklungstrends in der Altenwirtschaft, die Entwicklung von Qualitätsmanagementsystemen 
(z. B. bei Pflegeanbietern), die Gestaltung bedarfsgerechter Technologien und die Unterstützung von Existenzgrün-
dern. Ziel ist, die Lebensqualität älterer Menschen zu verbessern, die Wettbewerbsfähigkeit der Anbieter zu steigern 
und neue Beschäftigungsfelder zu erschließen. 

 
Vernetzung24reduziert nicht nur den administra-
tiven Aufwand (z. B. Vermeidung von Doppel-
untersuchungen und schnellerer Informations-
austausch), sondern ermöglicht dem Klienten 
auch den schnellen Wechsel zwischen Einrich-
tungen, was z. B. bei chronischen Erkrankungen 
ein wichtiges Kriterium sein kann. Das Beispiel 
                                                           
24 Vgl. zu den folgenden Abschnitten Hartmann, A. (2002), 

a. a. O., Kap. 5 

des Seniorenwirtschaftszentrums (Textbox Beispiel 
VI.1) zeigt außerdem, dass dadurch die Kombi-
nation von verschiedenen Dienstleistungsele-
menten möglich wird – eine wichtige Voraus-
setzung zur Entwicklung attraktiver Angebote. 

Die Schwierigkeiten bei Kooperationsvorhaben 
liegen darin, dass insbesondere in den Kernsek-
toren unterschiedliche Vergütungssysteme, Bud-
gets und Zuständigkeiten zum Tragen kommen, 
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auch wenn der Gesetzesgeber in der Gesund-
heitsreform 2000 einige Anreize für eine integ-
rierte Versorgung verankert hat. Erschwerend 
hinzu kommt die unterschiedliche Handlungs-
orientierung der Akteure (Gemeinwohlorientie-
rung bei gemeinnützigen Einrichtungen vs. Ge-
winnorientierung bei Hausärzten), die Abschot-
tung verschiedener Berufsgruppen (Ärzte vs. 
Pflegepersonal) sowie das ausgeprägte Konkur-
renzdenken zwischen den Organisationen. 

QKOKO= m~íáÉåíÉåçêáÉåíáÉêìåÖ=

Experten, Selbsthilfegruppen, aber auch die Be-
schäftigten des Sektors kritisieren immer wie-

der die Angebotsdominanz der Versorgung und 
fordern Strukturen, die den Klienten stärker in 
den Mittelpunkt des Geschehens rücken. Denn 
erstens sind das Wissen und die Erfahrung der 
Patienten entscheidende Faktoren für den Er-
folg der Dienstleistung, zweitens ist Patienten-
zufriedenheit ein Wettbewerbsparameter, der 
im Zuge von Kostendämpfung und steigender 
Selbstbeteiligung immer wichtiger wird. Das 
Beispiel VI.2 zeigt, wie im Bereich der Rehabili-
tation eine patientenorientierte Versorgung durch 
Wohnortnähe, Bündelung von Dienstleistungen 
und die Einbeziehung der Familie erzielt wer-
den kann. 

 

Beispiel VI.2: 
Wohnortnah und familienfreundlich: 

Rehabilitationszentrum für Dermatologie, Allergologie und Umweltmedizin 
Das Reha-Zentrum ist eine teilstationäre Einrichtung in der Rhein-Klinik St. Joseph in Duisburg und stellt eine ge-
lungene Alternative zu den konventionellen Rehabilitationen in Kurkliniken dar, da es eine wohnortnahe teilstatio-
näre Versorgung anbietet. Insbesondere Kinder und Ältere wollen nämlich ihren Wohnort bei Reha-Maßnahmen 
häufig nicht verlassen und auch für die Familien ist es wichtig, ihre Angehörigen in der Nähe zu haben. Das Zentrum 
vereinigt alle erforderlichen Leistungen unter einem Dach (Bäder-, Strahlen- und Salbentherapie, außerdem Ernäh-
rungsberatung und psychosoziale Betreuung) und erspart dem Patienten somit eine Vielzahl unterschiedlicher An-
laufstellen. Durch die wohnortnahe ambulante Versorgung ist außerdem die ‚Mitarbeit’ der Familie garantiert und 
Hausärzte können besser in den Behandlungsverlauf eingebunden werden. 

 
Ein weiterer wichtiger Ansatzpunkt zur Stär-
kung der Patienteninteressen sind Selbsthilfe-
gruppen, die Informationsarbeit und psychoso-
ziale Unterstützung leisten, die in den professio-
nellen Institutionen häufig ins Hintertreffen ge-
raten. Ihre Förderung und gezielte Vernetzung 
mit den Anbietern sollte daher auch bei der 
nächsten Gesundheitsreform eine Rolle spielen 
(bereits die Gesundheitsreform 2000 sah eine 
Ausweitung der Fördermittel vor). Aber auch 
auf der institutionellen Ebene kann der Gesetz-
geber tätig werden. In den Niederlanden sind 
z. B. sog. Klientenräte gesetzlich vorgeschrieben, 
die in den einzelnen Einrichtungen als Be-
schwerdeanlaufstelle fungieren und bei organi-
sationspolitischen Vorhaben Mitspracherecht 
haben. Dort finden sich auch Patientenverbän-
de, die nach dem Vorbild der Verbraucherorga-
nisationen konstituiert sind und neben Kassen, 
Ärzteverbänden und Staat den ‚vierten Partner’ 
in der Gesundheitspolitik darstellen. Eine ver-
gleichbare rechtliche Verankerung wäre auch 
im deutschen Gesundheitswesen erstrebens-
wert. 

Insgesamt überwiegt im alltäglichen Gesund-
heitsgeschehen immer noch der Eindruck, dass 
Patienten und Versicherte weit weniger im 
Zentrum der Aufmerksamkeit stehen als bei-
spielsweise der Kunde im Wirtschaftssystem. 
Insbesondere die Entwicklung ‚modularisierter’ 
Angebotspakete, die Elemente aus Kern- und 
Randsektor kombinieren und die der Kunde ge-
mäß seinen Wünschen selbst gestalten kann, 
sind angesichts fehlender Flexibilität und star-
rer Regulierungen eher noch Zukunftsmusik als 
Selbstverständlichkeit. 

QKOKP= nì~äáí®íëã~å~ÖÉãÉåí=ìåÇ=iÉáíäáåáÉå=

Wachstum und steigende Komplexität des Ge-
sundheitssystems erfordern eine kontinuierliche 
Überprüfung der angewandten Methoden in 
bezug auf Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit; 
entsprechend nimmt systematisches Qualitäts-
management an Bedeutung zu. Das entschei-
dende Kriterium für Qualität war lange Zeit der 
Professionalisierungsgrad; die Qualität hing dem-
nach von der Ausbildung und Berufserfahrung 
der Beschäftigten ab. Organisations- und pro-
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zessbezogene Maßnahmen sind hingegen junge 
Phänomene, die aus der Industrie und Privat-
wirtschaft stammen und auf den Gesundheits-
sektor zugeschnitten wurden. Besonders popu-
lär ist Total Quality Management und die Zertifi-

zierung nach der ISO–9000-Familie. Aber auch 
Benchmarking, also der systematische Vergleich 
zwischen Einrichtungen, wird immer häufiger 
praktiziert (siehe Beispiel VI.3).  
 

 

Beispiel VI.3: 
Stärken und Schwächen im Vergleich: 
Benchmarking im Gesundheitswesen 

Das Institut Arbeit und Technik (IAT) in Gelsenkirchen führte 2000 ein Benchmarking zum Krankenhausmanage-
ment durch. Ziel ist die Entwicklung kundenorientierter Angebote bei gleichzeitiger Kostenreduzierung. In vierzig 
Kliniken wurden Potentialanalysen zu Stärken und Verbesserungsmöglichkeiten durchgeführt, ergänzt durch Kun-
den- und Mitarbeiterbefragungen und Betriebsdatenerhebungen. Die Ergebnisse mündeten in Aktionspläne, die 
kontinuierliche Verbesserungsvorschläge auslösen sollen. Die Analysen werden im Abstand von einem Jahr wie-
derholt, um Fortschritte messbar zu machen; gleichzeitig erfolgt eine systematische Qualifizierung, damit die Ein-
richtungen Qualitätsinstrumente selbständig dauerhaft nutzen können. Das Benchmarking ist außerdem eingebettet 
in eine Zulieferinitiative, die darauf abzielt, die Wertschöpfungskette im Gesundheitswesen zu optimieren. 

 
Ein weiteres wichtiges Stichwort sind die sog. 
Disease Management-Programme für ausgewähl-
te chronische ‚Volkskrankheiten’. Ärzte, Klini-
ken und Patienten, die an diesen Programmen 
teilnehmen, verpflichten sich, diagnostische und 
therapeutische Maßnahmen anhand im Pro-
gramm definierter Leitlinien durchzuführen.25 
Ziel ist, über die Vereinheitlichung des medizi-
nisches Vorgehens den Durchschnitt der Be-
handlungsresultate anzuheben und dadurch die 
Qualität zu steigern. Jedes Programm muss 
durch das Bundesversicherungssamt eine Ak-
kreditierung erhalten; bereits in diesem Jahr 
können die Kassen Anträge auf Zulassung stel-
len. In derartige Programme könnten auch Nach-
barbranchen und Randsektoren eingebunden 
werden. Denn gerade bei chronischen Erkran-
kungen sind Dienstleistungen aus diesen Berei-
chen besonders wichtig für die Lebensqualität 
und haben häufig präventive oder rehabilitative 
Effekte (z. B. Fitness, Wohnen, Ernährung, Pfle-
ge). 

Obwohl unverzichtbar, ist die Einführung von 
Qualitätssicherung häufig an Probleme und Kon-
flikte gebunden. Denn erstens ist sie kostspie-
lig, da sie nicht nur Sachmittel, sondern auch 
zusätzlichen Personalaufwand oder Weiterbil-
dungsmaßnahmen erfordert. Zweitens müssen 
                                                           
25 vgl. Häussler, B. u. a. (2001): Durchführbare Konzepte 

erforderlich. Wie man Disease Management in Deutsch-
land einführen sollte, in: Forum für Gesundheitspolitik, 
Themenschwerpunkt „Disease-Management-Program-
me konkret, Heft 10/2001 

mit ihr häufig Veränderungen in Organisations-
strukturen und Aufgabenverteilungen einher 
gehen. Viele Anbieter schrecken davor zurück, 
und dies gilt insbesondere auf den Führungs-
ebenen, wo Macht- und Kompetenzverluste be-
fürchtet werden. 

QKOKQ= kÉìÉ=jÉÇáÉå=

Neue Medien wurde lange Zeit mit ‚harten’ 
Wirtschaftsfeldern assoziiert. Über die Produk-
tionssphäre hinaus galten allenfalls administra-
tive und unternehmensinterne Dienste als An-
wendungsfeld, hinzu kamen Handel, Banken 
und Versicherungen. Personenbezogene Diens-
te hingegen, so hieß es, seien aufgrund ihrer 
‚kommunikativen Dichte’ resistent gegenüber 
technischem Fortschritt. Seit der Verbreitung 
der Neuen Medien ist dieses Bild revisionsbe-
dürftig, denn sie setzen genau an der zwischen-
menschlichen Dimension personenbezogener 
Dienste an.26 Sie können das uno-actu-Prinzip 
außer Kraft setzen, indem sie Kunde und Dienst-
leister räumlich (Videoconferencing) oder zeitlich 
(Selbstbedienungsterminals) voneinander ent-
koppeln oder Dienste ‚lagerfähig’ machen (Be-
ratung und Information via Internet). Insofern 
                                                           
26 vgl. hierzu auch Bischoff-Schilke, K. (1992): Technisie-

rung personenbezogener Dienstleistungsarbeit. Ham-
burg. Eine Übersicht über multimediale und interaktive 
Anwendungen in den Feldern Bildung, Kultur, Gesund-
heit und Soziales findet sich bei Hartmann, A./Scharfen-
orth, K. (1996) (Hrsg.): Neue Medien – bessere Dienst-
leistungen? Projektbericht des Institut Arbeit und Tech-
nik 2/96. Gelsenkirchen 
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ermöglichen neue Medien Produktivitätssteige-
rungen und neue Optionen der Angebotsgestal-
tung, aber auch klassische Rationalisierungsge-
fahren, die aus anderen technikintensiven Wirt-
schaftsfeldern bekannt sind (Freisetzung von 
Arbeitskräften etc.). 

Auch der Gesundheitssektor hat sich als äußerst 
vielseitiges Anwendungsfeld für interaktive und 
multimediale Technologien erwiesen. Im Be-
reich der Mikromedizin sind sie beispielsweise 
unverzichtbares Instrument für Bild- und Sig-
nalgebung und spielen eine wichtige Rolle bei 
Eingriffen, Operationsplanung und -simulation. 
Als elektronische Krankenakten konzipiert, er- 

möglichen sie die Digitalisierung von Kranken-
geschichten und bündeln alle wichtigen Infor-
mationen über den Patienten (Laborbefunde, 
Behandlungsverläufe etc.). Sie dienen außerdem 
dazu, die verschiedenen Einrichtungen des Sek-
tors miteinander zu verknüpfen, was den Aus-
tausch von Forschungsergebnissen unterstützt 
oder die Einholung einer zweiten Diagnose via 
Videokonferenz (Telemedizin) ermöglicht. Auch 
bei der Betreuung kranker und alter Menschen 
in den eigenen vier Wänden (Home Care), bei der 
Einrichtung von Diskussionsforen oder bei der 
Entwicklung von Marketingkonzepten spielen 
Neue Medien eine wichtige Rolle (Beispiel VI.4). 

 

Beispiel VI.4 
Betreuung in den eigenen vier Wänden: 

ten-care: Telecommunications-based Home-Care-Services for European Citizens 
Zielsetzung dieses internationalen Projektes ist die Entwicklung kommunikationstechnisch gestützter Home Care-
Services. Das Pflege- und Gesundheitsmanagement bei Home Care wird über die technische und organisatorische 
Vernetzung zwischen Klient und Anbietern optimiert. Über technische Systeme wie z. B. Bildtelefon werden neue 
Beratungs-, Informations- und Hilfsangebote für ältere Menschen, die zu Hause leben, ermöglicht; gleichzeitig wird 
die Zusammenarbeit und die Kooperation der beteiligten Akteure (z. B. Hausärzte, Pflegedienste und Kliniken) 
verbessert. Auf der Basis von Datenbankmanagement werden außerdem neue Konzepte für Präventions- und Be-
handlungsverfahren entwickelt. 

 
Der Einzug der Neuen Medien in den Gesund-
heitssektor veranschaulicht, dass die Basisinno-
vation der New Economy tatsächlich eine gesell-
schaftsweite Innovation ist: Sie diffundiert nicht 
nur in die Sektoren der Alten Ökonomie, son-
dern auch in die Felder des Wohlfahrtsstaates 
und verändert dort nachhaltig Strukturen und 
Prozesse. Dabei erfolgt der Einsatz Neuer Me-
dien selten als isolierte Strategie, sondern ist 
meistens Begleiterscheinung anderer Moderni-
sierungsmaßnahmen. Mit anderen Worten: Ver-
netzung, Patientenorientierung und Qualitäts-
management wären kaum umzusetzen ohne 
den Support durch Neue Medien. Ihre erfolgrei-
che Nutzung hängt davon ab, inwieweit die 
Anwendungen bedarfsgerecht entwickelt wer-
den, also Versorgungsprozesse gleichermaßen 
für Anbieter, Beschäftigte und Patienten verein-
fachen. Für Dienste, die stark durch persönliche 
Interaktionen geprägt sind, gilt als Richtlinie, 
dass dies durch Neue Medien unterstützt, aber 
nicht ersetzt werden soll (z. B. durch den Ein-
satz von Informationssystemen, bei denen sich 
der Klient vor und nach der persönlichen Bera-

tung kundig machen kann, oder bessere Erreich-
barkeit via E-Mail). Daraus ergibt sich auch, 
dass der systematische Einbezug von Klienten 
und Beschäftigten in den Innovationsprozess 
eine wichtige Voraussetzung für die Entwick-
lung und den Einsatz von Neuen Medien ist. 

QKP= §ÄÉêäÉÖìåÖÉå=òì=~êÄÉáíëã~êâíéçäáJ
íáëÅÜÉå=píê~íÉÖáÉå=

Arbeitsmarktpolitische Strategien bilden eben-
falls einen wichtigen Bestandteil zur wirtschaft-
lichen Erschließung des Gesundheits- und So-
zialsektors. Hier stellt sich zunächst die Frage, 
wie sich die steigende Nachfrage nach sozialen 
und gesundheitsbezogenen Diensten auf die 
Entwicklung einzelner Berufsgruppen auswirkt. 
Aufgrund der demographischen Entwicklung 
ist auf jeden Fall mit verstärktem Bedarf nach 
Pflegepersonal zu rechnen. Im stationären Be-
reich bezieht sich dies auf geriatrisches Fach-
personal, im ambulanten Bereich werden Be-
rufsgruppen an Bedeutung gewinnen, die im 
Feld Home Care tätig sind. Dies schließt sowohl 
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qualifizierte Kräfte ein, die medizinische Perso-
nenpflege übernehmen, als auch Kräfte, die für 
Haushalt und Reinigung zuständig sind. Im 
Gesundheitssektor ist mit einem weiteren An-
stieg an Tätigkeiten aus den Zweigen Wellness, 
Gesundheitstourismus und Ernährung sowie 
betrieblicher Gesundheitsschutz zu rechnen. 
Hinzu kommen Berufsgruppen aus dem Feld 
der gesundheitsbezogenen Technologien (Multi-
media, Telekommunikation, Geronto- und Re-
habilitationstechnik, Materialforschung und Mi-
niaturisierung). Außerdem bietet der Sozial- 
und Gesundheitssektor vielversprechende Ent-
wicklungsmöglichkeiten für Organisationsbera-
tung, die auf die spezifischen Merkmale von 
Non-Profit-Organisationen zugeschnitten ist. 

Von den Bedarfssteigerungen profitiert offen-
sichtlich eine sehr heterogene Palette an Beru-
fen, wobei sich die Nachfrage nicht nur auf 
hochqualifizierte Kräfte bezieht, sondern ver-
stärkt auch auf geringqualifizierte Tätigkeiten. 
Insbesondere in den Randsektoren, die Über-
schneidungen zu anderen Dienstleistungsfeldern 
aufweisen, findet sich ein großer Spielraum für 
Niedriglohntätigkeiten – so beispielsweise im 
Bereich Wellness und Fitness oder bei den haus-
haltsbezogenen Tätigkeiten, die bei Pflege und 
Versorgung von chronisch Kranken und alten 
Menschen einen wichtigen Anteil ausmachen. 
Daher sollte bei arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen eine Doppelstrategie verfolgt werden, 
die sowohl auf die Förderung hochqualifizier-
ter Berufe wie auch auf die Ausweitung gering-
qualifizierter Tätigkeiten abzielt. In Deutsch-
land steht die Ausweitung des Niedriglohnsek-
tors bekanntlich vor einigen Stolpersteinen und 
wird insbesondere durch die hohe Abgabenlast 
gemindert. Gelänge es, die unteren Lohnseg-
mente in diesen Feldern für Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer gleichermaßen attraktiver zu machen 
(z. B. durch einen öffentliche Subventionierung 
der Lohnnebenkosten), wäre nicht nur ein wich-
tiger Schritt in Richtung eines stabilen (und 
gesellschaftlich akzeptablen) Niedriglohnsektors 
getan, sondern auch günstige Voraussetzungen 
für die Aktivierung des Beschäftigungspotentials 
im Sozial- und Gesundheitssektor geschaffen 
(vgl. Kap. I und VIII). 

Entsprechende Modifizierungen der sozial- und 
arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen sind je-
doch nur eine Voraussetzung für den Erfolg ar-

beitsmarktpolitischer Strategien. Die folgenden 
Punkte sollten ebenfalls bedacht werden: 

• Große Aufmerksamkeit kommt sog. Doppel-
qualifikationen zu. Da sich Beschäftigungs- 
und Wachstumspotentiale vor allem in den 
Randsektoren konzentrieren, erfordern dort 
verortete Tätigkeiten nicht nur spezialisierte 
Fachkenntnisse, sondern auch einen Über-
blick über Funktion und Arbeitsweise ande-
rer Felder. So muss eine Home Care-Schwester 
eng mit Einrichtungen der Altenpflege zu-
sammenarbeiten. Ein Medienexperte sollte 
Kenntnis über die spezifischen Organisati-
onsmerkmale des Sektors und seine techni-
schen Anforderungen haben. Und ein Tou-
rismusanbieter, der sich auf Reisen für Älte-
re spezialisieren will, muss in seinen Ange-
boten den sehr unterschiedlichen Bedürfnis-
sen dieser Kundengruppe gerecht werden. 
Um Doppelqualifikationen zu fördern, wer-
den interdisziplinär angelegte Aus- und Wei-
terbildungskonzepte benötigt, die auch eine 
stärkere Durchlässigkeit zwischen Ausbil-
dungsgängen ermöglichen. Dies gilt nicht 
nur für qualifizierte Ausbildungsgänge – ins-
besondere im Bereich geringqualifizierter Be-
schäftigungsverhältnisse sind entsprechende 
Weiterbildungskonzepte ein wichtiges In-
strument, um den beruflichen Status lang-
fristig verbessern zu können. 

• Die Arbeitsbedingungen im Sozial- und Ge-
sundheitssektor sind dringend verbesse-
rungsbedürftig! Die Beschäftigungsqualität 
ist gekennzeichnet durch lange Arbeitszei-
ten (Ärzte), niedrige Entlohnung, körperlich 
belastende Arbeit und unzureichende Auf-
stiegschancen (Pflegepersonal) und wird 
wohl kaum der gesellschaftlichen Relevanz 
des Sektors gerecht. Erfahrungen aus den 
Niederlanden zeigen, dass mit einem Kon-
junkturaufschwung eine Abwanderung von 
Beschäftigten aus dem Sektor in andere Wirt-
schaftssektoren erfolgen kann, die über bes-
sere Arbeitsbedingungen verfügen. Diese Ent-
wicklung könnte der Bundesrepublik eben-
falls drohen und die ohnehin schon bestehen-
de Personalknappheit im Sektor verschärfen. 
Eine rein quantitativ ausgerichtete Beschäfti-
gungspolitik, die nicht gleichzeitig mit Kon-
zepten zur Steigerung der Arbeitsqualität 
verknüpft wird, könnte sich demnach als 
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kontraproduktiv erweisen. Zufriedene Mit-
arbeiter beugen übrigens nicht nur einer Be-
schäftigungsabwanderung vor – sie sind auch 
eine grundlegende Voraussetzung für die 
Erbringung qualifizierter Dienstleistungen. 

• Der Sozial- und Gesundheitssektor kann sich 
durchaus als Feld für öffentlich subventio-
nierte Beschäftigung eignen. Allerdings ist 
gerade auch in diesem Bereich besondere 
Vorsicht geboten: Erfahrungen mit nieder-
ländischen Melkert-Jobs (subventionierte Be-
schäftigung für Langzeitarbeitslose) machen 
deutlich, dass nicht jeder Arbeitslose für die-
sen Sektor in Frage kommt. Die Tätigkeiten 
erfordern ein hohes Maß an Motivation und 
humanistischer Gesinnung, die nicht nur 
durch schulische und berufliche Qualifikatio-
nen, sondern auch durch kulturelle und ethi-
sche Aspekte geprägt wird. Mit Job-Kandi-
daten, die im Grunde keinen Dienst am Men-
schen verrichten wollen, wird sich im Rah-
men solcher Programme kein Erfolg erzielen 
lassen. Darüber hinaus stellt der Einsatz von 
Arbeitslosen auch Unternehmen und Orga-
nisationen vor neue Herausforderungen. Die 
Integration in den beruflichen Alltag setzt 
auf Seiten der Einrichtungen intensive Be-
treuungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
voraus, die sich nicht nur auf die erforderli-
chen fachlichen Kompetenzen beziehen, son-
dern ebenso auch auf Pünktlichkeit, Team-
fähigkeit, u.ä. – also Eigenschaften, die nach 
langer Erwerbspause durchaus keine Selbst-
verständlichkeit darstellen. 

RK= c~òáí=

In den vergangenen Jahren hat der Sozial- und 
Gesundheitssektor eine bemerkenswerte Ent-
wicklung durchlaufen, die sich in seinen Struk-
turen und Merkmalen, aber auch in Bezug auf 
seine ‚Außendarstellung’ niederschlägt. Wurde 
er früher als klassisches Feld des Wohlfahrts-
staates angesehen, gilt er heute auch als öko-
nomischer Wachstumsmarkt, auf dem vor allem 
die Ware Lebensqualität gehandelt wird. Die 
ökonomische Relevanz dieses Sektors spiegelt 
sich in seiner überdurchschnittlichen Beschäfti-
gungsentwicklung wider, die weitaus positiver 
ausfällt als die anderer ‚harter’ Wirtschaftsbe-
reiche. Diese hat ihre Ursachen nicht nur im me-
dizinisch-technischen Fortschritt, der eine steti-

ge Ausweitung diagnostischer und therapeuti-
scher Verfahren nach sich zieht, sondern auch 
in der Alterung der Gesellschaft und dem so-
ziokulturellen Wandel, die neue Bedürfnislagen 
entstehen lassen. Die Beschäftigungs- und 
Wachstumspotentiale sind jedoch keine Selbst-
läufer – am Beispiel der Gesundheitswirtschaft 
wurde aufgezeigt, dass arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, Strategien der Organisationsent-
wicklung und nicht zuletzt eine Veränderung 
der institutionellen Rahmenbedingungen für 
ihre Umsetzung vonnöten sind. Dabei greifen 
die Akteure des Sektors häufig Strategien und 
Begrifflichkeiten aus Industrie und Privatwirt-
schaft auf – z. B. Wettbewerb, Effizienz, Kunden-
orientierung, Qualitätsmanagement –, und ver-
suchen, diese mit den solidarischen Anforde-
rungen des Systems zu verknüpfen. 
Bei diesem Prozess spielen auch die Basisinno-
vationen der New Economy – Biotechnologie und 
Neue Medien – eine entscheidende Rolle: Sie 
tragen nicht nur zur Erweiterung der Angebots-
palette bei, sondern stellen auch eine zentrale 
Komponente beim erfolgreichen Einsatz von 
Modernisierungsstrategien dar. Gerade dies ver-
anschaulicht die These, dass die New Economy 
kein sektorales Phänomen darstellt oder an be-
stimmte Produkte oder Unternehmenstypen ge-
bunden ist. Ihre Basisinnovationen diffundieren 
nicht nur in die Felder der Old Economy, sondern 
auch in die klassischen Sektoren des Wohlfahrt-
staates. 
Die Chancen, die mit diesem Prozess einher ge-
hen – Beschäftigungswachstum, neue Optionen 
der Angebotsgestaltung, effizienterer Umgang 
mit Ressourcen – sind in diesem Beitrag aus-
führlich thematisiert worden. Dabei sollte jedoch 
nicht vergessen werden, dass der Einzug der 
New Economy auch im Sozial- und Gesundheits-
sektor Probleme aufwirft, die zur Zeit noch als 
ungelöst gelten müssen. Mehr noch als die Ra-
tionalisierungspotentiale, die mit dem Einsatz 
Neuer Medien akut werden könnten, sind hier-
mit ethische Probleme und gesundheitliche Ri-
siken gemeint, die die Anwendung der Gen- 
und Biotechnologie mit sich bringt. Diese As-
pekte wurden in diesem Beitrag ausdrücklich 
nicht thematisiert. Gleichwohl ist davon auszu-
gehen, dass sie zukünftig die Debatte um die 
Weiterentwicklung des Sektors maßgeblich be-
stimmen werden – gerade in Hinsicht auf seine 
Funktion als Garant für Lebensqualität. 
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NK= báåäÉáíìåÖ=

Die New Economy eröffnet eine neue Wirtschafts-
ära: Konjunkturzyklen scheinen ausgehebelt, 
dauerhaftes Wachstum der Wirtschaft ohne kon-
junkturelle Schwankungen führt zur Senkung 
von Arbeitslosigkeit und Dämpfung von Infla-
tionstendenzen. Eine Entwicklung, die mit Fas-
zination beobachtet wurde: economy without 
limits. Im Gegensatz zur fordistischen Massen-
produktion mit einer stabilen Nachfrage und 
Konkurrenzsituation erzwingen Weltmarktkon-
kurrenz und z.T. gesättigte Märkte eine perma-
nente Anpassung an bewegte und kaum mehr 
kalkulierbare Absatzbedingungen. Diese Anpas-
sung erfolgt u. a. über einen bemerkenswerten 
Wandel bisheriger Formen von Arbeit und 
Dienstleistung. Die Internationalisierung des 
Humankapitals – der Zugriff auf Wissen und 
Information über regionale und überregionale 
Grenzen hinaus – führt zu einem Wettbewerbs-
druck, der sich auf Standortbedingungen und 
Lohnentwicklungen auswirkt. Aber auch die 
New Economy ist vor Krisen nicht gefeit: Im Jahre 
2000 mussten 80% aller Unternehmen am Neuen 
Markt einen erheblichen Rückschlag erleiden. 
Derartige Tendenzen sind nach einem euphori-
schen Start der New Economy und den damit ein-
her gehenden z.T. blauäugigen Unternehmens-
offensiven durchaus nachvollziehbar; von einem 
endgültigen Niedergang kann jedoch kaum die 
Rede sein. 

Unter dem Blickwinkel der Interessenvertre-
tung wirft diese Entwicklung eine Vielzahl von 
Fragen auf. So lässt sich in der New Economy 
eine Deregulierung der institutionellen Mitbe-
stimmung beobachten; neue Formen der Ar-
beitsorganisation und -gestaltung erfordern Ge-
staltungsentwürfe jenseits klassischer Tarifverträ-
ge und Betriebsvereinbarungen. Ebenso scheint 
der Begriff des Humankapitals eine neue Be-
deutung zu erhalten und spiegelt eine Grund-
annahme dieser ‚neuen Welt’ wider. Bereits seit 
der Humanisierungsdebatte der 80er Jahre wur-
de das Humankapital in allen Wirtschaftssekto-
ren als durchaus bedeutsam eingestuft; in den 
wissensbasierten Arbeitskontexten der New Eco-
nomy erhält es ein noch größeres Gewicht: Hu-
mankapital und Wissen als vierter Produktions-
faktor neben Boden, Arbeit und Kapital. 

Der folgende Artikel wird diese Aussagen ver-
tiefend ergänzen und den Versuch machen, Ent-

wicklungen und Konsequenzen für die Interes-
senvertretung in der New Economy darzustellen. 
Darüber hinaus wird sich die Frage stellen, ob 
sich andere Formen der Interessenvertretung in 
der New Economy herausbilden, welche Entwick-
lungen diesbezüglich zu erwarten sind und wel-
che Handlungsoptionen sich auf individueller und 
organisatorischer Ebene daraus ableiten lassen. 

OK= ^êÄÉáí=áå=ÇÉê=kÉï=bÅçåçãó=

Die New Economy zeichnet sich durch die gestie-
gene Bedeutung von Wissen und Humankapi-
tal als Produktionsfaktoren und durch einen 
wachsenden Anteil von Dienstleistungs- und In-
formationsarbeit aus. Schon seit Jahren zeichnet 
sich ein beschleunigter Trend zur Tertiarisierung 
und Informatisierung der Ökonomie ab: Der 
Anteil der in der Güterproduktion Beschäftig-
ten nimmt ab, der Anteil der im Dienstleis-
tungs- und Informationsbereich tätigen Mitar-
beiter nimmt drastisch zu.1 Das Spektrum, in 
dem sich die New Economy bewegt, zeigt starke 
Überschneidungen zu den wachsenden Feldern 
des Dienstleistungssektors (insbesondere unter-
nehmensbezogene Dienste, aber auch Freizeit 
und Tourismus, Medien, gesundheitsbezogene 
Dienste und Bildung), wobei der intensive Ein-
satz von IuK-Technologien ein kennzeichnen-
des Merkmal ist. Diese ermöglichen nicht nur 
die Beschleunigung von Leistungsprozessen, 
sondern auch flexible Angebotsgestaltung, die 
im Zuge diversifizierter Kundenansprüche zu 
einem entscheidenden Wettbewerbsparameter 
geworden ist. 

Ein wesentlicher Punkt der New Economy sind 
die aussichtsreichen Beschäftigungspotentiale, 
die den darin verwobenen Sektoren, insbeson-
dere dem Dienstleistungssektor, zugeschrieben 
werden. Wählt man für die Zuordnung zur New 
Economy die Nutzung von IuK-Technologien so-
wie die Anwendung Neuer Medien, beziffert 
der Interessenverband BITCOM für 1999 eine 
Erwerbstätigenzahl von rund 1,7 Mio. Erwerbs-
tätigen in der Informationswirtschaft.2 Davon 
                                                           
1 vgl. Sommer, M. (2000): Symposium „Neue Ökonomie“, 

13. und 14. Dezember 2000, aus: http://www.symposium-
neue-oekonomie.de/themen_sommer.html (26.05.2001) 

2 Veranstaltungsbericht (2001): Mitbestimmung ist für 
die new economy nicht gemacht, aus: http://www. 
unternehmenskultur.org/mitbest/dialoge-it2.html 
(07.02.2001) 
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geben ca. 400.000 oder 1,2% aller Erwerbstätigen 
an, dass sie einer Tätigkeit in Computerberufen 
nachgehen.3 Der Wirtschaftsbericht der Bun-
desregierung über die Beschäftigungspotenzia-
le prognostiziert ca. 750.000 zusätzliche Arbeits-
plätze in der IuK-Industrie bis zum Jahre 2010. 

Besonders durch die start up-Euphorie seit Be-
ginn der 90er Jahre wird die New Economy in 
Bezug auf Beschäftigungseffekte als ein Markt 
grenzenloser Optionen klassifiziert: Die hier zu 
beobachtenden Beschäftigungseffekte entstehen 
nicht über die Entwicklungen großer Einzelun-
ternehmen, sondern zunächst durch die Masse 
zahlreicher kleiner Unternehmen in Form von 
start-ups (Existenzgründungen) oder spin-offs 
(Ausgliederungen). Wie bereits ausführlicher im 
Kap. III beschrieben, ist deren effektives Wachs-
tum an Beschäftigtenzahlen jedoch eher gering 
zu bewerten, da es sich häufig um Stagnations-
unternehmen mit einem relativ hohen Mortali-
tätsrisiko auf Grund suboptimaler Größen han-
delt. 

Eine weitere markante Entwicklung der New 
Economy, die ebenfalls im gesamten Dienstleis-
tungssektor zu beobachten ist, ist die Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses: Dauerhafte, im Hin-
blick auf Arbeitsbedingungen und Einkommen 
fest geregelte und ein Arbeitsleben lang ausge-
führte Arbeitsverhältnisse verlieren an Boden 
zugunsten ‚prekärer’ Beschäftigungsverhältnis-
se. Dies verändert nicht nur die Ausgestaltung 
von Arbeitsformen und -prozessen, sondern hat 
auch Auswirkungen auf das Individuum als Ar-
beitnehmer, wobei sich vor allem Arbeitszeiten, 
Autonomiegrad und Entgeltgestaltung flexibili-
sieren. Im Bereich hochqualifizierter Arbeits-
kräfte, die in der New Economy besonders stark 
vertreten sind, ist das Normalarbeitsverhältnis-
ses seit jeher eher Ausnahme als Regel gewesen; 
hier fanden sich schon immer viele unkonven-
tionelle Arbeitsformen, Berufsbiografien und 
Karrieremuster. Kennzeichnend ist aber, dass 
diese Entwicklung seit einigen Jahren auch in 
unteren Berufsrängen und auch bei geringqua-
lifizierten Beschäftigten beobachtet werden kann. 
Diese Auswirkungen werden als Wandel des 
klassischen Arbeitnehmerprofils hin zum „Ar-

                                                           
3 lt. Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung, „Be-

rufe im Spiegel der Statistik – Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit 1996–2000“. 

beitskraftunternehmer” bezeichnet:4 Erweiterte 
Selbstkontrolle, flexible Ausrichtung an sich 
wandelnde Arbeits- und Einsatzbedingungen 
und die Tendenz zur ‚Verbetrieblichung’ der all-
täglichen Lebensführung kennzeichnen demnach 
den ‚Idealtypus’ des New Economy-Mitarbeiters. 

Ein weiterer charakteristischer Begriff ist der des 
Wissensarbeiters. Das Wissen der einzelnen Mit-
arbeiter und die Wissenskumulation innerhalb 
der Unternehmung spielt in der New Economy 
eine bedeutsame Rolle. 

„Durch die Beschleunigung wissensbasierter Innovati-
onsprozesse entstehen heute große neue Bestände an 
implizitem Wissen. Ein Teil dieses Wissens kann und 
sollte kodifiziert und in neue Berufsbilder gegossen wer-
den oder zur Revision alter Berufsbilder veranlassen.”5 

Die in der New Economy tätigen Mitarbeiter wei-
sen eine signifikante Veränderung in Richtung 
eines ‚neuen Mitarbeiters in der Neuen Wirt-
schaft’ auf, dessen Tätigkeitsfelder überwiegend 
auf der Verarbeitung, Bereitstellung und Neu-
entwicklung von Wissen und Informationen ba-
sieren. Mit dem Begriff des Wissensarbeiters er-
fährt auch der Begriff des Humankapitals eine 
Renaissance: Während im Rahmen der Huma-
nisierungsdebatte das Know-how der Mitarbei-
ter im industriellen Sektor als zusätzliche Ergän-
zung zur Optimierung von Produktions- und 
Fertigungsprozessen anerkannt wurde (KVP, 
BVW etc.), wird es in der New Economy zu ei-
nem zentralen Bestandteil der Leistungserbrin-
gung. So gilt heute für die Unternehmen der 
New Economy, Fertigkeiten und implizites Wis-
sen (kontext- und personengebunden) zu kodi-
fiziertem, explizitem Wissen (kontext- und per-
sonenungebunden) umzuwandeln. Die zuneh-
mende Verbreitung von Konzepten wie z. B. 
‚knowledge management’ und ‚Organisationales 
Lernen’ etc. zeigen hier Möglichkeiten auf, die-
sen Wandel von implizitem Wissen zu explizi-
tem Wissen systematisch zu begleiten. 

Aber auch aus Sicht des Beschäftigten zeigt sich 
die New Economy aus einer ungewohnten Per-
spektive. Gilt doch handelsüblich die Angst vor 

                                                           
4 Voß, G./Pongratz, H. J. (1998): Der Arbeitskraftunter-

nehmer. Eine neue Grundform der Ware Arbeitskraft? 
In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycho-
logie. Jahrgang 50, Heft 1, Opladen, S. 131–158. Opla-
den. 

5 Bosch, G. (2000): Betriebliche Reorganisation und neue 
Lernkulturen. Graue Reihe des IAT, Gelsenkirchen 
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Arbeitsplatzverlust und Unterqualifikation als 
treibende Kraft in der Old Economy, sich auf Ver-
änderungsprozesse einzulassen und raschen 
Entwicklungen Folge zu leisten, so zeigt sich 
die New Economy aus Sicht der hochqualifizier-
ten Branchenzugehörigen als anbieterdominan-
ter Markt. Es herrscht eine ausgeprägte Knapp-
heit an Arbeitskräften, die dafür sorgt, dass die 
Arbeitsmarktposition und individuelle Verhand-
lungsmacht des Einzelnen – zumindest tempo-
rär – gestärkt scheint. Doch dieser Zustand wird 
sich in den nächsten Jahren eklatant verschie-
ben. Personalrekrutierung und Aushandlungs-
vielfalt wird sich aufgrund wachsender Fach-
kraftqualifizierung dahingehend verändern, dass 
Markterfordernisse durch die Anpassung von 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsangeboten bes-
ser abgedeckt werden. Die Schere, die im Mo-
ment durch hohe Nachfrage und zu geringes 
Angebot entstanden ist, wird sich in den nächs-
ten Jahren, insbesondere auch durch die zu er-
wartende Freisetzung hochqualifizierter Fach-
kräfte aus Unternehmenszusammenbrüchen zu-
nehmend schließen. 

Die beschriebenen Entwicklungen zum ‚neuen’ 
Arbeitnehmerprofil werden von Veränderun-
gen auf organisatorischer Ebene flankiert. Vier 
maßgebliche Punkte sind hierbei besonders her-
vorzuheben: die Ausgestaltung von Arbeitsbe-
dingungen, Arbeitszeiten, Qualifizierung und die 
Entgeltgestaltung. 

In der New Economy finden sich Arbeitsbedingun-
gen, die in der Old Economy fast undenkbar er-
scheinen. Arbeitsplätze und Arbeitsorte enthe-
ben sich den bekannten Rahmenbedingungen. 
Die betroffenen Mitarbeiter werden stark in die 
Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen einbezo-
gen, z.T. wird ihnen die Ausgestaltung gänzlich 
selbst überlassen. So entgrenzen sich Arbeits-
platz und -ort unter dem Fokus des vorrangi-
gen Zieles, eine intensive Kundenorientierung 
zu leisten. Das Engagement, das Mitarbeiter 
hier aufbringen, hat zum Teil positive als auch 
negative Beweggründe: Arbeit als Form der 
Selbstverwirklichung, Selbstbestätigung und 
kreativem Engagement hat seine Berechtigung; 
damit einher gehend muss auch die Kehrseite 
der Medaille gesehen werden. Was handelsüb-
lich als burn out-Syndrom betitelt wird, ist die 
Folge von konsequenter Überbeanspruchung, 
Überbelastung und negativem Stress. Schlägt 

das Ruder um in Richtung negativer Aktivie-
rung, so sind auch beruflich bedingte Erkran-
kungen und Beschwerden psychischer als auch 
physischer Art zu erwarten. 

Im Unterschied zum Interessengegensatz, durch 
den die Old Economy weitestgehend geprägt ist, 
äußert sich in der New Economy das Problem we-
niger in Fremdausbeutung und Entfremdung. 
Die gänzlich neuen Formen von Arbeit, gekenn-
zeichnet durch weitgehende Selbstorganisation, 
Selbstbestimmung und Mitsprache aus Mitver-
antwortung leiten eher den Effekt der Selbst-
ausbeutung ein. Durch die häufig projektorien-
tierte Arbeitsform, ausgerichtet auf Projektziele 
und Projektterminierung, mit frei wählbaren Ar-
beitszeiten und -orten führt dazu, dass Mitar-
beiter ihre Arbeit mit hohem Selbstengagement 
verrichten. Dies alles geschieht jedoch eher aus 
dem selbst auferlegten Zwang der Beschäftig-
ten, sich und damit auch das Unternehmen nicht 
zu enttäuschen, als aus externen vorgegebenen 
Zwängen: Selbstausbeutung aus freien Stücken.6 

Arbeitszeiten in der New Economy gehen weit über 
das hinaus, was auf gewerkschaftlicher Seite im 
Rahmen flexibler Arbeitszeitgestaltung denkbar 
und vertretbar erscheint. Mitarbeiter strukturie-
ren ihre Arbeit selbstorganisiert und selbstver-
antwortlich, eingebunden in teamartige Projekt-
strukturen, gebunden an Meilensteine und Ab-
gabetermine. Arbeitszeiten von mehr als 16 
Stunden pro Tag sind keine Seltenheit, Über-
stunden werden in der Regel als notwendiges 
Engagement gesehen und in diesem Sinne auch 
nicht entgolten. Hier koppelt projektbezogene 
Arbeitsverdichtung direkt an die Arbeitszeiten 
an. 

Letztendlich wird Arbeitsleistung nach Parame-
tern der Projekterfüllung und Projektnichterfül-
lung unterteilt: Die New Economy weist hier auf 
eine gänzlich unorthodoxe Regulierung von Ar-
beit hin, insbesondere auch der Arbeitszeiten. 
So beschreibt ein Gutachten von Gerhard Bosch 
aus dem Jahre 2000 das Ergebnis, dass sich die 
Arbeitszeiten von hochqualifizierten Beschäf-
tigten – in einer Unterscheidung in vereinbarte 
und tatsächliche Arbeitszeit – von 1984 mit ver-
einbarten 40,2 Stunden pro Woche und tatsäch-
lich abgeleisteten 45,1 Stunden pro Woche ge-
ändert haben: Die Spanne liegt nun zwischen 
                                                           
6 vgl. Sommer (2000), a. a. O. 



ła~ë=Äê~ìÅÜÉå=ïáê=åáÅÜí>“=

`ä~ìÇá~=káÉïÉêíÜ=

121 

vereinbarten 36,8 und tatsächlichen Arbeitszei-
ten von 45,6 Stunden pro Woche.7 

Das neue Arbeitnehmerprofil zeichnet sich ins-
besondere im Bereich der Qualifikation ab. Der 
Beruf im Sinne eines lebenslangen Orientierungs-
rahmens für die individuelle Erwerbs- und In-
tegrationsperspektive ist hier im Wandel begrif-
fen. Das Berufsprinzip verliert seine Rolle als 
organisierender Kern für Ausbildungs- und Ar-
beitsprozesse: Eindeutige Karrieremuster sind 
immer weniger erkennbar. Der fachliche Kern 
bleibt erhalten, doch lösen sich frühere fixe 
Berufsprofile auf und wandeln sich zu ‚hybri-
den’ Qualifikationsbündeln im Kontext ständi-
ger Weiterbildungsprozesse. Hier werden nicht 
mehr die allrounder gesucht, sondern die Wis-
sensbildung in den Unternehmen stellt hoch-
gradig fachliche Kompetenz an die Seite von 
zunehmenden sozialen und methodischen Kom-
petenzen. „Somit wird Bildung zunehmend das 
Eintrittsticket in den und die Aufenthaltserlaub-
nis im Arbeitsmarkt.”8 Zunehmend beschränkt 
sich jedoch die Wissensentwicklung nicht auf 
den Berufseinstieg, sondern fordert ein ‚lebens-
langes Lernen’ von den Beschäftigten. Hohes 
Innovationstempo und die damit einher gehen-
de zwanghafte Qualifikationsanpassung der Ar-
beitnehmer erklären die steigende Bereitschaft, 
Weiterqualifizierung in den Unternehmen zu 
fördern. Entsprechend hat sich das Investiti-
onsverhältnis von Human- und Sachkapital im-
mer mehr angeglichen: Stand dies in den 20er 
Jahren noch in einem Verhältnis von 1 zu 5 
(Humankapital zu Sachkapital), so veränderte 
sich dies bis zum Jahre 1989 auf ein Verhältnis 
von 1 zu 2,2.9 

Auch im Rahmen der Entgeltgestaltung zeichnet 
sich die New Economy durch neue Schwerpunk-
te aus. Rund 88% der Nemax-Unternehmen bie-
ten ihren Mitarbeitern Beteiligungsprogramme 
an.10 Hierbei handelt es sich überwiegend um 

                                                           
7 Bosch, G. (2000): Der Zusammenhang von Arbeitszeit 

und Qualifikation. Gutachten IAT, Gelsenkirchen. 
8 Bosch, G. (2000): Andere Arbeit in der Neuen Ökono-

mie, DGB-Symposium, S. 5 
9 vgl. Buttler, F./Tessaring, M. (1993): Humankapital als 

Standortfaktor. Argumente zur Bildungsdiskussion aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht. Mitteilungen aus der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (4), S. 467–476 

10 DGB Einblick (2001), in: Sozialpolitische Informationen 
spi 1/2001 (und ebenso dort: Finden Mitarbeiterbeteili-
gungen in den Nemax-Unternehmen mit 88% eine recht 

Beteiligungen in Form von stock-options oder Ge-
nussrechten. Generell liegen die Schwerpunkte 
der Entgeltgestaltung in einer Kombination von 
verhältnismäßig niedrigem Festgehalt und Ak-
tienoptionen. Besitzer von stock-options können 
Aktien zu einem günstigen Kaufpreis erwerben 
und i.d.R. nach einer Sperrfrist von einigen 
Jahren wieder veräußern. In der Hochphase der 
New Economy schien dies vielen Mitarbeitern 
eine gute Möglichkeit, ‚schnelles Geld’ zu ma-
chen, indem der Kapitalmarkt ihre Arbeit durch 
steigende Aktienkurse honorieren würde. Doch 
auch die New Economy hat ihre Entzauberung 
erfahren. Viele dieser stock-options sind heute 
praktisch wertlos.11 Bei Klein- und mittleren Un-
ternehmen der Neuen Wirtschaft spielen stock-
options oder Genussrechte zwar eine eher un-
tergeordnete Rolle, aber auch hier werden un-
terschiedlichste Formen der Mitarbeiterbeteili-
gung gewählt, die in der Regel ebenfalls auf 
eine finanzielle Beteiligung am Erfolg des Un-
ternehmens oder Vergünstigungen anderer Art 
basieren. 

Diese Entwicklung in der Entgeltgestaltung hat 
zweierlei Ursachen. Zum einen wird die Effi-
zienz von Arbeit zunehmend daran bewertet, 
wie effektiv sie Markterfordernisse bewältigt. 
Die Transformation von Arbeitsvermögen in di-
rekte Arbeitsleistung orientiert sich also weni-
ger an festgeschriebenen Leistungsstandards als 
an unternehmensspezifischen Kriterien, die je 
nach Markterfordernis variieren können. Zum 
anderen bieten sich Klein- und mittleren Un-
ternehmen (insbesondere den start-ups) durch 
Mitarbeiterbeteilungsformen Möglichkeiten, trotz 
geringerer Kapitaldecke eine Bindung hochqua-
lifizierter Fachkräfte ans Unternehmen zu erzie-
len. Problematisch bei diesen Formen der finan-
ziellen Beteiligung ist auf Seiten der Mitarbei-
ter, dass es sich nicht um ein leistungsbezoge-

                                                                                      
hohe Verbreitung, ist hingegen die betriebliche Mitbe-
stimmung in Form eines Betriebsrates mit nur 4% sehr 
schwach ausgeprägt.) 

11 Stock-options stellen für die Unternehmen nicht nur 
Unterstützung bei der Rekrutierung von Mitarbeitern 
dar, sondern erhöhen auch – insbesondere durch die 
üblichen Sperrfristen von einigen Jahren – die Bindung 
an das Unternehmen. Ziel der Sperrfristen ist in diesem 
Fall natürlich der, dass die Mitarbeiter nicht beim ers-
ten Kursfall des Unternehmens ihre Aktien abstoßen, 
und damit auch über längere Zeit eine nicht nur emotio-
nale, sondern auch finanzielle Bindung an das Unter-
nehmen behalten. 
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nes Entgelt handelt: Die Zurechenbarkeit von 
Leistung und Entgelt ist nicht eindeutig, sondern 
von marktlichen Zyklen, unternehmerischen 
Entscheidungen und Branchenentwicklungen 
abhängig. 

Als Fazit kann hier genannt werden, dass her-
kömmliche Regulierung von Arbeit entlang ta-
riflicher Branchenvereinbarungen in der New 
Economy wenig verbreitet ist. Dies gilt beson-
ders für die bereits benannten Unternehmens-
kategorien der start-ups und kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen (KMU) aus dem IT-Bereich. 

PK= jáíÄÉëíáããìåÖ=

Die klassische Mitbestimmung ist in den ver-
gangenen Jahrzehnten immer wieder neuen 
Strömungen und Entwicklungen ausgesetzt ge-
wesen; keine jedoch scheint so tiefgreifend auf 
die gewerkschaftlichen Handlungsfelder Ein-
fluss zu nehmen, wie die aktuellen Tendenzen. 
Ehemals eherne Kategorien wie Arbeitszeit, Ar-
beitsort, Arbeitsleistung und Arbeitsplatz begin-
nen in der New Economy zu verschwimmen. Das 
auf diesen Punkten gegründete Ergebnis von 
Regulierungen in der Old Economy (Gesetze, Ta-
rifverträge, Betriebsvereinbarungen, Institutio-
nen und Organisationen) erscheint obsolet. 

Ähnliche Tendenzen sind bereits aus vielen Fel-
dern des Dienstleistungssektors bekannt. Die 
Vielfalt des Dienstleistungssektors (soziale, staat-
liche, distributive, konsumbezogene und unter-
nehmensbezogene Dienste) sind seit jeher ein 
Problem für die gewerkschaftliche Arbeit gewe-
sen. Einerseits ist der gewerkschaftliche Orga-
nisationsgrad nicht gerade gering; der Dienst-
leistungssektor weist eine Vielzahl von Verbän-
den, Vereinen und Organisationen auf, die sich 
– hochgradig spezialisiert auf die Bedürfnisse 
der jeweiligen Berufsgruppe – mit den traditio-
nellen Aufgaben gewerkschaftlicher Interessen-
vertretung beschäftigen. In allen oben genann-
ten Teilsektoren sind entsprechend ihrer Aus-
differenzierung unterschiedliche Verbandsgrö-
ßen auszumachen. Andererseits ist jedoch die 
jeweilige Durchsetzungsfähigkeit der Mitglie-
derinteressen auf politischer und gesellschaftli-
cher Ebene zweifelhaft. Die Verfolgung der In-
teressen spezifischer Berufs- und Mitglieder-
gruppen ermöglicht zwar eine stark professions-
basierte Betreuung, hat aber gleichermaßen eine 

Zersplitterung in zahlreiche kleinere Organisa-
tionen zur Folge. Mit diesem hohen Differen-
zierungsgrad ausgestattet bieten die Interessen-
verbände und Organisationen ihren Mitglie-
dern zwar fachliche Unterstützung, die Durch-
setzungsfähigkeit auf politischer als auch ge-
sellschaftlicher Ebene ist jedoch aufgrund einer 
verhältnismäßig kleinen Lobby gering. 

Der anerkannten Bedeutung des Dienstleistungs-
sektors müsste über kurz oder lang ein Kon-
zentrationsprozess sinnvoll gebündelter Verbän-
de folgen, um den organisierten Interessen der 
Berufsgruppen Rechnung tragen zu können. So 
wie sich die neu entstandene Dienstleistungs-
gewerkschaft Ver.di mit der IG Metall über Zu-
griffsrechte auf Beschäftigtengruppen aus den 
jeweiligen Branchen auseinandersetzt, so wird 
sich dieser Konflikt unter Umständen auch auf 
kleinere gewerkschaftliche Verbände und Orga-
nisationen aus dem Dienstleistungssektor aus-
weiten, denen zwar die geforderte Abstimmung 
spezieller Beschäftigtenbedürfnisse gelingt, de-
nen aber im Reigen der großen, durchsetzungs-
fähigeren gewerkschaftlichen Vereinigungen der 
Zulauf versagt bleibt. Dies gilt insbesondere für 
weite Zweige der personenbezogenen Dienste 
(z. B. Pflege), die in der Mitbestimmungsland-
schaft bislang unterrepräsentiert sind, obwohl 
ihre Arbeitsbedingungen (Arbeitszeiten, Entgelt, 
Aufstiegschancen) eine mächtige Interessens-
vertretung dringend erforderlich machen – erst 
recht, wenn man sich die gesellschaftliche Rele-
vanz dieser Felder verdeutlicht. 

Ist die Mitbestimmungskultur schon im Dienst-
leistungssektor geringer ausgeprägt als in an-
deren Sektoren, so verschärft sich dies noch in 
den Feldern der New Economy. Augenblicklich 
zeichnen sich die hier ansässigen Unternehmen 
noch durch ein sehr geringes Maß an institutio-
nalisierten Vertretungsinstanzen aus. Während 
im industriellen Sektor weiterführende Modelle 
betrieblicher Partizipation erprobt werden (z. B. 
Co-Management), hat sich in der Neuen Wirt-
schaft das Vorurteil der gewerkschaftlichen Ar-
beit als Bremser im ökonomischen Wertschöp-
fungsprozess über alle Branchen hinweg weit-
gehend gehalten. 

Die wirtschaftlichen Folgen einer rechtlich auto-
risierten Arbeitnehmervertretung werden aus 
zweierlei Perspektiven betrachtet: So wird auf 
der einen Seite argumentiert, dass Mitbestim-
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mung der Arbeitnehmer aufgrund einer Verän-
derung der Anreizstrukturen zu Effizienzver-
lusten führe und die Kosten der Etablierung und 
Koordination von Arbeitsverhältnissen erhöhe. 

„Dem steht die gleichermaßen plausible Vermutung ge-
genüber, dass Mitbestimmung durch eine Verbesserung 
des Informationsflusses die Kooperations- und Kom-
promissbereitschaft der Beschäftigten erhöht, die Kana-
lisierung innerbetrieblicher Konflikte erleichtert und 
die Qualität der Arbeitsbeziehungen verbessert.“12 

Diese beiden Standpunkte sind auch für die Un-
ternehmen der New Economy von tragender Be-
deutung. Die Akzeptanz einer wirtschaftlich 
positiven Folge von Arbeitnehmervertretung 
scheint aktuell noch weniger ausgeprägt zu sein 
als die Vermutung, institutionalisierte Vertre-
tung hemme wirtschaftlichen Erfolg. 

Entsprechend ist der gewerkschaftliche Zugriff 
auf die Beschäftigten in jungen und prosperie-
renden Unternehmen des IT-Bereichs noch re-
lativ gering, steigt aber allmählich an. Nach 
einer Studie der Deutschen Börse AG aus dem 
Jahre 2000 verfügen nur 9 von 50 im Nemax ge-
listeten Unternehmen über einen Betriebsrat.13 
Die Mitbestimmungs-Studie „Are we family?!“ 
von www.pol-di.net aus dem Jahre 2001 korrigiert 
dieses Verhältnis. Von 225 am Neuen Markt no-
tierten Unternehmen und einer Auswahl von 38 
bundesdeutschen start-ups gaben 39% an, eine 
organisierte Form der Mitarbeiter-Mitbestim-
mung eingerichtet zu haben und ca. ein Viertel 
der Unternehmen verfügt über einen Betriebs-
rat. Gleichermaßen gibt es offensichtlich einen 
Zusammenhang zwischen Mitarbeiteranzahl und 
Mitarbeitervertretung: Die Hälfte (48%) der 
Unternehmen mit 500 und mehr Mitarbeitern 
verfügt über einen Betriebsrat oder ein alterna-
tives Modell.14 Aber auch die Anzahl der mit 
einem Betriebsrat oder anderen Modellen aus-
gestatteten kleinerer und mittlerer Unterneh-
men (KMUs) ist nicht so gering, wie vielleicht 
angenommen. Eine eigene Untersuchung der 
Autorin von Unternehmen der New Economy in 
drei verschiedenen Bundesländern ergab, dass 

                                                           
12 vgl. Frick, B. (2001): Ökonomische Analyse der deut-

schen Betriebsverfassung, aus: Wittener Diskussions-
papiere, Heft 89, und www.uni-wh.de/de/wiwi/ 
diskussionspapiere/h89abs.htm (12.02.2002) 

13 Deutsche Börse AG (2999), in: impulse 10/2000 
14 „we are family“ Umfang und Formen der Mitarbeiter-

Mitbestimmung in der New Economy, Studie pol-di.net 
in Kooperation mit Initiative D21, 2001 

ein Viertel der KMUs über einen Betriebsrat 
oder ein anderes Modell der Mitarbeitervertre-
tung verfügen.15 

Dennoch werfen die dargestellten Fakten die 
zentrale Frage auf, warum der Anteil an institu-
tionalisierter Interessenvertretung gemäß des 
Betriebsverfassungsgesetzes so gering ist, und 
warum in vielen Fällen ein Alternativ-Modell 
gewählt wird: Besteht eine Korrelation zwischen 
der umworbenen Bedeutung des Humankapi-
tals in der New Economy und dem geringen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad ihrer Mit-
glieder? Greift die klassische Mitbestimmung in 
der New Economy nicht mehr? Diesen Fragen 
kann auf unterschiedlichen Ebenen nachgegan-
gen werden, um Gründe und Ursachen zu eru-
ieren. 

1. Auf individueller Ebene muss danach ge-
fragt werden, ob das Bedürfnis der Mitarbei-
ter an einer gemeinsamen, institutionalisier-
ten Interessenvertretung überhaupt vorhan-
den ist. 

2. Auf der Ebene der Organisation ist zu ver-
muten, dass der Organisationsgrad der Un-
ternehmen der New Economy noch zu gering 
ist, um eine fähige Mitbestimmungskultur 
auszubilden. Auch stellt sich die Frage, ob 
die Unternehmen andere Möglichkeiten der 
Mitbestimmung außerhalb institutionalisier-
ter Formen bevorzugen. 

Zu 1. Arbeitnehmer in New Economy Unterneh-
men zeichnen sich durch ein hohes Maß an Er-
folgsorientiertheit aus. Die Bereitschaft, sich mit 
hohem Engagement der Arbeit zur widmen, 
um in kurzer Zeit nicht nur finanzielle, sondern 
auch karrierefördernde Ergebnisse zu erzielen, 
wird begleitet von einem gering ausgeprägten 
Sicherheitsdenken. Eine Fluktuationsrate von 
20% – 25% in der IT-Branche16 resultiert also nicht 
nur aus Unternehmenszusammenbrüchen, denn 
Arbeitsplatz- und Unternehmenswechsel gehö-
ren in der New Economy zur branchenüblichen 
Karriereplanung. Dieses Verhalten wird weiter-

                                                           
15 Niewerth, C. (2002); bisher unveröffentlichte Untersu-

chung zum Dissertationsvorhaben „Mitbestimmung und 
Formen der Interessenvertretung in Unternehmen der 
New Economy“ 

16 Zoom extra (2001): Stock Options für alle, Mai 2001, 
hrsg. vom Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifi-
kation und Technologie des Landes NRW 
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hin von der Einschätzung der eigenen Qualifi-
kation und Verhandlungsposition unterstützt. 
Günstige Arbeitsmarktbedingungen und die ge-
nannten Argumente machen herkömmliche 
Schutz- und Regelungsangebote für hochquali-
fizierte Wissensarbeiter zunächst uninteressant. 
Aktuell scheint das Bedürfnis nach einer insti-
tutionalisierten Vertretungsinstanz in der New 
Economy noch verhältnismäßig gering. Sowohl 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer sehen gene-
rell keinen Bedarf an einer Interessenvertretung 
oder die Einrichtung eines Betriebsrates. Die 
Hauptargumente, die in diesem Zusammen-
hang genannt werden, sind häufig lapidar dar-
gebotene Grundzüge von „dazu haben wir keine 
Zeit” bis hin zu „das brauchen wir nicht”. Diese 
Einstellung teilen nicht nur die Unternehmens-
begründer, sondern in gleichem Maße ihre Mit-
arbeiter. Betrachtet man das Klientel, aus dem 
sich die Mitglieder der New Economy rekrutie-
ren, erstaunt diese Haltung nicht: Das Personal 
rekrutiert sich überwiegend aus gewerkschafts-
fernen Bereichen (Universitäten, Fachhochschu-
len, etc.) und ist im Vertrauen auf die Anbieter-
dominanz zunächst nicht an einer Bündelung 
interessiert. 

Ein weiteres Kriterium ist die hohe Identität der 
Beschäftigten und Unternehmer in der Grün-
dungsphase. Der treibende Erfolgsfaktor der 
aufkeimenden Unternehmen in den vergange-
nen 10 Jahren, insbesondere der start-ups war 
das immens hohe Engagement der beteiligten 
Personen innerhalb des Unternehmens. Hier 
verwischen Grenzen zwischen Chef und Ange-
stellten, es bilden sich Beziehungen auf freund-
schaftlicher, kollegialer Ebene aus, die nicht von 
einer Weisungsmentalität gekennzeichnet sind. 
Besonders in der Gründungsphase lässt sich 
eine hohe Identität zwischen Beschäftigten und 
Anteilseignern beobachten. In den weiteren 
Phasen der Unternehmensgenese ist die Identi-
tät mit dem Unternehmen von Seiten der Be-
schäftigten durch Aktienanteile deutlich signi-
fikanter als in der Old Economy. Doch darf dies 
nicht überbewertet werden: Dieses Bindungs-
prinzip greift auch in Unternehmen der Old 
Economy. Zu differenzieren ist hierbei jedoch, 
dass die Nähe zu strategischen und unterneh-
merischen Entwicklungen für den Einzelnen in 
New Economy-Unternehmen signifikant höher 
ist als in börsennotierten Unternehmen der Old 
Economy, deren Börsengang in der Regel erst 

nach einer z.T. jahrzehntelangen Firmen- und 
Konzernexistenz stattfindet, und in denen die 
Einflussnahme über die Leistungserbringungen 
für die Beschäftigten verhältnismäßig gering er-
scheint. 

Zu 2. Auf organisationaler Ebene lassen sich 
ebenfalls Kriterien abbilden: Besonders in klei-
nen und mittleren Unternehmen der New Eco-
nomy herrscht eine weniger strikte Trennung zwi-
schen Management und Belegschaft. Diese Grenze 
verschwimmt insbesondere dadurch, dass Ent-
scheidungsstrukturen nicht streng hierarchisch 
organisiert, sondern in der Regel netzwerkartig 
konzipiert sind und vielerorts mit direkter Kom-
munikation einher gehen. Durchzuführen sind 
derartige Entscheidungswege (bis hin zu den 
klassischen unternehmerischen Entscheidungen) 
nur auf der Basis post-tayloristischer Produkti-
onsweisen. Weiteres Merkmal der New Economy 
ist die Tatsache, dass keine Arbeitsteilung nach 
klassisch-tayloristischen Prinzipien existiert. Auch 
im übrigen Dienstleistungsbereich, in dem die 
rein arbeitsteiligen Strukturen der Old Economy 
weniger ausgeprägt sind, stößt man häufiger 
auf teambasierte Strukturen. 

Die genannten Aspekte, die hier kurz angeschnit-
ten wurden, sind Ursachen, warum Mitbestim-
mung derzeit noch kein wichtiges Stichwort in 
den Unternehmen der New Economy ist. Gleich-
zeitig sind damit aber auch die Hauptgründe 
genannt, warum sich die Branche dem Thema 
über kurz oder lang nicht verschließen kann. 
Selbst wenn zu dem aktuellen Zeitpunkt die 
Mehrzahl der New Economy-Unternehmen und 
auch ihre Mitarbeiter keinen Bedarf an einer in-
stitutionalisierten Interessenvertretung verspü-
ren, weisen doch die genannten Themenfelder 
auf Problemkategorien hin, mit denen es sich in 
den nächsten Jahren auseinander zusetzen gilt. 

QK= hçåîÉêÖÉåòÉå=

Zunächst stellt sich die Frage, ob man die Typo-
logie von Old und New Economy in ihrer Schärfe 
überhaupt stehen lassen kann, denn hier eröff-
nen sich Widersprüchlichkeiten: Unzählige Un-
ternehmen der Old Economy haben eine verhält-
nismäßig flache Führungsstruktur, das Prinzip 
der Beteiligung am Erfolg des Unternehmens 
(durch Aktienanteile etc.) ist auch nicht neu. 
Schon seit vielen Jahren haben Mitarbeiter am 
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Aktienmarkt dotierter Unternehmen Aktien-
kaufoptionen und werden somit ein Stück weit 
Anteilseigner des Unternehmens. Mit dem Ein-
zug von Teamstrukturen und gruppenarbeits-
orientierten Arbeitsformen lässt sich auch der 
Punkt der arbeitsteiligen Organisation als Kri-
terium für die Old Economy aushebeln. Einzig 
und allein die Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Bezie-
hung war in ihrer Entstehungszeit tatsächlich 
von einem Interessengegensatz geprägt. Doch 
auch hier zeigen sich in den letzten zwanzig 
Jahren Verschiebungen (Co-Management). 

Welche Aufgaben der klassischen betrieblichen 
Interessenvertretung in diesem Fall zufallen und 
welche notwendigen Anpassungen an einen 
‚neuen Markt’ vorgenommen werden müssen, 
ist aktuell sicherlich Hauptaufgabe aller betei-
ligten Akteure, die diesen Prozess forcieren und 
unterstützen können. 

Die verfolgten Ziele der Mitbestimmung in der 
Old Economy sind durchaus vergleichbar mit den 
vorherrschenden Tatbeständen in der New Eco-
nomy. Vielfach lässt sich dies unter dem mitt-
lerweile wieder aufkeimenden Begriff der Un-
ternehmenskultur/Vertrauenskultur fassen, der 
sich auf die hier vorliegende Diskussion in fol-
genden Bereichen widerspiegelt: 

• Mitsprache am Arbeitsplatz 
• Mitsprache bei den Arbeitsabläufen 
• Mitgestaltung der Unternehmenszukunft 
• Beteiligung am Erfolg des Unternehmens 

durch Mitbesitz17 

Die Ursachen sind jedoch andere: Bei der Old 
Economy dient es als funktionales Äquivalent 
der tayloristischen Produktionsweise, in der es 
darum ging, den Interessengegensatz von Ar-
beit und Kapital in eine produktive Kooperati-
onsform zu verwandeln, bei der New Economy 
entstehen sie eher aus einem gewachsenen un-
ideologischen Pragmatismus. 

Entscheidend bei der Beurteilung über Sinn und 
Notwendigkeit einer Mitbestimmung oder in-
stitutionalisierten Interessenvertretung in der 
New Economy ist der Blick über die derzeitige Si-

                                                           
17 Blessing, K. (2000): Dialogveranstaltung Forum „Eigene 

Wege – kooperative Führung in IT- und Multimediaun-
ternehmen”; Thema „Mitbestimmung und new economy” 
am 19.05.2000 in Köln aus http://www.unternehmens 
kultur.org/mitbest/dialoge-it3.html (07.02.2001) 

tuation hinaus. Mittelfristig bis langfristig be-
trachtet wird der IT- und Dienstleistungsanteil 
in der New Economy steigen. Sowohl im Bereich 
der personenbezogenen als auch der unterneh-
mensnahen Dienste werden die vorliegenden 
Tendenzen weiter zunehmen. Andererseits zeich-
net sich bereits ab, dass die Organisationen der 
New Economy den Wandel von einer ‚charisma-
tischen’ zur funktionalen Organisation durch-
laufen. Diese Transformation wird einher gehen 
mit erheblichen Konzentrationsprozessen und 
Unternehmenszusammenbrüchen. Eine Vielzahl 
von Unternehmen, besonders die start-ups mit 
suboptimalen Größen und geringen Wachs-
tumserwartungen, werden entweder in Form 
von Übernahmen oder Fusionen zusammenfal-
len oder sich nicht länger am Markt behaupten 
können (life cycle). Aus Sicht einer Mitbestim-
mungspolitik eröffnet sich dabei natürlich ein 
neuer Blickwinkel: Personalpolitik bedeutet dann 
nicht länger reine Rekrutierungspolitik, sondern 
auch Personalkostenreduzierung, Personalabbau 
oder Standortschließung. Und hier stößt die New 
Economy auf Handlungsfelder, die seit Jahren 
von Gewerkschaften, Verbänden und Institutio-
nen erfolgreich betreut und mitgetragen werden. 

Spätestens wenn die New Economy ihrem aktu-
ellen Status entwächst und wenn sich eine Dif-
fusion von Old und New Economy in eine Next 
Economy (vgl. Kap. I) abzeichnet, werden For-
men der Interessenvertretung nötig und unab-
dingbar. Im Augenblick scheinen sich die Ziele 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber durchaus 
zu decken, ein Interessensgegensatz ist augen-
scheinlich nicht zu lokalisieren. Die New Eco-
nomy-Unternehmen entwickeln sich aber über 
kurz oder lang zu funktionalen Organisationen, 
die keinen ‚Welpenschutz’ mehr genießen, und 
sich in vollem Umfang den marktlichen Bedin-
gungen und auch den Krisentendenzen der New 
Economy stellen müssen. Damit kommt es auch zu 
abweichenden Interessenslagen innerhalb der 
Organisationen, woraus wiederum ein erkennba-
rer Vorteil von Interessenvertretung erwächst. 

Hier kommt der Ressourcenzusammenlegung 
eine maßgebliche Bedeutung zu. Ausschlagge-
bend für die Bildung eines korporativen Akteurs 
ist die Entscheidung über die Ressourcenver-
wendung des Einzelnen.18 So kann entweder je-
                                                           
18 Der Begriff „Ressource” umfasst hier allgemein mate-

rielle ebenso wie nichtmaterielle Güter, übertragbare 



aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áå=ÇÉê=kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

dìí~ÅÜíÉå=ÇÉê=cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

126 

der Einzelne seine Ressourcen individuell ver-
wenden, oder sie aber mit den Ressourcen an-
derer zusammenlegen und sie einer zentrali-
sierten Disposition unterstellen.19 Die Mitglie-
der der New Economy tendieren augenblicklich 
noch zur ersten Entscheidung, der individuel-
len Ressourcennutzung. Bei zunehmender Sät-
tigung des Arbeitsmarktes mit qualifizierten 
Fachkräften, einer weiteren Folge von Unter-
nehmenszusammenlegungen oder -zusammen-
brüchen, könnte in der New Economy jedoch ein 
steigender Interessengegensatz erzeugt werden, 
bei dem die individuelle Ressourcennutzung 
für ihre Mitglieder nicht länger ausreichend ist. 
Erst dann legitimiert der zu erwartende Koope-
rationsertrag (Durchsetzungsfähigkeit von ge-
meinsamen Interessen) die Bildung einer Inte-
ressensgemeinschaft durch die Zusammenle-
gung der Ressourcen. 

Der absehbare Interessengegensatz wird hohen 
Handlungs- und Klärungsbedarf in der New 
Economy erzeugen. Regelungen und Arrange-
ments werden nötig, die diese Trends für alle 
Beteiligten rechtlich und sozialverträglich abge-
sichert begleiten. Natürlich bewegt sich die New 
Economy nicht im rechtsfreien Raum:20 Auch 
jetzt sind die gesetzlichen Bestimmungen zu be-
achten, Arbeitsverträge müssen den guten Sit-
ten entsprechen und Personalfreisetzung muss 
sich dem Arbeitsrecht unterwerfen. Doch da-
rüber hinaus müssen die Unternehmen der New 
Economy in ihrer weiteren Entwicklung nicht 
nur marktlichen (externen) Anforderungen ge-
recht werden, sondern sich in ihrem Organisa-
tionsgrad soweit entwickeln, dass eine kon-
struktive Streitkultur etabliert werden kann. Be-
sonders deutlich wird dies in der Betrachtung 

                                                                                      
Mittel ebenso wie unveräußerliche, personengebundene 
Fähigkeiten und Fertigkeiten. Vgl. dazu auch Crozier, 
M. und Friedberg, E. (1979) 

19 vgl. Vanberg, Viktor (1982; Studienausgabe 1995): Markt 
und Organisation – Individualistische Sozialtheorie und 
das Problem korporativen Handelns. Tübingen, S. 10 ff. 

20 „Bei mindestens fünf Mitarbeitern (ab 18 Jahre), von 
denen drei sechs Monate oder länger im Betrieb sind, 
gilt: Ob es einen Betriebsrat gibt, entscheidet die Beleg-
schaft. Deren Bereitschaft zu freiwilligen Modellen hängt 
daher vor allem von der Glaubwürdigkeit des Chefs ab. 
Nur in Betrieben mit weniger als fünf Mitarbeitern ist 
die Wahl eines Betriebsrats nicht möglich.”, aus: impul-
se (2000): management Mitbestimmung, Heft 10/2000, 
S. 230- 2331 

der start-ups: Nach der pol-di.net-Studie haben 
20% der start-ups eine organisierte Form der 
Mitarbeiter-Mitbestimmung, keines jedoch einen 
Betriebsrat. Hierbei kann schon frühzeitig die 
Etablierung einer konstruktiven und kooperati-
ven Mitbestimmungsform stattfinden, die nicht 
auf einer reinen Krisenreaktion beruht. 

RK= _ÉáëéáÉäÉ=~ìë=ÇÉê=mê~ñáë=

Entgegen den generellen Annahmen, Unterneh-
men der New Economy seien an einer Interessen-
vertretung nicht interessiert, zeigt doch die Pra-
xis, dass hier ein Aufbruch zu erkennen ist: Nicht 
nur auf Unternehmensebene, sondern auch auf 
übergeordneter Ebene zeigen sich Tendenzen in 
Richtung Bündelung und Ressourcenzusam-
menlegung. Im folgenden sollen einige Beispie-
le belegen, welche Formen einer Interessenver-
tretung sich in Unternehmen der Neuen Wirt-
schaft entwickelt haben. 

RKN= jáíÄÉëíáããìåÖ=~ìÑ=råíÉêåÉÜãÉåëJ
ÉÄÉåÉ=

Neben einem Betriebsrat haben sich neue For-
men der Interessenvertretung herausgebildet. 
Hier finden sich Modelle wie z. B. round tables, 
interne Moderatoren, Senate und Vertrauensrä-
te, wovon die ersten beiden erläutert werden 
sollen: 

Bei der Aachener Arxes AG wurde 1999 gemein-
sam mit Mitarbeitern und Geschäftsführung 
der round table als festes Mitbestimmungsmedi-
um eingerichtet. In der Regel einmal monatlich 
treffen sich die gewählten Vertreter aus den ein-
zelnen Abteilungen mit der Geschäftsführung/ 
Vorstand und diskutieren alle Themen wie z. B. 
Überstunden, neue Techniken, Personalwech-
sel. Nach Angabe von Unternehmen, die einen 
solchen round table eingerichtet haben, werden 
bei den monatlichen Sitzungen alle Themen be-
arbeitet, bei denen auch ein Betriebsrat Mitspra-
che haben würde. Die jeweilige Agenda kann 
von allen Vertretern und der Geschäftsführung 
mitbestimmt werden und bietet so die Möglich-
keit, relevante Themen aus allen Abteilungen 
zur Disposition zu stellen. Für prekäre Themen, 
wie Kündigungen oder Arbeitszeiten, werden 
einzelnen Gremien oder Ausschüsse eingerich-
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tet, in denen einvernehmliche Lösungen erar-
beitet werden sollen.21 

Eine andere Form der Mitbestimmung ist die 
Einsetzung eines Moderators. Neben Aktienop-
tionen und Leistungen wie Einkaufsservice, Bü-
geldienst oder Wagenpflege wurde bei dem Un-
ternehmen BOV den 300 Mitarbeitern ein un-
abhängiger Moderator und Coach gestellt. Der 
Moderator dient als Ansprechpartner für alle 
Mitarbeiter des Unternehmens, fungiert als Ver-
mittler zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, und unterstützt Arbeitsteams bei ihren 
Aufgaben. Besonders der Konflikt- und Kom-
munikationsfähigkeit fällt hier ein Schwerpunkt 
zu. Ebenso nimmt der Moderator an allen Vor-
standssitzungen teil, ist informiert über unter-
nehmensrelevante Zahlen und beteiligt sich an 
der strategischen Entwicklung des Unterneh-
mens. Besondere Aufgabe fällt ihm im Rahmen 
von Kündigungen zu, bei denen er sich um eine 
sozialverträgliche Lösung bemüht.22 Im Gegen-
satz zum round table ist das Moderatorenprinzip 
eher im Arbeitsfeld der Personalentwicklung an-
zusiedeln, der round table (mit den gewählten 
Vertretern aus allen Abteilungen) entspricht 
stärker dem Grundverständnis einer gebündel-
ten Interessenvertretung. 

Beide Modelle beruhen auf dem Prinzip der 
Freiwilligkeit. An praktischen Beispielen lässt 
sich beobachten, dass sie durchaus fruchtbar 
angewendet werden können, wobei als Grund-
voraussetzung ein hohes Maß an Vertrauens-
kultur im Unternehmen vorhanden sein muss. 
Wie bei allen außergesetzlichen Regelungen be-
steht die Gefahr der Entkopplung, wenn sie auf 
Freiwilligkeit beruhen und keine explizite Ver-
bindlichkeit im Unternehmen erzeugt wird. Hier 
mögen zukünftig die Probleme dieser Modelle 
zu finden sein, da sie ausschließlich vom guten 
Willen der Geschäftsführung abhängig sind. 

RKOK=jáíÄÉëíáããìåÖ=~ìÑ=sÉêÄ~åÇëÉÄÉåÉ=

Ebenso auf Verbandsebene zeigen aktuelle Ent-
wicklungen den Trend zur Interessenbünde-
lung. Neben Initiativen wie BITCOM oder D21, 
die ein medienunterstütztes Netzwerk zum Dia-
                                                           
21 impulse (2000): management Mitbestimmung. Heft 

10/2000, S. 230 – 231 
22 impulse (2000): management Mitbestimmung. Heft 

10/2000, S. 230 – 231 

log verschiedener Akteure der Neuen Wirtschaft 
eingerichtet haben, tragen auch klassische Ver-
tretungsinstanzen erste Früchte. An dieser Stel-
le sollen zwei Beispiele dazu angeführt werden: 
Die Einsetzung des European net economy forum 
(e-nef) und der Zusammenschluss fünf großer 
Gewerkschaften zur Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft (ver.di). Hier spiegelt sich – mögli-
cherweise ungewöhnlich für die New Economy – 
die klassische Konfliktpartnerschaft wider, die 
aus der Old Economy hinreichend bekannt ist: die 
enef als arbeitgeber- und ver.di als arbeitneh-
merorientierte Organisation. 

Im August des Jahres 2000 gründete sich das 
European net economy forum (e-nef), das mit dem 
Anspruch an die Öffentlichkeit gegangen ist, 
sich als offizielle Interessenvertretung von start-
up-Unternehmen der New Economy aufzustel-
len.23 So stellt e-nef ein Lobbying für die New 
Economy dar, mit dem Ziel der Stärkung der 
nationalen wie internationalen Wettbewerbspo-
sition der vertretenden Klientel und als gebün-
delte Vertretungsinstanz in steuerpolitischen 
Fragen. Die von e-nef gesammelten Bedürfnisse 
der start-ups werden verarbeitet und gebündelt, 
so dass diese konstruktiv an die Politik weiter-
gegeben werden können. Hierbei ist abzusehen, 
dass e-nef als Organisation überwiegend auf der 
Ebene politischer Interessenvertretung für seine 
Mitgliedsunternehmen agieren wird, der An-
spruch, Tariffunktionen zu übernehmen, wird 
bisher nicht postuliert. Begründer dieser Orga-
nisation sind 15 start-up-Unternehmen, deren 
Ausweitung bereits absehbar ist. Nicht nur auf 
nationaler, besonders auch auf internationaler 
Ebene soll e-nef aktiv werden. Als Arbeitsfelder 
werden Netzwerkarbeit und Wissenstransfer im 
Dialog sowie Lobbyarbeit in den Vordergrund 
gerückt. Aktuell hat sich jedoch die Zahl der 
beteiligten Unternehmen nicht maßgeblich er-
höht. Unklar ist nach dem aktuellen Stand der 
Dinge sicherlich, ob sich e-nef als offizielle Inte-
ressenvertretung der New Economy etablieren 
kann. 

Eine weitere Entwicklung auf institutioneller 
Ebene im Angesicht sich stark wandelnder und 
divergierender Inhalte und Formen von Arbeit 
ist die Gründung von ver.di im März 2001. Ver.di, 
                                                           
23 Dalferth, S. (2000): Politik und Neue Medien, aus 

http://www.politik-digital.de/netzpolitik/ebusiness/ 
efef.shtml (07.02.2001) 



aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áå=ÇÉê=kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

dìí~ÅÜíÉå=ÇÉê=cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

128 

die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, ist ein 
Zusammenschluss der fünf großen Gewerk-
schaften: die Deutsche Angestelltengewerkschaft, 
die Deutsche Postgewerkschaft, die Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen, die Industrie-
gewerkschaft Medien und die Gewerkschaft Öffent-
liche Dienste, Transport und Verkehr. 

Ver.di stellt ein Reformprojekt zur produktiven 
und kreativen Anpassung an sich verändernde 
Rahmenbedingungen dar. Gerade im Dienstleis-
tungsbereich, dem sich auch viele Unterneh-
men der New Economy zuordnen lassen, wurde 
eine Bündelung und Konzentration von Kom-
petenz notwendig. Auch hier lässt sich ein Kon-
zentrationsprozess ablesen, der mit gewerk-
schaftlichen Ansprüchen fundamentiert wird. 
Die Hauptarbeitsfelder von ver.di entsprechen 
den klassischen gewerkschaftlichen Bereichen 
Tarifpolitik, Streikgeld, Rechtsschutz und Bil-
dung/Information. 

Mit ver.di ist ein erster Schritt getan, möglicher-
weise in den stark gewerkschaftlich unterbesetz-
ten Unternehmen der New Economy Fuß zu fas-
sen. Zahlreiche Angebote von ver.di, die starke 
Internetpräsenz und die Ausrichtung auf die 
Mitgliederinteressen speziell im Dienstleistungs-
sektor werden für viele bisher gewerkschaftlich 
desinteressierte Unternehmen eine Anhalts-
punkt sein, sich ver.di anzuschließen. Insbeson-
dere das Innovationsprojekt Connexx.av, das 
speziell auf die Bereiche Neue Medien und New 
Economy ausgerichtet ist, macht ver.di zu einem 
Gestaltungsfaktor auch in der New Economy. 
Überzeugende Erfolge kann ver.di bereits ver-
buchen: Bisher leistete Connexx.av bei der Bil-
dung von etwa 40 Betriebsräten in Internetagen-
turen, Onlineredaktionen und anderen Multi-
media-Betrieben (u. a. Pixelpark und EM.TV) Hil-
festellung.24 So haben am 11. Mai 2001 die Be-
schäftigten des Unternehmens Pixelpark an der 
von ver.di angestoßenen Betriebsratswahl teil-
genommen. Pixelpark, das einstige Berliner Vor-
zeigeunternehmen der New Economy, hat mit ei-
ner überzeugenden Wahlbeteiligung seiner Mit-
arbeiter gezeigt, dass Interesse an einer Interes-
senvertretung durchaus vorhanden ist, wenn 
Angebote gemacht werden, die dem Zuschnitt 

                                                           
24 Frech, Günter (2002): Pressemitteilung Ver.di. Ausgabe 

22.01.2002 

eines New Economy-Unternehmens gerecht wer-
den.25 

SK= aáÉ=wìâìåÑí=ÇÉê=jáíÄÉëíáããìåÖ=

Trotz der genannten Beispiele kann davon aus-
gegangen werden, dass die Verbreitung ‚klassi-
scher Betriebsratsarbeit’ in den Unternehmen 
der New Economy noch gering ausfällt. Auf ver-
bandlicher Ebene stellt der Einsatz von Interes-
senvertretungen (ver.di und e-nef) eine organi-
sierte Form von Vertretungsinstanzen dar, auf 
Unternehmensebene jedoch deuten die Beispie-
le eher auf organisch gewachsene Formen hin, 
deren Entwicklung und Ausgestaltung i.d.R. von 
situativen Ereignissen bestimmt wurden. 

Dies lässt sich zusammenfassend auf folgende 
Gründe zurückführen: 

1. Die New Economy verzeichnet eine hohe 
Wachstumsdynamik; die stetige Anpassung 
an marktliche Bedingungen und das z.T. ex-
plosionsartige Wachstum von start-ups las-
sen kaum Zeit und Raum für organisatori-
sche Lösungen. 

2. Unternehmensbegründer und Mitglieder re-
krutieren sich aus gewerkschaftsfernen Be-
reichen, eine klassische Institution wie ein 
Betriebsrat wird zunächst als Wettbewerbs-
nachteil empfunden und der Starrheit zuge-
ordnet. Einer ‚Kultur des gemeinsamen Er-
folges und der Offenheit’ wird höherer Stel-
lenwert beigemessen als bürokratisierten Re-
gelungsinstanzen. 

3. Auf individueller Ebene wird die eigene Ver-
handlungsposition der qualifizierten Fach-
kräfte als sehr hoch eingeschätzt. Man will 
sich nicht durch tarifliche Rahmenbedingun-
gen einschränken lassen und im Zuge der ei-
genen Lebens- und Karriereplanung aus al-
len verfügbaren Optionen schöpfen. 

Betrachtet man die gezeigten Entwicklungen, er-
laubt man sich die Voraussicht einer Diffusion 
von Old und New Economy zur Next Economy, 
lassen sich folgende gemeinsame Kennzeichen 
der ökonomischen Einheiten benennen:26 

                                                           
25 http://www.verdi-net.de (15.05.2001) 
26 Blessing (2000), a. a. O. 
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• Das Humankapital wird weiterhin an Be-
deutung gewinnen. 

• Es werden Führungsprinzipien ausgebildet, 
die auf flachen Hierarchien und vernetzten 
Strukturen beruhen. 

• Es werden sich vermehrt prozessorientierte 
Unternehmensorganisationen etablieren, die 
sich weniger an eine statusorientierte Un-
ternehmensorganisation anlehnen. 

• Die Beteiligung des Einzelnen an Arbeitsab-
läufen wird erheblich steigen. 

• Die Beteiligung der Mitarbeiter an Unterneh-
menserfolg und Unternehmenskapital wird 
stärker zur Grundlage des Verhältnisses zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Aus diesen Punkten – und aus dem zu erwar-
tenden life cycle – ergeben sich Notwendigkei-
ten einer kollektiven Interessenvertretung auf 
Unternehmensebene, und dies nicht nur als mo-
derate Institution der Geschäftsführungsebenen, 
sondern als eine moderne Institution mit Rech-
ten und Pflichten. Um diesen Aufgaben gerecht 
werden zu können, muss sich nicht nur die New 
Economy wandeln: Es werden auch Funktions-
wandel auf Unternehmensebene und in der ak-
tuellen Gewerkschaftsstruktur von Nöten sein. 
Auf Verbandsebene ist sowohl mit e-nef als auch 
mit ver.di ein Schritt in die richtige Richtung ge-
tan. In nächster Zeit wird es verstärkt darum 
gehen, welche möglichen Ausgestaltungsformen 
in Unternehmen der New Economy denkbar sind. 
Hier müssen alle Faktoren berücksichtigt wer-
den, die sich sowohl auf Pflichten als auch auf 
Rechte einer solchen Vertretungsinstanz bezie-
hen. Eine reine Übertragung von klassischer 
Betriebsratsarbeit auf New Economy Unterneh-
men ist sicherlich nicht der Königsweg. Doch 
welche Empfehlungen können diesbezüglich 
ausgesprochen werden? 

Denkbar wäre ein Stufenmodell, bei dem Funk-
tion, Umfang, Akteure und Prozeduren der be-
trieblichen Mitbestimmung an die jeweiligen Si-
tuation des Unternehmens angepasst werden 
können. Unterscheiden lassen sich beispielswei-
se: 

• Informationsfunktion (Mitarbeiterinformation 
über Unternehmenssituation und anstehen-
de Veränderungen, Feedback für Unterneh-
mensleitungen von Seiten der Mitarbeiter), 

• Vermittlungsfunktion (bei Einzelkonflikten 
zwischen Mitarbeitern und Geschäftsleitun-
gen oder unterschiedlichen Abteilungen), 

• Strukturierungsfunktion (bei Expansionen, 
schnellem Wachstum oder neuen Produktent-
wicklungen Beteiligung über die Zuschnei-
dung von Aufgaben und Abteilungen), 

• Krisenfunktion (bei Personalabbau und Über-
nahmen). 

In jeder Phase könnte die konkrete Form der 
Mitbestimmung unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Dadurch würde das Unternehmen in ‚ruhigen’ 
Zeiten nicht durch bürokratische Regelungen 
und personellen Aufwand überbelastet, in Kri-
sensituationen wäre eine Mitbestimmung in vol-
lem Umfang gewährleistet. Die Verbände und 
Gewerkschaften könnten Rahmenmodelle für 
derartige Stufenlösungen entwickeln, die dann 
in den Unternehmen auf die spezifische Merk-
male der Organisation und der Beschäftigten 
zugeschnitten werden. Auf Unternehmensebe-
ne ist dabei die Erkenntnis notwendig, dass die 
Einrichtung eines Betriebsrates oder alternati-
ver Formen der Mitbestimmung nicht als blo-
ckierendes Element zu betrachten ist, sondern 
vielmehr in einer konstruktiven Partnerschaft 
Chancen für gemeinsame Zielerreichung und 
Konfliktlösung liegen. Die Mitarbeiter wiederum 
müssen anerkennen, dass sich der Wert ihrer 
individuellen Ressourcen mit den ökonomischen 
Rahmenbedingungen wandelt und in Krisen-
zeiten oder angesichts wachsender Konkurrenz 
auf dem Arbeitsmarkt vielleicht nicht hoch ge-
nug ist, um die eigenen Interessen durchzuset-
zen. Daher lohnt sich die Investition in eine 
kollektive und im Unternehmen institutionali-
sierte Vertretung, um die Durchsetzungsfähig-
keit zu steigern. 

Auf der Mesoebene wird eine Dialogorientierung 
als zentraler Punkt der New Economy-Genese 
notwendig sein: Der Austausch und Dialog zwi-
schen Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden 
und Unternehmen der New Economy wird im-
mer dringlicher und kann zur Verbesserung und 
Weiterentwicklung dienen. Aus- und Weiter-
bildung muss unterstützt werden, um die „Pro-
fessionalisierung der neuen Arbeit“27 zu verbes-
sern; die Veränderung des Normalarbeitsver-

                                                           
27 Bosch (2000), a. a. O. 
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hältnisses muss hinsichtlich der Auswirkungen 
auf Arbeitszeit und Einsatzflexibilität konkreti-
siert werden. Dies bedeutet für die gewerk-
schaftliche Arbeit eine Re-Definition, die sich 
nicht nur mit den Anforderungen einer verhei-
ßungsvollen New Economy auseinandersetzen, 
sondern auch der wachsenden Bedeutung des 
Niedriglohnsektors gerecht werden muss: 

„Zwischen den Arbeitsbedingungen von geringfügig 
Beschäftigten im Einzelhandel und von Softwarespezia-
listen liegen Welten. Vor allem in den Niedriglohnbe-
reichen ist die traditionelle gewerkschaftliche Schutz-
funktion gefordert – angemessene Bezahlung, Schutz vor 
einseitiger Festlegung der Arbeitszeit, Beschäftigungs-
sicherheit und Interessenvertretung durch Betriebsräte 
und Gewerkschaften stehen im Vordergrund“28 

Im Bereich der Informationswirtschaft sind be-
reits entsprechende Bemühungen angelaufen; 
ver.di hat diese Branche als neues Betätigungs-
feld erkannt. Die sozialen und gesundheitsbe-
zogenen Dienste hingegen bleiben als wichtiger 
Wachstumsbereich relativ unberücksichtigt. Es 
wäre wünschenswert, wenn das Zugpferd ver.di 
verstärkt Beratungs- und Informationsleistun-
gen für die kleineren Gewerkschaften erbringt 
und dazu beiträgt, dass auch in diesem Bereich 
die Durchschlagskraft der Interessensvertretung 
langfristig erhöht wird. 

                                                           
28 vgl. Bosch, G. (2000): Der Übergang zur Dienstleistungs-

gesellschaft – Ende oder Neuanfang der Gewerkschaf-
ten? IAT, Gelsenkirchen (Vortrags-Manuskript) 

Abschließend lässt sich folgendes festhalten: Ab-
hängige Arbeit (sei es unter dem Titel des Ar-
beitskraftunternehmers oder knowledge workers) 
wird auch in der New Economy schutzbedürftig 
sein.29 Im Hinblick auf die zunehmende Diffu-
sion müssen Regelungsoptionen gefunden wer-
den, die diesen Trend unterstützen und beglei-
ten. Auf Verbandsebene sind erste Zeichen da-
für gesetzt. Doch auch die Mitbestimmungsfor-
men, die sich augenblicklich als zentraler Punkt 
in New Economy-Unternehmen herausbilden, 
werden durch eine verbindliche Regelungsin-
stanz begleitet werden müssen. Interessenver-
tretung wird auch für die Mitglieder dieser Un-
ternehmen in naher Zukunft eine sinnvolle Er-
gänzung zu individuellen Verhandlungsstrate-
gien darstellen. Hier ist entscheidend, dass die-
se Modelle auf die Bedürfnisse der Unterneh-
men und ihrer Arbeitnehmer der New Economy 
angepasst werden. In Zukunft wird sich ge-
werkschaftliche Arbeit in der diffundierenden 
New Economy als Dialogplattform und Netzwerk 
für ihre Akteure darstellen müssen, die sich als 
Problemlöser, Berater und vor allem Dienst-
leister mit Gestaltungswillen und Visionen ver-
steht. Dies wird ein weiterer Meilenstein sein 
auf dem Weg in die Next Economy. 

                                                           
29 vgl. Sommer (2000), a. a. O. 



=

 

sfffK=
a^p=jûo`ebk=slk=e^pb=rka=fdbiW=
afbkpqibfpqrkdpmlifqfh=fj=wbfq^iqbo=abo=kbrbk=
£hlkljfb=

o^fkbo=cobqp`ekbo=

 
1. Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 

2. Globalisierung und Neue Ökonomie als Herausforderung für die Politik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 

3. Breitband für alle?. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  135 
3.1 Internet und Neue Ökonomie. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  135 
3.2 Breitbandige Internetzugänge als politisches Ziel. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  136 
3.3 Technische Optionen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  136 
3.4 Die Entwicklung in Deutschland im internationalen Vergleich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  137 
3.5 Regulierungsoptionen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  140 

4. Königsweg Niedriglohnsektor? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  140 

5. Agenda einer aktivierenden Dienstleistungspolitik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  143 
5.1 Qualifizierungs- und Bildungsoffensive . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  144 
5.2 Qualitäts- und Effizienzsteigerungen durch neue Organisations- und Technik- 

konzepte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  145 
5.3 Förderung von Vernetzung und Kooperation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  146 
5.4 Förderung der Frauenerwerbstätigkeit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  147 
5.5 Reform des Sozialstaats und der betrieblichen Mitbestimmung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  147 

6. Fazit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  148 



aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=áå=ÇÉê=kÉìÉå=£âçåçãáÉ=

dìí~ÅÜíÉå=ÇÉê=cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

132 

NK= báåäÉáíìåÖ=

Mit den Prozessen der ökonomischen Globali-
sierung und der Entwicklung zur Neuen Öko-
nomie ergeben sich neue Anforderungen an die 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die alten Rezep-
te und politischen Steuerungsmechanismen wer-
den den neuen Problemlagen und Herausfor-
derungen nicht länger gerecht. Dennoch orien-
tiert sich die Bundesrepublik noch immer am 
Industrialismus der vergangenen Jahrzehnte 
und verschläft die gesellschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Chancen, die durch die Ent-
wicklung der Dienstleistungsgesellschaft und 
der Neuen Ökonomie entstehen. Denn während 
der Strukturwandel zur Dienstleistungsgesell-
schaft ‚schleichend’ voranschreitet, richtet sich 
die Wirtschafts- und Strukturpolitik mit ihren 
Programmen nach wie vor am industriellen Sek-
tor aus und erkennt erst langsam, dass gerade 
im Dienstleistungssektor neue Beschäftigungs-
felder entstehen, die einer politischen Förde-
rung und Gestaltung bedürfen. Diese Szenerie 
erinnert an das Märchen vom Hasen und Igel: 
Die Dienstleistungswirtschaft ruft seit einigen 
Jahren „Ich bin schon da!”, während sich die 
Strukturpolitik mit ihrer engen Ausrichtung am 
klassischen Industriesektor mehr oder weniger 
im Kreis bewegt. 

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich zu-
nächst mit den neuen Anforderungen, die sich 
aus der ökonomischen Globalisierung und der 
Entwicklung der Neuen Ökonomie für den 
Wohlfahrtsstaat ergeben. Dabei anschließend 
werden neue Formen der politischen Steuerung 
thematisiert, die geeignet sind, dem vorherr-
schenden Industrialismus in der Bundesrepu-
blik eine aktivierende Komponente im Hinblick 
auf eine Förderung der Dienstleistungsbeschäf-
tigung entgegenzusetzen (Abschnitt 2). Als 
wichtige Voraussetzung für das weitere Wachs-
tum der Dienstleistungen wird in Abschnitt 3 
der bisher vernachlässigten Frage nachgegan-
gen, was die Perspektiven für eine schnelle Ent-
wicklung breitbandiger Netzinfrastruktur sind. 
In Abschnitt 4 werden die verschiedenen Pfade 
in die Dienstleistungsgesellschaft dargestellt, 
wobei der Strategie, die Dienstleistungsbeschäf-
tigung durch die Etablierung eines Niedriglohn-
sektors zu fördern, besonderes Augenmerk ge-
schenkt wird. In Abschnitt 5 schließlich werden 
Leitlinien und Gestaltungsansätze einer aktivie-

renden Dienstleistungspolitik umrissen, die vor 
allem Ansatzpunkte einer Qualitäts- und Effi-
zienzsteigerung der Dienstleistungsproduktion 
bieten. 

OK= däçÄ~äáëáÉêìåÖ=ìåÇ=kÉìÉ=£âçåçãáÉ=
~äë=eÉê~ìëÑçêÇÉêìåÖÉå=ÑΩê=ÇáÉ=mçäáíáâ=

Mit dem Strukturwandel der Ökonomie geht 
der Bedeutungsverlust nationalstaatlicher Wirt-
schafts- und Sozialpolitik einher. Das wohlfahrts-
staatliche Arrangement sowie die allgemeinen 
politischen Rahmenbedingungen selbst werden 
aus ökonomischer Perspektive zu zentralen 
Wettbewerbsfaktoren im internationalen Stand-
ortwettbewerb: 

„In dem Maße, wie Nationalstaaten von nationalstaatli-
cher Politik auf Standortpolitik umschalten, treten sie in 
neue Formen des internationalen Wettbewerbs ein, die 
aber ihre gewachsenen kulturellen und sozialen Grund-
lagen in Frage stellen. Eine gegen andere abgegrenzte 
nationale Identität, ein gegen andere Bildungssysteme 
abgeschottetes nationalstaatliches Bildungssystem, die 
verschiedensten Schließungsmechanismen (…) werden 
nun dysfunktional, da sie bestimmte potentielle Nutzer 
des Standortes abschrecken“1. 

Einen zentralen Stellenwert im Globalisierungs-
diskurs nimmt deshalb die Forderung nach ei-
ner konsequenten Deregulierung und Flexibili-
sierung der Arbeitsmärkte ein. Viele Stimmen 
weisen in diesem Zusammenhang jedoch zu 
Recht auf das Regulierungs-/Deregulierungs-
paradox hin: Während die Globalisierung des 
Wettbewerbs wegen der ‚neoliberalen’ Deregu-
lierung mit einem Bedeutungsverlust des Natio-
nalstaats einhergeht, verlangt die Erhaltung und 
Hebung der Wettbewerbsfähigkeit wiederum 
‚vor Ort’ politische Steuerung. Dieser Wider-
spruch von Deregulierung und Regulierung, 
von globalem Wettbewerb und lokaler Wett-
bewerbsfähigkeit ist für den Diskurs über Glo-
balisierung kennzeichnend.2 Damit ist angedeu-
tet, dass selbst die Anhänger einer konsequen-
ten Deregulierung nicht einen absoluten Rück-

                                                           
1 Brock, D. (1999): Grenzen des Nationalstaates? Über Mo-

dernisierungsprobleme im Zeitalter der Globalisierung; 
in: Honnegger, C./Hradil, S./Traxler, F. (Hg.): Grenzen-
lose Gesellschaft? Opladen, S. 387–402 (396 f.) 

2 Altvater, E. (1998): Ort und Zeit des Politischen unter 
den Bedingungen ökonomischer Globalisierung, in: 
Messner, D. (Hg.): Die Zukunft des Staates und der Po-
litik: Möglichkeiten und Grenzen politischer Steuerung 
in der Weltgesellschaft, Bonn, S. 74–97 
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zug des Staates fordern. Erwartet werden viel-
mehr neue, dezentrale Formen politischer Kon-
textsteuerung, die den Bedingungen ökonomi-
scher Globalisierung Rechnung tragen. Diese 
Strategien lassen sich am besten mit dem Be-
griff der Modernisierung beschreiben. 

Mit dieser Entwicklung gerät auch der Wohl-
fahrtsstaat unter Modernisierungsdruck, denn 
Standortvorteile können nicht mehr für alle 
Erwerbstätigen verallgemeinert werden. Es ist 
schon heute absehbar, dass sie nur denjenigen 
zugute kommen werden, die selbst einen ent-
scheidenden Innovations-, Produktions- oder 
Dienstleistungsbeitrag erbringen. Die internatio-
nale Standortkonkurrenz erlaubt keine weitere 
Steigerung der Lohn(neben)kosten, wodurch 
auch der Spielraum für wohlfahrtsstaatliche 
Leistungen beschränkt wird. Mit anderen Wor-
ten: Es besteht die Gefahr, dass der kollektiven 
Solidarität des modernen Wohlfahrtsstaates die 
ökonomische Grundlage entschwindet.3 Wett-
bewerbs- und Wohlfahrtspolitik geraten dadurch 
in eine Dilemma, denn die ökonomische Stand-
ortkonkurrenz erweist sich unter Aspekten der 
gesellschaftlichen Integration als höchst ambi-
valent. Vor allem aufgrund der zunehmenden 
Mobilität des Kapitals und der globalen Kon-
kurrenz im Niedriglohnbereich stehen die „rhei-
nischen Länder“ vor der Anforderung, ihre so-
zialen und fiskalischen Abgabenlasten zu sen-
ken. Es wird jedoch befürchtet, dass unter den 
Bedingungen der Globalisierung ein hohes Ni-
veau sozialer Sicherheit nur aufrecht erhalten 
werden kann, solange daraus ein zusätzlicher 
Wettbewerbsvorteil entsteht, der größer ist als 
die Kosten der sozialen Sicherung.4 

Getragen werden die ökonomischen Globalisie-
rungsprozesse durch technologische Innovatio-
nen. Vor allem die modernen Informations- und 
Kommunikationstechnologien stellen die zent-
ralen Komponenten einer global vernetzten wis-
sensbasierten Infrastruktur dar. Die zurücklie-
gende Entwicklung der Neuen Ökonomie wäre 

                                                           
3 vgl. Münch, R. (1998): Die grenzenlose Arbeitsteilung: 

Strukturwandel von Solidarität und Gerechtigkeit, in: 
Ästhetik und Kommunikation 29, Heft 102, S. 33–38 

4 Albert, M. (1998): Kapitalismus contra Kapitalismus, in: 
Messner, D. (Hg.): Die Zukunft des Staates und der Po-
litik: Möglichkeiten und Grenzen politischer Steuerung 
in der Weltgesellschaft, Bonn, 100–120 (111 f.). 

ohne diese digitale Revolution5 nicht denkbar ge-
wesen. Die Auswirkungen der modernen IuK-
Technologien auf die Ökonomie lassen sich ent-
sprechend als Digitalisierung oder Virtualisie-
rung der Wirtschaft charakterisieren.6 In der Tat 
stellen IuK-Technologien als Basisinnovationen 
nicht nur das Fundament der New Economy dar; 
durch die flächendeckende Diffusion dieser Tech-
nologien bewirken sie auch eine allmähliche 
Transformation der Old Economy. Dort bewir-
ken sie als Prozessinnovationen eine Reorgani-
sation der gesamten Wertschöpfungskette mit 
Konsequenzen für Arbeitsgestaltung, Arbeits-
zeitregime, Aufbau- und Ablauforganisation, In-
novationsmuster, Entlohnungssysteme, etc. 

Die ökonomischen Vorteile des Einsatzes mo-
derner IuK-Technologien erschließen sich bei 
einer Betrachtung der Transaktionskosten. Un-
ter Transaktionskosten lässt sich der Neuen In-
stitutionenökonomie zufolge die Gesamtheit aller 
Kosten verstehen, die zur Anbahnung, Aus-
handlung, Durchführung und Kontrolle von 
Transaktionen anfallen. Die betriebswirtschaft-
lichen Vorteile des Einsatzes moderner IuK-
Technologien liegen entsprechend in der Mög-
lichkeit zur Minimierung der Transaktionskosten 
begründet. So führen die technologischen Ver-
änderungen der New Economy zu einer direkten 
Reduktion der Transaktionskosten, wirken sich 
darüber hinaus aber aus, indem sie für viele 
Branchen die Anzahl der (weltweit) möglichen 
Tauschpartner vergrößern, die Reaktionsge-
schwindigkeit der Märkte steigern, Marktein-
trittsbarrieren senken und so insgesamt den 
Wettbewerbsdruck erhöhen.7 

Der steigende Stellenwert der neuen Technolo-
gien liegt neben der Möglichkeit zur Reduktion 
von Transaktionskosten in der zusätzlichen 
Möglichkeit zur zentralen Koordination global 
vernetzter Transaktionen: Heute ist es in viel 

                                                           
5 Tapscott, D. (1996): Die digitale Revolution: Verheißun-

gen einer vernetzten Welt: Die Folgen für Wirtschaft, 
Management und Gesellschaft, Wiesbaden. Neben den 
euphorischen Stimmen melden sich aber zunehmend 
auch kritische Stimmen zu Wort, vgl. Huffschmid, J. 
(2000): New Economy in den USA, in: Blätter für deut-
sche und internationale Politik, Heft 10/2000, S. 1258–
1262 (1262) 

6 vgl. hierzu die Beiträge in Brill, A./de Vries, M. (1998): 
Virtuelle Wirtschaft, Opladen. 

7 Durth, R. (2000): Transaktionskosten und ‚Neue Ökono-
mie’, in: WiSt, Heft 11, S. 637–639 (639) 
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stärkerem Ausmaß möglich, die gesamte Wert-
schöpfungskette durch Zerlegung in kleine Tei-
le global zu optimieren und in den einzelnen 
Regionen das zu tun, was dort am effizientesten 
erledigt werden kann.8 Die modernen IuK-Tech-
nologien ermöglichen zudem eine höhere Markt-
transparenz, indem sie einen globalen Zugang 
zu ökonomisch relevanten Informationen erhö-
hen. Damit werden Unternehmen in die Lage 
versetzt, komparative Wettbewerbsvorteile zu 
realisieren, indem sie die Produktion in jene Re-
gionen verlagern, die bessere Angebote zu glei-
chem Preis oder preiswertere Angebote bei glei-
cher Leistung anbieten. 

Die globale Ausdehnung ökonomischer Prozes-
se beschränkt sich nicht auf die industrielle 
Produktion. Durch die neuen technologischen 
Möglichkeiten werden auch zahlreiche Dienst-
leistungen vom uno-actu-Prinzip, d. h. der struk-
turellen Kopräsenz bzw. Koproduktion von An-
gebot- und Nachfrageseite, gelöst. Die neuen 
Informations- und Kommunikationstechnologien 
sowie deren globale Vernetzung bieten neue 
Möglichkeiten zur Virtualisierung der Dienst-
leistungsproduktion. Dies gilt insbesondere für 
die wissensintensiven und informationsgestütz-
ten Dienstleistungen. 

„Der heute bestimmende Motor des wirtschaftlichen 
Wachstums, das Wissen, ist nicht mehr standortgebun-
den, wie es bei den Rohstoffen und dem Kapital lange 
Zeit der Fall war. Wegen des schnellen und billigen 
weltweiten Transports und der sekundenschnellen welt-
weiten Finanztransaktion sind allerdings selbst Roh-
stoffe und Kapital nicht mehr standortgebunden. Das 
Wissen ist vollkommen mobil und kann von seinen 
Trägern, den Spitzenkräften der kosmopolitischen In-
telligenz, überall auf der Welt eingesetzt und mit Roh-
stoffen, Kapital und Arbeit verknüpft werden.“9 

Die Beschleunigung des Wandels, verkürzte In-
novationszyklen und die globale Verfügbarkeit 
von Ressourcen erfordern eine flexible Anpas-
sungsfähigkeit an die neuen ökonomischen Er-
fordernisse. Individuelle Flexibilität und Mobi-
lität werden zu entscheidenden Voraussetzun-
gen, um auf den Arbeitsmärkten der Zukunft 
den komplexen Anforderungen gerecht werden 
zu können. 

                                                           
8 Lichtblau, K. (1997): Globalisierung und Strukturwan-

del, in: Fricke, W. (Hg.): Jahrbuch Arbeit und Technik, 
Bonn, S. 43–57 (50) 

9 Münch, R. (1998): Globale Dynamik, lokale Lebenswel-
ten: Der schwierige Weg in die Weltgesellschaft, Frank-
furt am Main, S. 142 

Insgesamt zeigt sich, dass die nationalstaatlichen 
Gestaltungsspielräume unter den Bedingungen 
der ökonomischen Globalisierung starken Ein-
schränkungen unterliegen. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass Maßnahmen der politischen Steue-
rung an Bedeutung verlieren; es ist vielmehr 
von einem Formwandel der nationalstaatlichen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik auszugehen. Mit 
der ökonomischen Globalisierung geht das Ende 
der nationalen Ökonomie einher. Gleichzeitig 
lässt sich in der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
ein Paradigmenwechsel von der aktiven, anti-
zyklischen Wachstums- und Beschäftigungspo-
litik des Keynesianismus zur monetaristischen 
Finanzpolitik beobachten. Als angemessene Ant-
wort auf die skizzierten wirtschafts- und sozial-
politischen Folgeprobleme der Globalisierung 
sowie zur Gestaltung des Dienstleistungssektors 
in der Neuen Ökonomie werden jedoch Politik-
modelle notwendig, die ”einen Weg zwischen 
den Extrempositionen des Neoliberalismus, des 
krampfhaften Festhaltens am Wohlfahrtsstaat 
und des neuen Nationalismus beschreiten.”10 
Ein solcher Dritter Weg, ein Politikmodell jen-
seits von links und rechts wird in der internatio-
nalen Diskussion vor allem vom britischen So-
ziologen Anthony Giddens propagiert. In der 
Bundesrepublik liegt mit dem Konzept des Ak-
tivierenden Staates11 ein Leitbild zur Modernisie-
rung von Staat und Gesellschaft vor. Ähnlich 
wie das Konzept des schlanken Staates zur Zeit 
der konservativ-liberalen Koalition in der Bun-
desrepublik erlangt das Leitbild des aktivieren-
den Staates gesellschaftspolitische Relevanz 
durch die sozialdemokratische Aneignung auf 
Länder- und Bundesebene. 

Im Zentrum aktivierender Politikmodelle steht 
die Bemühung, den globalen ökonomischen 
Strukturwandel und den Übergang von der In-
dustrie- zur Dienstleistungsgesellschaft aktivie-
rend zu begleiten: „Mehr Kundenorientierung 

                                                           
10 Münch, R. (1998): ebd., S. 193 
11 Vgl. Giddens, A. (1997): Jenseits von Links und Rechts: 

Die Zukunft radikaler Demokratie, Frankfurt a. M.; Zum 
Leitbild des aktivierenden Staates vgl. Bandemer, S. v./ 
Hilbert, J. (1998): Vom expandierenden zum aktivieren-
den Staat, in: Bandemer, S.v. u. a. (Hg.): Handbuch zur 
Verwaltungsreform, Opladen, 25–32. Das Verhältnis von 
Neuer Ökonomie und einer Politik des dritten Weges 
wird zusammenfassend dargestellt in: Funk, L. (2001): 
New Economy und die Politik des Modernen Dritten 
Weges, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 16–17/2001, 
S. 24–31 
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und Wahlfreiheit, mehr Flexibilität, effizientere 
Koordination, stärkere Einbindung der Bürger, 
mehr Kosteneffektivität sowie stärker an lokale 
Gegebenheiten angepasste Lösungen sind Er-
wartungen, die an diese Strategie gestellt wer-
den.“12 Dies bedeutet nicht unbedingt, dass sich 
der Staat zurückzieht; er soll auch in Zukunft 
eine wesentliche, begleitende Rolle spielen, aber 
eben dadurch, dass er die Bildung eigenständi-
ger Handlungs- und Gestaltungsfelder auf klein-
räumiger Ebene forciert (Kompetenztransfer). 
Neben der Aktivierung der gesellschaftlichen 
Selbststeuerungspotentiale übernimmt der Staat 
die Funktion einer gesellschaftlichen Entwick-
lungsagentur zur Aktivierung dezentraler Inno-
vationspotentiale. Aufgabe des Staates ist nun-
mehr die Initiierung strategischer Allianzen und 
dezentraler Innovationsbündnisse, um die Ver-
krustungen und Selbstblockaden korporatisti-
scher Systeme aufbrechen zu können. Unter de-
zentralen Innovationsbündnissen lassen sich et-
wa die Ansätze einer ‚regionalisierten Struktur-
politik’ in Nordrhein-Westfalen zur Förderung 
des Strukturwandels oder die Initiativen im 
Rahmen der Internationalen Bauausstellung 
Emscherpark (IBA) fassen, die auf lokaler und 
regionaler Ebene neue Wege beschreiten, um 
den Strukturwandel von der Montan- und In-
dustrieregion zur modernen Dienstleistungsre-
gion voranzutreiben. 

PK= _êÉáíÄ~åÇ=ÑΩê=~ääÉ\NP=

PKN= fåíÉêåÉí=ìåÇ=kÉìÉ=£âçåçãáÉ=

Die zentrale Rolle der Informations- und Kom-
munikationstechnik (IuK) im allgemeinen und 
des Internet im besonderen als „Enabler“ und 
Impulsgeber der gegenwärtigen ökonomischen 
Umbrüche ist unumstritten. Das Internet ermög-
licht eine Vielzahl neuer IuK-gestützter Dienst-
leistungen, forciert die Tertiarisierung der Wirt-
schaft und ist technische Infrastruktur für die 
Digitalisierung und Vernetzung der Wertschöp-
fungskette und darauf basierende neue Formen 
der Unternehmensorganisation und -kooperati-
on. Neue Ökonomie ist ohne das Internet nicht 

                                                           
12 Blanke, B./Hilbert, J. (2000): Sozialstaat im Wandel: He-

rausforderungen, Risiken, Chancen, neue Verantwor-
tung, Düsseldorf, S. 28 

13 Dieser Abschnitt wurde mit Unterstützung von Michael 
Schwemmle, INPUT Consulting, Stuttgart, geschrieben. 

denkbar, das Internet ist konstitutives Definiti-
onsmerkmal der Neuen Ökonomie. 

Diese enge Verschränkung ist zugleich ein Ab-
hängigkeitsverhältnis: Die weitere Entwicklung 
der Neuen Ökonomie, insbesondere die volle 
Ausschöpfung der Wachstums-, Beschäftigungs- 
und Effizienzpotenziale zahlreicher IuK-gestütz-
ter Dienstleistungen, setzt die weitere Entwick-
lung des Internet voraus. Denn ungeachtet er-
heblicher technischer Fortschritte wird das In-
ternet vor allem von den Nutzern „schmalban-
diger“ Netzzugänge derzeit noch immer als 
langsames Medium wahrgenommen: 

„Ein langsames Internet hat gravierende Nachteile, die 
einer raschen kommerziellen Nutzung entgegenstehen. 
Die Geschwindigkeit des Internet kann aus zwei Grün-
den zu einem Hindernis werden. Die Zeit, die erforder-
lich ist, um auf mehreren umfangreichen Websites etwas 
zu suchen, schreckt die Menschen ab, weil der Aufwand 
zu groß ist oder weil die Kosten zu hoch sind. Zweitens 
sind die Menschen durch das Fernsehen mit vielfältigen 
multimedialen und audiovisuellen Inhalten vertraut. 
Das Internet kann dies heute noch nicht bieten.“14 

Neben weiteren Faktoren, wie z. B. der oft noch 
als defizitär empfundenen Sicherheit und Ver-
traulichkeit der Datenübermittlung, wirkt vor 
allem diese technische Unzulänglichkeit des 
Netzes als Wachstumsbarriere für B2B- und 
B2C-E-commerce und das übrige Spektrum an E-
services, die zunehmend auf groß dimensionier-
te Übertragungskapazitäten angewiesen sind.15 
Die Beseitigung dieses technischen „bottlenecks“ 
durch eine möglichst rasche Diffusion „schnel-
ler“, d. h. breitbandiger Internet-Zugänge16 wird 

                                                           
14 EU-Kommission (2002): eEurope Benchmarking-Bericht 

(KOM (2002) 62 endgültig), Brüssel, S. 8. 
15 Eine Übersicht zu den für einzelne Anwendungen (e-

learning, e-health, e-business) erforderlichen Bandbrei-
ten findet sich z. B. bei CANARIE Inc. (2001): The Next 
Internet. Broadband Infrastructure and Transformative 
Applications (Studie für die kanadische National Broad-
band Task Force), S. 54. Siehe auch http://broadband. 
gc.ca. Beispiele für einzelne Applikationen, die „auf 
Bandbreite warten“, bei International Telecommuni-
cation Union (ITU) (2001): The Economic and Regula-
tory Implications of Broadband, Genf, S. 17. 

16 Eine stabile und einvernehmliche Definition des Begriffs 
„Breitbandigkeit“ existiert derzeit nicht. Vgl. hierzu Na-
tional Broadband Task Force (2001): The new National 
Dream: Networking the Nation for Broadband Access, 
Ottawa, S. 60. Die von der kanadischen Broadband Task 
Force erfassten Definitionen reichten von einer übertra-
genen Datenmenge von 200 kbit pro Sekunde bis zu ei-
ner solchen von 30 Mbits pro Sekunde. Vgl. hierzu auch 
OECD (2001): The Development of Broadband Access 
in OECD Countries, Paris, S. 6. 
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somit zu einem „Schlüsselfaktor für die Verbes-
serung der Wirtschaftsleistung“17 und zum wich-
tigen Bestandteil von Dienstleistungspolitik im 
Zeitalter der Neuen Ökonomie. 

PKO= _êÉáíÄ~åÇáÖÉ=fåíÉêåÉíòìÖ®åÖÉ=~äë=
éçäáíáëÅÜÉë=wáÉä=

Die sich ausbreitende Erkenntnis über die strate-
gische Bedeutung eines schnelleren Internet für 
die weitere Entwicklung IuK-gestützter Dienst-
leistungen wirkt weltweit als Auslöser für poli-
tische Programme, die auf die Förderung breit-
bandiger Internet-Anschlüsse abzielen. Regie-
rungen sehen den möglichst flächendeckenden 
Zugang zu Telekommunikationsnetzen hoher 
Bandbreite zunehmend als zentrale Komponen-
te volkswirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit 
und sozialer Inklusion. Auch wenn dabei durch-
gängig die tragende Rolle der Marktkräfte bei 
der Realisierung des Ziels „Bandbreite für alle“ 
betont wird, lässt sich ein stabiler internationa-
ler Konsens über die Notwendigkeit staatlicher 
Intervention feststellen, der sich in einer großen 
Vielfalt von Politikkonzepten niederschlägt.18 
Beispielsweise 

• hat die in diesem Feld besonders aktive ka-
nadische Regierung eine „National Broadband 
Task Force“ eingesetzt, die die Breitbandver-
kabelung der Nation zum „neuen nationalen 
Traum“ erklärt und einen umfänglichen Ak-
tionsplan vorgelegt hat;19 

• verfolgt die EU-Kommission die Zielsetzung 
eines durch Zugänge höherer Bandbreite 
schnelleren Internets20 als tragendes Element 
ihrer eEurope-Initiative; 

• hat das US-Repräsentantenhaus im Februar 
2002 den „Internet Freedom and Broadband De-
ployment Act“ verabschiedet; 

• zielt die schwedische „Small Community Broad-
band Initiative“ auf die landesweite Realisie-
rung einer breitbandigen Telekommunikati-

                                                           
17 EU-Kommission (2002), a. a. O. 
18 Vgl. Savage, J. (2001): International Public Programs to 

provide Broadband Access to the Internet. Studie für 
die Industry Canada. Siehe auch http://broadband.gc.ca 

19 Vgl. National Broadband Task Force (2001). 
20 Das Internet soll nach der Willenserklärung der EU-

Kommission nicht nur „schneller“, sondern auch „billi-
ger“ und „sicherer“ werden; vgl. EU-Kommission (2002), 
S. 6 ff. 

onsinfrastruktur ab, die vor allem durch In-
vestitionen der staatlichen Elektrizitätsge-
sellschaft Kraftnät in kleineren Gemeinden 
vorangetrieben wird;21 

• haben eine Reihe asiatischer Staaten – u. a. 
Malaysia, Singapur und Südkorea – umfas-
sende Aktionsprogramme für die massive 
Verbreitung breitbandiger Internet-Zugänge 
ausgearbeitet.22 

Ungeachtet einer Fülle von Differenzen, die sich 
zwischen diesen Politikansätzen hinsichtlich 
Ambitioniertheit, staatlicher Interventionstiefe, 
Regulierungsansätzen und Finanzierungsmodi 
usw. ausmachen lassen, zielen sie doch sämt-
lich auf die Lösung eines gemeinsamen Grund-
problems ab: Die schnelle Entwicklung von 
Breitbandnetzwerken als Grundlage des Wachs-
tums netzgestützter Dienstleistungen. 

PKP= qÉÅÜåáëÅÜÉ=léíáçåÉå=

Die Realisierung breitbandiger Teilnehmeran-
schlüsse im großen Stil ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt weniger ein technisches als ein öko-
nomisches bzw. (regulierungs-)politisches Prob-
lem. Die momentan verfügbaren bzw. in einem 
mehr oder weniger fortgeschrittenen Entwick-
lungsstadium befindlichen breitbandigen An-
schlusstechnologien lassen sich – neben der Un-
terscheidung drahtloser und drahtgebundener 
Varianten – in zwei Kategorien unterteilen: Zum 
einen in Lösungen, die auf die Erweiterung be-
reits vorhandener Netze setzen, zum anderen 
in Optionen zum Aufbau neuer unabhängiger 
Netze. 

Als bereits heute im technischen Sinne leistungs-
fähigste Option gilt die Diffusion flächendecken-
der Glasfaser-Anschlussnetze; diese ist jedoch 
gleichzeitig diejenige, die den höchsten Investi-
tionsaufwand erfordert und insoweit allenfalls 
langfristig als flächendeckende Lösungsvarian-
te möglich erscheint. Die verschiedenen WLL-
Technologien dürften ebenso wie Satellitenfunk 
– zumindest nach derzeitigem Entwicklungs- -
und Diskussionsstand – kaum über Nischen-
funktionen für begrenzte Marktsegmente hinaus-
kommen. Da die technischen Realisierungschan- 

                                                           
21 Vgl. www.regeringen.se/inenglish2000/pdf/summary. 

pdf 
22 Vgl. ITU (2001), S. 4 ff. und S. 16 
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q~ÄK=sfffKNW= _êÉáíÄ~åÇáÖÉ=qÉäÉâçããìåáâ~íáçåëJ^åëÅÜäìëëíÉÅÜåçäçÖáÉå=

Erweiterungen vorhandener Netze Aufbau neuer unabhängiger Netze 

• DSL-Technologien („Digital Subscriber Line“) über 
vorhandene Teilnehmeranschlussleitung mit Kup-
fer-Doppelader 

• Kabelmodems an bidirektional ausgebauten Kabel-
TV-Netzen 

• Powerline Communication über Elektrizitätsnetze 
• Technologien zum Ausbau der GSM-

Mobilfunknetze für höhere Datenübertragungsraten 
(z. B. GPRS) 

• WLL-Technologien („Wireless Local Loop“) – z. B. 
breitbandige Richtfunkübertragungsstrecken 

• Satellitenfunk 
• UMTS-Mobilfunknetze 
• Glasfaser-Anschlussnetze 

Quelle: basierend auf WIK 2001, S. 34 

cen von Powerline Communication momentan als 
eher unsicher gelten, die unterschiedlichen Aus-
bauvarianten der GSM-Mobilfunknetze allen-
falls Datenübertragungskapazitäten am unteren 
Ende des Breitband-Spektrums ermöglichen 
dürften und auch die UMTS-Entwicklung in 
technischer wie auch in ökonomischer Hinsicht 
noch nicht als hinreichend stabil eingestuft wer-
den kann, konzentrieren sich die Erwartungen 
derzeit auf die verbleibenden drahtgebundenen 
Anschlussalternativen DSL und Kabel-TV-Net-
ze.23 

Zumindest gegenwärtig sowie in kurz- und mit-
telfristiger Perspektive sind DSL-Anschlüsse und 
Kabelmodems die den Massenmarkt deutlich 
dominierenden Lösungen: Von knapp 22 Mio. 
Breitband-Anschlüssen in den OECD-Staaten 
(Juni 2001) entfielen rund 48% auf DSL, rund 
51% auf Kabelmodems und knapp 1% auf Glas-
faseranschlüsse.24 

PKQ= aáÉ=båíïáÅâäìåÖ=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ=áã=
áåíÉêå~íáçå~äÉå=sÉêÖäÉáÅÜ=

Breitbandige Netzzugänge haben in der jünge-
ren Vergangenheit massive Zuwachsraten ver-
                                                           
23 Die hier vorgenommene summarische Beurteilung der 

verschiedenen Technologie-Alternativen stützt sich u. a. 
auf die ausführlichen Analysen in: Wissenschaftliches 
Institut für Informationsdienste (WIK) (2001): Entwick-
lungstrends im Telekommunikationssektor bis 2010. 
Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie, Bad Honnef, S. 40 ff.; BDRC 
(2001): The Development of Broadband Access Platforms 
in Europe. Technologies, Services, Markets. Studie im 
Auftrag der EU-Kommission, London, S. 17 ff.; ITU (2001), 
S. 6 ff. 

24 Vgl. OECD (2001): a. a. O., S. 5 ff. und S. 14 

zeichnet: In den OECD-Staaten versiebenfach-
ten sich die entsprechenden Teilnehmeran-
schlusszahlen in einem Zeitraum von nur ein-
einhalb Jahren von 3,1 Mio. Ende 1999 über 14 
Mio. Ende 2000 auf die erwähnten knapp 22 
Mio. im Juni 2001; im OECD-Durchschnitt nah-
men DSL-Anschlüsse in der ersten Jahreshälfte 
um 68% (EU-Durchschnitt 200%), Anschlüsse 
via Kabelmodem um 44% (EU-Durchschnitt 
41%) zu. Die Breitband-Penetrationsrate (Breit-
bandanschlüsse je 100 Einwohner) lag im Juni 
2001 im OECD-Durchschnitt bei 1,96 (Ende 
2000: 1,27); klarer Spitzenreiter im internationa-
len Vergleich war Korea mit einer Penetrations-
rate von 13,91, gefolgt von Kanada (6,22), 
Schweden (4,52) und den USA (3,24).25 

In der OECD-Vergleichsstatistik vom Juni 2001 
steht Deutschland mit 780.000 Breitbandan-
schlüssen und einer Penetrationsrate (Breitband-
anschlüsse je 100 Einwohner) von 1,03 noch auf 
Platz 11 der OECD-Staaten – ein deutlicher 
Sprung nach vorne, gemessen am fünfzehnten 
Rang, den Deutschland noch Ende des Jahres 
2000 eingenommen hatte. Diese überdurch-
schnittlich dynamische Entwicklung hat sich 
zwischenzeitlich fortgesetzt und verstärkt: Im 
Gesamtjahr 2001 hat sich in Deutschland „die 
Ausstattung mit DSL-Anschlüssen fast verzehn-
facht. … 1,8 Mio. DSL-Anschlüsse waren Ende 
2001 in Deutschland geschaltet“.26 Bei der Dif-
fusion der DSL-Technologie ist Deutschland 
damit auf internationalen Vergleichsskalen mit 

                                                           
25 OECD (2001): a. a. O., ebd. 
26 BITKOM (2002): Wege in die Informationsgesellschaft. 

Status quo und Perspektiven Deutschlands im interna-
tionalen Vergleich, Berlin, S. 6 
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Quelle: EU-Kommission 2002, S. 7 

21 DSL-Anschlüssen je 1000 Einwohner (Ende 
2001) mit an die Spitze gerückt, von den EU-
Mitgliedstaaten liegt allein Schweden mit einem 
Vergleichswert von 22 noch knapp davor, die 
USA kommen auf 18 DSL-Anschlüsse je 1000 
Einwohner. Nach Auffassung des Branchenver-
bands BITKOM ist „ein Ende des Wachstums 
… nicht abzusehen. Die Schätzungen gehen für 
das Jahr 2002 etwa von einer Verdopplung der 
Anschlüsse aus. Bis 2004 rechnet man mit 6,8 
Millionen DSL-Anschlüssen in Deutschland“.27 

Der wesentliche Treiber für diese rasante Ver-
breitung von DSL-Anschlüssen in Deutschland 
liegt in der Investitionspolitik der Deutschen 
Telekom AG (DTAG), die erfolgreich von einer am 
Produktlebenszyklus orientierten Preisstrategie – 
mit nicht kostendeckenden Einführungspreisen 
– flankiert wurde. Dies hat seinen Niederschlag 
zum einen in einer klaren Dominanz der DTAG 
auf dem Markt für DSL-Anschlüsse gefunden; 
die Monopolkommission taxierte deren Markt-
anteil für Ende 2001 auf nahezu 100%.28 Zum an-
deren sind die DSL-Preise in Deutschland im in-
ternationalen Vergleich ausgesprochen niedrig.29 

                                                           
27 BITKOM (2002): a. a. O., ebd. 
28 Monopolkommission (2001): Wettbewerbsentwicklung 

bei Telekommunikation und Post 2001: Unsicherheit 
und Stillstand. Sondergutachten der Monopolkommis-
sion gemäß § 81 Abs. 3 Telekommunikationsgesetz und 
§ Postgesetz, Bonn, S. 51 

29 EU-Kommission (2002), a. a. O., S. 7 

Anders stellt sich die Situation bei der zweiten 
momentan dominierenden Breitbandanschluss-
technologie dar, der Kabelmodem-Variante. 
Hier liegt Deutschland, obwohl es über ein gut 
ausgebautes Kabelnetz verfügt, das jedoch noch 
weitestgehend seiner zur Erlangung der Internet-
tauglichkeit erforderlichen bidirektionalen Um-
rüstung harrt, eindeutig im hinteren Teil der in-
ternationalen Ranglisten. Ende des Jahres 2001 
waren hier nur 86.000 Geräte im Einsatz.30 „Die 
Verbreitungsrate liegt damit bei 0,2% der deut-
schen Haushalte. In den USA und den Nieder-
landen werden bereits Werte von knapp 7% er-
reicht. Noch handelt es sich damit in Deutsch-
land um eine Nischentechnologie“.31 

Auch die Ursachen der „underperformance“ 
Deutschlands in diesem Marktsegment liegen 
relativ klar zutage: Als langjährige Eigentüme-
rin großer Teile des Kabelnetzes hat die DTAG 
im wesentlichen aus zwei miteinander verbun-
denen Erwägungen auf dessen großflächige Mo-
dernisierung verzichtet: Einerseits konnte oder 
wollte sie offensichtlich nicht den Weg der 
„Selbstkannibalisierung“ gehen, will heißen: 
Ihren großen Markterfolg im Felde der DSL-

                                                           
30 In Summe (DSL-Anschlüsse plus Kabelmodems) kommt 

Deutschland damit (Ende 2001) auf eine Zahl von 
knapp 1,9 Mio. breitbandigen Netzzugängen, was einer 
Penetrationsrate von rund 2,3 Anschlüssen je 100 Ein-
wohnern entspricht. 

31 BITKOM (2002): a. a. O., S. 9 
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Anschlusstechnologie durch die kapitalaufwen-
dige Forcierung des Kabelmodems als attrakti-
ver Alternative zur Realisierung breitbandiger 
Netzzugänge gefährden – eine Haltung, die be-
triebswirtschaftlich fraglos Sinn macht. Zum an-
deren hat die 1999 getroffene Entscheidung der 
DTAG, das Kabelnetz zu regionalisieren und zu 
veräußern, und die anschließende – und noch 
immer andauernde (s.u.) – Unsicherheit über 
die künftigen Eigentumsverhältnisse im stark 
fragmentierten deutschen Kabelmarkt32 zu ei-
nem Attentismus geführt, der Investitionen na-
turgemäß nicht eben begünstigen konnte. Ent-
sprechend verbinden sich mit der überfälligen 
Neuordnung der Eigentumsverhältnisse große 
Hoffnungen auf einen Aufschwung des Kabels 
zur zweiten, massenhaft erfolgreichen Lösung 
für breitbandige Netzzugänge auch in Deutsch-
land.33 

Allerdings deuten neuere Prognosen darauf hin, 
dass sich die Wachstumsraten bei breitbandigen 
Internetzugängen generell abschwächen könn-
ten: Einer Studie der Gartner Group vom Jahres-
ende 2001 zufolge werden im Jahr 2005 noch 
immer nur 10% aller Haushalte in Frankreich, 
Deutschland und Großbritannien über entspre-
chende Netzanschlüsse verfügen. Als Hauptur-
sachen der sich verlangsamenden Entwicklung 
identifizieren die Marktforscher das Fehlen ei-
ner „Killer-Applikation“, die Breitband zu einem 
„Muss“ werden ließe, sowie die nach wie vor 
zu hohen Preise: „To achieve widespread adop-
tion, the price of broadband would have to fall 
from its current level of between 50 and 60 euros 
per month to less than 30.“34 Ein weiteres retar-
dierendes Moment ist überdies die im Gefolge 
der krisenhaften Entwicklung des gesamten Te-
lekommunikationssektors35 deutlich zurückge-
gangene Investitionsfähigkeit und -bereitschaft 
der Unternehmen, die zumal bei allenfalls mit-
                                                           
32 vgl. Hanekop, Heidemarie/Wittke, Volker (2001): Breit-

bandiger Internetzugang über Kabelnetze – Stand und 
Entwicklungsperspektiven in Deutschland; in: Kubicek, 
Herbert u. a.: Internet@Future. Jahrbuch Telekommuni-
kation und Gesellschaft 2001, Heidelberg, S. 160–167. 

33 BITKOM (2002): a. a. O., S. 9 
34 Gartner G2 (2001): Broadband: The Revolution’s on Hold 

in Europe just now, S. 2 f. Wie dargestellt, liegen zu-
mindest die DSL-Anschlusspreise in Deutschland un-
terhalb des von Gartner genannten Niveaus. 

35 Schwemmle, M (2001): Entzauberte Telekommunikati-
on; in: Werden. Jahrbuch für die deutschen Gewerk-
schaften, Frankfurt, S. 298–306 

telfristig rentierlichen Entwicklungslinien, wie 
sie die Breitband-Technologie darstellt, zu er-
heblichen Verzögerung des Infrastrukturaus-
baus führen dürfte. 

Vor dem Hintergrund dieser sich abzeichnen-
den allgemeinen Wachstumsabschwächung ist 
für Deutschland aufgrund zweier Faktoren eine 
deutliche Verlangsamung der Diffusion breit-
bandiger Netzzugänge denkbar: 

• Die rasante Entwicklung der DSL-Anschlüs-
se wurde in erster Linie durch eine Preispo-
litik der DTAG getragen, die ihr den wie-
derholten Vorwurf eines wettbewerbswidri-
gen Preisdumpings einbrachte.36 Unter dem 
Druck der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post (RegPT), die Ende 
des Jahres 2001 ein Entgeltregulierungsver-
fahren eingeleitet hatte, hat die DTAG im 
Januar 2002 deutliche Preiserhöhungen für 
DSL-Anschlüsse angekündigt. So soll bei-
spielsweise das Bereitstellungsentgelt für ei-
nen entsprechenden Neuanschluss ab Juli 
2002 von 51,57 Euro auf 74,95 Euro und ab 
Januar 2003 auf 99,95 Euro heraufgesetzt und 
somit fast verdoppelt werden. Der monatli-
che T-DSL-Preis wird gleichfalls um mehr 
als 25% erhöht werden.37 In welchem Aus-
maß diese aufgrund regulatorischer Inter-
vention veranlasste Verteuerung die Kun-
dennachfrage beeinträchtigen wird, lässt sich 
derzeit noch nicht mit zureichender Genauig-
keit einschätzen; vieles spricht jedoch dafür, 
dass dem primär aufgrund der Niedrigpreis-
strategie der DTAG zustande gekommenen 
deutschen Erfolgsmodell DSL zumindest 
partiell der Boden entzogen werden könnte. 

• Gleichzeitig bleibt nach der Untersagung des 
Verkaufs eines Großteils der DTAG-Kabel-
netze an Liberty Media durch das Bundeskar-
tellamt38 fraglich, ob und wann die Neuord-
nung der Eigentumsverhältnisse und die da-
von erhoffte Initialzündung für die Moder-
nisierung dieser breitbandigen Infrastruktur 
erfolgen kann. Zweifellos wird sich aufgrund 

                                                           
36 Vgl. z. B. Monopolkommission (2001), a. a. O., S. 94 ff. 
37 Angaben nach heise-online-news vom 15.01.2002 

(www.heise.de/newsticker/data/axv–15.01.02–000/ 
38 Vgl. z. B. die Pressemitteilung des Bundeskartellamtes 

vom 26.02.2002: „Bundeskartellamt untersagt Zusam-
menschlussvorhaben Liberty Media/KDG“ unter www. 
bundeskartellamt.de/26_02_2002.html 
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dieser wettbewerbspolitischen Entscheidung 
jedoch „der … seit Jahren vehement gefor-
derte Ausbau der Kabelnetze … erneut ver-
zögern. Frühestens 2005 dürfte eine nennens-
werte Zahl von Haushalten an die neuen 
schnellen Leitungen angeklemmt werden.“39 
Bis dahin wird die Entwicklung des Kabel-
modems als Alternative und Ergänzung der 
DSL-Technologie in Deutschland wohl wei-
testgehend blockiert bleiben. 

PKR= oÉÖìäáÉêìåÖëçéíáçåÉå=

Das Beispiel Deutschland, wo staatliche Inter-
ventionen – zum einen der RegPT, zum ande-
ren des Bundeskartellamts – die Abschwächung 
einer bis dato erfolgreichen Diffusionsentwick-
lung (DSL) bzw. die anhaltende Blockade einer 
erfolgversprechenden technischen Alternative 
(Kabelmodems) zur wahrscheinlichen Folge ha-
ben dürften, macht das Spannungsfeld zwischen 
den nicht prinzipiell in harmonischem Einklang 
stehenden Zielen der Wettbewerbs- bzw. der 
Investitionsförderung deutlich, in dem Regulie-
rungspolitik sich insbesondere in Phasen des 
kapitalaufwendigen Aufbaus neuer, kostenauf-
wendiger Infrastrukturen bewegt. 

Zur Förderung des Wettbewerbs am Markt bie-
ten sich vor allem zwei Regulierungsoptionen 
an, die auch von der OECD favorisiert werden,40 
nämlich 

• Wettbewerb zwischen verschiedenen Infra-
strukturen, z. B. DSL versus Kabel; 

• Öffnung des Zugangs zu bestehenden domi-
nanten bzw. monopolistischen Netzen, z. B. 
dem der DTAG, für (neue) Wettbewerber. 

Weitere Ansatzpunkte staatlicher Politik sind 
zum einen direkte öffentliche Investitionen bzw. 
Subventionen für breitbandige Telekommuni-
kationsinfrastrukturen – ein Weg, der in den 
letzten Jahren in Schweden nicht ohne Erfolg 
begangen wurde, der jedoch für den großen 
Teil zumindest der OECD-Staaten z.T. aufgrund 
„neoliberaler“ ordnungspolitischer Dispositio-
nen, vor allem aber wegen fehlender staatlicher 
Finanzmittel, nicht in Frage kommen dürfte. Zum 
anderen ist die u. a. im deutschen Telekommu-

                                                           
39 Frankfurter Rundschau vom 27.02.2002 
40 OECD (2001), a. a. O., S. 4 

nikationsgesetz prinzipiell gegebene Möglich-
keit zu nennen, durch regulatorische Festlegung 
entsprechender „Universaldienstverpflichtun-
gen“ Marktakteure zur Sicherstellung einer flä-
chendeckenden Versorgung mit – in diesem Fall 
breitbandigen – Netzanschlüssen zu veranlas-
sen. 

In der deutschen Regulierungspraxis ist derzeit 
eine klare Präferenz für die zweite der o.g. Op-
tionen, die Öffnung der DTAG-Netze für kon-
kurrierende Anbieter, auszumachen, die Förde-
rung von Infrastrukturwettbewerb scheint dem-
gegenüber von eher nachrangiger Bedeutung 
zu sein. Dieses Modell hat seine unbestreitba-
ren Erfolge dort erzielt, wo es um die Neuauf-
teilung des Marktes auf der Basis einer bereits 
weitgehend vorhandenen (schmalbandigen) In-
frastruktur ging. Der Beweis seiner Tragfähig-
keit steht für den Fall noch aus, wenn es gilt, 
kapitalaufwendige Investitionen in bestehende 
und alternative (breitbandige) Telekommunika-
tionsnetze zu stimulieren und zugleich flexible, 
am Produktlebenszyklus orientierte Preispoliti-
ken auch marktbeherrschender Unternehmen 
zu ermöglichen. 

Sollte er nicht erbracht werden können, und die 
dringend erforderliche rasche Diffusion breit-
bandiger Netzzugänge durch eine kontrapro-
duktive Regulierungspolitik eher behindert denn 
gefördert werden, so wäre eine Änderung der 
Regulierungspraxis und eine Revision des re-
gulatorischen Ordnungsrahmens sicherlich un-
umgänglich. 

QK= h∏åáÖëïÉÖ=káÉÇêáÖäçÜåëÉâíçê\=

Die Aktivierung von Dienstleistungsbeschäfti-
gung stößt in der Bundesrepublik auf große 
Schwierigkeiten, da der Industrialismus „als 
gesellschaftspolitisches Konzept und institutio-
nelles Gefüge der Organisation von Arbeit“41 
verankert ist und einen Strukturwandel zur 
Dienstleistungsgesellschaft blockiert (vgl. auch 
Kap. I). Wichtig ist in diesem Zusammenhang, 
dass die Entwicklung zur Dienstleistungsgesell-
schaft keinem universellen Gesetz folgt. Wie 
die international vergleichende Forschung zeigt, 
                                                           
41 Baethge, M. (2000): Der unendlich langsame Abschied 

vom Industrialismus und die Zukunft der Dienstleis-
tungsbeschäftigung, in: WSI Mitteilungen, Heft 3, S. 
149–156 (151) 
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existieren verschiedene Wege in die Dienstleis-
tungsgesellschaft, die durch divergierende poli-
tische Weichenstellungen einen unterschiedli-
chen Verlauf nehmen können. Es lassen sich 
drei idealtypische Modelle unterscheiden, die 
auf die nationale Pfadabhängigkeit und histori-
sche Variabilität der Dienstleistungsentwicklung 
aufmerksam machen.42 

• das US-amerikanische Modell der Dienstbo-
tengesellschaft, 

• das schwedische Modell des öffentlichen 
Dienstes, 

• das bundesrepublikanische Modell der Selbst-
bedienungsgesellschaft. 

Diese Modelle unterscheiden sich hinsichtlich 
ihrer dominanten Organisationsformen, der Fi-
nanzierungsmodalitäten sowie der sozialen Ne-
benfolgen und Begleiterscheinungen, die sich 
stark vereinfacht folgendermaßen darstellen las-
sen: 

q~ÄK=sfffKOW= tÉÖÉ=áå=ÇáÉ=aáÉåëíäÉáëíìåÖëÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=

 Organisationsform Finanzierungsform Nebenfolgen 

USA Markt private Einkommen soziale Polarisierung 

Schweden Staat Steuern Bürokratisierung und sozia-
le Kontrolle 

Bundesrepublik Informell Un(ter)bezahlte (Frauen-)ar-
beit 

Ausgrenzung der Frauen 
aus dem Arbeitsmarkt 

Quelle: Siebel 1997 

•42 Der Arbeitsmarkt in den USA ist durch eine 
geringe Regulierungsdichte, einen ‚schlan-
ken’ Wohlfahrtsstaat, eine geringe Steuerpro-
gression und stark ausgeprägte soziale Un-
gleichheit in der Einkommensverteilung ge-
kennzeichnet. Das Baumol’sche Gesetz der 
Kostenkrankheit aufgrund des Produktivitäts-
rückstandes zahlreicher konsumnaher und 
personenbezogener Dienstleistungen wird 
dadurch umgangen. 

• Der schwedische Weg, die Kostenkrankheit 
zu lindern, besteht hingegen in der staatli-
chen Organisation der Dienstleistungen. An-
ders als in der Bundesrepublik werden in 
Schweden sozialstaatliche Leistungen nicht 
als Transferzahlungen erbracht, sondern als 
soziale Infrastruktur von personenbezoge-
nen Dienstleistungen bereitgestellt. Eine ho-
he Steuerbelastung der Bürgerinnen und 
Bürger ist Voraussetzung zur Finanzierung 

                                                           
42 Vgl. Siebel, W. (1997): Entwicklung zur Dienstleistungs-

gesellschaft und soziale Ausgrenzung, in: Mit der Sozial-
berichterstattung zur Innovativen Sozialgemeinde, he-
rausgegeben von der Sozialforschungsstelle Dortmund 
(sfs), Dortmund, 9–17. Eine ausführliche Darstellung 
der drei Modelle findet sich in Häußermann, H./Siebel, 
W. (1995): Dienstleistungsgesellschaften, Frankfurt am 
Main 

des schwedischen Modells und führt zu einer 
zunehmenden Bürokratisierung der Dienst-
leistungsproduktion. 

• In der Bundesrepublik schließlich werden 
konsumnahe und personenbezogene Dienst-
leistungen zu einem großen Teil informell 
und in Eigenarbeit erbracht (vgl. auch Kap. 
I). Dies führt dazu, dass große Teile der Be-
völkerung – anders als in den USA und in 
Schweden – aus dem System der formellen 
Erwerbsarbeit ausgegrenzt bleiben. Dies gilt 
vornehmlich für weibliche Beschäftigte, die 
diese Dienstleistungen unbezahlt und in Ei-
genarbeit in den privaten Haushalten erbrin-
gen. Die Dienstleistungslücke in der Bundes-
republik sowie die im Vergleich zu den USA 
und Schweden überdurchschnittlich hohe 
Arbeitslosigkeit ist somit auf die informelle 
Dienstleistungsproduktion zurückzuführen.43 

Als eine mögliche Strategie zu Überwindung 
der Dienstleistungslücke in der Bundesrepublik 

                                                           
43 Freeman, R./Schettkat, R. (2001): Marketization of Pro-

duction and the US-Europe Employment gap. London 
School of Economics, vgl. auch: Freeman, R./Schettkat, 
R. (2000): Low Wage Services: Interpreting the US-
German Difference. Working Paper 7611, National Bu-
reau of Economic Research. Cambridge 
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wird seit einiger Zeit die Einrichtung eines sub-
ventionierten Niedriglohnsektors kontrovers de-
battiert, denn vor allem in den USA – und zu 
großen Teilen auch in Großbritannien – ist die 
Ausweitung der Dienstleistungsbeschäftigung 
auf eine Ausweitung geringqualifizierter und 
gering entlohnter Dienstleistungen zurückzu-
führen. Die Anhänger eines Niedriglohnsektors 
verbinden mit diesem die Hoffnung, geringpro-
duktive Dienstleistungen marktfähiger erbringen 
und gleichzeitig die Arbeitslosigkeit bekämpfen 
zu können.44 Zahlreiche Stimmen in der Bun-
desrepublik empfehlen diese Strategie – flan-
kiert durch eine staatliche Lohnsubventionie-
rung – um somit die Nachfrage nach einfachen 
konsumnahen und persönlichen Dienstleistun-
gen anzukurbeln. 

Diese Vorschläge stoßen jedoch bislang auf po-
litischen und gewerkschaftlichen Widerstand. 
Dennoch sollten sie nicht voreilig zu den Akten 
gelegt werden, denn in der Tat weist die Bun-
desrepublik eine ‚Dienstleistungslücke’ vor al-
lem bei den einfachen konsumnahen Dienstleis-
tungen auf: 

„In diesen vor dem internationalen Wettbewerb ge-
schützten Bereichen, in denen lokal erbrachte Dienst-
leistungen lokal konsumiert werden, fanden 1996 in 
den USA 41 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter ihren Arbeitsplatz, in der Schweiz 38 Prozent, 
in Dänemark 37 Prozent und in den Niederlanden im-
merhin 34 Prozent. Bei uns dagegen, wo die Beschäfti-
gungsquote in den lokalen Dienstleistungen nur 28 
Prozent erreicht, bleibt die beschäftigungspolitische Dis-
kussion trotzdem auf die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit und auf die Industriearbeit fixiert.“45 

Die Strategie, die Dienstleistungsbeschäftigung 
durch die Einrichtung eines Niedriglohnsektors 
auszuweiten, ist nicht unumstritten. Mit dem 
Modell der negativen Einkommenssteuer und 
der Einrichtung eines staatlich garantierten 
Grundeinkommens ließen sich zwar soziale 
Härten beim Ausbau eines Niedriglohnsegmen-
tes im Dienstleistungssektor vermeiden. Den-
noch ist nicht auszuschließen, dass durch eine 
zunehmende Lohnspreizung negative ökono-
mische Effekte induziert werden. Der Arbeits-
marktexperte Gerhard Bosch macht darauf auf-
merksam, dass das ‚Beschäftigungswunder’ in 
                                                           
44 Blanke, B./Hilbert, J. (2000): Sozialstaat im Wandel, S. 

29 
45 Scharpf, F.W. (1998): Die Zukunft der Arbeit im reno-

vierten ”Modell Deutschland”, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte 6–7/98, S. 447–451 (448) 

den USA zudem hohe soziale Kosten verur-
sacht.46 Als negative Begleiterscheinungen einer 
stärkeren Einkommensdifferenzierung und ei-
ner zunehmenden Ungleichheit auf den Ar-
beitsmärkten nennt er: 

Die Schwächung der betrieblichen Innovationskräfte 
durch abnehmende Investitionen in Qualifikation 
und Innovation: In der Bundesrepublik konnte 
durch die Kombination von betrieblicher und 
überbetrieblicher Partizipation eine schnelle und 
erfolgreiche Generalisierung neuer Formen der 
Arbeits- und Unternehmensorganisation durch-
gesetzt werden, die sich in Ländern mit deregu-
lierten Arbeitsmärkten nur sehr langsam durch-
setzen konnten. Dies hängt nicht zuletzt damit 
zusammen, dass Maßnahmen zum betrieblichen 
Wandel in der Bundesrepublik zwischen den 
Sozialpartnern ausgehandelt werden. Es lässt 
sich zeigen, dass Unternehmen stärker in die 
Qualifikation ihrer Beschäftigten investieren, je 
länger sie diese zu beschäftigen beabsichtigen. 
So ist in den USA die Zahl der Geringqualifi-
zierten an innerbetrieblichen Qualifizierungs-
maßnahmen in den letzten Jahren zurückge-
gangen, während sie in Deutschland weiter an-
gestiegen ist. In deregulierten Arbeitsmärkten 
investieren die Unternehmen weniger in die Zu-
kunft, und kurzfristiges Denken dominiert. 

Eine schwindende soziale Kohäsion durch steigende 
Kriminalitätsraten und einen zunehmenden Anteil 
sog. ‚working poor’: In den USA lässt sich ein po-
sitiver Zusammenhang zwischen Kriminalität 
und sinkenden Einkommen nachweisen. Empi-
rische Untersuchungen aus den USA zeigen zum 
einen, dass das Niveau der Kriminalität mit Ar-
beitslosigkeit und sozialer Ungleichheit korre-
liert und zum anderen, dass die größten Er-
folgschancen eine kriminelle Karriere zu been-
den, in der Aufnahme einer regulären Erwerbs-
tätigkeit liegen. Hierfür gibt es eine einfache 
Erklärung: „Wenn die Löhne am unteren Ende 
der Einkommensskala keine Existenzsicherung 
gewährleisten, wird nach anderen Formen des 
Lebensunterhaltes gesucht. Aktivitäten in der 
Schattenwirtschaft werden dann zunehmend 
attraktiver.”47 Diese Zusammenhänge zwischen 
Kriminalität und Senkung der Einkommen las-

                                                           
46 Bosch, G: (1998): Brauchen wir mehr Ungleichheit auf dem 

Arbeitsmarkt? in: WSI Mitteilungen 1/1998, 15–25. 
47 Bosch, G. (1998), ebd., S. 23 



a~ë=j®êÅÜÉå=îçå=e~ëÉ=ìåÇ=fÖÉä=

o~áåÉê=cêÉíëÅÜåÉê=

143 

sen sich z. B. in den USA nachweisen. Dort gel-
ten vor allem Jugendliche als besonders anfällig 
für Kriminalität; derzeit stehen rund 7% der 

männlichen Erwerbsbevölkerung in den USA 
in Kontakt mit dem Justizsystem (Gefängnis, Be-
währungsstrafen, bedingte Haftentlassungen). 

q~ÄK=sfffKPW= i~åÖòÉáí~êÄÉáíëäçëÉåèìçíÉ=îçå=j®ååÉêå=âçêêáÖáÉêí=ìã=dÉÑ®åÖåáëáåë~ëëÉå=ENVVPF=

 Langzeitarbeits-
losenquote 

Quote der Gefängnisin-
sassen 

Angepasste Langzeit-
arbeitslosenquote 

Frankreich 2,9 0,3 3,2 

Deutschland 2,4 0,3 2,7 

Italien 4,3 0,3 4,6 

Großbritannien 5,8 0,3 6,1 

USA 1,0 1,8 2,8 

Anm.: aGefängnisinsassen werden zu Arbeitslosen hinzugerechnet 
Quelle: Buchele/Christainsen; zitiert nach Bosch 1998 

Im Bundesstaat Kalifornien stieg die Zahl der 
Gefängnisinsassen zwischen 1980 und 1995 von 
23.500 auf 126.100 – damit gab Kalifornien 1995 
erstmals mehr Geld für Gefängnisse als für 
Higher Education aus. Die Ausgaben des Staates 
für Higher Education sanken von 12,6% in 1980 
auf 9,5% in 1995, während die Ausgaben für 
Gefängnisse im gleichen Zeitraum von 2% auf 
9,6% anstiegen. Kriminalität ist im Vergleich zu 
arbeitsmarktpolitischen Hilfen keine billige Lö-
sung der Arbeitslosigkeit. Die Kosten der Kri-
minalität werden auf 4% des amerikanischen 
Bruttosozialproduktes geschätzt. Das entspricht 
54.000 Dollar für jeden der fast 5 Mio. Männer 
im Justizsystem. In den USA werden für Maß-
nahmen der Arbeitsmarktpolitik hingegen nur 
0,55% des Bruttosozialprodukts aufgewendet. 
Rechnet man die Gefängnisinsassen zu den Ar-
beitslosenzahlen, dann haben die USA einen 
vergleichbaren Anteil von Langzeitarbeitslosen 
wie die Bundesrepublik und andere europäi-
sche Staaten – allerdings in gesellschaftlich un-
erwünschterer Weise. 

Abnehmende Potentiale für eine Umverteilung der 
Arbeit: Mit zunehmender Einkommensdifferen-
zierung nehmen die Spielräume zur Umvertei-
lung der vorhandenen Arbeit ab. Während sich 
in den Niederlanden zwischen 1980 und 1995 
bei gleichbleibendem Volumen an Erwerbsar-
beit die Zahl der Arbeitsplätze um 34% erhöhte, 
betrug der Beschäftigungszuwachs in den USA 
im gleichen Zeitraum lediglich 25,9%. Das Be-
schäftigungswachstum in den Niederlanden 

lässt sich also eindeutig auf die Ausweitung der 
Teilzeitbeschäftigung zurückführen. Im Unter-
schied zu den Niederlanden stagniert der An-
teil der Teilzeitbeschäftigten in den USA seit 
1983. Dies liegt vermutlich daran, dass Vollzeit-
kräfte in den USA ein höheres Einkommen pro 
Stunde erwirtschaften als Teilzeitkräfte. Durch 
eine wachsende Ungleichheit der Einkommen 
wird sowohl den Gewerkschaften als auch dem 
Staat der Boden für eine Umverteilung der vor-
handenen Arbeit entzogen. Die Beschäftigten 
reagieren in einer solchen Situation mit einer 
Ausweitung des Arbeitsangebotes, um damit 
ihre Einkommen aufzubessern – mit der Folge, 
dass die Einkommen in den mittleren und un-
teren Einkommenssegmenten weiter absinken. 

Angesichts der nicht auszuschließenden desinte-
grativen Wirkungen und negativen ökonomischen 
Effekte einer weitergehenden Einkommensdiffe-
renzierung erscheint es deshalb sinnvoll, gleich-
zeitig eine Strategie zu verfolgen, die auf Pro-
duktivitätssteigerung und Qualifizierung setzt. 
Diese Strategie bietet sich als Mittelweg zwischen 
dem US-amerikanischen und dem schwedischen 
Entwicklungspfad an. Ihre Elemente werden in 
den folgenden Abschnitten beschrieben. 

RK= ^ÖÉåÇ~=ÉáåÉê=~âíáîáÉêÉåÇÉå=
aáÉåëíäÉáëíìåÖëéçäáíáâ=

Obwohl die Notwendigkeit einer politischen Ge-
staltung des Strukturwandels unbestritten ist, 
steht das Modell des bundesrepublikanischen 
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Industrialismus einem forcierten Ausbau der 
Dienstleistungsbeschäftigung bislang im Wege. 
Eine aktivierende Dienstleistungspolitik ist des-
halb gefordert, die Wachstumspotentiale durch 
Innovationen im Dienstleistungssektor zu er-
schließen.48 Wie die einzelnen Beiträge dieser 
Studie gezeigt haben, ist der Dienstleistungssek-
tor ein äußerst heterogener Sektor, dessen Ent-
wicklungspotentiale auf vielfältigen Trends und 
Einflussfaktoren beruhen. Dies hat zur Konse-
quenz, dass eine aktivierende Dienstleistungs-
politik sich nicht auf den gesamten Sektor bezie-
hen kann, sondern sich den jeweiligen Problem-
lagen und Besonderheiten der einzelnen Bran-
chen anpassen muss. Wenngleich bislang kein 
ausgearbeitetes Konzept einer aktivierenden 
Dienstleistungspolitik vorliegt, lassen sich den-
noch einige generelle Ansatzpunkte und Leitli-
nien formulieren. 

RKN= nì~äáÑáòáÉêìåÖëJ=ìåÇ=_áäÇìåÖëçÑÑÉåJ
ëáîÉ=

Mit dem ökonomischen Strukturwandel verän-
dert sich das Qualifikationsprofil der Beschäf-
tigten. Die moderne Dienstleistungsgesellschaft 
ist aufgrund technologischer Innovationen in 
stärkerem Maße als die klassische Industriege-
sellschaft durch kontinuierliche Wandlungspro-
zesse gekennzeichnet, die sich hauptsächlich in 
verkürzten Innovations- und Produktlebens-
zyklen manifestieren. In zahlreichen Dienstleis-
tungssegmenten, aber vor allem in den neuen 
Tätigkeitsfeldern – Informations- und Kommu-
nikationstechnik, Multimedia-Dienste – stellen 
sich neue Herausforderungen an die berufliche 
Bildung: 

„Infolge der Flexibilisierung von Arbeit sind eindeutige 
fach- und berufsspezifische Formen von Tätigkeit und 
Entlohnung wie auch eingespielte Karrieremuster im-
mer weniger erkennbar. Berufe verlieren nicht unbe-
dingt ihren fachlichen Kern, doch lösen sich die frühe-
ren Berufsprofile allmählich auf und wandeln sich zu 
hybriden Qualifikationsbündeln im Kontext ständiger 
Weiterbildungsprozesse.“49 

                                                           
48 Vgl. hierzu die konzeptionellen Überlegungen für eine 

moderne Dienstleistungspolitik von Beyer, L./Hilbert, 
J./Micheel, B. (1998): Ein Plädoyer für Dienstleistungs-
politik: Analysen, Strategien und Beispiele für Beschäfti-
gung durch Innovation im Tertiären Sektor, in: Sozialwis-
senschaften und Berufspraxis, 21. Jg., Heft 3, S. 230–252 

49 Hirsch-Kreinsen, H. (2000): Anmerkungen zum Struktur-
wandel der Arbeitswelt unter den Bedingungen der Glo-
balisierung, in: Frankfurter Rundschau vom 14.11.2000 

Neben breiten fachlichen Qualifikationen ge-
winnen zunehmend extrafunktionale Kompe-
tenzen an Bedeutung: Selbstorganisationsfähig-
keit, Kommunikationstalent, Teamfähigkeit, so-
ziale und emotionale Intelligenz und Kreativi-
tät. Für die Beschäftigten resultiert aus dieser 
Entwicklung ein kontinuierlicher Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsbedarf, denn um eine 
dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit sicherzustel-
len, ist ein formaler Berufsabschluss allein nicht 
mehr ausreichend. Ein berufsqualifizierender 
Abschluss 

„(…) ist nur noch Voraussetzung, um in eine Berufstä-
tigkeit einzusteigen und durch lebenslanges Lernen sich 
selbst beschäftigungsfähig zu halten. Durch arbeits-
platznahe und meist informelle Formen der Weiterbil-
dung – Stichwort: Kompetenzentwicklung – versuchen 
die Betriebe, Beschäftigungsfähigkeit für ihre internen 
Bedürfnisse zu sichern.“50 

Gerade die Herausforderung des lebenslangen 
Lernens macht eine Intensivierung der betrieb-
lichen Weiterbildung unumgänglich, da hier 
sowohl die Weichen der betrieblichen Innovati-
onsfähigkeit als auch der individuellen Beschäf-
tigungsfähigkeit (Employability) gestellt werden. 

Im Zentrum einer dienstleistungsorientierten 
Qualifikations- und Weiterbildungsoffensive 
muss die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer stehen, denn 
die Entwicklung von Humankapital wird zu-
künftig auch eine zentrale Stellschraube zur Ent-
wicklung der Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen darstellen. Zahlreiche Unternehmen 
haben diese Entwicklung frühzeitig erkannt und 
verfolgen Strategien einer aktiven Organisati-
ons- und Personalentwicklung, die sich sowohl 
am Ziel einer Stärkung der Konkurrenz- und 
Wettbewerbsfähigkeit ihres Unternehmens als 
auch an der Förderung der Employability der 
Beschäftigten orientieren. Dies lässt sich jedoch 
nur im Zusammenspiel von Arbeitnehmern, Un-
ternehmen und Politik bewerkstelligen. Da die 
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen an der 
Schnittstelle zwischen den Unternehmen und 
den Beschäftigten angesiedelt sind, müssen sie 
sich zunehmend als Dienstleister für beide Seiten 
profilieren. 

Der neue Stellenwert von Bildung, Qualifizie-
rung und Wissen kommt im Bedeutungszuwachs 

                                                           
50 Heidemann, W. (2001): Employability, in Mitbestim-

mung 6/2001, S. 64 
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wissensintensiver Dienstleistungen zum Aus-
druck. Zu den wissensintensiven Dienstleistun-
gen zählen u. a. Forschung und Entwicklung, 
Beratung und Finanzierung. Empirische Stu-
dien stützen die These vom Bedeutungszuwachs 
produktionsnaher wissensintensiver Dienstleis-

tungen. So hat sich die Zahl der Beschäftigten 
zwischen 1980 und 1996 in diesem Bereich an-
nähernd verdoppelt, wenngleich deren Anteil 
an allen produktionsnahen Dienstleistungen im 
gleichen Zeitraum nahezu konstant geblieben 
ist: 

q~ÄK=sfffKQW= båíïáÅâäìåÖ=éêçÇìâíáîÉê=ìåÇ=ïáëëÉåëáåíÉåëáîÉê=aáÉåëíäÉáëíìåÖÉå=

 Produktionsnahe DL insgesamt Wissensintensive Dienstleistungen 

  
Beschäftigte* 

Anteil an allen Beschäf-
tigten (in %) 

 
Beschäftigte* 

Anteil an allen Beschäf-
tigten (in %) 

1980 820.084 3,9 455.599 2,2 

1985 912.912 4,5 512.030 2,5 

1990 1.390.718 5,6 684.647 3,1 

1996 1.735.758 7,8 946.907 4,2 

Anm.: *sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
Quelle: Hild u. a. 1999: 269 

Dennoch ist dies nur eine Seite der Medaille, 
denn wie die zurückliegende Entwicklung in 
den USA und Großbritannien zeigt, verläuft 
dort das Wachstum der hochqualifizierten, wis-
sensintensiven Dienstleistungen parallel zum 
Anstieg geringqualifizierter und entsprechend 
gering entlohnter Dienste: 

„Prognosen aus den USA und Großbritannien zeigen, 
dass Bedienen, Bewachen, Reinigen, Servieren und Aus-
helfen in privaten Gesundheit- und Pflegeeinrichtun-
gen ebenso wie Einzelhandel und Gastronomie wesent-
liche Quellen des Beschäftigungswachstums sind.“51 

RKO= nì~äáí®íëJ=ìåÇ=bÑÑáòáÉåòëíÉáÖÉêìåJ
ÖÉå=ÇìêÅÜ=åÉìÉ=lêÖ~åáë~íáçåëJ=ìåÇ=
qÉÅÜåáâÉáåë~íòâçåòÉéíÉ=

Eine Studie der Bertelsmann Stiftung und der 
Medienakademie Köln formuliert folgende He-
rausforderungen für die Unternehmen der neuen 
Ökonomie, die jedoch für alle Dienstleistungs-
unternehmen Geltung beanspruchen können52: 

                                                           
51 Thompson, P. (2000): Paradigmenwechsel oder wech-

selnde Paradigmen? Was ist so neu an der neuen Ar-
beitswelt? in: Österreichische Zeitschrift für Soziologie, 
Jg. 25, Heft 6, S. 6–23 

52 Bertelsmann Stiftung/Medienakademie Köln GmbH 
(2000): FIT für die New Economy? Die Bedeutung des 
Faktors Aus- und Weiterbildung für eine erfolgreiche 
Transformation der Old Economy in Richtung E-Busi-
ness und E-Commerce, Hannover 

• Es besteht die Notwendigkeit, die technologi-
schen Entwicklungen bewusst zu verfolgen 
und auf geeignete Einsatzmöglichkeiten zu 
überprüfen; 

• Durch den Einsatz neuer Medien können Ef-
fizienzsteigerungen, Kosteneinsparungen und 
eine kontinuierliche Prozessoptimierung rea-
lisiert werden; 

• Ziel des Einsatzes neuer Technologien muss 
es sein, die Wettbewerbsposition der Unter-
nehmen zu sichern. Dies gilt insbesondere 
für kleine und mittelständische Unterneh-
men, da diese im globalen Wettbewerb und 
unter dem Druck zunehmender Preis- und 
Leistungstransparenz vor großen Herausfor-
derungen stehen. 

Durch den Einsatz neuer Technologien lassen 
sich zahlreiche Dienstleistungen wesentlich pro-
duktiver gestalten. Im Zusammenspiel mit neu-
en Organisationskonzepten (flache Hierarchien, 
Gruppenarbeit, virtuelle Teams) lassen sich neue 
kundenorientierte Dienstleistungspakete schnü-
ren, die Effizienz und Qualität der angebotenen 
Dienstleistungen erhöhen. In der Gesundheits-
wirtschaft entwickeln sich integrierte Versor-
gungskonzepte, im Handel setzen sich mit neuen 
Formen des electronic-commerce und des mobile 
E-Commerce neue Service-Konzepte durch, und 
in der öffentlichen Verwaltung bieten die Neuen 
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Medien eine Möglichkeit zur serviceorientier-
ten Gestaltung der Schnittstellen zwischen Ver-
waltung und Bürgern. 

In Dienstleistungsunternehmen kann darüber 
hinaus der intelligente Technikeinsatz in Kom-
bination mit neuen Organisationskonzepten, der 
Einsatz materieller Speichermedien oder die Ko-
operation mit unterschiedlichen Akteuren Ratio-
nalisierungsspielräume freilegen, die vor allen 
Dingen auch konsumnahe Dienstleistungen aus 
der Beschränkung des uno-actu-Prinzips be-
freien können. Die gewonnenen Produktivitäts-
spielräume eröffnen zahlreichen Dienstleistun-
gen nicht nur die Möglichkeit, sie in großer Zahl 
produzieren zu können, sondern auch zu einem 
Exportgut werden zu lassen. Dienstleistungen 
werden auf diese Weise preiswerter und qualita-
tiv hochwertiger – und schaffen dadurch neue 
Märkte, die mit den Angeboten im informellen 
Sektor konkurrieren können. 

Der Einsatz neuer Medien und neue Organisa-
tionskonzepte sind auch im Hinblick auf die 
Innovationsfähigkeit von Industrie und Dienst-
leistungssektor von herausragender Bedeutung. 
Vor allem die ökonomischen Wirkungen, die 
mit dem Zusammenwachsen von Industrie und 
Dienstleistungssektor verbunden sind, gelten als 
vielversprechend. Für die Unternehmen schafft 
die Entwicklung zusätzliche Absatzpotentiale, 
Produktions-, Kosten- und Wettbewerbsvortei-
le. Sie trägt damit zu einer Erhöhung der Wert-
schöpfung, einer positiven Produktivitätsent-
wicklung in den Industrie- und Dienstleistungs-
branchen, zur Ausweitung der Preiserhöhungs-
spielräume und damit zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen bei. Vor allem produktionsnahe 
Dienstleistungen unterstützen den Diffusions-
prozess neuer Technologien, die Entwicklung 
und Vermarktung neuer Produkte und Dienst-
leistungen sowie die Neugestaltung von Wert-
schöpfungsprozessen. Sie fördern damit die Ent-
wicklung intelligenter Produkte, die entspre-
chend den heutigen Bedingungen des Marktes 
in Bezug zu den Kundenwünschen extrem an-
passungsfähig und die entlang des gesamten 
Produktlebenszyklus und der gesamten Wert-
schöpfungskette in ein umfassendes Qualitäts-
management eingebunden sein müssen. Nur 
kreative, d. h. anpassungsfähige und flexible Un-
ternehmen, die den Technikeinsatz und die Or-
ganisation ihres Produktionsprozesses immer 

wieder neu vor den sich abzeichnenden Heraus-
forderungen des Marktes reorganisieren, wer-
den in Zukunft in der Lage sein, solche intelli-
genten Produkte zu liefern. 

RKP= c∏êÇÉêìåÖ=îçå=sÉêåÉíòìåÖ=ìåÇ=
hççéÉê~íáçå=

Innovationen im Dienstleistungssektor dürfen 
sich nicht auf innerbetriebliche Fragestellungen 
beschränken – auch die überbetriebliche Koope-
ration und Zusammenarbeit ist eine Vorausset-
zung für die kundenorientierte Gestaltung von 
Produkten und Dienstleistungen. Eine ausge-
prägte überbetriebliche Komponente liegt in der 
Möglichkeit des Lernens von guten Lösungen 
(Benchmarking). Während im industriellen Sek-
tor mit neuen Management- und Organisations-
konzepten deutliche Effizienz- und Qualitäts-
steigerungen realisiert werden konnten, haben 
sich entsprechend systematische Ansätze im 
Dienstleistungssektor noch nicht flächendeckend 
durchsetzen können. Mit dem Projekt „Bench-
marking in der Gesundheitswirtschaft“ werden 
nun auch im Bereich der sozialen Dienstleistun-
gen neue Wege beschritten, die auch für andere 
Dienstleistungsbereiche eine Schrittmacherfunk-
tion ausüben können. 

Als ein empirisch zu beobachtender Trend lässt 
sich in diesem Kontext die Verschmelzung von 
Produkten und Dienstleistungen zu kunden-
spezifischen Problemlösungspaketen anführen. 
In diesen Dienstleistungsbündeln lässt sich eine 
trennscharfe Differenzierung von materiellen 
Produkten und immateriellen Dienstleistungen, 
von Produktinnovationen und Prozessinnova-
tionen nicht vornehmen. Die Initiative „Dienst-
leistungen für das 21. Jahrhundert“ des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) sieht auch am Industriestandort Deutsch-
land verstärkte Bemühungen, das synergetische 
Potential von Produkten und Dienstleistungen 
durch deren Hybridisierung auszuschöpfen. 

Wie im Kapitel zur Gesundheits- und Sozial-
wirtschaft gezeigt wurde, lassen sich neue, kun-
denorientierte Angebote vor allem durch Brü-
ckenschläge von den Kernsektoren der Gesund-
heitsversorgung zu den Randbereichen und 
Nachbarbranchen der Gesundheitswirtschaft ent-
wickeln. Die Erfahrungen aus diesem Bereich 
lassen sich durchaus verallgemeinern: Eine ak-
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tivierende Dienstleistungspolitik muss sich am 
Ziel der Vernetzung und Kooperation der ver-
schiedenen Leistungsanbieter orientieren: 

„In Anbetracht eines raschen Innovationstempos, hohen 
Innovationsrisiken und einer hohen Komplexität des 
Innovationsgeschehens können viele Unternehmen ihre 
Innovationsfähigkeit nur noch in Kooperation mit an-
deren Unternehmen sowie mit Forschungseinrichtun-
gen sichern und sind auf vielfältige Innovationsanstöße 
aus ihrem Umfeld angewiesen.“53 

RKQ= c∏êÇÉêìåÖ=ÇÉê=cê~ìÉåÉêïÉêÄëí®íáÖJ
âÉáí=

Der weitere Ausbau personenbezogener und 
konsumnaher Dienstleistungen wird nur durch 
eine Ausweitung der Frauenerwerbstätigkeit 
möglich sein: 

„Wenn Frauen auf den Arbeitsmarkt gehen, werden 
Dienstleistungen, die zuvor zu Hause unentgeltlich be-
reit gestellt wurden (z. B. Kindererziehung, Pflege, Ko-
chen und Putzen) auf dem Markt nachgefragt. Der 
Schlüssel zur Entwicklung bezahlter sozialer und per-
sönlicher Dienstleistungen liegt also in der Transforma-
tion von unbezahlter in bezahlte Arbeit, im Outsourcing 
von Haushaltstätigkeiten. (…) Die Beschäftigungsquote 
der Frauen liegt in der Bundesrepublik in Vollzeitäqui-
valenten gemessen bei nur 43,4% und damit im Ver-
gleich zu Dänemark mit 60,3% oder Schweden mit 56,2% 
relativ niedrig, was ein Erklärungsfaktor für die geringe 
Dynamik bei den sozialen und persönlichen Dienstleis-
tungen ist.“54 

Die geringe Frauenerwerbsquote in der Bundes-
republik hat unterschiedliche Ursachen, die in 
ihrem Zusammenwirken das traditionelle Mo-
dell des männlichen Alleinverdieners in Famili-
en mit Kindern privilegieren und einem Aus-
bau der personenbezogenen und haushaltsna-
hen Dienstleistungen im Wege stehen. Eine Aus-
weitung der Dienstleistungsbeschäftigung setzt 
entsprechende Anreizstrukturen für Frauen vo-
raus, damit diese den Weg in das formelle Er-
werbssystem einschlagen. Eine aktivierende 
Dienstleistungspolitik muss deshalb auch an den 
institutionellen Rahmenbedingungen ansetzen. 
Besonders in den Branchen der Neuen Ökono-
mie wirken die institutionellen Rahmenbedin-

                                                           
53 Lehner, F./Nordhause-Janz, J. (1998): Beschäftigung 

durch Innovation: Strategische Optionen im globalen 
Strukturwandel, in: Lehner F. u. a. (Hg.): Beschäftigung 
durch Innovation: Eine Literaturstudie, München und 
Mering, S. 59–97 (75 f.) 

54 Bosch, G./Wagner, A. (2000): Dienstleistungsbeschäfti-
gung in Europa – Ein Ländervergleich, in: Institut Ar-
beit und Technik (Hg.): Jahrbuch 1999/2000, Gelsenkir-
chen, S. 82–103 (98) 

gungen hemmend auf die Frauenerwerbstätig-
keit: 

„Die neuen IuK-Technologien verändern die Arbeits- 
und Lebenswelt in vielfältiger Weise. Die Beschäftigten 
müssen sich auf veränderte Arbeitsmarktchancen, Ar-
beitsbedingungen und Qualifikationsanforderungen ein-
stellen. Frauen starten in diesen Prozess in vielen Fällen 
von anderen Ausgangspositionen als Männer. Als prä-
gende Merkmale sind vor allem zu nennen: Stellung im 
Erwerbsleben, Qualifizierungschancen, Beschäftigungs- 
und Arbeitsbedingungen sowie die gesellschaftlichen 
Rollenzuschreibungen.“55 

Zu den institutionellen Hemmnissen einer stär-
keren Erwerbsbeteiligung von Frauen zählen: 

• ein Einkommensteuersystem, das durch ho-
he Grenzsteuersätze keine positiven Anreize 
zur Erwerbsbeteiligung der zweiten Person 
bietet (Stichwort: ‚Ehegattensplitting’) 

• eine geschlechtsspezifische Segmentierung 
des Arbeitsmarktes mit Lohnstrukturen, die 
weiblichen Beschäftigten überwiegend Posi-
tionen mit geringen Einkommens- und Kar-
rierechancen zuweist; 

• ein Sozialleistungssystem, das stärker auf Ein-
kommensunterstützung als auf die direkte 
Bereitstellung von Diensten ausgerichtet ist; 

• ein soziales Sicherungssystem, das geringfü-
gig Beschäftigten und Arbeitnehmerinnen in 
Teilzeitbeschäftigung keine ausreichende so-
ziale Sicherung gewährleisten kann; 

• eine Familienpolitik, die auf der unbezahl-
ten Beurlaubung von Frauen zur Kinderer-
ziehung beruht; 

• eine bislang unzureichende Infrastruktur für 
Kinderbetreuung, die den Frauen eine prob-
lemlose Rückkehr ins Erwerbsleben während 
der Kindererziehung erschwert56. 

RKR= oÉÑçêã=ÇÉë=pçòá~äëí~~íÉë=ìåÇ=ÇÉê=
ÄÉíêáÉÄäáÅÜÉå=jáíÄÉëíáããìåÖ=

Mit dem Wandel der Beschäftigungsformen ent-
stehen neuen Herausforderungen an die sozia-
                                                           
55 Fuzinski, A. u. a. (1997): Herausforderung Informations-

gesellschaft: Auswirkungen neuer Informations- und 
Kommunikationstechnologien auf die Beschäftigungssi-
tuation von Frauen, Düsseldorf, S. 7 

56 Vgl. hierzu ausführlich Rubery, J. (1998): Geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung und die Zukunft der Arbeit, in: 
Bosch, G. (Hg.): Zukunft der Erwerbsarbeit: Strategien 
für Arbeit und Umwelt, Frankfurt/New York, S. 271–299 
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len Sicherungssysteme, die sich bislang an der 
industriegesellschaftlichen Normalerwerbsbio-
graphie orientieren. Mit steigenden Flexibilitäts-
anforderungen und der schleichenden Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses werden jedoch 
Anpassungen im sozialen Sicherungssystem un-
umgänglich. Eine Reform der sozialen Siche-
rungssysteme müsste an der Finanzierung an-
setzen, denn eine weitere Abgabenbelastung der 
ohnehin abnehmenden Zahl regulärer Arbeits-
verhältnisse ist kaum möglich. Denkbar wäre 
ein Übergang vom deutschen Modell einer (se-
lektiven) Versicherungspflicht abhängig Beschäf-
tigter zum schweizerischen Modell einer (uni-
versellen) Pflichtversicherung für alle Einwoh-
nerinnen und Einwohner. Das schweizerische 
Modell macht keine Unterschiede zwischen Ein-
kommen aus abhängiger und selbständiger Ar-
beit und bezieht auch die Einkommen aus Ka-
pitalanlagen in die sozialen Sicherungssysteme 
ein. Gleichzeitig könnten auch jene Beschäftig-
ten in die sozialen Sicherungssysteme integriert 
werden, die nicht der industriegesellschaftlichen 
Norm des vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers 
entsprechen. Dies setzt eine entsprechend fle-
xible Ausgestaltung der sozialen Sicherungs-
systeme (Stichwort: Flexicurity) voraus – um 
auch in Zeiten der Nichterwerbstätigkeit, der 
Teilzeitarbeit, der (Schein-) Selbständigkeit und 
der geringfügigen Beschäftigung einen ausrei-
chenden Schutz gewährleisten zu können. 

In diesem Zusammenhang müssen auch neue 
Formen der Mitbestimmung diskutiert werden; 
insbesondere in Dienstleistungsbetrieben sind 
neue Modelle erforderlich und eine verstärktes 
Engagement erforderlich. Die Mitbestimmungs-
forschung hat sich lange Zeit fast ausschließlich 
den Partizipationsformen und -möglichkeiten 
in industriellen Großbetrieben gewidmet, wäh-
rend die „kleinen Diener“, die klein- und mit-
telbetrieblich strukturierten Unternehmen des 
Dienstleistungssektors nur am Rande themati-
siert wurden.57 In den Unternehmen des Dienst-
leistungssektors und der neuen Ökonomie ent-
wickeln sich überwiegend direkte Formen der 
Partizipation. Daneben gewinnen zunehmend 
auch formelle Formen der Interessenvertretung 

                                                           
57 Vgl. hierzu Hilbert, J./Sperling, H.J./Fretschner, R. 

(1999): Interessenvertretung in Klein- und Mittelbetrie-
ben, in: Müller-Jentsch, W. (Hg.): Konfliktpartnerschaft, 
3. Aufl., München und Mering, S. 257–272 

an Bedeutung, sowohl auf Unternehmens- als 
auch auf Verbandsebene (vgl. hierzu Kap. VII). 

Neben die klassischen Aufgaben gewerkschaft-
licher Interessenvertretung treten neue Aufga-
ben, die den Dienstleistungscharakter der Ge-
werkschaften hervorheben: Interessenvertretung 
und Mitbestimmung als Dienstleistung. Der Auf-
gabenzuschnitt der Gewerkschaften erweitert 
sich um Qualifizierungs- und Beratungsleistun-
gen für Mitglieder und Unternehmen. Die Ziel-
orientierung der Gewerkschaften darf sich da-
bei nicht auf die Interessenvertretung für die Be-
schäftigten beschränken, vielmehr müssen die 
Gewerkschaften in weitaus stärkerem Maße als 
bisher die Interessen der Arbeitslosen berück-
sichtigen und durch geeignete Maßnahmen den 
Beschäftigungsausbau im Dienstleistungssektor 
unterstützen. 

SK= c~òáí=

Die Beiträge dieser Studie haben gezeigt, dass 
der Dienstleistungssektor ein äußerst heteroge-
nes Beschäftigungsfeld darstellt. Eine Dienst-
leistungspolitik muss vor diesem Hintergrund 
eine differenzierte und den jeweiligen Gestal-
tungsfeldern angemessene Strategie verfolgen, 
um dort Wachstum und Beschäftigung zu un-
terstützen. Aufgabe der Dienstleistungspolitik 
muss es in diesem Zusammenhag sein, die in-
dustrialistisch geprägten Institutionen und Rah-
menbedingungen des Arbeitsmarktes zu refor-
mieren. Dienstleistungspolitik kann nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie die politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Rahmenbedingun-
gen im Blick behält; es empfiehlt sich deshalb, 
dezentrale Strategien zu verfolgen, um den un-
terschiedlichen regionalen Schwerpunkten Rech-
nung zu tragen. 

Gleichsam als zweite Säule einer Dienstleistungs-
politik muss die Aktivierung innovationswilli-
ger und innovationsfähiger Akteure aus dem 
Dienstleistungssektor selbst erfolgen. Hier be-
steht derzeit gleichfalls großer Handlungsbe-
darf, denn die Chance, die sich aus der Vernet-
zung und Kooperation verschiedener Leistungs-
anbieter ergeben, werden bislang nicht ausge-
schöpft. Die Erfahrungen aus der Gesundheits-
wirtschaft, der Seniorenwirtschaft oder der Frei-
zeitwirtschaft zeigen jedoch, dass die Nachfra-
ge nach entsprechenden Leistungen durchaus 
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vorhanden ist, aber eine kundenspezifische Ver-
knüpfung verschiedener Komponenten zu ei-
nem ganzheitlichen Problemlösungspaket eine 
Voraussetzung zur Mobilisierung zusätzlicher 
privater Mittel darstellt. Eine Aktivierung der 
innovativen Potentiale des Dienstleistungssek-
tors in Kombination mit Strategien zur Quali-
täts- und Effizienzsteigerung der Dienstleis-
tungsproduktion kann dann als Alternative zur 

Niedriglohnstrategie nach US-amerikanischem 
Vorbild dienen. 

Wenn die Akteure der Strukturpolitik die Chan-
cen der Dienstleistungswirtschaft erkennen und 
die klassische Industriepolitik durch Maßnah-
men einer aktivierenden Dienstleistungspolitik 
ergänzen, besteht die Möglichkeit, dass der Igel 
und der Hase gemeinsam ihr Ziel erreichen. 
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